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Vorwort zur ersten Auflage. 



Der Umfang des Handelsrechts ist nur annähernd durch das 
Handelsgesetzbuch und die Wechselordnung fixirt — ein nicht un- 
beträchtlicher Theil desselben beruht auf anderen Reichsgesetzen 
oder ausschliesslich oder vorwiegend auf Gewohnheitsrecht, für 
einzelne Institute fehlt jede positive Norm bis auf Gerichts- 
gebrauch und Doktrin. 

Für die Anordnung des Systems sind selbstverständlich 
wissenschaftliche (dogmatische) Grundsätze massgebend, «her, bei 
Lehrbüchern wie bei Vorträgen, doch in erster Linie didaktische: 
was leichter verständlich ist oder die Grundlage anderer Lehren 
bildet, muss vorausgeschickt werden, die Anordnung im Gesetz- 
buch ist in keiner Weise massgebend. Und wenn einerseits die 
lediglich praktische Beziehung nichthandelsrechtlicher Institute., 
z. B. des Urheberrechts und Erfinderrechts (sog. geistigen Eigen- 
thums), zu handelsrechtlichen Lehren, z. B. zu dem Recht des 
Buchhandels, deren Aufnahme in das System des Handelsrechts 
nicht zu rechtfertigen vermag, so gehören demselben anderer- 
seits auch solche Rechtstheile und Rechtsinstitute an, welche, 
ohne gegenwärtig ausschliesslich dem Handelsverkehr zu dienen, 
doch wesentlich aus dem Handelsverkehr hervorgegangen sind, wie 
z. B. das Wechselrecht, das Recht der Aktienvereine, oder in so 
engem geschichtlichen und dogmatischen Zusammenhange zu 
handelsrechtlichen Instituten stehen, dass sie nur in diesem völlig 
verstanden werden können, wie. das gesammte Recht der Wert- 
papiere, die Versicherung auf Gegenseitigkeit u. dergl. Die 
übliche, aber keineswegs gleichmässige Abgrenzung des sog. 
»Deutschen Privatrechts" kann für die Feststellung des Handels- 
rechtsgebietes um so weniger massgebend sein, als das letztere 
zu erheblichem Theile seine selbständigen geschichtlichen Grund- 
lagen, ihm eigentümliche leitende Gesichtspunkte und einen weit 
umfassenderen (universalen) Geltungsumfang hat, ja vielfach der 
Anknüpfung an Institute des (römischen) Civilrechts bedarf. 



Dazu tritt, dass bei der bevorstehenden Kodifikation des bürger- 
lichen Rechts sich nicht leicht die bisherige Disziplin des „Deut- 
schen Privatrechts" als solche aufrecht erhalten lässt, während 
kein gegründeter Zweifel bestehen dürfte, dass das Handelsrecht 
neben dem bürgerlichen Recht eine selbständige Stellung be- 
wahren muss und wird. 

Der nachstehende Grundriss, aus nun dreissigjährigen Vor- 
trägen über das Handelsrecht hervorgegangen und im Laufe 
der Zeit vielfach verbessert wie erweitert, soll eine angemessene 
Grundlage für den akademischen Vortrag bilden; bisher nur 
meinen Zuhörern mitgetheilt, erscheint er jetzt zum erstenmal 
im Buchhandel, da er wegen der Anordnung und der Literatur* 
angaben sich in weiteren Kreisen nützlich erweisen dürfte, auch 
bisher schon vielfach, ohne Quellenangabe, benützt worden ist. 

Durch die stete Verweisung auf die umfassenderen Lehr- 
und Handbücher soll die Privatlektüre, soweit zur Ergänzung 
des Vortrags wünschenswerth , erleichtert werden. Die bessere 
Spezialliteratur der einzelnen Zweige und Institute ist gleich- 
zeitig mit möglichster Genauigkeit verzeichnet, soweit solche 
nicht, wie in meinem Handbuch und in Behrendts leider un- 
vollendetem, so gewissenhaften Lehrbuch des Handelsrechts an- 
gegeben ist; andere Lehrbücher und Handbücher lassen hin- 
sichtlich der Genauigkeit oder der richtigen Auswahl (es wird 
auch unterscheidungslos Unwichtiges neben Wichtigem citirt) 
in dieser Richtung viel zu wünschen. Einzelne Monographieen 
und Abhandlungen sind besonders hervorgehoben. 

Oitate von Urtheilen der Gerichtshöfe und auswärtigen 
Gesetzen finden sich nicht, sind vielmehr dem Vortrag an ge- 
eigneter Stelle vorbehalten. 

Die abgekürzten Gitate sind, soweit nicht für sich ver- 
ständlich: Th.: Thors Handelsrecht; G.: Goldschmidt's Hand- 
buch (I. u. IL 1. in 2. Aufl., dazu einstweilen noch I. 2. in 
1. Aufl.); E. Hdb.: Handbuch des Deutschen Handelsrechts, 
herausg. von Endemann; B.: Behrendts Lehrbuch des deutschen 
Handelsrechts; Z.: Zeitschrift für das gesammte Handelsrecht; 
Bu.: Busch VArch. f. Deutsches Handelsrecht; Arch. f. W.R.: 
Archiv f. Wechsel- (und Handels-)Recht ; N. Arch. f. H.R.: Neues 
Archiv f. Handelsrecht von Heinichen u. s. f.; 0.0. N. F.: Cen- 
tralorgan f. das D. Handels- und Wechsel-R. Neue Folge. 
Berlin, 1. Juli 1887. 

Goldschmidt. 



Vorwort zur zweiten Auflage. 



Der Grundriss ist in den Literaturangaben bis zur Gegen- 
wart ergänzt, auch anderweitig verbessert. 

Neu hinzugetreten ist eine beträchtliche Zahl von Aus: 
führungen aus dem Gesammtgebiet des Handelsrechts und 
• seiner Spezialzweige, nämlich: 

Handelsrecht überhaupt (s. g. engeres oder all- 
gemeines): §§ 14, 18, 22, 23, 24, 25, 29, 30, 31, 
32, 37, 39a, 40, 61, 63, 64, 65, 69, 80, 86, 87, 88» 
90, 91, 92, 93, 94, 103, 104, 105, 111, 112, 113, 
118, 123, 124, 125, 127, 128. 
Seerecht: §§ 140, 146, 149, 154. 
Versicherungsrecht: §§ 158, 161a. 
Wechselrecht: §§ 171, 177, 178, 183, 192, 193, 198, 
199, 200, 201. 
Einen Theil dieser Ausfuhrungen pflegte ich, in früheren 
Jahren und wiederum in jüngster Zeit, meinen Zuhörern in 
Form von „Druckbogen" mitzutheilen. Bestimmend zu deren 
Erweiterung war der Wunsch, den auf gemessene Zeit be- 
schränkten mündlichen Vortrag ohne Schädigung der grund- 
legenden historischen und dogmatischen Erörterungen zu ent- 
lasten — zu deren Veröffentlichung die Unthunlichkeit , auf 
eines der zahlreichen „Lehrbücher", deren leitende Gesichts- 
punkte oder Methode meiner Auffassung nicht entsprechen, zu 
verweisen. Am meisten empfiehlt sich dieser Weg für solche 
Lehren, deren umfassende positive Einzelheiten sich wenig für 
den akademischen Vortrag eignen — indessen ist, aus ver- 
schiedenen Gründen, diese Grenze keineswegs eingehalten. Der 
in meinem „Handbuch" verfolgte Plan, jedes Rechtsinstitut und 
jeden wichtigen Rechtssatz bis auf seinen ersten Ursprung hinab 
zu verfolgen und so das geltende Recht in seiner genetischen 
Entwickelung als Erzeugniss der den jedesmaligen wirthschaft- 
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liehen Zuständen entsprechenden Rechtsarbeit der Kulturvölker 
aufzuweisen, liess sich selbstverständlich in dem Rahmen einer 
lehrbuchartigen Darstellung nicht durchfuhren. 

Der „Entwurf eines bürgerlichen Gesetzbuchs für 
das Deutsche Reich" (Erste Lesung 1888) ist an geeigneter 
Stelle, unter der Bezeichnung B. E., berücksichtigt. Denn obwohl 
zu der Alternative „Annehmen oder Ablehnen das gegenwärtige 
Stadium der Kodifikationsarbeit keinerlei Raum bietet, vielmehr 
erst die unter sorgsamer Erwägung aller kritischen Eröterungen 
alsbald in Angriff zu nehmende zweite Lesung, welche nach 
dem vom Bundesrath genehmigten Plane der Vorkommission 
die definitive Vorlage bilden wird, abzuwarten ist, so lässt sich 
doch schon gegenwärtig übersehen, dass sehr zahlreiche Be- 
stimmungen des zur Zeit vorliegenden Entwurfs in das künftige 
bürgerliche Gesetzbuch wesentlich ungeändert übergehen werden. 
Die so lebhaft verfochtene Ueberzeugung, dass der Entwurf im 
Ganzen eine dem Rechtsbewusstsein der Gegenwart wider- 
streitende, weil „romanisirende" Auffassung vertrete, theile ich, 
ungeachtet zahlreicher Bedenken gegen Form und Inhalt, nicht. 

Berlin, 15. Februar 1889. 

Goldschmidt. 



I. Bas System. 



Einleitung. 

I. Grundbegriffe: Handel und Handelsrecht. Handels- 
wissenschaft § 1 

Th. 1. §§ 1—4. G. I. §§ 1, 2. B. I. §§ 1-7. E. Hdb. I 
§§ 1-3. 

Vgl. unten zu § 10 ff., 15 ff. 

Oeffentliches Handelsrecht: 

Laband, Das Staatsrecht des D. Reiches. H. (1878) §§71 
bis 76 und in Marquardsen's Handbuch des öffentl. Beohts IL 1; 
(1888.) H. Schulze, Lehrbuch des D. Staatsrechts. I. H. 1881/86. 
Derselbe: Das Preuss. Staatsrecht. I. H. 1872/77. 2. Aufl. I. 
H. 1. 1888/89. — Lehrbücher des D. Verwaltungsrechts von: 
Rösler (1. 1, 2. Das soziale Verwaltungsrecht. 1872/73). 6?. Meyer, 
I. IL 1883/85. E. Löning. 1884. Stengel. 1886. 

Handels völk errecht: 
Die Systeme des Völkerrechts von Heffter, Bluntschli, Calvo, 
Phiüimore, v, Martern, Pradier-Fodtri, Twitss, Bidmerincq, Whar- 
ton u. A. — Handb., herausg. von v. Holtzendorff. 1885 ff. — 
Masse, Le droit commercial dans ses rapports avec le droit des 
gens et le droit civil. 3 öd. 4 vol. Paris 1873. Vgl. unten § 139. 

Handels Wissenschaft: 
J. R. Mac Culloch, A dictionary — of commerce and com- 
mercial navigation. London 1832. Neueste Ausgabe 1877. 
Dictionnaire universel theorique et pratique du commerce et 
de la navigation. Paris» Guillaumin & Gie. Neueste Ausgabe 
1874. G. Nöback und Fr. Noback, Allgem. Encyclopädie für 
Kauf leute, Fabrikanten und Gewerbetreibende. 12. Aufl. 1856/59. 
Portges. von F. Steger 1864. Bibliothek der gesammten Handels- 
wissenschaften. 3 Bde. 1867/77. L. Rothschilds Taschenbuch 
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für Kaufleute. 31. Aufl. 1888 u. v. a. Reuleaux, Der Welt- 
verkehr und seine Mittel* I. 8. Aufl. 1888. 

J. Savary, Le parfait negociant. Paris 1675 u. oft. J. G. 
Busch, Theoretisch-praktische Darstellung der Handlung. 3. Aufl. 
1808. Fr. Noback, Systematisches Lehrbuch der Handelswissen- 
schaft. 2. Aufl. 1851. 

Die Systeme der Nationalökonomie von K. H. Rau (Wagner 
u. Nasse), Schaffte, W. Roseher (insbes. Bd. IH), Gustav Cohn 
u. A. Handbuch der politischen Oekonomie, herausg. von 
Schönberg, I. II. 1882. (2. Aufl. I. - III. 1885/87.); insbes. Lexis, 

I. 1017. (2. Aufl. II. 663.) 

A. Beer, Allgemeine Geschichte des Welthandels. Abth.l — 3, 1. 
1860/63; 3, 2. (2 Bde.) 1884. K. AndrSe, Geographie des 
Welthandels. 5 Bde. 1867/77. W. Götz, Die Verkehrswege im 
Dienste des Welthandels. 1888. W. Heyd, Die Geschichte des 
Levantehandels im Mittelalter. I. II. 1870. (Vermehrte französ. 
Ausg. von Raynaud. I. II. 1885/87.) J. Falke, Die Geschichte 
des Deutschen Handels. I. II. 1859/60. 

Zeitschriften: die volkswirtschaftlichen, auch Preussisches 
(jetzt Deutsches) Handelsarchiv. 1847 ff. Bremer Handelsblatt. 
1853/83. Deutsches Handelsblatt. 1871/86. 

II. Geschichtliche Entwickelung und wissenschaftliche 
Bearbeitung des Handelsrechts. 

G. I. §§ 8-82. Th. I. §§ 5, 8-10, 18-24. B. I. §§ 8—14. 
E. Hdb. I. §§ 4-12, 24. 

Vorbemerkung § 2 

Zur Geschichte der wirtschaftlichen Anschauungen s. G. I. 
§ 2. W. Endetnann, Studien in der romanisch -kanonischen 
Wirthschafts- und Bechtslehre bis zum Ende des 17. Jahrhun- 
derts. I. 1874. II. 1883. W. Röscher, Geschichte der National- 
ökonomik in Deutschland. 1874. L. Cossa, Einleitung in das 
Studium der Wirthsohaftslehre. Bearb. von Moormeister. 1880. 
R. Wagner, Handbuch des Seerechts I. S. 5 ff. 

Pardessus, Collection — s. unten § 140. 

1. Im Alterthum. Insbesondere das Römische 
Recht .......§ 3 

S. auch G. I. §§ 37. 46 u. G., Z. XXXV. 37 ff. 69 ff. 

2. Im Mittelalter. 



— 11 — 

a) Italien t § 4 

8. auch (G. I. § 5, 6) FrSmirg, Etudes de droit commer- 
cial. Paris 1833. Endemann, Z. V. 333. Lastig, Entwicklungs- 
wege und Quellen des Handelsrechts. 1877 (dazu G., Z. XXIII. 
309). Endemann, Studien (s. § 2; dazu Lastig, Z. XXHI. 138. 
XXIV. 387). A. LatUs, II diritto commerciale nella legislazione 
statutaria delle citU Italiane. Milano 1883. Laues, Studii di 
diritto statutario. Milano 1887. Schaube, Das Konsulat des 
Meeres in Pisa. 1888 (dazu G., Z. XXXV. 599). 

b) Die übrigen Staaten § 5 

Insbes.: Die Stadtrechte (coutumes, keuren etc.). 

Das Recht der Deutschen Hanse. Wichtige Urkundenwerke: 
Hanserecesse, seit 1870. Bisher: 1256—1430. 1-V; 1431—1476. 
I— IV; 1477—1530. I. II. Höhlbaum, Hansisches Urkunden- 
buch. Bisher Bd. I— III. 1876/86. D. Schäfer, Die Hanse- 
städte und König Waldemar von Dänemark. 1879. Nitzsch, 
Monatsber. der Akad. der Wissensch. zu Berlin. 1879 S. 4, 
1880 8. 370 ff. Kruse, Z. f. R. G. (der Savigny-Stift.) G. A. 
IX. 152. 

Pauli, Lübeckische Zustände im Mittelalter I— HI. 1846/78. 
TL Hirsch, Danzig's Handels- und Gewerbsgeschichte unter der 
Herrschaft des Deutschen Ordens. 1858. Neumann, Z. Beilageh. 
zu Bd. VII. Geering, Handel und Industrie der Stadt Basel. 1886. 

Die Zunftrollen und sonstiges Gewerberecht (Wehrmann, 
Rüdiger u. a. m.). Allgemein : Schönberg, Zur wirtschaftlichen 
Bedeutung des Deutschen Zunftwesens im Mittelalter. 1868. 
Stieda, Zur Entstehung des Deutschen Zunftwesens. 1877. 
Schmoller, Die Strassburger Tucher- und Weberzunft. 1879. 
Depping, Reglements sur les arts et metiers de Paris. Paris 
1837. Toulmin Smith, English gilds. London 1870. 

Neumann, Geschichte des Wuchers in Deutschland. 1865. 
Amiet, Die französischen und lombardischen Geldwucherer des 
Mittelalters. Zürich 1877. 

Bourquelot, Etudes sur les foires de la Champagne. 2 Vol. 
Paris 1865. Thomas, Capitular des Deutschen Hauses in Venedig, 
1874. Simonsfeld, Der fondaco dei Tedeschi in Venedig. 2 Bde. 1887. 

3. Die neuere Zeit. 

a) Bis zum Ende des XVIII. Jahrhunderts . § 6 
S. auch G. I. §§ 7, 8. 



— 12 — 

Insbes. : Die revidy-ten Statuta mercatorum. Die revidirten 
Stadtrechte, insbes. Flandrische, Brabantische (Antwerpen), 
Holländische (Amsterdam, Rotterdam etc.)? Deutsche. Die Fran- 
zösischen Gesetze: Edit de Charles IX — novembre 1568. Or- 
donnance du commerce — mars 1673. Ordonnance de la 
marine — 1681. — Ordenanzas de Bilbao — 1737. (1560.) — 
Einzelgesetze. 

b) Der gegenwärtige Rechtszustand. 

Deutschland § 7 

S. auch O. I. §§ 9—22. 

1. A. L. R. [5./2. 1794]. IL 8. § 475—2464. 
(Oode de commerce [francais]). 

2. Entwurf eines Handelsgesetzbuchs für das König- 
reich Württemberg. I. II. 1839/40. 

3. Allgemeine Deutsche Wechselordnung, voll- 
endet 9./12. 1847, publ. 1848 ff. 

Protokolle der zur Berathung einer A. D. W.O. in Leipzig 
abgehaltenen Konferenz, nebst dem Entwurf einer W.O. für 
die Preuss. Staaten, den Motiven zu demselben etc. 4. Leipzig 
1848. Protokolle der Leipziger Wechselkonferenz, herausg. von 
H. Thöl. 1866. — Landes-Einfuhrungsgesetze (1848/72) s.sub 5. 

Die sog. Nürnberger Novellen: 1. Lesung 1858, 
2. Lesung 1861, pübl. 1861 ff (Z. I. 540. V. 228.) 

4. (Frankfurter) Entwurf eines allgemeinen H. G. B/s 
für Deutschland (sog. Reichshandelsgesetzentwurf) 
Tit. 1—5. 1848/49. 

5. Allgemeines Deutsches Handelsgesetzbuch, 
vollendet nach theilweise dreimaliger Lesung (1857 
bis 1861) 11./8. 1861, publ. 1861 ff. 

Entwurf eines H.G.B.'s für die Preuss. Staaten I. II. 1857/59. 

Protokolle der (Nürnberger bezw. Hamburger) Kommis- 
sion zur Berathung eines A.D.H.G.B.'s , herausg. von J. Lutz. 
9 Theile mit (unvollständigem) Registerband und Beilagenband 
in 3 Theilen. 1858/63. 
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J. Riesser, Zur Revision des Handelsgesetzbuchs. 1. Abth. 
(Z. Beilageh. zu Bd. XXXIII.) 1887. 

Landes -Einfuhrungsgesetze (1861/72); Sammlung (unvoll- 
ständig) im Beilagenband zu den Nürnberger Protokollen. Th. III. 
1863/66, besonders 1871. Systematische Zusammenstellung: 
v. Salpius, Die Ergänzungen der A. D. W.O. und des A. D. 
H.G.B.'s. 1870. 

6. Wichtigste Grundgesetze aus der Zeit des 
Norddeutscheu und Deutschen Bundes und 
des Deutschen Reichs, seit 1866. 

(G. I. § 21-23 u. Z.) 

Ges., betr. die Einfuhrung der A.D.W.O., der Nürn- 
berger Wechsel -Novellen und des A.D.H.G.B.'s als Bundes- 
gesetze, v. 5./6. 69 (dazu R.G. v. 16./7. 71 § 2, 22./4. 71 § 2). 
Ges., betr. die Errichtung eines obersten Gerichtshofes für Han- 
delssachen, v. 12./6. 69 (dazu R.G. v. 16./4. 71 § 2, 22./4. 71 
§ 5). Gewerbe-Ordn. v. 21./6. 69, jetzt 1./7. 83, nebst Novellen. 
Strafgesetzbuch v. 31./5. 70, jetzt 15./5. 71. Gerichtsverfas- 
sungsges. (G.V.G.) v. 27./1. 77. Zivilprozessordnung (Z.P.O.) 
v. 30./1. 77. Konkursordnung (K.O.) v. 10./2. 77 (vgl. v. Sar- 
wey, Z. XXHL 371. Keyssner, eod. XXV. 449). Ersetzt sind 
H.G.B. Art. 528-556 durch die Seemannsordnung v. 27./12. 72; 
H.G.B. Art. 173— 249a durch Art. 173-249 g laut Reichsges. 
v. 18./?. 84. 

Andere Gesetze s. unten im Zusammenhang. 

Zusammenstellungen der Reichsgesetze im Kommentar von 
Makower (s. § 9); Schröder, Das A. D. H.G.B. und die A. D. 
W.O. nebst — den ergänzenden — Gesetzen des Deutschen 
Reiches. 6. Aufl. 1884 und Nachtrag 1884. 

Die übrigen Staaten § 8 

G. I. §§ 23—32 und Z. I— XXXV. (F. Mittermaier u. A.) 
Annuaire de tegislation etrangere, publie par la soci^te* de 16gis- 
lation comparäe. Seit 1872. Dazu: Annuaire de legislation fran- 
$aise. Seit 1882. Paris. — Rassegna di diritto commerciale 
Italiano e straniero. Raccolta internationale — diretta dall* 
awocato F. M. Fiore-Goria. Seit 1883. Torino. — Annales 
de droit oommercial, fran^ais, oranger et international, publiäs 
par E. Thaller. Seit 1886. Paris. 

Oscar Borchardt, Die geltenden Handelsgesetze des Erdballs, 
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gesammelt und ins Deutsche übertragen. (Nur Uebersetzung.) 
Erste Abth. : Die kodifizirten Handelsgesetze. Bd. I. 2. Aufl. 
1884. Bd. H—V und Begister. 1884/87. S. Borchardt und 
0. Borchardt, Wechselgesetze (s. § 171). 

1. Oester reich. 

Cisleithanien: Die Deutsche W.O., publ. 25./1. 50, das 
Deutsche H.GB. (ohne Seerecht), publ. 17./12. 62. Konkurs- 
ordnung 25./12. 68. 

Länder der Ungarischen Krone: Handelsgesetz (wesentlich 
Deutsches) v. 16./5. 75. Wechselgesetz (wesentlich Deutsches) 
v. 6./6. 76. Konkursordnung 27./3. 81. Nachgebildet: Bosnien 
u. Herzegowina, seit l./ll. 83. 

2. Schweiz. 

Bundesgesetz über das Obligationenrecht v. 14.(6. 81 (ent- 
hält Handels- und Wechselrecht [wesentlich Deutsches] ohne 
See- und Versicherungsrecht). Dazu andere Bundesgesetze und 
Kantonalrecht. 

3. Frankreich. 

Code de commerce, publ. 20. — 25./9. 1807, nebst zahlreichen 
Ergänzungs- und Abänderungs-Gesetzen (insbes. Ges. 28./5. 38, 
2./7. 62, 6.(5. 63, 23./5. 63, 18./7. 66, 24.(7. 67, 28.(3. 12./8. 85, 
12.(1. 86, 11.(4. 88). 

4. Belgien. 

Code de commerce revise, in einzelnen Theilen publ. 1867/79; 
neue Konkursordnung 18./4. 51 ; Ges. über Handelsgesellschaften 

22.(5. 86. 

5. Niederlande. 

Wetboek van Koophandel 10.(4. 38. 

6. Italien. 

Codice di commercio 28.(6. 65, jetzt 2.(4. bezw. 31.(10. 82. 

7. Spanien. 

Codigo de comercio 30.(5. 29, jetzt 22.(8. 85; Ges. 6./12. 68. 

8. Portugal. 

Codigo commeroial Portuguez. 18.(9. 33; jetzt 28./6. 88. 
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9. Griechenland. 

Ndjios epucopixoc. 1./5. 35. 

10. Rumänien. 

Codicele de commerciü. 10./12. 63; jetzt 22./5. 87. 

11. Serbien. 
Handelsgesetzbuch 6./2. 60. 

12. Russland. 

Swod sakönow XI. 3. Ausg. 1857 (Deutsche Uebersetzung 
1851; fehlt bei Borchardt). 

Ehemal. Königr. Polen: 
Code de commerce francais. 

Deutsche Ostseeprovinzen: 
Liv-, Kur- und Esthländisches Privatrecht. 1864. 

Finnland: 
W.O. 20./3. 59, Seegesetz 9./1. 73. 

13. Türkei. 

H-G.B. 1850 bezw. 1860, Seerecht 1864. 

Aegypten: H.G.B. und Seerecht 1874/75. 

14. Mittel- und Südamerikanische Staaten. 
Insbesondere: Brasilien 1850, Argentina 1859/62, Chile 1865. 

15. Ohne Handelsgesetzbuch bisher: 
Die Skandinavischen Staaten. 

Vereinigte Staaten von Amerika. ) 

4. Die Literatur § 9 

(Mit Ausschluss der besonderen Literatur des Wechsel-, See- 
u. Versicherungsrechts vgl. §§ 141, 156 a, 174.) 

G. I. § 23 a. Voigtel, Uebersicht der Literatur des Deut* 
sehen Handelsrechts (1862/75) 1876 (mangelhaft). 

Benevutus Straccha, Tractatus de mercatura seu mercatore. 
Venet. 1553 (Amstelod. 1669). Rotae Genuae de mercatura et 
rebus ad eam pertinentibus decisiones. Oenuae 1582 (Amstelod. 



Grossbritannien. \ 8 ^ a ® l40 ' 166 ' 
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1669). Joh. Marquard, Tractatus politico-juridicus de iure mer- 
catorum et commerciorum singulari. 2 t. Fol. Francofurti 1662. 
Ansaldi de Ansaldis, Discursus legales de commercio et merca- 
tura. Rom 1689. (Ooloniae 1751.) J. M. L. de Casaregis, Dis- 
cursus legales de commercio (disc. 1 — 60. Genuae 1707). 3 t. 
Fol. Florenz 1719/29 (Op. omnia Venet. 1740, 4 t. Fol.). 

C. F. v. Martern, Grundriss des Handelsrechts, insbes. des 
Wechsel- und Seerechts. Göttingen 1797. (8. Aufl. 1820.) Heise's 
Handelsrecht. Nach dem Original-Manuscript (1814/17). 1858. 
J. H. Bender, Grundsätze des Deutschen Handelsrechts. I. II. 1. 2 
(ohne See- und Versicherungsrecht). 1824/28. M. Pohls, Dar- 
stellung des gemeinen Deutschen und des Hamburgischen Han- 
delsrechts. I. IL 1. 2. III. 1-4. IV. 1. 2. 1828/34. H. Thol, 
Das Handelsrecht (unvollendet) Bd. I. 1841. (6. Aufl. 1879.) 
Bd. IL (Wechselrecht) 1848. (4. Aufl. 1878.) Bd. IIL 1880. 
C. H. L. Brinckmann, Lehrbuch des Handejsreehts (ohne 
Wechsel-, See- und Versicherungsrecht). 1853/57 ; fortgesetzt von 
W. Endemann. 1860. 

Neuere Systeme: 

Gad, Handbuch des A. D. Handelsrechts. I. 1863 (unvoll- 
endet). W. Auerbach , Das neue Handelsgesetz. Abth. I. IL 
1863/65 (ohne Wechsel- und Seerecht). L. Goldschmidt, Hand- 
buch des Handelsrechts (noch unvollendet). Bd. L Abth. 1. 2. 
1864/68. (2. Aufl. der ersten Abtheilung, jetzt Bd. I. 1874/75. 
Bd. IL Liefer. 1. 1883.) W. Endemann, Das Deutsche Handels- 
recht (ohne Wechsel- und Seerecht). 1865. (4. Aufl. 1887.) 
O. Wächter, Das Handelsrecht nach dem A. H.G.B. 2 Thle. 1866 
(ohne Wechsel- und Seerecht). Gareis, Das Deutsche Handels- 
recht 1880. (3. Aufl. 1888.) Behrend, Lehrbuch des Handels- 
rechts [cit. B.], bisher I. 1—4. 1880/86. Handbuch des Deutschen 
Handels-, See- und Wechselrechts, herausg. v. Endemann. I. 1881. 
IL 1882. IIL 1883/85. IV. Abth. I. H. 1884. Cosack, Lehr- 
buch des Handelsrechts mit Einschluss des Seerechts. 1888. 

Kommentare und annotirte Ausgaben (bis auf Mahower 
unter Ausschluss des Seerechts): 

F. y. Hahn, Kommentar zum Allg. D. H.G.B. I. II. 1862/67. 
(3. Aufl. I. 1877. 2. Aufl. n. 1875/83.) A. Anschütz und 
v. Völderndorff, Kommentar zum A.D.H.G.B. I. ü. III. 1867/74. 
(H. Abth. 2. 2. Aufl. 1885.) H. Mahower, Das A.D.H.G. mit 
Kommentar. 1862. (9. Aufl. 1884.) E. S. Puchelt, Kommentar 
zum A.D.H.G.B. 1872/74. (3. Aufl. 2 Bde. 1882/85.) A. Brix, 
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Das A.D.H.G.B. vom Standpunkt der Oesterreichischen Gesetz- 
gebung erläutert, Wien 1864. Kowalzig, A.D.H.G.B., erläutert 
vornehmlich aus den Entscheidungen des R.O.H.G.'s 1876. (2. Aufl. 
1879.) H. Keyssner, A.D.H.G.B. nach Rechtsprechung und 
Wissenschaft erläutert. 1878. Ferner: Litthauer, 6. Ausg. 1886. 
Bosch, 2. Aufl. 1885. Gareis, 1886 u. a. m. 

F. Bahn, Handelsrechtliche Vorträge. 1875. 

Die Lehrbücher des Deutschen Privatrechts von Mittennaier 
(7. Aufl. 1847), Beseler (4. Aufl. 1885), v. Gerber (15. Aufl. 
1886), Bluntschli-Bahn (3. Aufl. 1864), Gengier (3. Aufl. 1876), 
0. Stobbe, I— V. 1871/85 (I— DL 2. Aufl. 1882/85 — nur theil- 
weise hierhin gehörig). F. Bahn, Deutsches Rechtsbuch. 1877. 
Mandry, Der civilrechtliche Inhalt der Reichsgesetze. 1878. 
(3. Aufl. 1885.) Förster, Theorie und Praxis des heutigen ge- 
meinen Preussischen Privatrechts. 4 Bde. 3. Aufl. 1873/74. (4. 
u. 5. Aufl. bearbeitet von Eccius, I— IV. 1880/84. 1886/88.) 
Bernburg, Lehrbuch des Preussischen Privatrechts und der Pri- 
vatrechtsnormen des Reichs. I. 4. Aufl. 1884, II. 1. 4. Aufl. 1888 ? 
III. 3. Aufl. 1884. Hasenöhrl, Das Oesterreichische Obligationen- 
recht I. Wien 1878/81. II. 1. 1886. 

Die Lehrbücher der Pandekten, insbes. von Windscheid 
(6. Aufl. 3 Bde. 1887), Bekker J. (1886), Bernhurg 3 Bde. 1884 
bis 1887 (I. 2. Aufl. 1888), Wendt, 1888. 

Encyclopädie der Rechtswissenschaft, herausgegeben von 
r. Holtzendorff. I. 4. Aufl. 1882. II. III. 1. 2. Rechtslexikon. 
3. Aufl. 1880/82. 

Scheffer und Gross, Repertorium zum A.D.H.G.B. 1867. 
(Grünewald, Repertorium zum A.D.H.G.B. 2 Bde. 1871/74.) 

Die Rechtsprechung: 

Entscheidungen des Reichs- (früher Bundes-) Oberhan- 
delsgerichts, 1881/79, 25 Bde. Generalregister zu Bd. I— X. 
XI— XV. XVI— XX. XXI— XXV. — Entscheidungen des 
Reichsgerichts in Civilsachen, herausg. von den Mitgliedern 
des. Gerichtshofes, seit 1879. Generalregister zu Bd. I — X. 1885. 
Bolze, die Praxis des Reichsgerichts in Oivilsachen. Bd. I — V. 
1886/88. — Rechtsgrundsätze der Entscheidungen deutscher Ge- 
richtshöfe, mit Ausnahme der des R.O.H.G.'s, auf dem Gebiet 
des Handelsrechts — herausg. von Grünewald. 1. 2. 1877/78. 
Sammlung von (Oesterreichischen) Entscheidungen, zum H.G.B., 
von Adler und Clemens. Bd. I— V. Wien 1868/84. Fuchsberger, 
Entscheidungen des Reichsgerichts und Reichsoberhandelsgerichts. 
Goldschmidt, System des Handelsrechts. 9. Aufl. 2 
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I. Handelsrecht. 1881. II. Wechselrecht. 1881. Supplement I. 
1883. Seerecht. 1885. Sammlung von Rechtsprüchen in den 
S. 18 genannten Zeitschriften. 

Ausgewählte Entscheidungsgründe des O.A.G. der vier freien 
Städte — herausg. von Thöl. 1857. 

Hamburgische Gerichtszeitung. 1861/68. Hamburgische Han- 
delsgerichtszeitung , seit 1868. Hanseatische Gerichtszeitung. 
Hauptblatt: Handelsrechtliche Fälle, seit 1880. Generalregister 
von Semmler (1868/84). 1886. — Sammlung handelsgerichtlicher 
Entscheidungen — in Bayern. 2 Bde. 1865/67. Sammlung 
wichtiger Entscheidungen des Bayr. Handelsappellationsgerichts. 
3 Bde. 1868/70. Sammlung von Entscheidungen des obersten 
Gerichtshofes für Bayern und der Bayr. Handelsappellations- 
gerichte. 8 Bde. 1873/79. 

Archiv für Entscheidungen der obersten Gerichte in den 
Deutschen Staaten, v. J. A. Seuffert (E. A. Seuffert — Preusser 
— Schutt), seit 1847. Dazu Generalregister zu Bd. I — XX. 
XXI— XXV. XXVI— XXX. XXXI— XXXV. XXXVI-XL. 

Die Sammlungen der Urtheile des O.A.G.'s zu Lübeck, 
O.T.'s zu Berlin u. a. m. 

Zeitschriften und gesammelte Abhandlungen, insbes.: 

Heise und Cropp, Juristische Abhandlungen. 2 Bde. 1827 
bis 1830. Thöl, Praxis des Handels- und Wechselrechts. 1. (ein- 
ziges) Heft. 1874. R. Römer, Abhandlungen aus dem Rom. 
Recht, dem Handels- und Wechselrecht. 1. (einziges) Heft. 1877. 
A. Renaud, Rechtliche Gutachten. 2 Bde. 1886. A. Frtmtry, 
Etudes de droit commercial. Paris 1833. 

Gelpcke, Zeitschrift für Handelsrecht. 3 Hefte. 1852/53. 

Archiv für Deutsches Wechselrecht (und Handelsrecht, seit 
Bd. VI Heft 3), herausg. v. Siebenhaar und (bis Bd. IX) Tauch- 
nitz 18 Bde. 1851/69. N. F. 6 Bde. (v. Bernewitz) 1870/74 (ge- 
schlossen). 

Zeitschrift für das gesammte Handelsrecht, herausg. 
von Goldschtnidt (später auch Laband [Malsz], Sachs, v. Hahn, 
Keyssner). Bisher 35 Bde. und 10 Beilagenhefte. Seit 1858. 
Systematisches Generalregister zu Bd. I— XXV und sämmtlichen 
Beilagenheften v. H. Gabriel 1881. (s. Goldschmidt, Z. XXXV. 1). 

Neues Archiv für Handelsrecht, herausg. v. J. Voigt und 
Heinichen (später Heinecken und Weber). 4 Bde. 1858/66 (ge- 



Centralorgan für den Deutschen Handelsstand , herausg. 
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von G. Lahr. 3 Bde. 1862/64. Centralorgan für das Deutsche 
Handels- und Wechselrecht. N. F., herausg. von G. Löhr, seit 
Bd. VI von W. Hartmann. 9 Bde. 1865/73 (geschlossen). 

Archiv für Theorie und Praxis des Allgemeinen Deutschen Han- 
dels- (und Wechsel-)Rechts, herausg. von (? v. Raule, v. Gerber und) 
F.B. Busch (später auchH. Busch und G. Keyser, zuletzt H. Busch). 
48 Bde. Register zu Bd. I— XV. XVI-XXV. XXVI-XXXVII. 
Seit 1862. Seit 1888 als „Neue Folge" : Archiv für bürgerliches 
Recht mit Binschluss des Handelsrechts, herausg. von J. Kohler 
und V. Ring. 

Ausserdem: Archiv f. civil. Praxis, Jahrbücher f. Dogma- 
tik, Grünhufs Zeitschr. , Gruchofs (Rassow u. Küntzel) Bei- 
träge, Revue de droit international, Journal de droit inter- 
national prive, Zeitschr. f. vergleichende Rechtswissenschaft u. v. a. 

J. Riesser y Handelsrechtspraktikum. 1885. 

Auswärtige, namentlich Französische, Italienische, Eng- 
lische (Amerikanische), Holländische Literatur und Rechtspre- 
chung s. G. I. §§ 24—32 und Literaturübersichten der Z. 

Insbesondere: 

Pardessus cours de droit commercial. 6 ed. 4 vol. 
1856/57. Masse, s. oben S. 9. Delamarre et Lepoitvin, Traitö — 
de droit commercial. 2 öd. 6. vol. 1861. Älauzet, Commentaire 
du code de commerce. 3 ed. 8 vol. 1879. Bravard- Veyrüres, 
Traitö droit de commercial. Publik — par Demangeat. I — III. 
V. VI. 1862/68. IV. 1. 1875. IV. 2. 1886. 2 öd. I— III. 1887/88. 
Bedarride, Droit commercial. 18 vol. 1854/64. 2 bezw. 3 öd. 
1872/83 (dazu unter Spezialtiteln 10 vol.). Boistel, Precis du 
cours de droit commercial. 3 ed. 1884. Lyon Caen et Re- 
nault, PrScis de droit commercial. I. II. 1879/86 ; 2 ed. : Tratte" 
de droit commercial. I. 1888. A. Laurin, Cours elementaire 
de droit commercial. 2 ed. 1888. Dictionnaire du contentieux 
commercial et industriel. 6 öd. — par Dutruc. 2 vol. 1875. — 
Dictionnaire de droit commercial et industriel et maritime. 3 öd. 
par Goujet et Merger , jetzt Ruhen de Gouder. 6 vol. Paris 
1877/81. Dreyer, Z. XX. XXI. XXII. XXIV. XXXIII. 

Namur, Le code de commerce beige revisö. 2 ed. 3 vol. 
Bruxelles 1884. Nyssens et de Baets, Commentaire legislatif du 
code de commerce beige. 3 vol. Bruxelles 1888. 

Entwurf eines Schweizerischen Handelsrechts. Bern 1864. 
Motive — verfasst von — Munzinger. 1865. Schneider und 
Fick, Das Schweizerische Obligationenrecht. 2. Aufl. Zürich 
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1884. Hafner, Das Schweizerische Obligationenrecht. Zürich 
1883. Haberstich, Handbuch des Schweizerischen Obligationen- 
rechts. I. IL 1. 2. 1884/87. 

Holtius, Voorlezingen over handeis- en zeeregt. 3 d. Utrecht 
1861. Eist, Beginselen van handelsregt. 6 d. Amsterdam 1873 
bis 1877 (d. I-IV. 2 Aufl.). 

Borsari, H codice di commercio annotato. 3. vol. Torino 
1869/70. Vidari, Corso di diritto commerciale. Vol. I — IX. Mi- 
lano 1877/87 (3 ed. I— in 1888). A. Marghieri, II nuovo diritto 
commerciale Italiano, esposto sistematicamente. 2 vol. Napoli 
1882/83 (2 ed. 1886). Vidari, II nuovo codice di commercio. 
2 ed. Milano 1884. II codice commercio Italiano, commentato — 
von Ascoli u. A. 7 vol. Verona 1883 ff. (noch unvollendet). 

Smith, A compendium of mercantile law. 9 ed. London 
1877. Addison, On contractu 8 ed. by Smith. London 1883. 
American edit. 3 vol. Boston 1888. Anson, Principles of the 
English law of contract and of agency. 5 ed. Oxford 1888. 
F. Pollock, Principles of contract. 4 ed. London 1885. — Bell, 
Commentaries on the law of Scotland. 7 ed. 2 vol. Edinburgh 
1870. — Tudor, A selection of leading cases on mercantile and 
maritime law. 3 ed. London 1884. 

Kent, Commentaries on American law. 12 ed. 4 vol. Boston 
1873. Th. Parsons, Laws of business for all the states and 
territories of the Union and the dominion of Canada. New ed. 
Hartford 1887. Th. Parsons, The law of contracts. 7 ed. 3 vol. 
Boston 1883. F. Wharton, A commentary on the law of con- 
tracts. 2 vol. Philadelphia 1882. Metcalf, Principles of the law 
of contracts. 2 ed. by Heard. Boston 1888. — Federal decisions. 
Cases argued and determined in the supreme, circuit and districts 
courts of the U. States, arranged by W. J. Myer. St. Louis. 30 vol. 
(noch unvollendet). Hare and Wallace, American leading cases — 
with special reference to mercantile law. 5 ed. 2 vol. Phila- 
delphia 1871. Bouvier, A law dictionary. 14 ed. 2 vol. Phila- 
delphia 1875. — Stimson, American Statute law. Boston 1886. 

Civil code of New York (D. Dudley-Field). Albany 1865. 

C. E. Leuthold, Russische Rechtskunde (auch Handelsrecht) 
1889. 

Vergleichende Zusammenstellungen von St. Joseph, Leone Levi, 
Höchster, Sacre et Oudin, Colfavru. Späing, Französisches und 
Englisches Handelsrecht im Anschluss an das D.H.G.B. 1888 
(s. G., Z. XXXV. 295). 



Erstes Buch. 

Die Regeln and Quellen des Handelsrechts. 

H.G.B. Art. 1-3, 278, 279. G.V.G. § 118. C.P.O. § 265. 

Th. I. §§ 6, 7, 11-17. G. I. §§ 33-39. B. I. §§ 5, 6, 
15-21. E. im Hdb. I. 6—11, 19—23. 

I. Geltungsumfang § 10 

IL Quellen und Methode §11 

Insbesondere der Handelsgebrauch (Usance) . § 12 

S. auch Laband, Z. XVII. 466. Zitelmann, Arch. f. civil. 
Praxis. LXVI. 323. Rümelin, Jahrb. f. Dogm. XXVH. 153. 
Neueste „Bedingungen", z. B. Z. XXX. 101—130, XXXII. 141 
XXXIII. 545, XXXV. 180, 189, 200, 215. 

III. Handelsrecht und allgemeines bürgerliches Recht § 13 

S. auch Z. XX. 134. G. Cohn, Drei rechtswissenschaftliche 
Vorträge (II) 1888. 

IV. O ertliche und zeitliche Geltung § 14 

S. auch (§ 1 u. G. § 38): T. M. C. Asser, Das internatio- 
nale Privatrecht. Bearb. aus dem Holland, von M. Cohn. . 1880. 
T. M. C. Asser, Elements de droit international privö — traduit, 
compl^tö et annote par A. Rivier. Paris 1884. J. Westlake, 
Lehrbuch des internationalen Privatrechts. Deutsche Ausgabe 
— von v. Holtzendorff. 1884. Andre* Weiss, Traite elemen- 
taire de droit international privö. Paris 1886. v. Bar, in 
v. Holtzendorff's Encyclopädie. 4. Aufl. I. 673 ff. Vincent et 
PSnaud, Dictionnaire de droit international privö. Paris 1877/78. 

Journal de droit international privi — publie par Clunet. 
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Paris. Seit 1874. Zeitschrift für vergleichende Rechtswissen- 
schaft, herausg. von Bernhöft, G. Cohn und (seit Bd. 3) von 
J. Kohler (seit 1878). 

Göppert und Eck, Gesetze kaben keine rückwirkende Kraft. 
(Jahrb. für Dogm. XXII. 1.) 1883. Pfaff und Hofmann , Ex- 
kurse über österr. a. bürgerl. Recht. I. 2 — 4. Wien 1889. 



Zweites Buch. 

Der Handel und die Handelsgeschäfte. 

H.G.B. Art. 271-277, 4. 

Th. 1. §§ 25—37. G. I. §§ 40-59. B. I. §§ 22—31. 
E. im Hdb. I. §§ 13-18. 8. auch zu § 1. 

I. Geschichtliche Entwickelung der Begriffe . . § 15 

S. auch Fr. Politzer, Das Verhalten des A.D.H.G.B.'s 
zum Immobiliarverkehr. 1885. 

IL Handelsgeschäft und Handelsgewerbe. Objec- 
to ves, subjectives, gemischtes System . . . . § 16 

S. auch U. Manara, Gli atti di commercio. Torino 1887. 

Die einzelnen Klassen. Die Präsumtionen . § 17 

Die Handelssache und das Handelsgericht . § 18 

H.G.B. Art. 1, 3. (Reichsges. 12,6. 69. § 13.) 

D. Gerichtsverfassungsges. § 101 (§§ 11, 67, 70, 100, 

102-118, 23). 

E.G. zur C.P.O. §§ 3, 13, 14, 15. Z. 2. 

Ketjssner, Z. XXV. 449. 

III. Einseitige, beiderseitige Handelsgeschäfte . . § 19 

IV. Handelszweige. Gross- und Kleinbetrieb . . § 20 
Vgl. §§ 23, 26. 



Drittes Buch. 

Das Handlungshaus. 

Erster Abschnitt. Der Kaufmann oder Handelsmann. 

Th. I. §§ 38-54. E. §§ 13-24. B. I. §§ 23—25, 32-42. 
v. Völderndorff, in E\ Hdb. I. §§ 25-63 (!). 

Cap. I. Begriff und Rechtsstellung . . . . § 21 
H.G.B. Art. 4, 5, 11. 
G. I. §§ 43, 44. 
Insbesondere: 

Die Befugniss zum Handelsbetrieb ... § 22 
H.G.B. Art. 11, 276. R.Gewerbeordnung 21./6. 69, jetzt 
1./7. 83. R.G. 6.(7. 87. 

Jacobi, Die Gewerbegesetzgebung im Deutschen Reich. 1874. 
M. Seydel, Das Gewerbepolizeireeht. 1881 (auch Hirth's Annalen 
1881. S. T>69 f.). MarcinowsM, Die Deutsche Gew.O. — mit 
Kommentar. 4. Aufl. 1888. P. Kayser , Gewerbeordnung für 
das D. Reich. 2. Aufl. 1888. — Löning, D. Verwaltungsrecht. 
§§ 115-126 u. Cit. Laband f D. Staatsrecht IL § 76. — t\ Schön- 
berg im Handbuch der polit. Oekonomie II. 385. 

Voll k aufm ann und Minderkaufmann . . . § 23 
H.G.B. Art. 10. 
G. I. § 46. 

Der minderjährige Kaufmann § 24 

Die Kauf- oder Handelsfrau § 25 

H.G.B. Art. 6-9. Gew.O. § 111. C.P.O. § 51. 

S. auch Stobbe, D. Privatr. IV. § 229. Mandry 13. 
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* Cap. II. Das Handelsregister § 26 

H.G.B. Art. 12-14. 

Lit.: B. I. § 39. Lastig, Florentiner Handelsregister des 
Mittelalters. 1883. 0. Rudorff, Die Vorschriften über die Füh- 
rung des Handelsregisters. I. 1882. Späing , Handelsregister 
und Firmenrecht. 1884. Le Fort, Le registre de commerce et 
les raisons de commerce. Geneve 1884. 

Cap. III. Handlung (Geschäft). Niederlassung. 

Gerichtsstand §27 

H.G.B. Art. 16, 18, 19, 21-24, 28-31, 41. C.P.O. §§ 22, 
18, 19, 23, 24, 29-31. K.O. §§ 64, 208. 

Lit.: B. I. §§ 37, 38. Vgl. Bekker, Z. IV. 499. Bekker, 
Pandekten I. § 43. V. Simon, Die Bilanzen der Aktiengesell- 
schaft 1886. — S. unten §§ 28, 33. 

Cap. IV. Die Firma § 28 

H.G.B. Art. 15-27. R.G. 30./3. 88. 

Lit.: B. I. § 40. Dazu: Ehrenberg, Z. XXVIII. 25. Miller, 
Die Lehre von der Geschäftsfirma nach Schweiz. Obligationenr. 
Bern 1884. Späing (s. § 26). Bahr, Urtheile des Reichsgerichts 
in Civilsachen S. 121 ff. Mayer, Z. XXVI. 363. Vgl. auch 
§§26, 27, 33. 

Cap. V. Die Waarenbezeichnung § 29 

(Str.G.B. § 287.) Reichsges. t. 30./11. 74. Oesterr. Ges. 
über den Markenschutz 7./12. 58 und 15./6. 65. 

Homeyer, Die Haus- und Hofmarken. 1870. Dietzel, Jahrb. 
von Bekker und Muther. IV. 227. — J. Kohler, Das Recht des 
Markenschutzes, 1884/85. Bahr und Mayer, 1. c. (§ 28). Weitere 
Lit.: B. I. § 41. Z. XXXV. 160, 446. 

Cap. VI. Die kaufmännische Buchführung. 

H.G.B. Art. 28-40. C.P.O. §§259, 392, 409 und E.G. 
§ 13. (Str.G.B. §§ 281, 283) K.O. §§ 209, 210. Gew.O. § 38. 

Lit.: B. I. § 42. V.Simon, Die Bilanzen der Aktiengesell- 
schaften. 1886. 

I. Führung und Aufbewahrung der Bücher . . § 30 

II. Beweiskraft § 31 



III. Vorlegung und Mittheilung § 32 

Goldschmidt, Z. XXIX. 341. 

Cap. VII. Erlöschen der Kaufmannseigenschaft. 
Erlöschen und Veräusserung des Ge- 
schäfts § 33 

Lit.: B. I. § 37, 40 (insb. die Abh. von Regelsberger u. Si- 
mon). Stobbe, D. Privatr. III. § 181. Rünger, Haben Erwerb 
und Fortführung einer Firma den Uebergang der Schulden und 
Forderungen zur Folge? Greifswald 1881. Ladenburg, Z. XXX. 
90. Verhandl. des XIV. und XV. Juristentags. Vgl. auch 
§§ 27, 28. 

Zweiter Abschnitt. Das Handlungspersonal und die 
handelsrechtliche Stellvertretung. 

Th. I. §§ 55—86. B. I. §§ 43- 55. Wendt in E. Hdb. 
I. §§ 64-73. S. auch Lit. vor § 133. 

Cap. I. Die Handlungsgehülfen. Das Dienst- 

verhältniss § 34 

H.G.B. Art. 57—65. R.Gew.O. §§ 105-139 b, 154. u. Ges. 

6.J7. 87. Oesterr. Gewerbeges. v. 20./12. 59. §§ 50, 72-105 

(modif. Ges. 15. 3. 83 und 8./3. 85). 

S. auch Mandry 401. 411. Stobbe, D. Privatr. III. § 188. 

Dankwardt, Jahrb. für Dogmat. XIV. 228. Thöl, Praxis I. 40. 

Cap. IL Die Stellvertretung. 

H.G.B. Art. 41-46, 296-298. 

Laband, Z. X. 183 — weitere Lit. B. I. § 48. Stobbe, 
D. Privatr. III. § 170. S. auch Zimmer?nann , Die Lehre von 
der stellvertretenden negotiorum gestio. 1876. Hellmann, Die 
Stellvertretung in Rechtsgeschäften. 1882. Mitteis, Die Lehre 
von der Stellvertretung nach Köm. R. Wien 1885. Baron, 
Z. XXVII. 119. Dungs, Beiträge von Rassow und Küntzel 
XXXII. 8. — Riviere, Du coinmis voyageur. 1863. — üeber Eng- 
lisch-Amerikanisches Recht s. unten vor § 133. 

1. Allgemeines. Handlungs- und Handels- Voll- 
macht § 35 
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Insbesondere: 

Rechtsgeschäfte mit und ohne Vollmacht . § 35a 
2. Die Procura § 36 

Cap. III. Unerlaubte Handlungen .... § 37 

Goldschmidt, Z. XVI. 287. Wäntig, Ueber die Haftung für 
fremde unerlaubte Handlungen. 1875. v. Bar in Grünhut's Z. 
IV. 69. E. Löning, Die Haftung des Staats aus den rechts- 
widrigen Handlungen seiner Beamten. 1879. Rang, Die Haf- 
tung des Schuldners für Dritte. Bonn 1886. — - De Sainctelette, 
De la responsabilite et de la garantie. Bruxelles (Paris) 1884. — 
Verhandlungen des XV IL und XVIII. Juristentages. Wind- 
scheid, Pand. II. § 401. Brinz, Pand. IL § 270. Dernburg, 
Pand. IL §§ 38. 39. Stobbe, D. Privatr. III. § 201. — S. unten 
§§ 127, 130, 167 b. 



Viertes Buch. 

Mittels- und selbständige Hülfs-Personen. 

Cap. I. Die Makler. 

H.6.B. Art. 272. Z. 4. Art. 66—84. E.G. zur C.P.O. § 13. 

(Hamb. G. 20. 12. 71; Brem. V. 3. 5. u. 4./12. 67.) Oesterr. 

Gesetz über die Börsen v. 1./4. 75 und Ges. betr. die 

Handelsmäkler v. 4./4. 75. 

G. I. § 55. B. I. §§ 56—59. Grünhut in E. Hdb. HI. 
§§308-311. Zur Geschichte: Laband, Z. f. Deutsches R. XX. 1. 
Goldschmidt, Z. XXVIII. 115. Struck, Die Effektenbörse. 1881. 
R. Ehrenberg, Z. XXX. 403. — Römisch, Annalen des O.A.G.'s 
Dresden VIII. Tophoff, Gruchot's Beitr. XVII. 784. Rocholl, 
Rechtsfälle aus der Praxis des Reichsgerichts II. 1. S. 71 ff. 
Ring, Bu. XL VII. 122. — GuUlard, Journal de droit inter- 
national IV. 307, 400. V. 146, 250, 478. VII. 439. J. Fabre, 
Des courtiers. Paris 1883. Vgl. auch unten § 88. 

I. Allgemeines. Die Privathandelsmäkler . . § 38 

II. Die Handelsmäkler i. e. S § 39 

Einzelne Rechtssätze § 39a 

Cap. II. Die Agenten und andere sog. Hilfs- 
personen § 40 

G. I. § 55. not. 20 ff. u. Cit. B. I. § 55. 



Fünftes Buch. 

Die Handelsgesellschaft. 

Th. I. §§ 87-203. B. I. §§ 61 ff. (noch unvollendet). 
Lastig, Wendt, Primker, Wolff in E. Hdb. I. §§ 74—162. Auer- 
bach, Das Gesellschaftswesen. 1861. Strey, Das Deutsche Han- 
delsgesellschaftsrecht. Abth. I. 1873. Bahn, Vortrage 67. Bekker, 
Pandekten I. §§ 59 — 67. Gierke, Die Genossenschaftstheorie 
und die Deutsche Rechtsprechung (1887), insbes. 237, 389, 435 
(dazu Behrendt, Z. XXXIV. 273). Verh. des XIX. Juristentages. 
II. (Rosin und Gierke). — Allgemeines s. auch Lastig in E. Hdb. 
I. §§ 74—79. Kuntze, Goldschmidt, Laband: Z. VI. 178. XXVII. 
35. XXX. 469. Goldschmidt, Kritik des Entwurfs eines H.G.B. 
für die Preussischen Staaten. 2 Hefte. 1857/58. Goldschmidt, 
Gutachten über den Entwurf 2. Lesung. 1860. (Beilagenheft 
zu Z. III.) 

Kleinwächter im Handb. d. polit. Oekon. I. 224. 

Zur Geschichte: Rösler, Z. IV. 252. Bekker, eod. IV. 500. 
M. Cohn, Das Römische Vereinsrecht. 1873. Pernice, Z. f. Rechts- 
geschichte. N. F. III. (Rom. Abth.) 48. Gierke, Das D. Ge- 
nossenschaftsrecht I. 965. IL 936. Lastig, Z. XXIV. 387. F. A. 
G. Schmidt, Handelsgesellschaften in den Deutschen Stadtrechts- 
quellen des Mittelalters. 1883. FrSmSry, Etudes 30. Lottes, 
Diritto commerciale 154. Endemann, Die Entwickelung der 
Handelsgesellschaft. 2. Aufl. 1872. Renaud, Ueber die Handels- 
gesellschaften. 1872. Gierke, Z. XXVII. 606. 

Troplong, Commentaire sur le contrat des societes civiles 
et commerciales. 2 vol. 1843. DSlangle, Commentaire sur les 
soctefäs commerciales. 2 vol. 1843. Matthieu et Bourguignat, 
Commentaire de la loi sur les soci£t£s du 24/29 juillet 1867. 
1868. BSdarride, desgleichen. 2 vol. 1871. Rousseau, Des 
soci£t£s commerciales franpaises et £trang&res. 1878; questions 



— 30 — 

nöuvelles sur les societes eommereiales. 1882. Vavasseur, Traite 
des societes civiles et eommereiales. 2 vol. 1878. Lescoeur, 
Essai sur la legislation des societes eommereiales. 1877. De- 
loison, Traite des societes eommereiales. 2 vol. 1882. — Dreyfus, 
Des societes civiles ä formes eommereiales. Paris 1888. — Guillery, 
Les soeiätes eommereiales en Belgique. 3 vol. Bruxelles 1874/76. — 
Vidari, Corso II. III. Derselbe: La societä e le associazioni 
eommerciali. Milano 1888. — Lindley, Law of partnership. 5 ed. 
London 1888. F. Pollock, Digest of the law of partnership. 
4 ed. London 1888. J. Story, Commentaries on the law of 
partnership. 6 ed. Boston 1868. C. Bates, The law of partner- 
ship. 2 vol. Chicago 1888. Bailey, Les societes anglaises limited. 
Paris 1885. 

Uebersicht und Abgrenzung § 41 

Erster Abschnitt. Die Handelsgesellschaft i. e. S. 

Begriff, Entwicklung, Arten und gemeinschaft- 
liche Grundsätze § 42 

Cap. I. Die offene Handelsgesellschaft. 

S. vor § 41, auch: TreUschke, Die Lehre von der unbe- 
schränkt obligatorischen Gewerbegesellschaft und von Komman- 
diten. 2. Aufl. 1844. B. I. §§ 68—84. Lastig in E. Hdb. I. 
§§ 80—95. A. Renaud, Das Recht der Kommanditgesellschaften. 
1881. Laband y Z. XXX. 513. XXXI. 1. Unger, in Jahrb. für 
Dogmat. XXV. 239. 

I. Wesen und Errichtung § 43 

H.G.B. Art. 85—89. 

IL Die inneren Beziehungen § 44 

H.G.B. Art. 90-109. 

v. Gorski, Geschäftsführung und Vertretung der offenen 
Handelsgesellschaft. Wien 1888. 

Insbesondere : 

Das Gesellschaftsvermögen § 44a 

III. Rechtsverhältnisse zu Dritten § 45 

H.G.B. Art. 110-122. 
S. auch Römer, Abhandl. I. 149. v. Hahn, Z. XXIII. 630. 
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Goldschmidt, Z. XXVII. 35. Wach, Handb. des Civilprocesses I. 
522. u. Z. f. Civilproc. IX. 433. Eccius, Z. XXXII. 1. Sommer, 
Gruchot's Beitr. XXX. 358. Wach, Verhandl. des XIX. Juristen- 
tages IL 69. 

IV. Die Auflösung. 

1. Auflösungsgründe und Erhaltung ... § 46 

H.G.B. Art. 123-132. 

Keyssner, Die Erhaltung der Handelsgesellschaft. 1870. 
Viezens, Z. XXXV. 91. 

2. Konkurs, Liquidation, Auseinandersetzung 

und Verjährung § 47 

H.G.B. Art. 122, 133-149. K.O. §§ 198—201, 44, 57 u. 
E.G. § 3. Oesterr. Konkursordnung § 199. 

Keyssner, Z. X. 327. XXX. 533. NöUecke, Die Fortdauer 
der offenen Handelsges. während der Liquidation. Strassburg 
1887. Schnitze, in Beitr. von Rassow u. Küntzel XXXI. 767. 
S. auch die Kommentare zur R.Konk.O. 

Cap. IL Die Kommandit- und die stille Ge- 
sellschaft. 

H.G.B. Art. 150-172, 250-265. KO. §§ 198-201, 44. 

S. vor § 41, auch B. I. §§ 85—95. Wendt in E. Hdb. I. 
§§ 96—105. Lastig, eod. §§ 137—142 u. Z. XXIV. XXV. Be- 
naud, Das Recht der Kommanditgesellschaften. 1881. Ehrenberg, 
Beschränkte Haftung des Schuldners nach See- und Handels- 
recht. (1880.) 322. Renaud, Das Recht der stillen Gesellschaft 
und die Vereinigung zu einzelnen Handelsgeschäften für gemein- 
schaftliche Rechnung. Herausg. von Laband. 1885. Schwalb, 
Z. XXXIV. 338. Krasnopolski, Grünhut's Z. XV. 151. — Zur 
Geschichte: W. Silber schmidt, Die Commenda in ihrer frühesten 
Entwickelung. 1884. Lepa, Z. XXVI. 438. 

I. . Geschichtliche Entwickelung § 48 

IL Das geltende Recht § 49 

Fortsetzung § 49) 



a 



Cap. III. Der Aktienverein. 

[H.G.B. Art. 208—249. Beichsges. v. 11./6. 70 (Aktien- 

novelle) und v. 16.112. 75.] Reichsges. v. 18./7. 84 betr. 
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die Kommanditgesellschaften auf Aktien und die Aktien- 
gesellschaften. §1. Art. 207— 249 g. §§ 2—7. K.O. §§193. 
194. Ungar. H.G. §§ 147—222. 

S. vor § 41. R. Herrmann, Der Rechtscharakter der Aktien- 
vereine. 1858. Renaud, Das Recht der Aktiengesellschaften. 2. Aufl. 
1875 und dort S. 55 ff. Citirte. Loewenfeld, Das Recht der 
Aktiengesellschaft. 1869. Primker in E. Hdb. I. §§ 106—133. 
Stobbe, D. Privatr. I. § 58. Bekker, Pandekten I. § 68. — 
Schriften des Vereins für Socialpolitik I (Gutachten von Gold- 
schmidt, Wiener, Behrend). Wiener, Der Aktiengesetzentwurf. 
1884. V. Simon, Z. XXIX. 445. Goldschmidt, Z. XXX. 69. — 
Kommentare zum Reichsges. v. 1884: Ring, Simon und Keyssner, 
Kayser, Esser, Makower, v. Völderndorff, Petersen u. Pechmann 
(noch unvollendet). — Simon, Z. XXXIV. 86. Ring, Bu. XL VIII. 
26. — Shelford, Law of Joint stock companies. 2 ed. London 
1870. Thring, The law and practice of Joint stock and other 
companies. 4 ed. London 1880. Law quarterly review V. (1889) 
61. — W. Cook, A treatise on the law of stock and stockhol- 
ders. New York 1887. W. Th. Waterman, A treatise on the 
law of corporations others than municipal. Newyork 1888. 

Einleitung § 50 

I. Die geschichtliche Entwickelung § 51 

II Die rechtliche Natur § 52 

III. Die Errichtung, Gründer. Qualificirte Grün- 
dung § 53 

J. F. E. Hahn, Ueber die aus der Zeichnung von Aktien 
hervorgehenden Rechtsverhaltnisse. 1874. de Muralt, De la 
fondation des societes anonymes. Lausanne 1887. R. Schmidt, 
Die civilrechtliche Gründer Verantwortlichkeit nach D. Aktien- 
rechte. 1888. Wiener, Z. XXI, 333. XXIV. 1, 450. XXV. 1. 
Verhandl. d. Juristentags. XL 2, 72. XIV. 1, 88, 99; 2, 152. 

Fortsetzung § 53a 

IV. Die Verfassung § 54 

1. Insbesondere: Das Grundkapital und die 

Aktien. Prioritäts-Aktien und Obligationen § 55 

Goldschmidt, Der Lucca-Pistoja-Aktienstreit. 1859. Bekker, 

Z. XVI. 22. Meüi, Zur Lehre von den Prioritätsaktien. 1874. 
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v. Strombeck, Bu. XXXIII. 1. Lenf antin, Des obligations emises 
par les soci^tes. Angers 1882. Deking-Dura, Handhaving der 
rechten van obligationshouders. Amsterdam 1887. V. Simon, 
Die Bilanzen der Aktiengesellschaften. 1886. 

2. Die Vereinsorgane. 

C. Glünicke, Die Klagen der einzelnen Aktionäre gegen Vor- 
stand und Aufsichtsrath. Berlin 1884. Bekker, Pandekten. I. 
270 ff. u. Z. XVII. 419. 624 (u. Oit.). Hoeland, Die Organe 
der Aktienvereine. 1887. 

Der Vorstand § 56 

Der Aufsichtsrath und die Revisoren . . § 57 

Die Generalversammlung § 58 

Hergenhahn, Berufung und Thätigkeit der Generalversamm- 
lung. 1888. 

3. Die Rechte der Aktionäre . , . . . . § 59 

4. Die Verpflichtung der Aktionäre und der 
Uebergang der Aktienrechte § 60 

v. Strombeck, Z. XXVIII. 459. Simon, Bilanzen (s. § 55). 

V. Die Veränderung des Grundkapitals . . . § 61 
S. auch Hergenhahn, Bu. XLVIII. 169. 

VI. Auflösung und Liquidation. Fusion ... § 62 
Wiener, Z. XXVH. 333. Sachs, Z. XXIX. 35. 

Cap. IV. Mischformen. 

I. Die Kommandit-Gesellschaft auf Aktien. 
[H.G.B. Art. 173-206. Reichsges. y. 11./6. 70.] Reichsges. 
t- 18./7. 84. § 1. Art. 173-206 a. §§ 2-4, 6, 7. K.0. 
§§ 198—201. 

Renaud, Das Recht der Kommanditgesellschaften. 635. 
Primker in E. Hdb. I. §§ 134—136. Kommentare vor § 50. 

1. Rechtliche und wirtschaftliche Natur . . § 63 

2. Errichtung. Rechtsverhältnisse .... § 64 

3. Auflösung und Liquidation § 65 

IL Die Erwerbs- und Wirthschafts-Ge- 

nossenschaften. 
Goldschmidt, System des Handelsrechts. 2. Aufl. 3 
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Reichsges. v. 4./7. 68 und Declar. 19.5. 71. K.O. §§ 195 
bis 197 und E.G. § 3. Oesterc. Ges. über Erwerbs- und 
Wirthschaftsgenossenschaften y. 9. 4. 73. Ungar. H.G. 
§ 223-257. (K. Sachs. Ges. 15.6. 68 und 25./3. 74. Bayer. 
Ges. 29.4. 69 und Reichsges. v. 23.6. 73. E.G. zur 

K.O. § 6.) 
Wolff in E. Hdb. I. §§ 143—162. Stobbe, D. Privatr. I. 
§ 90. Mandry t 145. v. Sicherer, Die Genossenschaftsgesetzgebung 
in Deutschland. 1872. Parisius, Die Genossenschaftsgesetze im 
Deutschen Reich. 1876. — Schulze-Delitzsch, Die Gesetzgebung 
über die privatrechtliche Stellung der Erwerbs- und Wirthschafts- 
genossenschaften. 1869. Krasnopolski in Grünhut's Z. VHL 54. 
Schulze-Delitzsch, Streitfragen im D. Genossenschaftsrecht. 1880. 
Goldschmidt, Erwerbs- und Wirthschaftsgenossenschafben. 1882 
(auch Z. XXVII. 1). Reinartz, Die eingetragene G. als Kor- 
poration. 1882. Hertz, Die Novellen und Anträge zum Genossen- 
schaftsges. 1883. Schulze-D., Material zur Revision des Ge- 
nossenschaftsgesetzes. 1883. Schönberg im Hdb. der pol. Oekon. 
H. 531. Verhandl. des VEQ. u. XVIII. Juristentags. Gold- 
schmidt, Die Haftpflicht der Genossen und das Umlageverfahren. 
1888. R. Schultze, Einzelangriff und Umlage verfahren. 1888. — 
Stross, Das Oesterr. Genossenschaftsrecht. Wien 1887. 

1. Geschichtliche Entwickelung und wirt- 
schaftliche Natur § 66 

2. Errichtung und Rechtsverhältnisse ... § 67 

3. Auflösung. Umlageverfahren .... § 68 
Anhang. Die Gegenseitigkeitsge- 
sellschaft § 69 

Reichsges. über die eingeschriebenen Hülfskassen vom 
7. 14. 76 u. 1./6. 84, vgl. R.G. v. 15./6. 83. § 85. 87. — 
R.Gew.O. v. 1./7. 83. §§ 97 a. 98 c. 100 c. d. 140. — Reichs- 
gesetz betr. die Krankenversicherung v. 15./6. 83 u. 28./5. 
85, die Unfallversicherung v. 6./7. 84, 28./S. 85, 15./3. u. 
15./5. 86, 20./5. 11./7. 13./7, 87. V. v. 13./11. u. 26./12. 87, 
28./3. 88. - K. Sachs. Ges. 15./6. 68. Bayer. Ges. 29./4. 
69. Preuss. Berggesetz §§ 165—186. 
Gierke, Genossenschaftsr. I. 1049, 1066, 1101. Renaud, 
Aktiengesellschaften. § 18. G. I. §. 49. Hinrichs, Z. XX. 419. 
Reuling und Ladenburg, eod. XIII. 166. Laband, eod. XXIV. 
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66. 0. Bütow, Die Versicherung auf Gegenseitigkeit. 1883. 
Rosin, Die öffentlichen Genossenschaften. 1885. — Vgl. § 167 b. 

Zweiter Abschnitt. Die Gelegenheitsgesellschaft, 

Consortien, Syndicate § 70 

H.G.B. Art. 266—270. K.O. § 44. 

Lästig in E. Hdb. I. §. 148. Renaud a. a. 0. (§ 48). 
Wolff, Bu. XVm. 257. Hauser, 0.0. N. F. VIH. 8. Gold- 
schmidt, Z. XV. 299. Böhlau, eod. XVIII. 404. Sydow, eod. 
XIX. 426. 



Sechstes Buch. 

Die Waare, 

G. I. 2. §§ 60—99 (2. Aufl. IL bisher § 60— 64 b). Th. I. 
§§ 204—234. E. Hdb. IL §§ 162—236. Vidari, Corso HL 

TJeber sieht §71 

Erster Abschnitt. Die Sachen. 
Cap. I. Allgemeines. 

I. Vertretbarkeit. Qualität. Quantität ... § 72 

G. IL §§ 61—63. Laband, Staatsrecht IL § 75. E. im 
Hdb. IL §§ 163—166. Joüy im Hdb. d. pol. Oekon. I. 589. 

II. Werth und Preis. Marktpreis. Kurs ... § 73 
G. H. § 64. I. § 40. E. im Hdb. IL § 167. Neumann 
im Hdb. d. pol. Oekon. I. 129. 263. v. Böhm-Bawerk, in Con- 
rads Jahrb. f. Nationalökon. N. F. XIIL 1. 477. Scharling, 
eod. XVI. 417. 513. Zuckerkand!, Zur Theorie des Preises. 1889. 

Cap. II. Besitz § 74 

G. I. §§ 64—58. E. im Handb. IL §§ 168—171. Neueste 
Lit.: Stobbe, D. Privatr. IL § 148. Windscheid, Pandekten. 
§ 148. Dazu: Pinlnski, Der Thatbestand des Sachbesitzerwerbes. 
I. 1885. Strohal, Die Succession in den Besitz. 1885. v. Scheurl, 
Zur Lehre vom Römischen Besitzrecht. 1886. Kniep, Vacua 
possessio. I. 1886. Goldschmidt, Studien zum Besitzrecht. 1888. 
— Verhandl. des XV. Juristentags. — de Folleville, Traite de la 
possession des meubles et des titres au porteur, 2 &L Paris 1875. 
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insbesondere die Traditionspapiere .... § 75 

H.6.B. Art. 302, 415—418, 649-653. E.G. zur K.O. § 14. 
Preuss. Ausfiihrungsges. zur K.O. v. 6./3. 79. § 5. 

G. I. §§ 69—77. Th. I. §§ 270, 271. Dazu: Exner, Krit. 
Vierteljahrschr. XIII. 205. Meischeider, Besitz und Besitzes- 
schutz (1876). 302. Goldschmidt, Z. XXIX. 18. Schmidt-Scharff, 
Das Waarenpapier bei See- und Binnen-Transport. 1887. — 
Vgl. unten § 148. 

Ueber Lagerpapiere auch: F. Hecht, Die Warrants (Bei- 
lagenheft zu Z. XXIX). Simonson, Schmoller's Jahrb. IX. 155. 
u. Z. XXXIII. 207. G. Cohn in E. Hdb. IH. § 432. Leon- 
hard, Der Warrant als Bankpapier. 1886. R. Koch, Bu. XL VIII. 1. 
N. v. Tuhr, Das Russische Lagerhausgesetz. 1888. Vidari, 
Corso V. 

Cap. III. Eigenthum § 76 

H.G.B. Art. 306-308. 

G. I. §§ 78-80. E. im Hdb. IL §§ 172—174. Stäbe, 
D. Privatr. IL §§ 145-148. Heusler, Institutionen des D. 
Privatr. n. 3, 197, 209. London, Die Anefangsklage, herausg. 
v. Pappenheim. 1886. Mandry 311. — Goldschmidt, Z. VIII. 
225. IX. 1. FMing, eod. XVIII. 333. Viezens, eod. XXXUI. 
177. — Franken in Verhandl. des XV. Juristentages, v. Wald- 
kirch, Erwerb und Schutz des Eigenthums an Mobilien. Zürich 
1885. de Folleville, cf. § 74. 

Cap. IV. Die Deckung im Handelsverkehr. 

H.6.B. Art. 309-316, 374, 375, 382, 409, 412, 624—629. 

K.O. §§ 40, 41 u. E.G. dazu §§ 11—17. Reichsbankordn. 

§. 20. Preuss. Ges. über Pfandleihgewerbe v. 17./3. 81. 

Ungar. Wechselges. 1876. §§ 106—109. 

G., I. §§ 83-98. E. im Hdb. IL §§ 175—183. G. Cohn, 
eod. III. §§ 440-443. Stobbe, D. Privatr. II. §§ 155, 156. 
Heusler, Institutionen a. a. 0. II. 201. Mandry 298, 330. La- 
band, Z. IX. 225. 425. — S. auch §§ 76, 112.' 

Uebersicht § 77 

I. Das Pfandrecht § 78 

S. auch Meili, Das Pfand' und Konkursrecht der Eisen- 
bahnen. 1879. 
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II. Das kaufmännische Retentionsrecht .... § 79 

8. auch Korn, Das kaufmännische Retentionsrecht. Tü- 
bingen 1881. Sträub, Das Retentionsrecht — Winterthur 1885. 

Zweiter Abschnitt. Tom Gelde. 

Reichsges. t. 4. 12. 71, 9.(7. 73, 20. 4. 74, 30. 4. 74, 14. 3. 
75, 6./1. 76. Reichsstrafgesetzb. §§ 146—152. 

G., I. § 99—109. R. Koch in E. Hdb. H. §§ 184—190. 
G. Cohn, eod. HL § 445. Mandry 183. Laband, Staatsrecht 
II. § 74. Hartmann, Ueber den rechtlichen Begriff des Geldes 
und den Inhalt von Geldschulden. 1868. (Dazu: Kariowa, Krit. 
Vierteljahrsschr. XI. 526. GoUschmidt , Z. XIII. 367.) Knies, 
Geld und Kredit. I. 1873 (2. Aufl. 1885). II. 1. 2. 1876/79 
Bekker, Ueber die Kuponsprocesse der Oesterreichischen Eisen- 
bahngesellschaften. 1881. Hartmann, Internationale Geldschulden 
1888. S. über die Kuponsprocesse Z. XXVTI. 512. XXVIH 
283, 402. XXXIII. 246. — J. Comte, Der Erwerb des Eigen 
thums an Geldstücken durch Vermengung. Berlin 1887 (Diss.) 

— Nasse im Hdb. d. pol. Oekon. I. 335. A. ßurkhardi-Bischoff, 
Die lateinische Münzkonvention und der internationale Bimetal 
lismus. Basel 1886. — Soetbeer, Deutsche Münzverfassung, 
Abth. 1—6. 1881. R. Koch, Die Reichsgesetzgebung über Münz 
und Bankwesen. 1885. R. Koch, Geld und Werthpapiere. (In 
Bekker u. Fischer, Beitr. zur Erl. des Entw. 's eines B.G.B.'s. 
Heft 4.) 1889. — Zur Geschichte: Endemann, Studien IL 161. 

— Vgl. auch §§ 105 ff. 

Cap. I. Geld. Münze. Rechnungsgeld . . § 80 

Cap. II. Die Metallgeldzeichen. Papiergeld 

und Geldpapiere § 81 

Dritter Abschnitt. Ton den Wertpapieren. 

H.G.B. Art. 300-305, 307, 309, 325. W.O. Art. 11-13, 

36, 74. C.P.0. §§ 837—850. Reichsges. v. 8.16. 71, 12. 5. 

73. Franz. Ges. v. 15. 7. 72. 

Lit. bei Th. I. § 211 ff., insb. § 222. — Kuntze, Die Lehre 
von den Inhaberpapieren. 1857. Kuntze, Wechselrecht 1862; 
Z. VI. 1; Wechselrecht in E. Hdb. IV. 2; Die Obligationen im 
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Römischen und heutigen Recht (1886) 221. — Brunner in E. 
Hdb. IL §§ 191—199. Skibbe, D. Privatr. in. §§ 171, 177 bis 
180. - Goldschmidt, Z. VI. 340. VIEL 313. IX. 62. XXIII. 306. 
XXVIII. 63. GierJce, eod. XXIX. 254. Pappenheim, eod. XXXII. 
332. XXXHI. 444. Sohm, Z. XVII. 70. Skonietzki, in Beitr. 
v. Rassow u. Küntzel XXIX. 179. Krasnopolski , Z. XXXIV. 
586. R. Koch, Geld u. Werthpapiere (oben vor § 80). Gareis, 
Arch. f. W.R. XVII. 266; Z. XXI. 356 u. Bu. XXXIV. 97. 
Verhandl. des XVI. Juristentags. Bindschedler , Die amortisir- 
baren Papiere nach dem Bundesgesetz über das O.R. Zürich 
1888. — Zur Geschichte insb.: Brunner, Z. XXII. 42, 505. 
XXIII. 225; Das französische Inhaberpapier des Mittelalters. 
1879; Zur Rechtsgeschichte der Römischen und Germanischen 
Urkunde. 1880. G. Salvioli, I titoli al portatore. Bologna 1888. 
Papa d'Amico, I titoli di credito. Catania 1886. Cusumano — 
s. § 105. — de FoUeville (s. § 74). Buchere, Tratte" — des va- 
leurs mobilieres et effets publica. Paris 1869. Audier, Titres 
au porteur. Paris 1885. — Galuppi, Dei titoli al portatore. 
Roma 1875. — Daniel, A treatise on the law of negotiable 
instruments. 2 vol. 3 ed. New York 1886. Randolph, Treatise 
on the law of commercial paper. 2 vol. Jersey City 1886. S. 
auch zu § 85. 

Cap. I. Begriff und Uebersicht § 82 

Insbes. Handels-Papiere. Abstracte Verpflich- 
tungen § 82i 



a 



Cap. II. Namen-, Order-, Inhaber- (Blanco-) 

Papiere • § 83 

Die Scripturrechte § 83a 

G., I. 2. § 72 not. 8 ff. 

1. Die Order-Papiere § 84 

S. auch Merfeld, in Beitr. v. Rassow u. Küntzel XXXII. 287 
und unten § 168 ff. 

2. Die Inhaber-Papiere § 85 

S. auch Mandry 169. v. Poschinger, Die Lehre von der 

Befugniss zur Ausstellung von Inhaberpapieren. 1870. M. Pap- 
penheim, Begriff und Arten der Papiere auf Inhaber — 1881. 
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Fellher, Die rechtliche Natur der Inhaberpapiere. 1888. Fuchs, 
Die Karten oder Marken des täglichen Verkehrs. Wien 1881. 
Marsson, Die Ausserkurssetzung der Inhaberpapiere. 1887. Haf- 
ner, Z. f. Schweizer. R. N. F. VII. 68. Beisert, Materialien 
zur Frage der übereinstimmenden Gesetzgebung der Inhaber- 
papiere. 1879. Marcus, Z. XXVI. 16. Papa d'Atnico, La'per- 
dita dei titoli al portatore. Torino 1888. 



Siebentes Buch. 

Die Handelsgeschäfte. 

Erster Abschnitt. Allgemeine Grundsätze. 

Th. I. §§ 235-249. Begelsberger in E. Hdb. IL §§ 237 
bis 257. Vgl. Stobbe, D. Privatr. HL §§ 167, 168, 173, 174, 
176, 177, 182, 190. Mandry 347. 

Cap. L Inhalt der handelsrechtlichen Ver- 
bindlichkeiten § 86 

H.G.B. Art. 278—286, 294, 295, 299. W.O. Art. 81. C.P.O. 
§ 260 u. E.G. § 17. K.O. § 61. 

Goldschmidt, Z. XIV. 424 u. in Jahrb. f. Dogmatik XXVI. 
379. Zur Geschichte: Endemann, Studien II. 243, 322. 

Insbesondere von den Zinsen. Wacher . . § 87 
H.G.B. Art. 287-293. Reichsges. 14./11. 67 u. 24./S. 80. 
Bayer. Ges. 5. 12. 67. Oesterr. Ges. 14./6. 68, 19./7. 77 u. 
2S./5. 81. Ungar. Ges. 26./3. 77. 

Endemann, Die nationalökon. Grundsätze der Canon. Lehre. 
1863. M. Neumann, Geschichte des Wuchers in Deutschland. 
1865. Endemann, Studien I. II. Funk, Geschichte des kirch- 
lichen Zinsverbots. 1876. — Braun u. Wirth, Die Zinswucher- 
gesetze. 1856. Rizy, Ueber Zinstaxen und Wuchergesetze. 
1859. Jaques, Die Wuchergesetzgebung im Civil- und Straf- 
recht. Wien 1867. Verhandl. des VI. Juristentages (Gold- 
schmidt). Hinschius, Z. f. Gesetzg. u. Rechtspfl. IL 14. v. 
Schwarze, Kommentar z. Reichsges. 24.|5. 1880. (1881.) Banda, 
Zur Lehre von den Zinsen und der Konventionsstrafe. Wien 
1869. Mandry, 351, 482. Knies, Kredit I. 202, 328. IL 1. 
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v. Ulienthai, Conrad's Jahrb. f. Nationalökon. N. F. I. 140. 
Eheberg in Schmoller's Jahrb. VIII. 823, vgl. IV. 55. Mithoff 
im Hdb. der pol. Oekon. I. Schriften des Vereins für Sozial- 
politik XXXV (Der Wucher auf dem Lande). 

Cap. II. Abschliessung der Handelsgeschäfte. 

I. ertliche Einrichtungen für den Abschluss: 

Märkte, Messen, Börsen § 88 

R.Gew.O. §§ 64-71. Preuss. E.G. zu H.G.B. Art. 3. 
Oesterr. Ges. 1./4. 75. 

B. I. § 60. — Zur Geschichte: Bourqmlot (s. oben § 5). 
R. Ehrenberg , Z. XXX. 445. Hasse, Zur Geschichte der Leip- 
ziger Messen. 1885. — Röscher, System III. § 22, 23, 74, 99. 
Löning, Verwaltungsr. § 125. Struck, Die Effektenbörse. 1881. 
Mollot, Bourses de commerce. Nouv. äd. 2 vol. Paris 1853. 
Jeanotte-Bozirian , La bourse, ses Operateurs et ses Operations. 
2 vol. Paris 1859. Bastini, Code de la bourse. Bruxelles 1876. 
Buche* re, Tratte* des Operations de la bourse. Paris 1877. — 
Vgl. oben vor § 38 und unten vor § 101. 

II. Der Vertragsschluss , insbesondere unter Ab- 
wesenden § 89 

H.G.B. Art. 318-323, 337. 

Lit. bei Windscheid, Pandekten II. §§ 306, 307. Regeis- 
berger in E. Hdb. II. 399. Rousseau, De la correspondance par 
lettres missives et telegrammes. Paris 1877. 

III. Die Form § 90 

H.G.B. Art. 317. Z.P.O. § 259 und E.G. § 14. Reichs- 
stempelgesetze y. (10.6. 69, 4.6. 69) 1./7. 81 u. 29./5. 85. 

H. Neumann, Das Börsensteuergesetz. 3. Aufl. 1885. 

Cap. III. Die Erfüllung § 91 

H.G.B. Art. 324-336. 

S. auch Römer, Z. XXIII. 1. — Vgl. auch § 113. 

Zweiter Abschnitt. Die einzelnen Handelsgeschäfte. 
Uebersicht §92 
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Cap. I. Der Handelskauf 

Th. I. §§ 250—294. Gareis in E. Hdb. IL §§ 258—276. 
Stobbe, D. Privatr. III. §§ 184, 185. — Beckmann, Der Kauf 
nach gem. ß. I. 1876. II. 1884. Treitschke, Der Kauf kontrakt 
in besonderer Beziehung auf Waarenhandel. 2. Aufl. v. Wengler. 
1865. — Troplong, De la vente. 5 ed. 2 vol. Paris 1856. Couetoux, 
Des achats et ventes des marchandises. Paris 1874. — Story, A 
treatise on the law of sale of personal property. 4 ed. by 
Bennett. Boston 1871. Benjamin, Treatise on the law of sale 
of personal property. 3 ed. by Pearson u. Fenwick Boyd. London 
1884. (Amer. ed. by Bennett. Boston 1888.) — Zur Geschichte: 
Goldschmidt, Z. I. 386. Endemann, Studien IL 

I. Der gemeine Handelskauf. 

1. Perfektion. Waare und Preis § 93 

H.G.B. Art. 337, 338, 335, 346, 352, 353. 

G. IL §§ 61—64. Römer, Abhandl. I. 132. Flesch, Jahrb. 
für Dogm. XIX. 310. Riesser, eod. XX. 201. Vidari, Arch. 
giuridico XL 3. G. Cohn in E. Hdb. HI. § 301. 

Der Kauf auf Probe oder Besicht ... § 94 

H.6.B. Art. 339, 341. 

Goldschmidt, Z. I; Unger , Z. II; FUting , Z. n. V und 
Arch. für civil. Praxis XL VI. 237. Unger, Jahrb. für Dogm. 
XXV. 322. Eneccerus, Rechtsgeschäft, Bedingung und Anfangs- 
termin. 1888 S. 274. Windscheid, Pand. I. § 93. IL § 387. 

2. Verpflichtungen. 

H.G.B. Art. 342-346, 351, 352. 

a) Des Verkäufers. Platz- und Distanz- 
Kauf §95 

b) Des Käufers § 95a 

Barkhausen, Z. XXX. 30. 

Insbesondere von der Empfangbarkeit und 

der Gewährleistung § 96 

H.G.B. Art. 335. 346—350. Beichsges. 14.5. 79, 29.6., 
5.|7., 12./7. 1887. 
G. H. § 62. — Gareis, Das Stellen zur Disposition nach 
gem. D. R. 1870. Hanausek, Die Haftung des Verkäufers für 



— 44 — 

die Beschaffenheit der Waare. 1883/87. Eck in Jur. Abhandl., 
Festgabe für G. Beseler. (1885.) 161. Hachenburg, Das Recht 
der Gewährleistung beim Thierhandel. 1888. — t?. der Leyen, 
Z. XVI. 86. — Goldschmidt, Z. XIX. 98. XV. 315. Römer eod. 
XXni. 1. — Fiele, Arch. f. W.U. VIII. 21. IX. 371. — Brück, 
Die Beweislast hinsichtlich der Beschaffenheit des Kaufobjektes. 
1874. Römer, Z. XIX. 123. 

Der Kauf nach Probe § 97 

H.G.B. Art. 340. 

Cropp in Heise's u. Cropp's Abh. I. Nr. 13. Hesse, Z. f. 
Cüvilr. und Proc. N. F. III. 145. 

3. Der Verzug und dessen Rechtsfolgen . . § 98 

H.G.B. Art. 343, 354-356, 359. 

Fr. Mommsen, Beiträge zum Obligationenrecht Bd. III. 
Kniep, Die Mora des Schuldners. 2 Bde. 1871/72. Köhler, Jahrb. 
für Dogm. XVII. 261. Lamprecht, Bu. XXVI. 1. (Gelpcke in 
dessen Z. f. H.K. I. 1. Pauli, N. Arch. f. H.K. III. 123.) 
Pfizer, Z. XXXV. 398. 

4. Uebergang der Gefahr und der Nutzungen . § 99 

H.G.B. Art. 345. 

Hofmann, Ueber das Periculum beim Kauf. Wien 1870. 
Regelsberger , Krit. Vierteljahrsschrift. XIII. 90. Puntschart, 
Die fundamentalen Rechtsverhältnisse des Komischen Privat- 
rechts. 1885. 

5. Uebergang des Eigenthums. Vindications- 

und Verfolgungsrecht des Verkäufers . . § 100 
K.O. §§ 35, 36, 38. 
G. I. 2. §§ 79—82. Zimmermann, Z. XIX. 397. Franken, 
Verhandl. des XV. Juristentages I. 13. Oetker, Das Verfolgungs- 
recht nach § 36 der Konk.O. 1883. — Vgl. oben § 76. 

II. Der Zeitkauf im engeren Sinn. 

Oesterr. Börsenges. v. 1./4. 75. 

Thöl, Der Verkehr in Staatspapieren. 1835. Gareis in E. 
Hdb. II. § 275. Grünhut in E. Hdb. III. §§ 277—287 und Cit. 
Gareis, Die Klagbarkeit der Differenzgeschäfte. 1882. R. Ehren- 
berg, Die Pondsspekulation und die Gesetzgebung. 1883. Ver- 
handlungen des XVI. u. XVII. Juristentages. Siegfried, Die 
Börse und die Börsengeschäfte. (Saling's Börsenpapiere 5. Aufl.) 
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1. 1886. — 0. Senn, Etudes sur les march&s a terme en mar- 
chandises et leur liquidation. Paris 1888. — H Th. Dewey, A. 
treatise on contracts for future delivery and commercial wagers. 
New York 1886. — S. auch zu §§ 88. 38. § 118 u. vor § 93. 

Das Fixgeschäft und die Differenzklage' . § 101 
H.G.B. Art. 357. 358. K.O. § 16. 

2. Das Differenzgeschäft § 102 

3. Die Prämiengeschäfte § 103 

4. Das Report- (ProIongations-Kost-)Geschäft § 104 
S. auch Adler, Z. XXXV. 418. 

Cap. IL Kredit- und Zahlungsgeschäfte. 

Th. I. §§ 295—375. G. Cohn in E. Hdb. IL §§ 229-234. 
IU. §§ 426—433, 440—454. — Nebenius, Der öffentliche Kredit. 

2. Aufl. 1829. Knies (s. vor § 80, überhaupt die dort cit. Liter., 
auch R. Koch, Geld u. Werthpapiere). A. Wagner im Handb. 
der pol. Oekon. I. 433. — Endemann, Z. IV. 30, 191. 

I. Von den Banken § 105 

Reichsbankges. v. 14./3. 75 und Statut v. 21./5. 75. 

G. I. § 53. R. Koch in E. Hdb. II. 133. Lab and, Staatsr. 
IL § 75. Soetbeer, Deutsche Bankverfassung. 1875. Lotz, Ge- 
schichte und Kritik des D. Bankgesetzes. 1888. — Knies, 
Credit II. 215. Röscher, System III. § 60 ff. A. Wagner im 
Handb. der poL Oekon. I. 438. R. Koch in Bu. XXXEH. 139. 
(XXXIV. 125) u. Z. Beilageheft zu XXHL 226 ff. — H. D. Macleod, 
The theory and practica of banking. 4 ed. 2 vol. London 1888. 
T. Hankey, The principles of banking. 4 ed. rev. by Wigram. 
London 1887. O. Haupt, Arbitrages et parites: traite des Ope- 
rations de banque etc. 7 ed. Paris 1887. — Zur Geschichte: 
M. Voigt, Ueber die Bankiers, die Buchführung und die Literal- 
obligation der Römer. 1887. Rota, Storia delle banche. Mi- 
lano 1874 und Cit. (Cuneo, Lattes u. a. m.) Cusumano, Storia 
dei banche della Sicilia. I. Borna 1887. 

Paignon, Theorie legale des Operations de banque. 1854. — 
Grant, Treatise on the law relating to bankers and banking 
companies. 4 ed. London 1882. Walher, A treatise on banking 
law. London 1877. Newmark, The law relating to bank de- 
posits. St. Louis 1888. 
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IL Die Kreditgeschäfte. 

Uebersicht . . § 106 

1. Das Darlehn. Insbesondere die öffentliche 
Anleihe § 107 

S. auch A. Wagner im Handb. der pol. Oekon. III. 513. 
Die Lehrbücher der Finanzwissensohaft von Stein, Wagner ', 
Röscher. Goldschmidt, Der Lucca-Pistoja- Aktienstreit. 1859. 
Nachtrag 1861. S. Freund, Die vorzeitige Bückzahlung und 
einseitige Conversion von verzinslichen Anlehen. Berlin 1888 
(Diss.). — Zur Geschichte: Endemann, Studien I. II. 

2. Das Zettelgeschäft § 108 

3. Das Depositengeschäft § 109 

4. Der Krediteröflhungsvertrag §110 

Grünhut in E. Hdb. HI. § 434. Goldschmidt, Z. XIV. 397. 

5. Der Kontokorrentvertrag §111 

H.G.B. Art. 291, 294. 
Grünhut in E. Hdb. III. §§ 435—439. S. auch J. A. Levy, 
Der Kontokorrentvertrag. Deutsche Ausgabe von J. Riesser, 
1884. Verhandl. des XVHI. Juristentages (Riesser). Feitu, 
Traitö du compte courant. Paris 1873. 

III. Die Kreditsicherung §112 

H.G.B. Art. 281, 380, 297. 

Regelsberger in E. Hdb. IL § 256. G. Cohn, ebenda in. 
§§ 440—443. Stobbe, D. Privatr. HL §§ 191, 192. — Hauser, 
CO. N. F. IV. 321. Voigtel, Bu. VIII. 421. Rosin, Gruehot's 
Beiträge XXI. 390. C. Röscher, Gutachten der Handelskammer 
zu Zittau (1877) 117. Goldschmidt, Z. XIV. 397. XXVII. 59. 
Stammler, Arch. f. civil. Praxis LXIX. 1. — Vgl. oben §§ 77 
bis 79. 

IV. Zahlungsgeschäfte. 

Uebersicht § 113 

G. I. §§107—109. v. Salpius, Novation u. Delegation. 
1869. E. Banz, Die Forderungsüberweisung, Schuldüberweisung 
u. die Vertrage zu Gunsten Dritter. 1886. Gruchot, Die Lehre 
von der Zahlung der Geldschuld. 1871. R. Koch, Bu. XXIX. 
343. — Novation durch Wechsel? Schauberg, Z. XL 193 u. 
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Oit. Hettmann, Die negatorischen Funktionen der Wechselbe- 
gebung. 1874. Gruchot, Beitrage XVIII. 842. Römer, Abhandl. 
I. 1, 78, 92. 

1. Die Zahlungsanweisung § 114 

Lit.: Th. I. § 325. G. Cohn in R Hdb. III. § 451. Wind- 

scheid, Pandekten § 412. — S. auch Wechselrecht: Buch X. 

Insbesondere : 

a) Die kaufmännische Anweisung . . § 115 
H.G.B. Art. 300, 301, 303, 305, 297. Ungar. H.G. §§ 289, 

291-294, 296—298. 

b) Der Chek § 116 

Lit.: G. Cohn in E. Hdb. III. § 454. Birnbaum v.Kapp, 

Z. XXX. 1. 325. Verhandl. des XVII. Juristentags. 

c) Das Accreditiv § 117 

2. Umschreibung (Girozahlung) und Scontra- 

tion (Abrechnungsstellen) § 118 

Lit.: G. Cohn in E. Hdb. III. §§ 447, 448. B. Koch, Z. 
XXIX. 59. 

V. Die Geschäfte des Wechselverkehrs s. Buch X. 
Cap. IQ. Das Transportgeschäft. 

E. Sachs, Die Verkehrsmittel in Volks- und Staatswirth- 
schaft. 2 Bde. Wien 1878/79. Sax im Hdb. der pol. Oekon. 
I. 503. Meüi, Das Eecht der modernen Verkehrs- und Trans- 
portanstalten. Ein Grundriss. 1888. 

Uebersicht §119 

I. Der Binnen-Frachtvertrag 
1. Im Allgemeinen. 

H.G.B. Art. 390-421. 

Th. Iü (Dazu Goldschmidi, Z. XXVI. 606; Thöl, Handels- 
rechtliche Erörterungen. 1882; Goldschmidt, Z. XXVHI. 441. 
XXIX. 623; Drilling, Nochmals die angeblichen Ungültig- 
keiten des Betriebsreglements. Würzburg 1884.) E. § 153—162. 
G. I. § 54. Schott in E. Hdb. III. §§ 336—350. — W. Koch, 
Deutschlands Eisenbahnen. I. II. 1854/58. W. Koch, Z. VIII. 
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401. Eger, Das Deutsche Frachtrecht, mit bes. Berücksich- 
tigung des Eisenbahnfracbtrechts. I— III. 1879/83. (2. Aufl. I. 
II. 1. 1888/89.) — Galapin, Des voituriers par terre, par eau 
et par chemin de fer. 1866. Duverdy, TraUe* du contrat de 
transport par terre. 2 6d. 1874. Chitty and Temple, Treatise on 
the law of carriers of goods and passengers, by land and by 
water. 4 ed. by Lathrop. Boston 1868. Story, Gommentaries 
on the law of bailments. 8 ed. Boston 1871. Redfield, On 
carriers and bailments. Cambridge 1869. 

Ueber die Binnenschiffahrt s. Liter. § 139. 

a) Abschluss und rechtliche Natur. Der 
Frachtbrief § 120 

G. I. 2. § 75. 

b) Absender und Frachtführer ... § 121 
Goldschmidt, Z. III. 58, 331. XVI. 287. Neuere Lit. über 

den Begriff der höheren Gewalt (Einer, Dernburg, Hafner u. A.) 
s. v. der Leyen, Z. XXXIII. 428. Stucki, Bern 1888 (Diss.). 

c) Empfänger und Frachtführer ... § 122 
G. I. 2. § 75. 

d) Successive Frachtführer. Nachnahme § 123 

Knittel, Die Nachnahme im Speditions- und Frachtge- 
schäft. 1886. 

e) Erlöschen der Ansprüche. Pfandrecht 

des Frachtführers § 124 

f) Der Ladeschein § 125 

S. oben § 75. 

2. Das Frachtgeschäft der Eisenbahn- Anstalten § 126 

H.G.B. Art. 421—431. Betriebsreglement für die Eisen- 
bahnen Deutschlands vom 11./5. 74 nebst Ergänzungen. 
Oesterr. Betriebsreglement v. 10./6. 74« 

Vgl. Lit. vor § 120. Schott in E. Hdb. HL §§ 352—368. 
J. A. Sehr ötter, Das Preussische Eisenbahnrecht. 1883. Eger, 
Handbuch des Preussischen Eisenbahnrechts. Lief. 1—5. 1886/88. 
Endemann, Dss Recht der Eisenbahnen. 1886. — Läband, Staats- 
recht II. § 73. Löning, Verwaltungsr. §§ 158—161. — Gold- 
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schmidt, Z. IV. 569 u. Cit. Rosshirt, Arch. f. civil. Prax. XLIV. 
247. [v. Hahn], Das D.H.G.B. und die Eisenbahnen. 1860. 
W. Koch, Z. X. 58. Fick, eod, Beilagen, zu Bd. XIX. Ende- 
mann in Bu. XLII. 192. Wehrmann, Das Eisenbahnfracht- 
geschäft. 1880. Ruckdeschel , Commentar z. Betriebsreglement. 
1880. Förster, Betriebsreglement für die Eisenbahnen Deutsch- 
lands. 1886. — H. Hürlimann, Die eidgenössische Eisenbahn- 
gesetzgebung. Zürich 1887. — LamS Fleury, Code annote* des 
chemins de fer. 3 ed. 1872. Sarrut, Legislation et jurisprudence 
sur le transport des marchandises par chemin de fer. Paris 
1874. Bidarride, Des chemins de fer. 2 vol. 1876. Feraud- 
Giraud, Code des transports par chemins de fer. 3 vol. 1883. 
Picard, Tratte* des chemins de fer. 4 vol. 1887. Palau, Dic- 
tionnaire legislatif et röglementaire des chemins de fer. 2 vol. 
1887. — Shelford, Law of railways. 4 ed. 2 vol. London 
1869. Godefroy and Short, Law of railway companies. London 
1869. Redfield, Law of railways. 6 ed. 2 vol. Boston 1888. 
Pierce, Treatise on the law of railroads. Boston 1881. — Nani, 
Della responsabilitä delle amministrazioni ferroviarie relativa- 
mente ai trasporti. Torino 1874. Marchesini, Del contratto di 
trasporto per strada ferrata. I. II. Torino 1888. Gasca, II codice 
ferro-viario. 4 vol. Bisher I. II. Milano 1888/89. — Eger, Die Ein- 
führung eines internationalen Eisenbahnfrachtrechts. 1877. Meili, 
Internationale Eisenbahnverträge. 1887. Eger, Zeitschr. f. öffent- 
liches ß. m. 295 u. Goldschmidt, Z. XXXIV. 627. C. Z>. Asser, 
Internationaal goederenvervoer längs spoorwegen. s'Gravenhage 
1887. — Eisenbahnrechtliche Entscheidungen Deutscher und 
Oesterreichischer Gerichte. Herausg. von Eger. Bisher Bd. I— VI. 1. 
1885 ff. — Zeitung des Vereins Deutscher Eisenbahnverwal- 
tungen. Seit 1861. Archiv für Eisenbahnwesen. Seit 1878. 

IL Der Transportvertrag für Personen 

und deren Reisegepäck § 127 

H.G.B. Art. 425. Betriebsreglements (s. zu § 126). Reichs- 
tes, y. 7.6. 71 9 betr. die Verbindlichkeit zum Schaden- 
ersatze für die bei dem Betrieb von Eisenbahnen etc. 
herbeigeführten Tödtungen und Körperverletzungen. 
Oesterr. Ges. v. 5./3. 69. Ungar. Ges. v. 7./7. 74. 

Schott in E. Hdb. III. §§ 351, 364. Westerkamp in E. Hdb. 
III. §§ 376—391. Stobbe, D. Privatr. III. §§ 200, 201. Mandry, 
Goldschmidt, System des Handelsrecht«. 2. Aufl. 4 
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442. Endemann, Die Haftpflicht der Eisenbahnen etc. 3. Aufl. 
1885. Eger, Das Reichshaftpflichtgesetz. 3. Aufl. 1866. Hilse, 
Die Haftpflicht der Eisenbahnen und sonstigen Fährbetrieb« 
1889. — v. Weinrich, Die Haftung wegen Körperverletzung und 
Tödtung eines Menschen. 1883. — S. auch § 130. — Römer, 
Z> XVIII. 1. Alexander Katz, eod. XXIII. 444. — Simon, Die 
Haftpflicht der Eisenbahnen in England. Deutsch von v. Weber, 
1868. — Meüi a. a. 0. 52 ff. Meüi, Die Rechtsstellung der üampf- 
schiffahrtsunternehmungen in der Schweiz. Bern 1888. — 0. Hu- 
ber, Das Tramwayrecht. Allgem. Theil. Zürich 1889. — Vgl. auch 
zu §§ 37, 126 und vor § 119. 

III. Der Transport zur See — fc. unten 
§§ 147—149. 

IV. Geschäfte der Post §128 

H.G.B. Art. 421, 449. Reichsges. über das Postwesen v. 
28.10. 71, über Posttaxwesen v. 28.10. 71, 15./3. 73, 3.11. 
74, über Portofreiheiten v. 5.6. 69; Postordnung v. 8./3. 
79 mit Nachträgen. Weltpostvereins vertrag, jetzt v. 
21. März 1885. Reichsges. v. 20. 12. 75. 

Schott in E. Hdb. III. §§ 865—371. G. I. §§ 44, 54. - La- 
bernd, Staatsrecht. II. § 71. Löning, Verwaltungsr. §§ 151—155, 
157. Dambach, Ges. über das Postwesen. 4. Aufl. 1881. Meüi, Die 
Haftpflicht der Postanstalten. 1877 und a. a. 0. 80 ff. Mandry, 
419. f?. der Osten, Der einfache Sachtransport nach D. Reichspost- 
recht. 1883. — Archiv für Post und Telegraphie. Seit 1876. 

V. Geschäfte der Telegraphen- An- 
stalten § 129 

Telegraphen-Ordnung vom 13./ 8. 80. Telegraphen-Betriebs- 
ordnung 1876. Internationaler Telegraphen-Vertrag v. 
22./7. 75 u. 28./7. 79. 

Schott in E. Hdb. in. §§ 372—375. Laband und Löning, 
a. a. 0. (§ 128). Serafini. II telegrafo in relazione alla giuris- 
prudenza civile e commerciale. Pavia 1862 (französisch von 
Lavialle de Lameillihre. Paris 1863, deutsch von Roneali. Wien 
1866). Meüi, Das Telegraphenrecht. 2. Aufl. Zürich 1873. 
Meili, Das Telephonrecht. 1885 und a. a. 0. 101 ff. Ludewig, 
Die Telegraphie. 1872. Dambach, Das Telegraphenstrafrecht. 
1872. Fischer, Die Telegraphie f im Völkerrecht. 1876. — Ludewig, 
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Z. XXXI. 63. XXXV. 14. — Ueber den Fall der Irrung s. auch 
Regelsberger (oben § 89), Windscheid, Pandekten II. § 307. Not. 5. 
§ 311. Not. 1 u. Cit. Eisele in Jahrb. für Dogm. XXV. 414. 

Cap. IV. Anderweitige Dienst- und Ver- 

dingungs- Verträge § 130 

E. im Hdb. IL §§ 285, 286. HI. §§ 308—307. — Vgl. über 
Haftpflicht: oben § 127 und § 37, unten § 167b. 

Schriften des Vereins für Socialpolitik VII. XIX. 

De Sainctelette, Responsalilitt, s. oben § 37. Derselbe, Acci- 
dents de travail. Bruxelles 1886. Fusinato, Rivista Italiana per 
le scienze giuridiche. HI. 46. Ludewig, Z. XXXV. 14. 

Cap. V. Die Verlagsgesch&fte und die anderwei- 
tigen Geschäfte des Buch* und Kunst- 
handeis. 

Ungar. H.G. §§ 515-588. 

G. I. § 56. Th. I. § 206—208. Klostermann in E. Hdb. 
HI. §§ 892—401. Stobbe, D. Privatr. m. § 189. O. Wächter, 
Das Verlagsrecht. 2 Bde. 1857. v. Gerber, Ges. jur. Abh. I. 
(1872.) 261. Petschy Die gesetzlichen Bestimmungen über den 
Verlagsvertrag. 1870. Schürmann, Organisation und Rechtsge- 
wohnheiten des Deutschen Buchhandels. I. H. 1880/81. O. Wächter, 
Z. II. 749. Betding, eod. XXHI. 70. Buhl, eod. XXV. 142. 
Buhl, Zur Rechtsgeschichte des Deutschen Sortimentsbuchhandels. 
1879. Weidling, Das buchhändlerische Konditionsgeschäft. 1885 
(dazu Goldschmidt, Z. XXXffl. 491). — Zur Geschichte: F. Kapp. 
Geschichte des Deutschen Buchhandels bis in das 17. Jahrhundert. 
1886. Börsenblatt für den Deutschen Buchhandel. Seit 1834. 

Uebersicht §181 

1. Der Verlagsvertrag § 131a 

2. Geschäfte des Sortimentshandels. Insbes. 
Konditionsgeschaft § 131b 

Cap. VI. Die Versicherungsgeschftfte s. Buch IX, 

Cap. VII. Vermittelungs- und Vertretungen 

geschalte § 132 

G. I. § 55. 
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Cap. VIII. Das Kommissionsgeschäft. 

H.G.B. Art. 360-378. 

G. I. § 54. Grünhtd in E. Hdb. IE. §§ 312-380. C. S. 
Grünhut, Das Recht des Kommissionshandels. Wien 1879. 
v. Hahn, Z. XXIX. 1. Lepa, Die Lehre vom Selbsteintritt des 
Kommissionärs. 1883. — Zur Geschichte: Lepa, Z. XXVI. 438. 
Levin, Ueber das Kommissionsgeschäft im Hansagebiete. Berlin 
1887 (Diss.). — Delamarre et Lepoitvin (s. oben § 9). Pouget, 
Des droits et des oblig. des divers commissionnaires. 4 vol. 
1857/58. Domenget, Du mandat, de la commission et de la 
gestion d'affaires. 2 ed. 2 vol. 1870. Troplong, Du mandat etc. 
2 vol. 1845/46. — Story, Commentaries on the law of agency. 
8 ed. Boston 1874. Bussel, A treatise on mercantile agency. 
London 1873. Änson (s. oben S. 20). Wharton, A commen- 
tary on the law of agency. Philadelphia 1876. 

I. Geschichtliche Entwickelung. Begriff und 

rechtliche Natur. Abschluss und Endigung § 133 

IL Rechtsverhältnisse gegen Dritte .... § 134 
Zimmermann, N. Arch. f. H.R. I. 48. Perl, Bu. XLVHI. 94. 

III. Verpflichtungen des Kommissionärs ... § 135 
Voigt, Z. XXV. 181. v. Hahn, Z. XXIX. 1. Voigt, Die 

Haftbarkeit des Einkaufskommissionärs. 1884. 

IV. Eigenthumsverhältnisse am Kommissionsgut § 135a 

K.O. §§ 35—38. 
G. I. 2. § 66. Not. 10 ff. 

V. Rechte und Sicherung des Kommissionärs . § 136 
G. I. 2. §§ 96, 97. 

VI. Das gemischte Kommissionsgeschäft . . . § 137 
Gad, Z. XIV. 234. Anschütz, eod. XVII. 1. v. Hahn, 
epd. XXIX. 1. Grünhut, Z. f. öff. u. Privatr. V. 104. Lepa 
a. a. 0. Paul Abraham, Ueber den Eintritt des Kommissionärs als 
Selbstkontrahenten. Hamburg 1884 (Diss.). G. Schaps, Das 
Selbsteintrittsrecht des Kommissionärs. Berlin 1887 (Diss.). Hart* 
mann, Bu. XLIL 121. — Vgl. Lit. vor § 133. 
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Cap. IX. Das Speditionsgeschäft .... § 138 
H.G.B. Art. 379-389. 

Grünhut in E. Hdb. HI. §§ 331—334. Grünhut, Das Recht 
des Kommissionshandels. Wien 1879 S. 524. Wengler, Beitrage 
zur Lehre vom Speditionsgeschäft. 1860. B. Koch, Bu. II. 447. 
Wolff, Arch. f. W.R. XVIII. 171. Gareis, CO. N. F. VII. 257. 
Franck, Arch. f. W.ß. XIII. 225. — Vgl. Literatur vor § 133. 



Achtes Buch. 

Das Seerecht. 

Einleitung. 

I. Inhalt des Seerechts § 139 

£tofenfrachtfahrt: Beichsges. 22./5. 81. 

Recht der Binnenschiffahrt: (Singelmann) Entwurf eines 
Gesetzes zur Regelung der Verhältnisse der Fluss- und Binnen- 
schifffahrt. 1869. Laband, Z. XV. 1. Sarau, CO. N. F. V. 551. 
Landgraf, Entwurf eines Binnenschifffahrtsgesetzes. I. 1887. Uli- 
mann, Die Handelsgebräuche über Lade- und Löschzeit — . 1888. 

OeffenÜiches Seerecht: 

Staatsseerecht: s. oben § 1 und Pereis, Handbuch des all- 
gemeinen öffentlichen Seerechts im Deutschen Reich. 1884. 

Volkerseerecht: s. oben § 1 und Pereis, Das internationale 
öffentliche Seerecht. 1882. 

IL Geschichte und Quellen § 140 

R. Wagner, Handbuch des Seerechts. I. 1884. §§ 2—12, 
vgl. Z. XXIX. 413. — Goldschmidt, Z. III. 342. XXXV. 321. 
Schaube (s. oben § 4). Lewis in E. Hdb. IV. 1. §§ 2, 3.| 
Aeltere Sammlungen s. G. I. 31. Wagner I. 53. 
Insbesondere: J. M. Pardessiis, Collection de lois maritimes 
antörieures au dix-huitieme siecle. 6 vol. 4 Paris 1828/45. Sir 
Travers Ttaiss, Monumenta iuridica. The black book of the 
admiralty, with an appendix. Vol. I — IV. London 1871/76. 
(Vgl. R. Wagner, Z. XXVII. 619.) — Dazu: Zachariae v. Lingen- 
thal, Monatsberichte der Berliner Akademie der Wissenschaften 
aus dem Jahre 1881. S. 13. Alianelli, Delle antiche consue- 
tudini e leggi marittime delle provincie Napolitane. Napoli 
1871. Laband, Das Seerecht von Amalfi. 1864. (Z. VE. 296) 



— 55 — 

u. Camera, Memorie storico-diplomatiche dell' antica cittä e du- 
cato di Amalfi. I. II. Salerno 1876/81. SchUfter, Corpus iuris 
Yisbyensis urbici et maritimi. Wisby Stadslag och Sjörätt. 
Lund 1853. (Dazu: Qoldschmidt, Krit. Z. f. die ges. Rechts- 
wissenschaft. III. [1856] 21.) Güterbock, De iure maritimo, 
qued in Prussia saeculo XVI et orimm est et in usu fuit. 1866. 
R. Wagner, Z. XXVII. 393. — Hanserecesse u. Hansisches 
Urkundenbuch (oben § 5). 

Neuere Seegesetze: (Der Ehrsamen Hansestädte Schiffsord- 
nung und Seerecht. 1614. Schwed. Seer. 1667. Ordonnance 
de la marine. 1681. K. Preuss. Seerecht. 1727. Ordonanzas 
de — Bübao — 1737. cap. XIX— XXIX). Editto politico di 
navigazione mercantile Austriaca 1774. (A. L.B. H. 8. §§ 1398 
bis 1933. 2359—2451.) Die sämmtlichen Handelsgesetzbücher 
der Seestaaten, mit Ausnahme des Oesterreichischen und Unga- 
rischen (vgl. oben § 8). Zum Code de commerce insbes- Ges. 
v. 12./8. 1885. Grossbritannien: Einzelgesetze, insbes. The mer- 
chant shipping act v. 10./8. 54 nebst Ergänzungen, namentlich 
1862, 1867, 1873, 1876, 1880. Norwegen: Seegesetz 24./3. 1860. 
Schweden: Seegesetz 2S./2. 1864 (eine Skandinavische Kodifikation 
ist im Gange: Forslag til s^lov [förslag til sjölag] 1887). Fin- 
land: Seegesetz 9./6. 73. 

D. H.G.B. Art. 432—911 nebst zahlreichen ergänzenden 
und abändernden Gesetzen. 

Knitschky, Die Seegesetzgebung des D. Reichs. 1883. Stege- 
mann, Die Seegesetze des D. Reichs. 2. Aufl. 1887. Höchster 
et SacrS, Manuel de droit commercial francais et etranger. 
Droit maritime. 2 vol. Paris 1876. — Actes du congrh inter- 
national de droit commercial d 9 Anvers. 1885. Droit maritime. 
Bruxelles 1886. Vgl. Lewis, Z. XXXII. 87. Ulrich, Le con- 
grfcs international etc. Berlin 1885. E. E. Wendt, Papers on 
maritime legislation — 3 ed. London and New- York 1888. 

III. Literatur § 141 

R. Wagner, I. 99—120. 

Straccha (§ 9) , Loccenius, De iure maritimo et navaü. 
Amst. 1651. F. Stypmannus, De iure maritimo et nautico. 
Gryphisw. 1652. F. Eoccus, De navibus et naulo, item de 
assecurationibus. Nap. 1655. C. Targa, Ponderazioni sopra 
le contrattazione marittima. Genova 1692 u. oft. Wedderhop, 
Introductio in ius nauticum. Flensburg 1757. Die Kommen- 
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tare v. Peckius (zu den Römischen Seerechtsquellen. 1556, insbes. 
1647 u. 1668); Kuricke (zum Hanseat. Seerecht 1667); Casa- 
regis (zum Gonsolat 1718); Langenheck (zum Hamburg. Seer. 
1727); Valin (zur Ordonnance de la marine 1760, zuletzt 1829). 

v. Martens, Heise, Pohls, III. 1—4. (s. § 9). v. Kaltenborn, 
Grundsätze des praktischen Europäischen Seerechts. 2 Bde. 1851. 

Neuere Kommentare u. annotirte Ausgaben: Makower, 
Das A.D.H.G.B. 1862 (9. Aufl. 1884). C. F. Koch, Das A.D.H.G.B. 
1863 (2. Aufl. 1868). W. Lewis, Das D. See recht. I. II. 
1877/78 (2. Aufl. 1883/84). Gareis, Das A.D.H.G. Zweiter 
Theil. Vom Seehandel 1889. 

Neuere Systeme: Lewis u. Schröder in E. Hdb. IV. 1. 
§§ 1—59. R. Wagner, Handbuch des Seerechts. I. 1884. 
Vgl. Gareis, Das D. Handelsr. (3. Aufl.) §§ 116-126. 128. Be- 
seler, D. Privatr. (4. Aufl.) §§ 257—265. 267. Nicht im Zusammen- 
hang: t?. Gerber, D. Privatr.; Dernburg, Pr. Privatr.; Cosack, 
Lehrbuch (oben § 12). 

Meves, Die strafrechtlichen Bestimmungen der Seegesetze. 
1876. 

Rechtsprechung: Ullrich (Seebohm, Hermann und Hirsch), 
Sammlung von seerechtlichen Erkenntnissen des Handelsgerichts 
zu Hamburg. 1858/76. Urtheile des O.A.G.'s zu Lübeck, der 
Hamburgischen und Mecklenburgischen Gerichte, des R.O.H.G.'s 
und R.G.'s — s. oben § 9. Entscheidungen des Oberseeamts 
und der Seeämter des Deutschen Reichs, seit 1879. 

Juristische Abhandlungen von Heise u. Cropp (oben § 9). 

Revue internationale de droit maritime, publiee par Autran. 
Seit 1885. Paris. 

Dufour, Droit maritime (unvoll.) t. I. IL 1859. Cresp, 
Cours de droit maritime — par A. Laurin. t. I— IV. 1876/82. 
Desjardins, Traitö de droit commercial maritime (8 vol.) Bisher 
I— VII. 1878/88. de Valroger, Droit maritime. 5 vol. 1883/86. 
Die Werke von Pardessus, Bravard- Veyri&res (üemangeat), Alau- 
zet, Bedarride, Lyon Ca£n et Renault u. A. zum Code de com. 
(oben S. 19). Caumont, Dictionnaire universel de droit mari- 
time. 1869. — Die Werke von de Wal, Holtius, Kist u. A. 
zum Holl. H.G.B. (oben S. 20). - Vidari, Corso V— VII. 

Abbott, Treatise on the law relative to merchants ships 
and seamen. 12 ed. London 1881. Maude u. Pollock, A com- 
pendium of the law of merchant shipping. 4 ed. London 1881. 
Maclachlan, A treatise on the law of merchant shipping. 3 ed. 
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London 1880. Kay, The law relating to shipmasters and 
seamen. 2 vol. London 1875. Foard, A treatise on the law 
of merchant shipping and freight. London 1880. Parsons, A 
treatise on the law of shipping. 2 vol. Boston 1869. Ueber 
die Englische Praxis s. auch Voigt, Z. XXVI. 483. XXVH. 294. 
XXVHI. 312. — Die Werke von Smith, Kent u. A. über Eng- 
lisch-Amerikanisches Handelsrecht (oben S. 20). 

A. de Courcy, Questions de droit maritime. I — IV. Paris 
1877/88. 

Cap. I. Von den Schiffen und dem Schiffs- 
register § 142 

H.G.B. Art. 432—449. Seemanns Ordnung § 68. Reichs- 
yerf. Art. 54. Reichsges. y. 25., 10. 67 über die Natio- 
nalität der Kauffahrteischiffe. Reichsges. v. 28./6. 73, 
betr. die Registrirung u. Bezeichnung der Kauffahrtei- 
schiffe. Reichsges. v. 15.4. 85. Bekanntmachung v. (5.J7. 
72 u. 24.10. 75) 20./6./88, betr. die Schiffsyermessungs- 
Ordnung. Reichsges. y. 27./7., betr. die Untersuchung 
yon Seeunf&Uen. — C.P.O. §§ 785, 812. E.G. zur K.O. 
§ 14. Pr. E.G. Art. 59. 
Lewis in E. Hdb. IV. 1. § 5—7. Bergmann, Die Vor- 
schriften über das Schiffsregister. 1884. 

Cap. II. Von dem Rheder § 143 

H.G.B. Art. 450-455, 477. 

Lewis in E. Hdb. IV. 1. § 8 — 10. Heise u. Cropp, Jurist. 
Abhandl. I. 442. Ehrenberg, Beschränkte Haftung des Schuld- 
ners nach See- und Handelsrecht (1880). 170. Ä. Wagner, Bei- 
träge zum Seerecht (1880). 45. de Valroger, Revue internatio- 
nale de droit maritime II. 483. de Hart, The law quarterly 
review. V. (London 1889).' 15. 

Die Rhederei § 144 

H.G.B. Art. 456-476. 

Lewis in E. Hdb. IV. 1. § 11—16. Heise u. Cropp, I. 504. 
Jebens, CO. N. F. I. 365. R. Wagner, Beiträge 1. 

Cap. HI. Schiffer und Schiffsmannschaft. 
Reichsges. v. 13. Juli 1887 betr. die Unfallversicherung 
der Seeleute u. s. f. 
Lewis in E. Hdb. IV. 1. § 17—27. 
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I. Der Schiffer. Die Ladungsbetheiligten . . § 145 
H.G.B. Art. 478-527. E.G. zur C.P.O. § 13. 

IL Die Schiffsmannschaft. . § 146 

(H.G.B. Art. 528—556. Preuss. Ges. v. 26./3. 64 etc.) See- 
mannsordnung v. 27. 12. 1872. 
Jebens, CO. N. F. I. 525. Kühne, Z. XII. 421. Wagner, 
Beiträge 66. 

Cap. IV. Das Seetransportgeschäft. 

I. Das Frachtgeschäft § 147 

H.G.B. Art. 557-643, 663, 664. 

Lewis in E. Hdb. IV. 1. § 28—41. Heise u. Cropp, H. 615. 
Goldschmidt, Z. HI. 58. 331. Feldmann, N. Arch. f. H.R. HI. 
184. Voigt, eoä. HL. 211.257. 444. UUrich, eod. IH. 312. Meier, 
CO. N. F. IV. 11. Bruhns, Z. XXI. 121. Voigt, Zum See- und 
Versicherungsrecht. 1880. Voigt, Ausgleichung der Hayarie- 
grosse und Seefrachtrechte. 1882. — Carver, A treatise on the 
law relating to the carriage of goods by sea. London 1885. 
Scrutton, The contract of anreightment as expressed in charter- 
parties and bills of lading. London 1886. 

Das Konnossement § 148 

H.G.B. Art. 644-663, 802, 803, 305. 

Vgl. oben § 75. G. I. 2. §§ 70—74. Eist, Beginselen van 
handelsregt. d. H. (2. Aufl. 1874). ScModtmann, Z. XXI. 384. 
398. Verhandl. d. XVH. Juristentages. Lewis, Die neuen Kon- 
nossementsklauseln. 1885. — Leggett, A treatise on the law of 
bills of lading. London 1880. Foard u. Scrutton (s. § 141. 
147). Mittermaier, Z. XXXII. 209. Vivante, La polizza di 
carico. Milano 1880. 

II. Der Personentransport zur See § 149 

H.G.B. Art. 665-679. 

Lewis in E. Hdb. IV. 1. § 42-45. 

Cap. V. Die Bodmerei § 150 

H.G.B. Art. 680—701, 302, 303, 305. E.G. zur K.O. § 14. 

Schröder in E. Hdb. IV. I. §§ 46. 47. Goldschmidt, Unter- 
suchungen zur 1. 122. § 1 de V.O. 1855. Mathiass, Das foenus 
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nauticum u. die geschichtl. Entwickelung der Bodmerei. 1881. — 
Ehrenberg a. a. 0. 42—179. Thöl, H.R. I. § 313. — Vgl. auch 
Lit.: §§ 151. 156 a. 

Cap. VI. Von Seeschäden. 

I. Von der Haverei § 151 

H.G.B. Art. 702-735. C.P.O. §§ 761—768. Reidisges., 
betr. die Untersuchung von SeeunffiUen vom 27./7. 77. 
Allgemeine Seeversicherungsbedingungen. Hamburg 1867 
(auch N. Archiv f. H.R. IV. 137). Bremische Seeversiche- 
rungsbedingungen 1675. 

R. Ulrich, Grosse Haverei. Die Gesetze und Ordnungen der 
wichtigsten Staaten. 1884. — Sehröder in E. Hdb. IV. 1. §§ 48-53. 
Ehrenberg a. a. 0. 71. Goldschmidt, Z. XXXV. 37. 321. — 
TecJdenborg, Ueber Bodmerei und Havariegrosse. 1858. Frignet, 
Tratte* des avaries. 8 vol. Paris 1859. Morel, Des avaries, du 
jet et de la contribution. 1874. Govare, Des avaries communes. 
1882. — Lotendes, Law of general average. English and foreign. 
4 ed. London 1888. Dixon, On general average. New York 
1874. Gurlie, General average. Philadelphia 1881. Hopkim, 
A Handbook of average. 4 ed. London 1884. — F. A. Molster, 
Opzettelijke stranding. Amsterdam 1888. — Lewis, Z. XXIV. 
491. u. dort cit. Lit. Molengraaff, Internationale avarie grosse 
regeüng. Leiden 1880 (cf. Franck, Z. XXVIH. 417). Voigt 
(s. § 147). — S. auch Lewis, Ulrich, Wendt oben S. 55 und 
Lit. zu § 157. 

IL Von dem Zusammenstoss § 152 

H.G.B. Art. 736-741. Strafgesetz!). § 145. V. v. 23. 12. 
71, - jetzt 7./L 80 u. 16./2. 81 — betr. die Verhütung 
des Zusammenstossens. Noth- und Lootsen-Signal-Ordn. 
v. 14./8. 76 und V. v. 15.(8. 76. Beichsges. v. 27.(7. 77. 
Schröder in E. Hdb. IV. 1. § 54. Lamprecht, Z. XXI. 12. 
Romberg, Das Strassenrecht auf See. 1870. Freden, Zur Er- 
läuterung des Strassenrechts auf See. 1872. J. Caesar, Handb. 
der D. Reichsgesetzgebung betr. die Seeunfalle. 1882. Fresquet, 
Des abordages maritimes. Paris 1869. Marsden, A treatise on 
the law of collisions at sea. 2 ed. London 1885. Benfante, 
L'urto di navi. Torino 1888. Buzzati, L'urto di navi in mare. 
Verona 1888. 
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Cap. VII. Bergung und Hülfeleistung . . § 153 

H.G.B. Art. 742—756. Strandungs - Ordn. v. 17./5. 74. 

Signal-Ordn. (s. § 152.) Reichsges. v. 27./7. 77. Straf- 

gesetzb. §§ 265, 322, 323, 326, 360 Nr. 10. 

Schröder in E. Hdb. IV. § 55. — Schuback, De jure litoris, 
vom Strandrecht. Hamburg 1751, deutsch 1767, 1781. Jacobsen, 
Kontrakte in Betreff von Bergelohn. 1821. Tecklenborg, Stran- 
dungsordnungen. 1874. Stobbe, D. Privatr. H. § 149. — Tartara, 
Nouveau code des bris et naufrages. Paris 1870. Marwin, On 
the law of wreck and salvage. Boston 1858. Jones, The law 
of salvage. London 1870. 

Cap. VIII. Pfandrechte an Schiff und La- 
dung. Verjährung § 154 

H.G.B. Art. 757-781, 906-911. C.P.O. § 757. K.O. 
§§ 39—41. Preuss. E.G. § 59 und andere Landesgesetze. 

Schröder in E. Hdb. IV. §§ 56—59. Ehrenberg a. a. 0. 
241—284. 



Neuntes Buch. 

Das Versicherungsrecht. 

Einleitung, 

I. Allgemeine Grundlagen. 

1. Begriff und wesentliche Merkmale . . § 155 

2. Prämien- und Gegenseitigkeits- Versiche- 
rung § 155a 

3. Eintheilung der Versicherungsgeschäfte . § 155b 

II. Geschichte und Quellen § 156 

Reatz, Geschichte des Europäischen Seeversicherungsrechts. 

L 1870. Reatz, Ordonnances du duc d'Albe sur les assurances 
maritimes. Bruxelles 1877. R. Vivante, Archiv, giuridico XXXII. 
80. Goldschmidt in „Juristische Abhandlungen. Festgabe für 
G. Beseler" (1885) 201. E. Bensa, II contratto di assicurazione 
nel medio evo. Genova 1884. Adler, Z. XXXIV. 162. Vgl. 
auch: Endemann, D. Vierteljahrsschr. Oktober 1865. S. 97. Ende- 
mann, Z. IX. 301. X. 242. Qierke, Genossenschafter. I. 1049. 
Adler in Z. f. Reichs- und Landesrecht. II. 27. Molengraaff, 
Regtsgeleerd magazijn. II. (1882) bl. 14. 393. 

(Ungenügende) Sammlungen: G. I. 32; s. auch Pardessus, 
Collection (§ 140). 

Nur das Seeversicherungsrecht regeln die meisten Handels- 
gesetzbücher und die Seerechte (oben §§ 9. 140), auch D.H.G.B. 
u. Code de commerce art. 332—396 (s. jedoch Loi du 24./7. 67 
sur les societäs art. 66, 61 u. Döcret relatif aus soctätös d'assu- 
rance v. 22./ 1. 68). — Das gesammte Versicherungsrecht: A.L.R. 
n. 8. §§ 1934—2358, die H.G.-Bücher der Niederlande art. 246 
bis 308, 592—695, von Belgien (Ges. 11./6. 74 u. Seegesetz 
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1879 art. 168—227), Italien (1882) art. 417—453, 604-641, 
Spanien (1885) art. 380—438, 737—805, Portugal (1888) art. 425 
bis 462, 595—625. — Nicht die Seeversicherung: Ungar. H.G. 
§§ 453-514. Oesterr. B.G.B. §§ 1267-1269, 1288—1292. 
Zürcher Privatr. G.B. §§ 1704-1760 u. a. m. — Gar nicht: 
Schweizer. Obligationenrecht. — Nur einzelne Spezialgesetze be- 
stehen in Grossbritannien und den Vereinigten Staaten von 
Amerika. Vgl. Hine, The insurance Statutes of the United 
States and Ganada. New York 1876. 

III. Literatur § 157 

I. Aeltere (ausschliessend oder vorwiegend Seeversicherung): 
Santema, Tr. de assecurationibus et sponsionibus merca- 

torum. Venet. 1552 (oft, auch in den Ausgaben des Straccha). 
Straccha, De assecurationibus. Venet. 1569 (auch [cf. § 9] 
Amstelod. 1669). Roccus (§ 141). Targa (§ 141). Cäsar egis 
(§ 9) (2V. Magern) Versuch über Assekuranzen, Havereien etc. 
Hamburg 1753. Das Recht der Assekuranzen und Bodmereien. 
Königsberg 1771. Pothier, Traite du contrat d'assurance. Paris 
1777 u. oft. «/. Weskett, A complete digest of the theory, law 
and practice of insurance. London 1781 (deutsch von Engel- 
brecht. 3 Bde. Lübeck 1782—87). B. M. Emerigon, Traite des 
assurances et des contrats ä la grosse. 2 vol. Marseille 1783 
(2 ed. Rennes 1827). A. Baldasseroni, Trattato delle assicura- 
zioni marittime. 3 vol. Pirenze 1786 (2 ed. 5 vol. 1801/04). 
W. Benecke, System des Assekuranz- und Bodmereiwesens. 5 Bde. 
Hamburg 1805/10. 1821. 2. Ausg., umgearb. v. V. Nolte. 2 Bde. 
1851/52. v. Martens, Heise. Pohls, H.R. IV. 1. 2. Mittermaier, 
D. Privatr. IL (s. § 9). 

II. Neuere: 

Kompend. bezw. allgemeine Prinzipien : Lehrb. d. D. Privat- 
rechts von v. Gerber, Beseler (4. Aufl. §§ 116, 117, 226). 
Bluntschli. Gareis, H.R. §§ 71, 127. Dernburg, Pr. Privatr. 
IL §§ 231—239; unter Ausschluss der Seeversicherung; Thöl, 
H.R. I. §§ 297—800. Endemann, H.R. §§ 174—176. Stobbe, 
D. Privatr. IE. §§ 197, 198. Förster-Eccius , Pr. Privatr. H. 
§§ 145, 146. S. auch G. I. § 49. 

Monographisch : 

1. Allgemein: 
PhiUips, Treatise on the law of insurance. Boston 1825 
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(5 ed. New York 1867). Mauzet, Traitä gen&ral des assurances. 
2 vol. Paris 1843. Chaufton, Les assurances. vol. I. II. 1884 
bis 1886. Sacerdoti, II contratto di assicurazione. 2 vol. Padova 
1874/78. Vivante, II contratto di assicurazione. Vol. I. HL 
Milano 1885/87. Berrymann, A digest of the law of insurance. 
Chicago 1888. Federal decisions U. St. by Myer. vol. XIX: In : 
surance. St. Louis 1887. 

2. Nur Seeversicherung: 

Kommentare z. H.G.B. von Mahower u. C. F. Koch (§ 141). 
Lewis, Das D. Seerecht II. (2. Anfl.) 235. J. F. Voigt, Das D. 
Seeversicherungsr. 1884/87. — Systemat.: Tecklenborg, System 
des Seeversicherungswesens. 1862. Reatz in E. Hdb. IV. 1. 
§§ 60—82. Vgl. F. Brandt, Ueber Seeversicherung (aus dem 
Norweg.). 1878. 

E. Cauvet, Traite des assurances maritimes. 2 vol. Paris 
1879/81. Droz, Traitö des assurances maritimes. 2 vol. Paris 
1881. Besjardim (s. § 141). Cotdonet Houard, Code pratique 
des assurances maritimes, du delaissement, des avaries etc. 2 vol. 
Paris 1887/88. — Arnould, A treatise on the law of marine 
insurance. 6 ed. 2 vol. London 1887. Lowndes, dto. 2 ed. 
London 1885. Mc. Arthur, The contract of marine insurance. 
London 1885. Parsons, A treatise on the law of marine in- 
surance. 2 vol. Boston 1868. — Th. Andersen, Die See- 
versicherung nach den in den hauptsächlichsten Staaten Euro- 
pa's geltenden gesetzlichen und anderen Bestimmungen. 1888. 

3. Nur sog. Binnenversicherung. 

Konig in E. Hdb. HL. §§ 402-425. Malsz, Betrachtungen 
über einige Fragen des Versicherungsrechts. 1862. Malsz, Z. 
VI. 361. VIH. 369. XHI. 45, 418. v. Kübel, Z. f. Versiche- 
rungsr. I. 321. II. 1. v. Lichtenfels, Ueber einige Fragen des 
Binnenversicherungsrechts. Wien 1870. Ueber die deutsche 
Praxis: Scherer, in Bassow u. Küntzel Beiträge XXXII. 499. — 
Traite des assurances terrestres v. Grün et Joliat 1828, Quenatdt 
1828, Persil 1834 (Paris). May, The law of insurance. 2 ed. 
Boston 1882. J. B. Porter, Laws of insurance. 2 ed. by Feilden 
Craies. London 1887. Dictionnaire des assurances terrestres 
v. Pouget 1855, Lechartier 1883 (Paris). S. § 167. 

Dazu die reiche auswärtige Lit. in den Systemen des Handels- 
rechts, des Seerechts, den Kommentaren der Handelsgesetzbücher 
(§§ 9, Hl). 
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Wirthschaftliche Literatur und öffentliches Ver- 
sicherungsrecht: 

Masius, Darstellung des Versicherungswesens. 1857. GaUus, 
Die Grundlagen des gesammten Versicherungswesens. 1874, 
Makowizka in Bluntschli und Brater Staatswörterbuch, XI. 1 
Saski, Die volkswirthschaftliche Bedeutung des Versicherungs- 
wesens. 1865. Döhl, Das Versicherungswesen des Preuss. Staats, 
1865. E. Herrmann, Die Theorie der Versicherung. Graz 1869 
A. Wagner im Hdb. der pol. Oekonomie, II. 791. Löning, Ver 
waltungsr. §§ 173 — 176. 0. Lemcke, Katechismus des Versiche- 
rungswesens. 2. Aufl. 1888. "Zammarano , L'intrapresa delle 
assicurazioni. Torino 1887. Bericht des Eidgenöss. Versiche- 
rungsamts über die privaten Versicherungs-Unternehmungen in 
der Schweiz 1886. Bern 1888. 

Die Rechtsprechung s. oben S. 17 auch Labauve, Entschei- 
dungen des Reichs-Oberhandelsgerichts im Versicherungswesen. 
1880. C.Malsz, Zeitschr. f. Versicherungsr. 2 Bde. 1867/68 
(jetzt Z. f. H.R.). Juristisches auch in den Zeitschriften und 
Jahrbüchern für Versicherungswesen v. Wallmann, Kanner, 
Eisner, Neumann, Ehrenzweig u. A. 

Cap. I. Die leitenden Prinzipien. 

S. auch (?) Endemann, Z. IX. 284, 511. X. 242. Gier, Bu. 
XXVI. 405. L. Cohn, Der Versicherungsvertrag nach allgem. 
Kechtsprinzipien. 1873 und Z. XVIH. 77 (vgl. Laband, Z. XIX. 
644). Adler, Z. f. Reichs- und Landesr. II. 27. Laband, Z. 
XXIV. 66. - G. I. § 49 u. Z. XXXV. 274 ff. 

I. Die juristische Natur des Versicherungsver- 
trages § 158 

IL Die betheiligten Personen. Anzeigepflicht . § 159 

III. Unfall. Gegenstand. Gefahr. Interesse . § 160 

Insbes. der Versicherungswerth. Ueber-, 

Doppel-, Unter-Versicherung ... § 160a 

IV. Verpflichtungen. Deren Erlöschen ... § 161 

Uebergang § 161a 

Cap. II. Das spezielle Versicherungsrecht. 
I. Die Güterversicherung. 
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1. Die Transportversicherung. 

a) Zur See § 162 

H.G.B. Art. 782—905. Allgemeine Seeversicherungs- 
bedingungen. 1867. Bremische Seeversicherungsbedin- 
gungen. 1875. 

Lit. § 157, insbes. Voigt u. Lentis a. a. 0., auch: Tecklen- 
barg, Allgemeine Seeversicherungsbedingungen. 1868. 

Heise u. Cropp, Jur. Abh. I. 54, 65, 89. II. 579. Voigt, 
N. Arch. f. H.E. I. 210, 298. IE. 357, 390. IV. 114. Nizze, 
eod. I. 327, 412. Crotne, Z. XXVIII. 1. de Courcy, Le com- 
mencement et la fin des risques dans l'assurance des navires. 
Paris 1888. 

b) Zu Lande und auf Binnengewässern. 
Insbes. Special- u. General- (laufende) V. § 163 

Voigt, Zum See- und Versicherungsrecht (1880). 58. 

2. Anderweitige Güterversicherung . . . § 164 
S. auch: Hopf, Aufgaben der Gesetzgebung im Gebiet der 

Feuerversicherung. 1880. — Ferot, Etüde sur l'assurance ä 
prime contre Tincendie. Paris 1881. de Lalande et Couturier, 
Traite du contrat d'assurance contre l'incendie. Paris 1885. 
The law of fire insurance von Bunyon (2 ed. London 1875), 
Flanders (Philadelphia 1871), Wood (New York 1878). 

3. Die Rückversicherung § 165 

V. Ehrenberg, Die Biickversicherung. 1885. 

IL Die Personenversicherung. 

1. Uebersicht § 166 

2. Leitende Grundsätze § 167 

Lit. § 157 und bei König in E. Hdb. IH. §§413, 423. 

Stobbe, D. Privatr. III. § 198 — insbes. Karup, Vivante, III. 
G. I. § 49. Rüdiger, Die Rechtslehre vom Lebensversicherungs- 
vertrag. 1885. Crawley, The law of life insurance. London 
1882. DSfrSnois, Traite pratique du contrat d'assurance sur la 
vie. Paris 1887. — Elster, Die Lebensversicherung in Deutsch- 
land 1880 (vgl. A. Wagner in Conrads Jahrb. 1881. I. 164). 
Fr. Fick, Der juristische Charakter des Lebensversicherungs- 
verttages. Zürich 1884. Köhne, Bu. XL VI. 51. Ehrenberg, 
Goldsohmidt, System des Handelsrechts. 2. Aufl. 5 



_ 6(5 — 

Z. XXXII. 409. XXXTTT. 1. L. Rehfous, Le contrat d'assurance 
en cas de deces. Geneve 1887. 0. Platou, 0m tivsforsikrings- 
kontracters natur. Kristiania 1887. Zur neuesten Literatur: 
Goldschmidt, Z. XXXV. 274. 

3. Einzelne Rechtssätze § 167a 

4. Die Zwangsversicherung, insbes. der Ar- 
beiter (Kranken-, Unfall- V.) .... § 167b 

Vgl. § 69. Ital. Ges. 15./4. 86. 

Mazzola, L'assicurazione degli operai nella scienza e nella 
legislazione Germanica. Rom 1887. Kommentare zu den Reichs- 
gesetzen (s. § 69) von v. Woeätke (3. Aufl. 1888). Köhne 
1886 u. a. m. 

Bödiker, Unfallgesetzgebung der Europäischen Staaten. 1884. 
— Vgl. auch Mandry 134, 432, Probst, in Hirth's Annalen XXI. 
317 und oben §§ 37, 127, 130. Freund, Die Rekurs-Entschei- 
dungen des Reichsversicherungsamtes. I. 1889. 



Zehntes Buch. 

Das Wechselrecht. 

Einleitung. 

I. Grundbegriffe und wirtschaftliche Funk- 
tionen § 168 (1) 

II. Die Geschichte des Wechsels und Wech- 
selrechts. 
G. F. v. Martens, Versuch einer historischen Entwickelung 
des wahren Ursprungs des Wechselrechts. 1797. FremSry, JStudes 
de droit commercial. Paris 1833, p. 87. Holtius, Abhandlungen 
civilistischen und handelsrechtlichen Inhalts, übers, v. Sutro. 
Utrecht 1852. S. 168. F. A. Biener, Abhandl. aus dem Gebiet 
der Rechtsgeschichte. 1848. F. A. Biener, Wechselrechtliche Ab- 
handlungen. 1859. Kuntze, Das Wechselrecht. 1862. Neumann, 
Geschichte des Wechsels im Hansagebiet. 1873. (Z., Beilageheft 
zu Bd. VII.) Endemann, Studien I. (1874) 75. Lastig, Z. XXIII. 
149. Brunner, eod. XXII. 1. Brunner, Das französische In- 
haberpapier, des Mittelalters. 1879. Goldschmidt, Z. XXVIII. 
69 u. XXXIII. 444. Götz in Encyklop. von Ersch & Gruber s. 
v. Giro. Kuntze in E. Hdb. IV. 2. S. 10—47. Lehmann, Lehr- 
buch 29 ff. 

1. Ursprünge § 169 (2) 

2. Die Weiterentwickelung § 170 (3) 

3. Die Wechselrechtsgebiete § 171 (4) 

Sammlungen der Wechselgesetze : der älteren, insbes. von 
Siegel, Meissner, v. Zimmerl und bei Treitschke, Encyclopädie 
(s. unten) s. G. I. 32; jedoch fehlen in diesen Sammlungen die 
ältesten Rechtsquellen, insbes. die Statuten von Bologna (seit 
1454 bezw. 1509) u. von Antwerpen (seit 1570); der geltenden: 
am besten (aber nicht mehr vollständig): S. Borchardt, Voll- 
ständige Sammlung der Deutschen Wechselgesetze und der aus- 
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ländischen Wechselgesetze in Deutscher Uebersetzung. 2 Bde. 
1871, und 0. Borchardt, Sammlung der seit 1881 publicirten 
Wechselgesetze mit Uebersetzung und Anmerkungen. 1883;. 
Nachtrag: Das Ital. Wechselgesetz. 1883. Die Sammlung von 
0. Borchardt, Die Handelsgesetze des Erdballs (oben § 8) ent- 
hält auch zahlreiche Wechselgesetze. 

A. D. W.O. und Nürnberger Novellen (Z. I. 540. V. 228. 
Arch. f. W.R. IX. 217. X. 367) — s. § 7 — etwaige Revision: 
Riesaer, Beilageh. zu Z. XXXIII. 104— 116. 
Die Protokolle, Einfuhrungsgesetze und die Erhebung zum 
Bundes- bezw. Reichs-Recht s. oben § 7. 
Auswärtige Wechselgesetze s. oben § 8. 
Neueste auswärtige Wechselgesetze: 

Belgien: Ges. 20./5. 72 (Z. Beilageh. zu Bd. XXI. 44). 
Ungarisches Wechselges. 5./6. 76 (Z. XXII. 204). 
Skandinavisches Wechselges. 7./5. 80 (Z. XXVI. 31). 
Schweizerisches Obligationenrecht 14./6. 81. Art. 720-829 

(Z. XXIX. 130). 
Italienisches (revid.) Handelsgesetzbuch 2./4. bez. 31./10. 

82. Art. 251—338 (Z. XXIX. 155). 
Spanisches (revid.) Handelsgesetzbuch 22./8. 85. Art. 443 
bis 533 (Z. XXXm. 311). 

Rumänisches (revid.) Handelsgesetzbuch (1886) Art. 270 
bis 363. 

Portugiesisches (revid.) Handelsgesetzbuch (1888) Art. 278 
bis 339. 

Grossbritannisches Wechselgesetz 18./8. 82. (45 und 46 

Victor.ch. 61). (Heinsheimer, Z. Beilageh. zuBd. XXVm.) 

Entwurf einer Wechselordnung für das Russische Reich. 

1882. (Z. XXVIH. 274.) Revidirter Entw. 1883. 
Niederländischer Entwurf eines Gesetzes über die Handels- 
papiere. (Riesser in Z. f. vergl. Rechtswissenschaft VII.) 
EncyUopädien: Treitschke, Alphabetische Encyklopädie der 
Wechselrechte und Wechselgesetze. 2 Bde. 1831. O. Wächter, 
Encyklopädie des Wechselrechts der europäischen und außer- 
europäischen Länder. I. H. 1880. Nachtrag 1881. 

G. Cohn, Beiträge zur Lehre vom einheitlichen Wechsel^ 
recht. 1880. Pappenheim, Z. XXVHI. 509. Cohn, Z. f. vergl. 
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Rechtswissenschaft IV. 1. Norsa, Le conflit des lois et l'unifi- 
cation internationale ' en matiere de lettres de change. Bruxelles 
1884. Actes du congres international du congres d'Anvers. 1885. 
Lettres de change. Vgl. Speiser, Z. XXXII. 116. Norva, Sul 
progetto di legge uniforme in materia cambiaria. Torino 1887. 

III. Inhalt und Charakter des Wechselrechts § 172 (5) 
Beyer, Z. XXXIV. 1. 

IV. Internationales Wechselrecht .....§ 173 (6) 
W.O. Art. 84—86. Ungar. Wechselges. §§ 95—97. 

Lit. G. I. § 38 u. oben § 14. Beauchet, Annales de droit 
comm. IL 20. 61. 

V. Die Literatur .....§ 174 (7) 

Rotae Genuae decis. [oben § 9]. Sigismundi Scacciae, Trac- 
tatus de commerciis et cambio. Romae 1618. Baphael de Turri, 
Tractatus de cambiis. Genuae 1641. Phoonsen, Wisselstyl tot 
Amsterdam. (Rotterdam 1677, deutsch in: Siegel, Corpus iuris 
camb. IL) Casaregis, II Cambista instruito (Opp. EH. 34 ff.). 
Franck, Institutiones iuris cambialis. Hai. 1721. Heineccius, 
Elementa iuris cambialis. Amstelod. 1742. Dupuis de la Serra, 
L'art des lettres de change. Paris 1693. . Pothier, Trait£ du 
contrat de change. Paris 1763. 

Werke über Handelsrecht (oben § 9, insbes.) : v. Martern, 
Bender II. 1. 2. Pohls IL 1, 2. Heise, Gareis; über D. Privat- 
recht: Mitter maier, Beseler f v. Gerber; Derriburg, Pr. Privatr. II. 

Treüschke, Encyklopädie (s. §. 171). Einert, Das Wechsel- 
recht nach dem Bedürfniss des Wechselgeschäfts im 19. Jahr- 
hundert. 1839. 

Neuere Systeme: Thöl, Handelsrecht. Bd. II. 1848 (4. Aufl. 
1878). Renaud, Lehrbuch d. Allg. D. Wechselrechts. 3. Aufl. 
1868. Kuntze, Deutsches Wechselrecht. 1862. Hartmann, Das 
Deutsche Wechselrecht. 1869. 0. Wächter, Das Wechselrecht 
des D. Reichs. 1883. Kuntze u. Brachmann, in E. Hdb. IV. 2. 
1884. Kreis, Lehrbuch des Wechselrechts. 1884. H. 0. Leh- 
mann, Lehrbuch des Deutschen Wechselrechts. 1886. 

Kommentare: (Liebe) Die Allgemeine Deutsche W.O. mit 
Einleit. u. Erläut. 1848. Hoffmann, Ausführliche Erläuterung 
der D. W.O. 1859. Volkmar u. Loewy, Die D. W.O. 1862. An- 
notirte Ausgäben von Borchardt, Brentano u. a. m. 
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Rechtsprechung: & Borchardt, Die A.D. W.O. mit den von 
den Deutschen und Oesterreichischen Gerichtshöfen ausgesproche- 
nen Grundsätzen des Wechselrechts, nebst Bemerkungen. 8. Aufl. 
1882. Kowalzig, A.D. W.O. 3. Aufl. 1881. Rehbein, A.D. W.O. 
3. Aufl. 1886. Sammlung wechselrechtlicher Entscheidungen 
des R.O-H.G.'s 2 Bde. 1876. Arch. f. W.R. u. Z., insbes. Z. 
XXIX. 182. XXX. 144. XXXI. 354. XXXIH. 410. 

Pardessus, Cours (oben S. 19). Nouguier, Des lettres de 
change et des effets de commerce. 4 eM. Paris 1874. Die Kom- 
mentare zum Code de com. von Alauzet, Bravard- Veyrieres (De- 
mangeat), Bödarride; Boistel, precis; Lyon Caen et Renault (s. 
oben § 9). 

Die Kommentare zum Holländischen H.G.B. von HoUius, 
de Wal, Eist, zum Belgischen, Italienischen etc. (oben S. 19, 20). 

Vidari, La lettera di cambio. Firenze 1869. Vidari, La 
cambiale. Milano 1885. Auch: Marghieri, Nap. 1883. Galla- 
vresi, Milano 1883. 

«7. TT. Smith, Compendium (oben S. 20). J. Chitty, A treatise 
on the law of bills of exchange — 11 ed. London 1878. Bytes, 
A practical compendium of the law of bills of exchange — 
13 ed. London 1879. — Chalmers, A digest of the law of bills 
of exchange — 8 ed. London 1887. «7. W. Smith, Law of 
bills, cheques. London 1884. Thornburn, Commentary on the 
bills of exchange act. Edinburgh 1882. — Daniel u. Randolph 
(s. vor § 82). J. Story, Commentaries on the law of bills of 
exchange — 4 ed. Boston 1860. (Deutsche Bearbeitung, nach 
der ersten Ausgabe von Treitschke. Leipzig 1845). J. Story, 
Commentaries on the law of promissory notes. — 6 ed. Boston 
1868. Bigelow, The law of bills, notes and checks illustrated 
by leading cases. 2 ed. Boston 1880. Franck in Borchardt's 
Sammlung der Wechselgesetze. II. I. S. 154 — 225 [zum Theil 
veraltet]. 

Cap. I. Allgemeine Grundsätze. 

I. Die Wechselakte. Wechseltheorien . . § 175 (8) 
Th. W.R. §§ 231—233. Goldschmidt, Z. VIII. 313. IX. 62. 
XXVIH. 84. Hoffmann, Z. XII. 432. Gareis, eod. XXI. 356. 
Gareis, Arch. f. W.R. XVII. 266. Kuntze in E. Hdb. IV. 2. 
§§ 9—16 (dazu Pappenheim, Z. XXXII. 332 ff.). Lehmann a. a. O. 
145—278 (dazu Pappenheim, Z. XXXIII. 444). — S. oben § 82 ff. 
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IL Der Wechselschluss und die Valuta . . § 176 (9) 
G. I. § 53 not. 10 ff. 

III. Die Wechselfälligkeit § 177 (10) 

W.O. Art. 1. 3. Reichsges. y. 20./5. 68. Oesterr. Ges. 

y. 4./5. 68. 

Verhandl. des XV. Juristentags. Siegmund, Z. f. Schweizer. 
E XXIX. 301. 

IV. Die Stellvertretung bei Eingehung von 
Wechselverbindlichkeiten § 178 (11) 

W.O. Art. 95. 

V. Form und wesentlicher Inhalt des Wechselbriefs. 

1. Uebersicht § 179 (12) 

W.O. Art. 4, 5, 96, 98. Nürnb. Nov. 4. Oesterr. Ges. v. 
24.(10. 58. Wechselstempelsteuergesetz y. 10./6. 69 u. 

4./6. 79. Bekanntmachung v. 16./7. 81 u. 1./2. 82. 
Gruchofs Beitr. XVHL 161. Beyer (s. § 172). 

2. Insbesondere die Verfallzeit ... § 180 (13) 
W.O. Art. 4. Z. 4. Art. 30, 32, 34, 35 (19 9 20, 31), Art. 96. 

Z. 4. Art. 98. Z. 3, 5. Nürnb. Nov. 8, 7. 

3. Mangelhafte — fictive — falsche — 
verfälschte Wechsel § 181 (14) 

W.O. Art. 7, 75, 76. 

Goldsehmidt, Z. VTIL 316. 

VI. Die Selbständigkeit der Wechselakte. 

Blanco-Wechselakte § 182 (15) 

W.O. Art. 3, 75, 76, 80. Ung. Wechselgesetz § 98. 

VII. Präsentation und Protest, Präjudizirung § 183 (16) 
W.O. Art. 87— 93. 
v. Salpius, Z. XIX. 32. Brunner, eod. XXII. 61. Gold- 
Schmidt, eod. Beilageh. z. Bd. XXIII. 172. Verhandlungen des 
XIV. Juristentags. Pappenheim, Z. XXXIV. 431. 

Cap. II. Die Tratte und das Accept. 

I. Trassant und Trassat. Deckung. Reva- 

lirung §184(17) 

v. Salpius, Novation u. Delegation. 1869. — e— , N. Aroh. 
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f. H.B. HI. 437. Thöl, Praxis d. H. u. W.R.'s. I. 52. StröU, 
Die Wechselrevalirungsklage. 1873. Levy, De rechtsverhouding 
tusschen trekker en acceptant. Haag 1874. Vgl. Windscheid, 
Pandekten IL § 412. not. 8 a. — S. oben § 114. 

II. Remittent und Trassant. Valuta ... § 185 (18) 

III. Wechselnehmer und Trassat .... § 186 (19) 

W.O. Art. 18—20, 31. Nfirnb. Not. 5. 

IV. Das Accept § 187 (20) 

W.O. Art. 21, 22, 23. 

Grawein, Die Perfection des Accepts. Graz 1876. Gold- 
achmidt, Z. XXVm. 84. 

Cap. III. Das Indossament. 

W.O. Art. 9—17. 

Jolly, Arch. f. W.R. IV. 374. V. 37. Hartmann, C.O. N. F. 
III. 327. Budde, Die rechtliche Natur des Wechselindossaments. 
1884. - Vgl. Lit. zu § 175 u. oben § 82 ff. 

I. Wesen und Arten § 187a (21) 

II. Das eigentliche Indossament . . . . § 188 (22) 

Besondere Fälle. Insbesondere das In- 
dossament nach Verfall . . . . . § 189 (23) 
Grünhut, Die Wechselbegebung nach Verfall. Wien 1871. 

Das Blancoindossament § 190 (24) 

III. Das Procuraindossament und die Cession § 191 (25) 

Zu Thöl, § 182 vgl. noch: Bu. XXXIV. 77. C.O. N. F. 
IX. 263. Gruchofs Beitr. XVIII. 1. Kohler in Jahrb. f. 
Dogm. XVI. 149, 346, Eegelsberger, Arch. f. civil. Praxis LXIH 
180. Goldschmidt, Z. XXVIII. 81, Werthauer in Grünhut's Z. 
Xm. 586. de Jonge, eod. XV. 563. Dungs, in Beitr. von 
Rassow u. Küntzel XXXII. 8. 

Cap. IV. Bürgschaft und Aval ... § 192 (26) 
W.O. Art. 81. Ungar. Wechselges. § 66—69. 

Loewy, N. Arch. f. HR. IV. 1. Böhlau, Z. XVIII. 404. 
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Cap. V. Die Zahlung. Verfalltag. Zah- 
lungstag . .' . . § 193 (27) 

W.O. Art. 92, 93, 88, 41, 37, 11-13, 36, 39. Nürnb. 
Not. 6, 7. 

Cap. VI. Der Wechselregress. 

I. Der Regress mangels Annahme , . . § 194 (28) 
W.O. Art. 25—28. 

Verhandl. des XIV. Juristentags. 1, 187; 2, 86. 

II. Der Regress wegen Unsicherheit . . . § 195 (29) 
W.O. Art. 29, 98. Nürnb. Not. 6. 

III. Der Regress mangels Zahlung . . . § 196 (30) 
W.O. Art. 41-44, 48-66, 98. 

Insbesondere Notification und Verjährung § 197 (31) 
W.O. Art. 46—47, 78, 79, 98. 

Grawein, Verjährung und gesetzliche Befristung. I. 1880. 

Cap. VII. Die Wechsel-Intervention. 
W.O. Art. 66-66, 29, 98. 

Uebersicht § 198 (32) 

I. Die Ehrenannahme § 199 (33) 

II. Die Ehrenzahlung § 200 (34) 

Cap. VIII. Verlängerung und Verviel- 
fältigung des Wechselbriefs § 201 (35) 
W.O. Art. 11, 66-72, 98. 

JoUy, Arch. f. W.B. HL 1, 241. 

Cap. IX. Vindication und Mortification § 202 (36) 
W.O. Art. 73, 74, 98. C.P.O. §§ 837-842, 846, 848—860. 
JoUy, Arch. f. W.R. IV. 1. Goldschmidt, Z. VIH. 313. 
Merfeld, in Beitr. von Bassow u. Küntzel XXXII. 278. 
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Cap. X. Der eigene Wechsel .... § 203 (37) 

W.O. Art. 96-98. Nürnb. Not. 8. 

Biener, Arch. f. W.B. V. 241. Biener, Wechselrechtl. Ab- 
handl. 189. 

Cap. XL Besondere Arten der Tratte und des 
eigenen Wechsels. Combinationen. 

I. Der domicilirte Wechsel § 204 (38) 

W.O. Art. 4. Nr. 8. Art. 24, 48, 97, 99. 

II. Der Wechsel an eigene Order ... § 205 (39) 

W.O. Art. 6, 23. 

III. Der trassirt-eigene Wechsel .... § 206 (40) 

W.O. Art. 6. 

Fick, Der trassirt-eigene W. 1853. Renaud, Z. VII. 387. 
Marquardsen, eod. VUL 56. 

Cap. XII. Actionen und Process. 

I. Das Verfahren § 207 (41) 

C.P.O. §§ 565-567, 648. Z. 4. G.V.G. § 101. 

F. Stein, Der Urkunden- und Wechselprocess. 1887. 
v. Arnsberg, Z. XXIV. 329. Verhandlungen des XV. Juristen- 
tags. Goldschmidt, Z. XXVIH. 78. 

IL Die Klagen. Insbesondere in Konkurs- 
fallen. Die Bereicherungsklage. Ver- 
jährung §208(42) 

W.O. Art. 80, 81, 77, 83, 100. K.O. §§ 13, 61 und E.G. 
§ 3. C.P.O. § 239 und E.G. § 13. Ungar. Wechselges. 
§§ 84—90, 114. 
Goldschmidt, Z. XIV. 424 u. Cit., Jahrb. f. Dogm. XXVI. 379. 

III. Die Einreden § 209 (43) 

W.O. Art. 82. 

Römer, Z. XX. 48. Werthauer a. a. 0. (§ 191). 



II. Ausführungen. 



Oertliche und zeitliche Geltung der Handelsrechtssätze. 

§ 14. 

I. Im Falle örtlicher Rechtsverschiedenheit 
gelten die, freilich schwankenden und landesgesetzlich ver- 
schiedenartig fixirten, auf Gewohnheitsrecht und Wissen- 
schaft beruhenden Prinzipien des internationalen bezw. 
interlokalen Privat-, bezw. Prozess- Rechts. Mit ihrer, in 
mannigfacher Beziehung für das Handelsrecht besonderen 
Ausgestaltung befasst sich eine bereits umfangreiche Lite- 
ratur: (G. I § 38 u. Grundriss h. 1.). 

Unter den allgemeinwichtigen Rechtsprinzipien sind 
für den Handelsverkehr von besonderer Bedeutung: 

1. Die Person als solche hat ihr örtliches Recht 
(statutum personale) in dem Recht ihres Wohnsitzes (Domi- 
cils) event. des Aufenthalts (dies ist Prinzip des gemeinen 
deutschen, preussischen , englisch- amerikanischen Rechts). 
Das moderne Prinzip: Recht der Staatsangehörigkeit 
(Nationalität) gewinnt, nach dem Vorgang des Code civil, 
in neuerer Zeit allgemeinere Geltung, auch, unzweckmässig, 
auf handelsrechtlichem Gebiet. (So Beschluss des institut 
de droit international, Sitzung zu Lausanne 1888: vgl. Re- 
vue de droit international XX und die dort veröffent- 
lichten entgegenstehenden Ausführungen v. Bar's, Gold- 
achmidt's, Westlake's). 

An Stelle des massgebenden Rechts des Wohnsitzes 
ist mitunter massgebend das Recht des Geschäftssftzes 
(der Niederlassung — unten § 27). So z. B. für die 
Frage, ob Jemand als Kaufmann gilt, ob ein „auslän- 
discher" Aktienverein zu Recht besteht, für die Rechts- 
verhältnisse zwischen Prinzipal und Handlungspersonal, für 
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die Rechtsverhältnisse der Handelsgesellschaft („Gesell- 
schaftssitz ). 

2. Das örtliche Recht der Obligation, einschliesslich 
der Verjährung — nicht aber auch hinsichtlich der dem 
Recht des Entstehungsortes unterliegenden „Form — be- 
stimmt sich im Zweifel, gemäss feststehender deutscher 
Praxis, nach dem Recht ihres Erfüllungsortes. An 
diesem festen Rechtszustande mit sehr zweifelhaften doktri- 
nären Erwägungen zu rütteln (Thöl, Bekker, Hartmann U.A.) 
sollten schon naheliegende praktische Rücksichten abhalten. 

3. Ob ein Rechtsverhältniss „Handelssache (s. § 18) 
in materiellem Sinn ist (d. h. dem „Handelsrecht unter- 
worfen), bestimmt sich nach dem Recht des Ortes, welchem 
dieses Rechtsverhältniss (persönliches, obligatorisches, ding- 
liches) angehört; ob in prozessualischem Sinn (d. h. dem 
„Handelsgericht oder besonderem Handelsprozessrecht 
unterworfen), nach dem Recht des Prozessortes (ius fori). 

4. Einzelne Fragen des „internationalen Wechsel- 
rechts sind reichsgesetzlich entschieden: W.O. Art. 84 
bis 86. (Vgl. § 173.) 

5. Ueber das „internationale Seerecht vgl. Wag- 
ner, Handbuch des Seerechts I, S. 128 ff. Doch legt 
dieser Schriftsteller ein zu grosses Gewicht auf das ius 
fori, während die begründete neuere Rechtstendenz über- 
wiegend die Nationalität des Schiffes (Recht der „Flagge ) 
betont. S. auch Verhandlungen des internationalen Kon- 
gresses flir Handelsrecht zu Antwerpen (Z. XXXH. 95). 

6. Im Geltungsgebiet des Deutschen Reichsrechts (nicht 
auch im Verhältniss Deutscher Staaten zu Oesterreich- 
Ungarn) gilt kein Deutscher Staat als „Aasland und kein 
Deutscher Reichsangehöriger als „Fremder oder „Aus- 
länder im Rechtssinne. Reichsverfassung Art. 3. Reichsges. 
v. 21./6. 1869 § 39. 

7. Für die Ermittelung und Anwendung ausländi- 
schen Rechts gelten an sich gleiche Grundsätze wie für 
die Ermittelung und Anwendung des Handelsgewohnheits- 
rechts (§ 12): Z.P.O. § 265 (G. I § 38. R.O.H.G. XXV 
53 ff.); nur ist (unzweckmässig) wegen Verletzung aus- 
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ländischen Rechts das Rechtsmittel der Revision aus- 
geschlossen: Z.P.O. § 511. 

Ein unumgänglicher Nothbehelf ist die Anwendung 
einheimischen Rechts trotz prinzipieller Geltung auswärtigen 
Rechts, sofern eine Abweichung des letzteren vom ein- 
heimischen Recht dem Richter nicht bekannt oder nicht 
ermittelt ist. Vgl: z. B. Sachs. B.G.B. § 172 und die 
Deutsche Praxis. 

(Gründliche Kenntniss der geschichtlichen Entwicke- 
lung wird den Richter vor grandloser Annahme solcher 
Uebereinstimmung bewahren, z. B. vor der Unterstellung, 
dass die Rechtsstellung des Prokuristen, des Vorstehers 
eines Aktienvereins, des geschäftsführenden Gesellschafters 
einer offenen oder Kommandit- Gesellschaft im französischen 
oder englischen Recht schlechthin deren Rechtsstellung im 
geltenden deutschen Recht entspreche.) 

IL Hinsichtlich der zeitlichen Grenze der An- 
wendbarkeit gelten die allgemeinen Prinzipien des bürger- 
lichen und Prozess-Rechts. Indessen enthalten die Ein- 
führungsgesetze zum H.G.B., zur W.O. neuere Reichs- 
gesetze (z. B. Z.P.O., K.O, das Aktienges. v. 18./7. 1884) 
zahlreiche Ausnahmen von dem Prinzip der s. g. „Nicht- 
rückwirkung* neuer Gesetze : im Interesse der öffentlichen 
Ordnung oder der Klarstellung der Rechtsverhältnisse. So 
allgemein hinsichtlich der neuen, wesentlich formellen Ein- 
richtungen für die Publizität der Personalverhältnisse (z. B. 
auch „alte" Firmen, Prokuren, Handelsgesellschaften sind zu 
registriren) ; mitunter auch — wobei bald schonend, bald 
durchgreifend (z. B. in Bayern) verfahren ist — hinsicht- 
lich des materiellen Rechts (z. B. auch die alte Firma muss 
dem neuen Recht entsprechen, auch ältere Handelsgesell- 
schaften'unterliegen den absoluten Vorschriften desH.G.B.'s). 
Im Einzelnen s. G. I 392 ff. R.G. VII. 279 und dazu 
die Einführungsgesetze zur Z.P.O. , G.V.G., K.O., das 
Aktienges. v. 18./7. 1884 §§ 2—7 und dazu Lau 6, Ueber 
die Einwirkung des Ges. v. 18./7. 1884 auf die Statuten 
der bereits vor jenem Gesetz bestandenen Aktiengesell- 
schaften. 1885. R.G. XVni. 56. XIV. 127. 
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Die Handelssache und das Handelsgericht. 

§ 18. 

Es sind zu unterscheiden der privatrechtliche (mate- 
rielle) und der geschichtlich ältere, jetzt nur sekundäre 
prozessualische Begriff. 

I. Im privatrechtlichen Sinn ist „Handelssache* 
ein nach Handelsrecht zu beurtheilender streitiger oder 
unstreitiger Thatbestand (Verhältniss). Das ist ein jeder, 
welcher betrifft den „Kaufmann* (z. B. den Gebrauch einer 
Firma, die Buchführung) oder das „ Handelsgeschäft* (Ein- 
gehung, Erfüllung u. s. f.) oder die „Waare* (z. B. dass 
sich dieselbe in der Hand eines Nichteigenthümers be- 
findet), oder auch nur kraft positiver Feststellung dem 
„Handelsrecht* unterworfen, d. h. durch Handelsrechtssätze 
normirt ist (z. B. der Bettler versetzt das auf der Strasse 
gefundene Lotterieloos : H.G.B. Art. 307). Dahin können 
auch Thatbestände deliktischer (z. B. widerrechtlicher Ge- 
brauch einer Firma oder Marke, unstatthafte Ausgabe oder 
Anpreisung von Aktien, An- und Uebersegelung) und anderer 
Art, welche in keiner Hinsicht „Handelsgeschäfte* sind (z. B. 
Bergung und Hülfeleistung in Seenoth), gehören. 

Einzelne Einführungsgesetze (z. B. Preuss. Art. 2, 
Württemb. Art. 3, Bayr. Art. 6, Elsass- Lothringen § 10) 
enthalten eine Aufzählung. Jede Aufzählung ist unvoll- 
ständig, d. h. nur exemplifikativ, nicht erschöpfend. 

Einzelne Reichsgesetze erklären ausdrücklich die durch 
sie geregelten Rechtsverhältnisse zu „Handelssachen*, z. B. 
Reichsbank ges. v. 14./3. 1875 § 50 (Ausgabe von Bank- 
noten), Ges. v. 30./11. 1874 § 19, ll./l. 1876 § 15 (Ge- 
brauch von Marken, Mustern, Modellen). 

Jede Handelssache unterliegt: 

1. selbstverständlich den für sie besonders aufgestellten 
Rechtssätzen; 

2. denjenigen Rechtssätzen, welche (nach H.G.B., Han- 
delsgewohnheitsrecht, Landesgesetz) allgemein (indistincte) 
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für „Handelssache" gelten. So H.G.B. Art. 1 (früher auch 
Art. 9, 34), Preuss. E.G. Art. 14 (6°/ Zinsen); 39, 44 u. a. m. 

Das Wechselrecht ist ein von dem Handelsrecht 
im engeren Sinne gesonderter Specialzweig, daher nicht 
jede „ Wechselsache* zugleich „Handelssache" im Rechts- 
sinne, d. h. subsidiär dem H.R. im engeren Sinne unter- 
worfen, z. B. nicht der Thatbestand eines Wechselaccepts 
zwischen zwei Landwirthen über Futterverkäufe (anders 
v. Hahn I S. 9). 

Ob auch vom Seerecht Gleiches gilt, ist nicht zweifel- 
los (s. z. B. Cosack, Lehrb. des H.R.'s S. 33, 34). 

IL In prozessualischem (formellem) Sinne ist 
^Handelssache" ein jedes vor das Handelsgericht ge- 
hörige Streitverhältniss (ein streitiger Thatbestand — 
nicht jede „Handelsregistersache": § 26). Eine limi- 
tative Aufzählung in diesem Sinne enthalten z. B. Co. 
631—638, Oesterr. E.G. §§ 38, 39, Bundesges. v. 12./6. 
1869 § 13 und jetzt G.V.G. § 101. 

Handelsgerichte waren ursprünglich die Innungs- 
gerichte der Kaufmannskorporationen und Innungsverbände 
(z. B. von Pisa, Florenz), in welchen die kaufmännischen 
Vorsteher (consules, iudices) Recht sprachen (oben §§ 4, 5). 
An Stelle derselben traten später entweder die allgemeinen 
Staatsgerichte (z. B. in Genua war die Innungsgerichts- 
barkeit nie zur vollen Entwickelung gelaugt) oder Spezial- 
Staatsgerichte: so namentlich in Frankreich seit Edit de 
Charles IX, novembre 1563 und in einzelnen deutschen 
Handelsstädten (z. B. Nürnberg, Augsburg, Hamburg — 
eine gründliche geschichtliche Untersuchung fehlt). 

Nach dem französischen System, welches die Revo- 
lution überdauert hat — noch jetzt in Belgien (dagegen 
aufgehoben in Holland, Spanien und Italien [1887]) — 
sind die sämmtlichen (3) Handelsrichter, obwohl periodisch 
von Staatswegen ernannt, Kaufleute (juge et consuls — 
juridiction consulaire), das technisch-juristische Element wird 
durch einen Subalternen (den Gerichtsschreiber) vertreten. 
Das Gericht (Tribunal de commerce) ist blosses Urtheils- 
gericht erster Instanz (ohne Zwangsvollstreckung), das Ver- 
Goldschmidt, System des Handelsrechts. 2. Amt. 6 
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fahren vielfach eigentümlich (ohne Anwaltszwang, Recht 
der freien Beweiswürdiguqg u. s. f.). 

England hat — trotz lebhafter darauf gerichteter Agi- 
tation, zur Zeit noch — nicht Handelsgerichte, doch darf 
der Richter technische Beisitzer zuziehen, muae auf Ver- 
langen auch nur Eines Streittheils Zivilgeschworene (auch 
wohl die „SpezialJury ") zur Entscheidung berufen und darf 
oder muss nach neuem Recht Spezialrichter bestellen. 
Besondere Grundsätze gelten im „Admicalitätsprozess* 
(E. Schuster, Die bürgerliche Rechtspflege in England. 
Berlin 1887 S. 236 ff.). 

In Deutschland bestanden Handelsgerichte nur in 
den Gebieten französischen Rechts (ausgenommen in Baden) 
nach französischem Muster, in Oesterreich, Bayern, einigen 
Städten (5) Altpreussens („Kommerz- und Admiralitäts- 
gericbte" in Danzig, Königsberg, Memel; „Handels- und 
Schifffahrtsdeputationen" in Stettin und Elbing), in den 
Hansestädten — aber nach ganz verschiedenen Systemen. 
Das Hamburg-Bremische System (1 Jurist und 2 Kauf- 
leute) wurde (auf meinen Antrag 1861) vom deutschen 
Handelstage, demnächst vom deutschen Juristentage em- 
pfohlen und — trotz lebhaften Widerstandes der gelehrten 
Juristen, welche in der „Justizkommission des Reichs- 
tags ursprünglich sogar die völlige Beseitigung der Han- 
delsgerichte durchsetzten — im Gerichtsverfassungsgesetz 
durchgeführt, wenngleich in sehr enger Begrenzung, nämlich : 

1. Nur für Landgerichtssachen (bürgerliche Rechts- 
streitigkeiten erster Instanz, deren Objekt 300 M. über- 
steigt — aber mit zahlreichen Ausnahmen) können, nach 
Bedürfniss, Handelsgerichte errichtet werden, bestehend 
aus einem juristischen Vorsitzenden und zwei auf die Dauer 
von 3 Jahren bestellten kaufmännischen Richtern bezw. 
Stellvertretern (s. g. „Handelsrichtern"). Sie bilden — 
im Gegensatz zum französischen und älteren deutschen Sy- 
stem — nicht selbständige Gerichte, sondern sind blosse 
Abtheilungen der Landgerichte, möglicherweise an anderen 
Orten und heissen „Kammern für Handelssachen" 
(nicht „Handelskammer*); 1886: 60 (bei etwa 35°/o sämmt- 
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licher deutscher Landgerichte); welche in mehrere Ab- 
theilungen (Kammern, z. B, 9 in Berlin, 8 in Hamburg) 
zerfallen können. 

2. Die Handelsrichter werden staatlich ernannt (in 
Preussen vom König), auf gutachtlichen Vorschlag des 
lokalen zur Vertretung des Handelsstandes berufenen Or- 
gans (in Preussen: der kaufmännischen Korporationen; event. 
der Handelskammern). Handelsrichter kann sein jeder 
Deutsche, welcher als Kaufmann oder Vorsteher eines 
Aktienvereins (nicht auch der Prokurist, Handlungsbevoll- 
mächtigte etc.) in da» Handelsregister eingetragen ist oder 
war (s. § 26) — an Seeplätzen auch Schifffahrtskundige 
anderer Art (Seeschiffer, Seesteuermänner u. s. f.); im 
Gerichtbezirk seinen Wohnsitz hat; nicht durch gericht- 
liche Anordnung (z. B. Konkurseröffnung, Entmündigung) 
in der Verfügung über sein Vermögen beschränkt, noch 
in Folge strafgerichtlicher Verurtheilung zur Bekleidung 
eines öffentlichen Amtes unfähig ist. G.V.G. § 112 — 114. 
Strafgesetzb. §§ 81, 33—35. 

3. Das Handelsgericht ist in mehrfacher Beziehung 
als Ausnahmegericht gestaltet (was auf dem Reichstage 
1876 von Beseler und mir vergeblich bekämpft wurde): 
es ist in der Regel unstatthaft Prorogation an das Handels- 
gericht, wogegen die „Zivilkammer 8 des Landgerichts auch 
mit „Handelssachen* sich befassen darf, sofern nicht ein 
Streittheil die Verhandlung vor der „Kammer für Handels- 
sachen* begehrt ; im Falle der Klage und Widerklage muss 
es für beide zuständig sein; es ist niemals (auch nicht in 
Amtsgerichtssachen) Beschwerde- oder Berufungsinstanz. 
G.V.G. § 102—105. 

4. Es gehören vor dasselbe nicht alle Handelssachen 
im privatrechtlichen Sinn (oben I) und gehören vor dasselbe 
umgekehrt gewisse Rechtsstreitigkeiten, welche dies nicht 
sind. G.V.G. § 101 bestimmt, dass der klageweise ver- 
folgte Anspruch erhoben werden muss: 

a. Gegen einen Kaufmann (s. § 21) aus einem für die 
Kontrahenten (nicht nothwendig für die Prozessparteien) 
beiderseitigen (s. § 19) Handelsgeschäft. 



— 84 — 

b. Aus einem Wechsel — schlechtbin. 

c. Aus einem der unter Z. 3 a — g genannten Rechts- 
verhältnisse. So: alle Privatrechtsyerhältnisse des Seerechts, 
der Handelsgesellschaften im weitesten Sinne (s. § 41), des 
Firmen-, Marken-, Muster-, Modellrechts, des Handels- 
mäklerrechts (s. § 39), zwischen dem Prinzipal einerseits, 
dessen Prokuristen, Handlungsbevollmächtigten, Handlungs- 
gehilfen andererseits u. a. m. (Auch hier, wie ad b, ist 
möglich, dass keiner der Streittheile oder dessen Rechts- 
vorgänger Kaufmann im Rechtssinne ist, z. B. ein Rentier 
klagt aus H.G.B. Art. 55 gegen einen Prokuristen). 

5. Das Verfahren ist, bis auf eine kürzere minimale 
Einlassungsfrist (14 Tage statt 1 Monat) das ordentliche: 
G.V.G. § 102. 

Im Wechselprozess (§ 207) und in Mess- und Markt- 
sachen (§ 88) gelten einige eigentümliche Prozessgrund- 
sätze, aber auch wenn dieselben vor dem Civilgericht ver- 
handelt werden. 

6. Die durch das H.G.B. (Art. 3) und ältere Landes- 
gesetze den „Handelsgerichten" überwiesenen Geschäfte 
der „Justizverwaltung* sind jetzt, nach den meisten 
Landesgesetzen, auf die Amtsgerichte übergegangen. Ins- 
besondere die Führung der Handels-, Marken- und sonstigen 
Register (§ 26), die Bewilligung von Pfandverkäufen, die 
Leitung von Versteigerungen u. a. m.: E.G. zum G.V.G. 
§ 4, Preuss. Ausführungsges. dazu v. 24./4. 1878 § 25 u. a. m. 
--— anders in Bayern, Hamburg, Bremen, Lübeck, Elsass- 
Lothringen; doch gehören gewisse Rechtsakte sogar reichs- 
gesetzlich vor das Amtsgericht (Feststellung des Zustandes 
von Waaren und deren Verkauf): E.G. zur Z.P.O. § 13 Abs. 3. 

7. Es bestehen häufig, mitunter sogar als ständige 
Institutionen (z. B. an der Berliner Börse), kaufmän- 
nische Schiedsgerichte von umfassender Wirksamkeit. 
Deren Zuständigkeit und Verfahren bestimmt sich nach 
den besonderen Statuten, Börsenordnungen, Kompromissen, 
aber innerhalb der reichsgesetzlichen Schranken für Schieds- 
gerichte: Z.P.O. § 851 ff. 
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Die Befugniss zum Handelsbetrieb. 

§ 22. 

1. Das reichsgesetzliche Prinzip der (Handels) Ge- 
werbefreiheit (R.Gew.O. § 1) besagt: Es darf Jeder- 
mann jedes Handelsgewerbe betreiben — auch mehrere 
gleichzeitig, auch in verschiedenen Ortschaften, auch an ver- 
schiedenen Plätzen derselben Ortschaft. 

Jedermann, d. h. ohne Rücksicht auf Alter, Ge- 
schlecht (s. jedoch §§ 34, 25), Stand (z. B. Adel), Kon- 
fession (z. B. auch Juden: Reichsges. v. 3./7. 1869), Reichs-, 
Staats-, Gemeinde-, Innungsangehörigkeit — somit auch der 
Ausländer, soweit er überhaupt im Reich zugelassen ist — 
juristische Personen des Auslandes jedoch nur nach Mass- 
gabe des Landesrechts : Gew.O.. § 12. 

Jedes: ein stehendes, d. h. unter Begründung eines 
festen örtlichen Mittelpunktes („Gewerbsniederlassung* — 
s. § 27) oder ohne solchen: Gewerbe im Umherziehen 
(„Hausirgewerbe* im weiteren Sinne) z. B. auch Betrieb 
sog. „Wanderlager*, vom „Geschäftslokal* aus oder auch 
ausserhalb desselben, z. B. auch auf Messen und Märkten 
(„ambulanter Gewerbebetrieb*). 

Indessen unterliegt das Prinzip zahlreichen, durch die 
Rückrevision der Gew.O. (1883, R.G. v. 6/7. 1887) erheblich 
vermehrten, theils reichsgesetzlichen, theils zugelassenen 
landesgesetzlichen Beschränkungen. Insbesondere : 

a. Der Betrieb gewisser Handelsgewerbe unterliegt 
schlechthin oder doch in einzelnen Beziehungen lediglich 
dem Landesrecht. So der Apotheker, der Auswande- 
rungsunternehmer und Auswanderungsagenten, der Ver- 
sicherungsunternehmer , der Eisenbahnunternehmer , der 
Unternehmer öffentlicher Fähren, des Vertriebs von Lot- 
terielosen und von Arzneimitteln: Gew.O. § 6, Kaiserl. 
V.O. v. 4./1. 1875 (betr. Verkehr mit Arzneimitteln). 

b. Es ist für den Betrieb gewisser Handelsgewerbe er- 
forderlich : 
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Approbation ; nach vorgängigem Befähigungsnach- 
weis (für Apotheker, Seeschiffer and Seesteuerleute). 

Obrigkeitliche Erlaubniss (Eonzession: für 
Betrieb der Gast- and Scbankwirthschaft, des Kleinhandels 
mit Branntwein und Spiritus). Solche kann durch die 
höheren Verwaltungsbehörden auf Grand eines Gemeinde- 
beschlusses für einzelne Gemeinden angeordnet werden : 
hinsichtlich des Handelsbetriebs im Umherziehen, sofern 
solcher innerhalb des Gemeindebezirkes der festen Nieder- 
lassung erfolgt — wogegen der Handelsbetrieb im Umher- 
ziehen ausserhalb des Gemeindebezirkes stets eines „ Wander- 
gewerbscheines", unter Umständen (für „ Handlungsreisende*) 
einer „Legitimationskarte* bedarf. 

Indirekt gehören hierbin diejenigen Vorschriften, 
welche, nach gesetzlicher Vorschrift oder nach den wech- 
selnden Verordnungen des Bundesraths, die Errichtung ge- 
wisser gewerblicher Anlagen an die obrigkeitliche Er- 
laubniss binden, nämlich solcher, welche für die Nachbarn 
oder das Publikum nachtheilig, gefährdend, belästigend sind 
(z. B. Schiesspulverfabriken, chemische Fabriken aller Art, 
Kalköfen, Gasbereitungsanstalten, Gerbereien, Fabriken mit 
Dampfmaschinenbetrieb u. v. a.). 

c. Es ist der Ankauf oder Verkauf gewisser Gegen- 
stände im Umherziehen schlechthin verboten (von 
geistigen Getränken aller Art, gebrauchten Kleidern and 
Betten, Arzneimitteln und Giften, Sprengstoffen, Spielkarten 
und Werthpapieren). 

d. Es darf der Betrieb gewisser Gewerbe wegen 
durch Strafurtheil konstatirter Unzaverlässigkeit 
untersagt werden (Trödelhandel, Handel mit Sprengstoffen 
u. a. m.) : Gew.O. § 35 — desgleichen den Personen, welche 
für sozialdemokratische Bestrebungen agitiren oder 
solche fördern (Gast- und Schankwirthschaft, Bnchhändler- 
und Druckereigewerbe u. a. m.): R.G. v. 21./10. 1878 §22 ff. 

e. Reichsbeamten, Militärpersonen des Friedens- 
standes und den im Dienstgebäude bei ihnen wohnenden 
Mitgliedern ihres Hausstandes ist Gewerbebetrieb nur mit 
Genehmigung ihrer Vorgesetzten gestattet : R.G. v.31,/8. 187S 
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§ 16 und v. 2./5. 1874 § 43. Nach preussischem Recht 
gilt dies für alle Beamte: Gew.O. v. 17./1. 1845 § 19. Nur 
den unmittelbaren Staatsbeamte^ . ist scWööhthih oder doch 
ohne Genehmigung ihrer Vorgesetzten untersagt die Be- 
theiligung an Aktien- oder Aktienkommanditgesellschaften 
oder Bergwerksgesellschaften als Mitglieder des Vorstandes, 
Aufsichtsrathes, Gründungskomitäs : Preuss. Ges. v. 10./6. 
1874. Für Geistliche der christlichen Eonfessionen gilt, 
so weit sie Beamte sind, das Landesrecht; das kanonische 
allgemeine Verbot des Handelsbetriebs besteht nicht mehr 
zu Recht. 

f. Besondere Beschränkungen bestehen für: Noten- 
banken (unten § 105), Handelsmakler (unten § 39), Pro- 
kuristen , Handlungsbevollmächtigte , Handlungsgehülfen, 
offene Handelsgesellschafter, persönlich haftende Mitglieder 
einer Aktienkommanditgesellschaft, Vorsteher von Aktien- 
gesellschaften: H.G.B. Art. 56, 59, 96, 196a, 232. 

g. Gewerbtreibende dürfen ihren Arbeitern nicht 
Waaren kreditiren, noch sonst mit denselben gewisse ge- 
fährdende Verträge sohliessen (^Trucksystem*): Gew.O. 
§ 115-119. 

2. Das verbotswidrige Rechtsgeschäft (ad 1) ist stets 
gültig — ausgenommen der Fall g — und die betreffen- 
den gesetzwidrig Ge werbtreibenden sind „Kaufleute* im 
Rechtssinn, mit allen kaufmännischen Rechten und Pflichten 
(anders z. B. span. H.G.B. Art. 1, 4 ff.). 

cf. H.G.B. Art. 11, 276, 69 Z. 1. 

3. Es bestehen Monopole: gewisse abschliessende 
Transportbefugnisse des Reichs nach der Post- und Tele- 
graphenordnung (§§ 128, 129); ferner abschliessende Her- 
stellungs- und Verbreitungsrechte nach den Gesetzen über 
Urheber-, Marken-, Muster-, Patentrecht (§ 29). Die Ueber- 
tretung des Verbots zieht gesetzlich geordnete Folgen nach 
sich (Strafe, Schadenersatz, Busse), nicht aber Ungültigkeit 
des betreffenden Rechtsgeschäfts. (Der Verkauf des nach- 
gedruckten Werkes u. dgl. ist nicht ungültig.) 
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Vollkaufmann und Minderkaufmann. 

§ 23. 

1. j,Min d erkauf leute", d. h. Kaufleute minderen Rechts, 
im Gegensatz zu den „Vollkaufleuten a (optimo jure), sind 
nicht alle „Kleinkaufleute", d. h. Kaufleute von gering- 
fügigem Gewerbebetrieb (Thöl), sondern fünf gesetzlich 
limitirte Gruppen, und für die Abgrenzung ist nicht allein 
der Umfang, sondern daneben oder allein Art und Gegen- 
stand des Gewerbebetriebs massgebend. Nämlich: 

a. Höker, Trödler, Hausirer — diese schlechthin, auch 
wenn sie ihr Gewerbe in bedeutendem Umfange betreiben. 

b. Andere Kaufleute, sofern sie ihr Gewerbe nach Art 
der ersten Gruppe und zugleich in geringem Umfange be- 
treiben, z. B. gemeine Viktualienhändler (nach Art der 
Höker, aber in Kellern, Läden u. dgl.), Lumpensammler, 
Knochenaufkäufer, kleine Antiquare, kleine Händler, welche 
Messen und Märkte beziehen (ohne stehenden Betrieb) u. dgL 
Nach mecklenburgischem E.G. § 10 auch die gewöhnlichen 
Pferde- und Viehhändler. 

c. Alle Wirthe (Speise-, Schank-, Gastwirthe); auch 
die grossen Hotelbesitzer und Restaurateure. 

d. Fuhrleute und Schiffer, welche den Waarentransport 
im Kleinen treiben (cf. § 20). 

e. Alle Handwerker, welche ihr Umsatzgewerbe 
(andernfalls sind sie gar nicht Kaufleute) nur nach Art 
der Handwerker betreiben (in der Regel nicht: der 
„marchand tailleur", der „ Schuh Verleger a u. dgl. — s. oben 
§ 20). 

Bei der für die Abgrenzung dieser Klassen a — e mass- 
gebenden richterlichen Prüfung können die Gewerbesteuer- 
sätze als Anhalt dienen. 

2. Die Minderkaufleute sind ausgeschlossen von den 
wichtigsten kaufmännischen Standesrechten (§ 21), nämlich: 
von dem Handelsregister, der Firma, der Prokura, den 
Handelsgesellschaften im technischen Sinne (§ 41), den 
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Handelsbüchern — in allen diesen Beziehungen gilt für sie 
nur das bürgerliche Recht, nicht das ältere Handelsrecht. 
Auch besteht gegen sie kein Schlussnotenzwang (s. § 90). 
Nur sind ihre in Form der Aktiengesellschaft oder Aktien- 
kommanditgesellschaft oder Genossenschaft errichteten Ge- 
sellschaften stets Handelsgesellschaften (Art. 174, 208) und 
für ihre anderweitigen Handelsgesellschaften gelten die 
gesetzlichen Rechtssätze von Handelsgeschäften, eventuell 
der Handelsgebrauch. — Im Uebrigen sind sie unterworfen 
allen reichsgesetzlichen Grundsätzen von Kaufleuten, aus- 
genommen hinsichtlich der Realisationsveräusserung im 
Handwerksbetrieb (§§ 17, 20) — ob auch den partikular- 
rechtlichen, bestimmt sich nach Landesrecht, z. B. preuss. 
E.G. Art. 20, österr. §§ 38, 42, bad. Art. 9—17. 

3. Dieses ganze Recht (1 und 2) darf durch die Landes- 
gesetze modifizirt oder beseitigt werden, besteht aber un- 
verändert fort in Preussen und den meisten Bundesstaaten. 
Dagegen in anderen (z. B. Hannover, Bremen, Hamburg, 
Oldenburg) und in Oesterreich entscheiden lediglich die 
Steuersätze oder die Landesverwaltungsbehörden (thürin- 
gische Staaten), oder es greifen diese Beschränkungen über- 
haupt oder gewisse Beschränkungen nicht Platz. 



Der minderjährige Kaufmann. 

§ 24. 

Es gibt kein Reichsrecht, Anträge auf gemeinschaft- 
liche Regelung sind abgelehnt. 

Zu unterscheiden: 

1. Im Gebiet des heutigen gemeinen Rechts ist im 
Allgemeinen für den Bereich des Handelsverkehrs unerheb- 
lich, ob der Minderjährige infans, impubes oder pubes 
minor ist, nur dass das Kind (infans) nicht selbst rechtlich 
handeln kann; desgleichen ob er unter väterlicher (elter- 
licher) Gewalt steht oder nicht (s. auch Stobbe, D. 
Privatr. I § 40, IV § 256, 271, B.E. §§ 25, 64—66, 
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1501—1503, 1648—1651). Es kommen zwei Hauptfäll« 
in Betracht: 

a. Wird ein Handelsgewerbe Namens des Minder- 
jährigen geführt (z. B. ein ererbtes, legirtes — aber auch 
ein neu begründetes: B.E. § 1511 Z. 9, § 1515, §§ 1663, 
1674 Z. 14) durch den Vormund oder den Vater oder durch 
deren Stellvertreter oder durch einen anderweitigen Ver- 
treter (z. B. einen vom Testator [B.E. § 1660] oder vom 
Vormundschaftsgericht bestellten Prokuristen oder Hand- 
lungsbevollmächtigten), so ist der Minderjährige Kaufmann 
und die einzelnen Geschäfte des Gewerbebetriebs sind gültige 
Handelsgeschäfte, einschliesslich der dazu gehörigen Ver- 
äußerungen und Zahlungsempfangnahmen, sofern die auch 
nur allgemeine Ermächtigung des Vormundschaftsgerichts 
(s. jedoch B.E. §§ 1513, 1514, 1675, 1681) vorliegt. Die 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand aus solchen Rechts- 
geschäften ist jedoch nicht schlechthin zu versagen, sofern 
sie nicht durch partikuläres Gewohnheitsrecht oder Gesetz 
(z. B. Württemberg. E.G. Art. 7, Oldenburg. Art. 6, meck- 
lenburg. § 7) ausgeschlossen ist (R.G. XV S. 192). 

b. Betreibt der Minderjährige selbst das Handels- 
gewerbe, so ist er Kaufmann und sind seine Handels- 
geschäfte gültig : nur sofern und soweit er mit allgemeinem 
oder speziellem Konsens des Vormunds oder Vaters handelt 
und sofern es sich um Veräusserungen oder Zahlungs- 
annahme handelt mit (auch nur allgemeiner) Ermächtigung 
des Vormundschaftsgerichts (B.E. § 67—69). Der un- 
konsentirte Gewerbebetrieb macht nicht volljährig (s. auch 
Schweizer Oblig. Art. 34). Gegen ungültige Geschäfte 
findet selbstverständlich keine Wiedereinsetzung statt; auch 
wider gültige schließet ein gemeines Gewohnheitsrecht 
(jedenfalls italienisches) dieselbe aus bei offenkundig be- 
gründetem Handelsgewerbebetrieb (mercator publice ap- 
probatus : eingetragen in die Händelsmatrikel oder Mitglied 
einer Kaufmannsinnung) ; die Tendenz der neueren Rechts- 
entwickelung (nicht das geltende Recht : anders Thöl, Ende- 
mann u. a. m.) geht weiter: der konsentirte Gewerbebetrieb 
macht nach dieser mündig (grossjährig), ja mitunter sogar 
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der unkonsentirte, z. B. bayerisches E.G. Art. 7, wiirttemb. 
Art. 7, hessisches Art. 2, hannöv. § 7, Oldenburg. Art. 6 
(nach Vollendung des 18. Jahres); cf. R.O.H.G. IV S. 28. 
Für auch volljährige Hauskinder gilt noch das 
S. C. ICacedonianum mit mancherlei partikularrechtlichen 
Erweiterungen. Die Volljährigkeitserklärung unterliegt 
nach Voraussetzung und Wirkung den allgemeinen Rechts- 
sätzen (B.E. §§ 26 ; 27). 

2. Im preussischen Staat gelten gleiche Grund- 
sätze bis auf folgende: Die Wiedereinsetzung (minorum) ist 
gänzlich beseitigt. Die Genehmigung des Vormundschafts- 
gerichts ist nicht erforderlich für die Fortsetzung eines 
Handelsgewerbes. Für gewisse Geschäfte oder Geschäfts- 
arten bedarf es einer speziellen Genehmigung des Vormund- 
schaftsgerichts : zur Eingehung von Wechselverbindlich- 
keiten; zur Ertheilung einer Prokura, zur Aufnahme von 
Darlehen; zu Interzessionen; für andere Geschäfte ist 
überdies Genehmigung eines Gegenvormundes erforderlich; 
insbesondere zur Veräusserung von Wertpapieren (Ab- 
tretung; Einziehung oder Verpfändung von Kapitalien; 
welche nicht bei der Sparkasse belegt sind u. a.). Durch 
Volljährigkeittferklärung (statthaft mit vollendetem 18. Jahr) 
fallen alle Beschränkungen fort. 

Preuss. Vormundschaftsordnung v. 15./7. 1875 §§ 41, 
42, 45, 46, 47; 61, 97, 98. 

Gesetz über Geschäftsfähigkeit der Minderjährigen 
v. 12./7. 1875 §§ 5, 9. 

Auch volljährige Hauskinder können im Gebiet des 
alt preussischen Rechts sich nur mit väterlicher Genehmigung 
vollwirksam verpflichten, soweit sie nicht freies Vermögen 
besitzen; doch tritt der volljährige Sohn durch Betrieb 
eines eigenen Gewerbes unter Wissen des Vaters schlecht- 
hin (auch ohne separata oeconomia) aus der väterlichen 
Gewalt; auch der minderjährige Haussohn nach zurück- 
gelegtem 20. Lebensjahre bei Einwilligung des Vaters. 
A.L.R. II, 2 §§ 125, 201; 212a, 218. 

3. Nach französischem Recht gut ein Minderjähriger 
als Kaufmann nur unter drei gesetzlichen Voraussetzungen: 
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Er muss nach zurückgelegtem 18. Jahre „emanzipirt*, 
d. h. für volljährig erklärt sein : durch den Vater, eventuell 
die Mutter, eventuell den Familienrath; unter Bestätigung 
des Zivilgerichts allgemein oder beschränkt zum Handels- 
betrieb autorisirt sein ; diese Autorisation muss beim Handels- 
gericht veröffentlicht sein. Ein solcher emanzipirter und 
autorisirter Minderjähriger steht dem Volljährigen gleich, 
unter Ausschluss der Wiedereinsetzung, jedoch nur für die 
autorisirten Handelsgeschäfte, und er ist in Betreff der 
Veräusserung (nicht Verpfändung) von Grundstücken an 
die Zustimmung des Familienraths gebunden. 

Co. Art. 2, 3, 6, 114, 640; Ci. Art. 487, 1308. 

Dies gilt noch jetzt, obwohl mit erheblichen Modifi- 
kationen, nach vielen neueren Handelsgesetzbüchern und 
in den deutschen Gebieten des französischen Zivilrechts, 
mit Ausnahme jedoch des preussischen : 

E.G. von Bayern Art. 7, Hessen Art. 24, 25, Olden- 
burg Art. 6, Elsass- Lothringen Art. 3, 4, Baden Art. 2, 
3 (sehr erweitert). 



Die Kauf- oder Handelsfrau. 

§ 25. 

1. Handelsfrau, Kauffrau (mercatrix, femme marchande) 
ist der weibliche Kaufmann: jedes Weib, verheirathet oder 
unverheirathet, welches u. s. f. (cf. §21). Also nicht: der 
weibliche Handlungsgehülfe oder Handlungsbevollmächtigte 
(das Ladenmädchen, die Kellnerin u. dgi), noch die Ehe- 
frau des Kaufmanns als solche (uxor mercatoris), auch nicht 
die gütergemeinschaftliche — anders nach älteren deutschen 
Stadtrechten, z. B. Nürnberg, Frankfurt — nach franzö- 
sischem Recht sogar nur bei Betrieb einer abgesonderten 
Handlung: 

Co. Art. 5; Ci. Art. 220. 

2. Die Ehefrau ist Handelsfrau („sie kann nicht Han- 
delsfrau sein a ) nur mit Genehmigung des Ehemannes („Ge- 
schlechtsvormundschaft" besteht in Deutschland nicht mehr); 
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doch genügt schon wissentliche Zulassung des Betriebs. 
So auch noch jetzt trotz Gew.O. § 11 (anders Thöl). 

Einschränkungen der Genehmigung sind wirkungslos 
(aut — aut). Der verweigerte Konsens kann nicht durch 
das Gericht supplirt, der ertheilte Konsens kann vom Ehe- 
mann beliebig widerrufen werden-, doch wirkt der Wider- 
ruf nur, soweit er offenkundig oder doch dem Kontrahenten 
bekannt ist. Modifikationen gelten, nach näherer Bestim- 
mung des bürgerlichen Rechts, in Fällen nicht ganz vorüber- 
gehender Lösung des ehelichen Lebens (z. B. bei längerer 
Abwesenheit des Mannes , bei schwebendem Scheid ungs- 
prozesä, Scheidung von Tisch und Bett u. dgl.): bad. E.G. 
Art. 6 — 9, württemb. Art. 8 — 10, hamburg. Art. 5, bre- 
misches Art. 3, 4, Österreich. Art. 6; vgl. auch Behrend § 35. 

3. Nach gemeinem, zuerst in den Stadtrechten (z. B. 
auch coutume de Paris) ausgebildetem, später gesetzlich 
fixirtem Gewohnheitsrecht steht die Handelsfrau im Be- 
triebe ihres Handelsgewerbes — aber auch nur insofern — 
dem Kaufmann gleich; ihre Handels- und ihre zivilrecht- 
liche Sphäre sind scharf geschieden. Daher: 

a. Ihre Handelsgeschäfte sind stets gültig auch ohne 
spezielle Zustimmung des Ehemannes. 

b. Aus ihren gültigen Handelsgeschäften haftet sie 
mit ihrem ganzen Vermögen (nicht allein mit dem Handels- 
gut — s. § 27). 

c. Sie darf in Handelssachen (§ 18) selbständig als 
Klägerin oder Beklagte vor Gericht auftreten — jetzt all- 
gemein Z.P.O. § 51; anders noch Ci. Art. 215. 

d. Die noch (Württemberg, Mecklenburg, Reus j. L., 
Lippe-Detmold) in Kraft stehenden zivilrechtlichen Inter- 
zessionsbeschränkungen der Weiber gelten für ihre Handels- 
geschäfte nicht. 

e. Rechtsirrthum kommt ihr in Handelsgeschäften nur 
soweit als Männern zu gute. 

Die Grundsätze d und e gelten allgemein für Ge- 
nossenschafterinnen im Bereich ihrer Genossenschaftsstel- 
lung: Genossenschaftsges. § 12 (cf. § 68). 

Einzelne Streitfragen, namentlich hinsichtlich der Ver- 
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äusserung von Immobilien, s. z. B. E.G. von Preussen 
Art. 39, Bayern Art. 4, Baden Art. 5, Württemberg 
Art. 11, Hessen Art. 26, Elsass-Lothringen Art. 24. 

4. Die Rechte des Ehemanns am gesammten Frauen- 
gut (z. B. am Dotalvermögen) stehen nach den Rechten 
der Handelsgläubiger der Handelsfrau; im Falle der (all- 
gemeinen oder partikulären) Gütergemeinschaft haftet ausser 
dem Sondergut der Frau das ganze gemeinschaftliche Ver- 
mögen für die Handelsschulden der Handelsfrau. S. auch 
preuss. E.G. Art. 19, bad. Art. 5 u. a. m.; Co. Art. 5, 
7, Ci. Art. 220, 1426. 

Im Uebrigen entscheidet über die Vermögensbezie- 
hungen zwischen den Ehegatten und über die Rechte der 
Gläubiger des einen oder des anderen am Vermögen des 
Ehegatten lediglich (anders, theils unrichtig, theils anti- 
quirt: Thöl) das bürgerliche Recht. Vgl. auch E.G. zur 
Konk.O. § 13. Schweizer Obligationenrecht Art. 34, 35. 



Die Waarenbezeichnung. 

§ 29. 

Den Namen vertritt seit uralter Zeit häufig ein festes, 
d. h. ständig gebrauchtes Zeichen (ein Wappen, der Namens- 
zug [Monogramm], eine Figur oder Marke), insbesondere in 
dem germanischen Rechtsgebiet als Haus- oder Hof- 
marke, genannt Kaufmanns- oder Handels-Marke 
( — Zeichen). Es diente als Eigenthums- und Besitz- 
ergreifungszeichen für Grundstücke und Fahrhabe (Waf- 
fen, Hausthiere, Flöss- und Bauholz, Geräth u. s. f.), zur 
Unterzeichnung von Urkunden, endlich als Waaren- 
zeichen. 

Es genoss im Mittelalter Rechtsschutz gegen unbefugte 
Verwendung, insbesondere nach italienischen und deutschen 
Stadtrechten und Innungsstatuten. In vielen Funktionen 
ist es jetzt antiquirt, insbesondere durch die Firma. 

Das Waarenz eichen ist ein auf einer Sache oder 
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deren Verpackung angebrachtes Ursprungs- oder Herkunfts- 
zeichen — nicht ein Qualitätszeichen (s. § 72). Es be- 
zeichnet den Gewerbtreibenden , welcher die Sache her- 
gestellt hat (Fabrikmarke) oder sie in Umlauf bringt 
(Handelsmarke im engeren Sinne). 

Das figürliche Waarenzeichen (Waarenzeichen im 
engeren Sinne) bildet den Gegensatz zu der Waren- 
bezeichnung mit Namen oder Firma des Gewerbtreibenden. 

Für das Waarenzeichen wurde in Deutschland nur 
partikulär ein dem Firmenschutz verwandter Rechtsschutz 
gewährt — allgemein dagegen in auswärtigen Gesetzen — 
jetzt fast überall. Das Beichsstrafgesetzbuch § 287 ver- 
pönte nur den dolosen Gebrauch von Warenbezeich- 
nungen und nur durch fremde Namen oder Firmen. Die 
Folge war schmähliche Illoyalität im Verkehr, zum höchsten 
Schaden der Produzenten und Händler. Das Reichsgesetz 
vom 30. November 1874 erkennt ein Marken- oder Zeichen- 
recht an als ein dem Firmenrecht ähnliches absolutes Pro- 
hibitionsrecht. Es gewährt dem Berechtigten die ab- 
schliessende Befagniss, die von ihm produzirten oder im 
Gewerbebetrieb verkauften Sachen mit einer bestimmten 
Marke oder mit seinem Namen bezw. seiner Firma zu 
versehen. Für verwandte anderweitige Verletzungen von 
Treue und Glauben im Verkehr (z. B. Nachahmung fremder 
Hotel- und Ladensohilder, fremder Verpackungsarten, An- 
noncen u. dgl.) bewendet es bei den durch das Reichs- 
gesetz nicht beseitigten Grundsätzen des bürgerlichen 
Rechts (anders R.G. III S. 67 ff., vgl. XVII S. 101): actio 
doli, injuriarum — sehr weit geht der Rechtsschutz nach 
de& Grundsätzen des französischen Rechts von der con- 
currence deloyale. 

Im Einzelnen gilt: 

1. Der Rechtsschutz besteht schlechthin für inländische 
Gewerbtreibende; für ausländische nur bei durch das Reichs- 
gesetzblatt kundgemachter Reziprozität. 

2. Die Waarenbezeichnung durch Namen oderFirma 
geniesst Rechtsschutz auch ohne Anmeldung und ohne jede 
räumliche Beschränkung; die Firma jedoch nur für den 
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firmenberechtigten, also nur für den Vollkaufmann — aber 
auch für den nicht eingetragenen (anders Thöl), was frei- 
lich ein wunderliches Resultat ergibt. 

3. Das figürliche Waarenzeichen geniesst einen zwar 
nicht räumlich, aber zeitlich, nämlich bei Nichtern euerung 
auf zehn Jahre beschränkten Rechtsschutz. Es erlangt 
diesen für Inländer: erst duroh Anmeldung (auch schon vor 
der Eintragung) zum Zeichen- oder Markenregister (§ 26) — 
zur Anmeldung befugt ist nur der eingetragene Voll- 
kaufmann (R.G. XV S. 102 ff.) und nur am Orte seiner 
Hauptniederlassung; für Ausländer nur durch Anmeldung 
beim Amtsgericht zu Leipzig unter gewissen gesetzlichen 
Voraussetzungen. Statthaft ist die Anmeldung beliebig 
vieler Zeichen. 

Das Zeichen besteht in einer beliebigen Figur (Zeich- 
nung; Arabeske etc.) mit (sog. „kombinirtes Zeichen") oder 
ohne Zahlen, Buchstaben, Worten. Nicht schutzfähig je- 
doch, daher auch nicht einzutragen und, wenn eingetragen, 
zu löschen sind Zeichen: welche ausschliesslich in Zahlen, 
Buchstaben oder Worten bestehen; welche inländische 
öffentliche Wappen (statthaft ist jedoch der kaiserliche 
Adler) oder Aergerniss erregende Darstellungen (auch das 
sog. „Revanchezeichen": F. A. L.) enthalten; endlich sog. 
Freizeichen, d. h. solche Zeichen, welche sich bisher un- 
beanstandet im allgemeinen Gebrauch (res incorporalis in 
publico usu) befunden haben (z. B. Flachsrose auf der 
Leinwand; Pistole, Sonne, Mond und Sterne auf Eisen- 
waaren; der rauchende Neger auf Tapakspaketen u. dgl.). 

Das durch die Anmeldung begründete Zeichenrecht ist 
schlechthin Accessorium der Firma (vgl. R.G. XI S. 190, 
XV S. 102); es gebt nur mit der Firma, aber auch 
schlechthin mit dieser über und unter und muss bei Aen- 
derung der Firma erneuert werden. Es erlischt: durch 
ausdrücklichen Verzicht des Berechtigten; durch Nicht- 
erneuerung der Anmeldung von zehn zu zehn Jahren; 
durch Löschung, ja prinzipiell schon durch Aenderung der 
Firma. In diesen Fällen, desgleichen falls ein unzulässiges 
Zeichen eingetragen war, erfolgt die Löschung von Amts 
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wegen. Eintragung und Löschung werden im 9 Deutschen 
Reichsanzeiger* veröffentlicht. 

4. Rechtlich geschützte Waarenzeichen (auch dazu 
dienende Namen, Firmen) dürfen nicht ohne Erlaubniss 
des Berechtigten verwendet oder auch nur (z. B. durch 
Feilhalten so bezeichneter Waare) verbreitet werden (s. je- 
doch die Schranke gegen chikanöse Rechtsausübung: R.G. 
XIII S. 157). Gleiches gilt von jeder Verwendung oder 
Verbreitung eines zwar nicht identischen, aber doch nicht 
„auffällig" unterschiedenen Zeichens. 

Dem Verletzten (nicht cuivis ex populo, sondern 
cujus interest) steht zu: 

a. Schlechthin die prohibitorische (negatorische) Klage 
auf Anerkennung des ausschliessenden Rechts und Unter- 
lassung weiteren Gebrauchs (nicht blosse Präjudizialklage, 
wie Endemann meint). 

b. Im Falle wissentlicher Widerrechtlichkeit schlecht- 
hin ein dreifaches Recht (vgl. R.G. XIV S. 69): 

<x. Die Zivilklage auf eine nach richterlichem Ermessen 
festzustellende Entschädigung. 

ß. Der Antrag auf Strafverfolgung vor dem Straf- 
richter, nämlich auf öffentliche Geldstrafe von 150 bis 
3000 M. oder (nach richterlichem Ermessen) auf Gefäng- 
niss bis zu sechs Monaten. Mit diesem Antrag darf ver- 
bunden werden der Antrag auf eine an den Verletzten zu 
zahlende Geldbusse bis zu 5000 M., welche die ander- 
weitige Entschädigung (a) vertritt (also nicht, auch nicht 
zugleich Strafe, sondern eigenthümlich bemessene Ent- 
schädigung ist). Wird auf öffentliche Strafe erkannt, so 
ist zugleich dem Kläger das Recht der öffentlichen Be- 
kanntmachung des Urtheils auf Kosten des Verurtheilten 
zuzusprechen. 

?. Der Antrag auf Vernichtung des Zeichens (also 
nötigenfalls der Waare selbst). Dieses ist auch im Zivil- 
verfahren statthaft: Strafprozessordnung §§477 ff. R.O.H.G- 
XXIV S. 234. 



Goldsoli midt, System des Handelsrechts. 2. Aufl. 
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Die kaufmännische Buchführung. 

I. Führung und Aufbewahrung der Bücher. 
§ 30. 

Buchführung im Rechtssinne heisst: die ordnungs- 
mässige (also übersichtliche) Aufzeichnung (schriftliche Be- 
urkundung) der für das Vermögen erheblichen Vorgänge 
und ihres ökonomischen Ergebnisses. Sie liegt im eigenen 
Interesse des Kaufmanns, seiner Gläubiger und Schuldner, 
des Staats (publice interest). 

Sie war bei Griechen und Römern üblich (codex ac- 
cepti et expensi — Literalkontrakt), den argentarii sogar 
vorgeschrieben (sie führten auch Kontokorrentbücher: liber 
rationum — im Uebrigen scheint nur eine Art „ Kassa- 
buch* geführt zu sein). 

Eine feste Form der Buchführung findet sich in Ita- 
lien, jedenfalls seit Ende des 13. Jahrhunderts, doch vor 
Einführung der arabischen Ziffern meist nur in Gestalt 
eines „Memorials*, d. h. Verzeichniss der Handelsgeschäfte, 
auch wohl der geleisteten Zahlungen ohne rechnungsmässige 
Zusammenstellung der Personenkonto ohne Inventar und 
Bilanz. Die moderne, sog, doppelte Buchführung findet 
sich anscheinend zuerst in Venedig (daher: alla Veneziana) 
seit dem 14. Jahrhundert, später (15. Jahrhundert) auch 
in Florenz und sonst — aus ihr hat sich auch die heutige 
einfache Buchführung herausgebildet; im übrigen Europa 
erst im 16. Jahrhundert allgemeiner. Erste wissenschaft- 
liche Bearbeitung durch Facioli in dessen „Summa de 
arithmetica*, 1494. 

Demgemäss führt der Kaufmann mehrere sog. Haupt- 
und Neben- oder Hülfsbücher (conti, scontri: weil aus 
gegenüberstehenden Seiten bestehend). Ihre sehr verschie- 
dene Technik gehört nicht dem Handelsrecht an; sie hat 
sich nach Art und Umfang des Geschäfts zu bestimmen. 
Jede ausgebildete Buchführung beruht auf zwei leitenden 
Grundsätzen: dem der möglichst durchgeführten j,Personi- 



— 99 — 

fikation" (von Geschäftszweigen, Waaren und sonstigen 
Vermögensstücken, welche daher auch ; gleich den Personen, 
ihre eigenen Konti haben), und dem der möglichst durch- 
geführten Werthschätzung in Geld (die gekaufte oder ver- 
kaufte Waare erscheint als blosser „Geldposten* [nomen], 
die Verbindlichkeit [Schuld] als „glatter Schuldgeldposten Ä , 
d. h. auf eine bestimmte Summe veranschlagt [certa pecunia]). 
Ein einheitliches Ganzes bildet nur die doppelte Buch- 
führung, beruhend auf der Idee der „Aequivalente* und 
der streng durchgeführten Personifikation. (Jeder Posten 
wird in zwei Konti gebucht: unter Debet und Kredit.) 

Schon die italienischen Statuten (Lucca 1308, Florenz 
1332 und sonst), deutsche Stadtrechte, dann ältere und 
neuere Handelsgesetze, insbesondere Co. 8 — 11, 586, schrei- 
ben dem Kaufmann die Führung bestimmter Bücher vor 
(Co.: Journal, Briefkopirbuch, Inventarienbuch) in be- 
stimmter Art (das Journal soll tägliche Einträge aller 
Forderungen und Schulden, Ein- und Ausgänge, Handels- 
geschäfte u. s. w. enthalten), unter obrigkeitlicher Kon- 
trole (jährliche Revision und Paraphirung [Versehen aller 
Blätter mit Handzug] durch Handelsgericht oder Bürger- 
meister). Das ist zu viel und zu wenig. 

Nach dem deutschen H.G.B. gilt: 

1. Der Vollkaufmann hat eine fünffache Pflicht: Art. 28 
bis 33 (weniger spezialisirt : Schweiz Art. 877, 878). 

a. Bei der Etablirung (§ 27) ein Inventar — sämmt- 
licher aktiver und passiver Vermögensstücke unter genauer 
Werthangabe, nach den bei ordnungsmässiger Geschäfts- 
führung üblichen Grundsätzen — und eine Bilanz seines 
gesammten Vermögens, auch seines Privat Vermögens, auf- 
zunehmen, zu unterzeichnen und in ein dazu bestimmtes 
Buch („Inventarienbuch*) einzutragen oder sonst aufzu- 
bewahren. Die Bilanz bildet einen summarischen, das 
Verhältniss der Aktiva zu den Passiva darstellenden Ab- 
schluss des Inventars; zur Ausgleichung („Bilanzirung a ) 
dient der der Bilanz eingefügte „Saldo* (zuerst „ Kapital- 
konto*), welcher Aktiv- oder Passiv- Vermögen ergibt (vgl. 
auch R.O.H.G. XII S. 18, XXIV S. 73). 
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b. Während der Dauer des Geschäftsbetriebs Handels- 
bücher zu führen oder sie unter seiner, wenigstens all- 
gemeinen Aufsicht führen zu lassen (durch Buchhalter u. dgl.). 
Sie sollen enthalten eine fortlaufende vollständige Ueber- 
sicht aller Handelsgeschäfte und eine wenigstens summa- 
rische Aufzeichnung sonstiger Vorgänge, welche den Be- 
stand auch nur des Privatvermögens mehren oder mindern 
(z. B. Zuwachs durch Erbschaften u. dgl., Minderung durch 
Haushaltungsunkosten); derart, dass aus ihnen, in Verbin- 
dung mit Inventar und Bilanz, die jederzeitigen Bestand- 
teile und Werthgrössen des gesammten Vermögens voll- 
ständig zu ersehen sind (sc. für einen Sachverständigen, 
welcher die Technik der Buchführung kennt). 

Sie sollen gebunden, foliirt (mit fortlaufenden Seiten- 
zahlen versehen), in einer lebenden Sprache und deren 
Schriftzeichen geführt sein. Sie dürfen nicht enthalten: 
Rasuren, Durchstreichungen und sonstige Korrekturen, 
welche den ursprünglichen Wortlaut zweifelhaft machen 
(also nur am Bande die erforderlichen Notizen), endlich 
nicht Lücken an Stellen, welche üblicherweise beschrieben 
werden. 

Nicht vorgeschrieben ist die Zahl und Art der Bücher 
(nur für Trödler, Pfandleiher u. dgl. darf die oberste 
Landesverwaltungsbehörde solche Vorschriften aufstellen: 
Gew.O. § 38) — ausgenommen ein „Briefkopirbuch* ; noch 
die Zeit und Ordnung der Einträge oder die Methode der 
Buchführung (einfache oder doppelte). Der Richter hat — 
erforderlichenfalls unter Zuziehung von Sachverständigen — 
zu beurtheilen, ob die Buchführung nach Art und Umfang 
des Geschäftsbetriebs „ordnungsmässig" ist (d. h. der Han- 
delssitte entspricht). 

c. Inventar und Bilanz alljährlich, d. h. in jedem 
„Geschäftsjahr* (welches nicht länger sein darf als das 
Kalenderjahr), und zwar nach dem derzeitigen Bestand 
und Werth (unter ^Abschreibung* etwaiger Werthminde- 
rungen, bezw. Einstellung eines sog. „ Erneuerungsfonds" 
in die Passiva, z. B. bei Häusern, Maschinen, Waaren; 
die Instruktion des Art. 31 ist unvollständig [s. Simon 
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S. 149 ff., Behrend S. 293]) zu erneuern — auch diese 
in lebender Sprache und deren Schriftzeichen — und in 
ein Inventarienbuch einzutragen oder chronologisch ge- 
ordnet aufzubewahren. Bei umfangreichen Waarenlagern 
(nicht Wertpapieren, Effekten) genügt zweijährige Inven- 
tur, nicht aber Bilanz (die wahrscheinlichen Bestände und 
Werthe sind approximativ einzustellen). 

d. Alle irgend erheblichen empfangenen Handelsbriefe 
(die ^geschäftliche* Korrespondenz) — einschliesslich der 
Telegramme — im Original aufzubewahren und von den 
abgesandten eine das Wesentliche enthaltende Kopie (Ab- 
schrift, Abklatsch, Abdruck) zeitlich geordnet ins Kopir- 
buch einzutragen. 

e. Alle Handelsbücher, mit Einschluss der Inventarien, 
Bilanzen und des Kopirbuchs, sowie alle empfangenen 
Handelsbriefe zehn Jahre hindurch aufzubewahren: bei 
Handelsbüchern vom Tage der letzten Eintragung ab ge- 
rechnet — mag auch inzwischen das „Geschäft* durch 
Tod oder sonst aufgelöst sein. (Divergenz zwischen Art. 31 
und 185a? Simon S. 168 ff.) 

2. Für Handelsgesellschaften beschränken sich die vor- 
bezeichneten Pflichten auf das Gesellschaftsvermögen; doch 
bestehen sehr genaue (aber doch mangelhafte) Spezialvor- 
schriften für die Bilanzen der Aktien- und Aktienkomman- 
ditgesellschaften , da die Bilanzen hier zugleich die not- 
wendige Grundlage der Rechnungsablegung an die Aktionäre 
und für die Feststellung des Gewinnes {Dividende) bilden. 

Art. 5, 29, 30, 145, 246; 185a, 239, 239a und b. 
Vgl. Art. 197 S. 2, 217 S. 1, 203, 215 d, 248; 185, 
185 c. 

3. An die Nichtbeobachtung dieser Vorschriften (lund2) 
knüpft das H.G.B. keine Rechtsfolgen (lex imperfecta); 
aber sie kann zur Versagung oder Schwächung der Be- 
weiskraft der Handelsbücher führen (§31) und zu Bankerott- 
strafen (bezüglicher — einfacher Bankerott) im Fall der 
Zahlungseinstellung oder Konkurseröffnung : Konk.O. § 209 
Z. 3, 4; § 210 Z. 2, 3. Oesterr. Strafgesetzb. § 246. 
R.G. in Strafsachen II S. 30. 
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II. Beweiskraft. 
§ 31. 

Vier Punkte sind zu unterscheiden: 

1. Die Handelsbücher (deren Einträge und Nichtein- 
träge : aus der Nichteintragung darf unter Umständen ge- 
folgert werden, dass ein behauptetes Geschäft nicht ge- 
schlossen, eine Zahlung nicht erfolgt ist) beweisen für den 
Buchführer (pro scribente). 

Nach römischem Prozessrecht galt überhaupt freie 
Beweiswürdigung, also auch hinsichtlich der Handelsbücher. 
In der formalen Beweistheorie des römisch -kanonischen 
Prozessrechts wurde jedoch der natürliche Satz „scriptura 
non probat pro scribente* formalistisch durchgeführt, davon 
aber in der Praxis und im Statutarrecht (Barcelona schon 
1283, Florenz 1297, Genua [Pera] 1304) und sonst eine 
Ausnahme zugelassen: zu Gunsten der Handelsbücher zu- 
nächst der Banquiers (campsores), bald sogar aller Kauf- 
leute (mindestens der immatrikulirten). Diese Ausnahme 
ist, mit mancherlei subtilen Unterscheidungen, in das 
europäische Gewohnheitsrecht, auch in die neueren Handels- 
gesetzbücher, z. B. Co. Art. 12 ff. u. a. m. ; übergegangen. 
Nach deutschem H.G.B. Art. 34 — 36 erbringen ordnungs- 
mässig geführte Handelsbücher von Vollkauf leuten in Handels- 
streitigkeiten mit Kaufleuten einen durch Bestärkungseid 
(sog. Bucheid, über die Richtigkeit der Einträge, nicht der 
Buchführung) oder sonst zu ergänzenden unvollständigen 
Beweis — diese Regel erleidet jedoch Ausnahmen in ver- 
schiedenen Richtungen und ist durch die Landesgesetze 
in verschiedenem Sinne ergänzt worden. Dieses ganze 
komplizirte System ist formell aufgehoben durch § 13 E.G. 
zur Z.P.O., materiell beseitigt durch den Grundsatz, dass 
die Beweiskraft von Privaturkunden schlechthin dem freien 
richterlichen Erfnessen unterliegt: Z.P.O. §§ 259, 381, 
384, 375. Allein die älteren Regeln sind noch werthvoll 
als Anhalt für die richterliche Würdigung. Denn die Be- 
weiskraft der Handelsbücher beruht auf den natürlichen 
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Garantien, welche eine ordnungsmässige kaufmännische 
Buchführung für die Richtigkeit der Beurkundung bietet 
(nicht: weil der Kaufmann präsumtiv redlich ist [ja — 
nein]; nicht, weil sonst Handelsgeschäfte schwer zu er- 
weisen wären — sondern : weil die Beurkundung nicht zu 
Beweiszwecken erfolgt und weil ein ungewöhnliches Maass 
der Kontrole in der Gesammtheit der Bücher und denen 
des Gegentheils liegt). 

Vgl. auch Z.P.O. §§437—439, 424. R.G.XI S. 345. 

2. Die Einträge und Nichteinträge beweisen gegen 
den Buchführer (contra scribentem) nach freiem richter- 
lichen Ermessen, unter dem Gesichtspunkt eines ausser- 
gerichtlichen Geständnisses (nicht geregelt durch Z.P.O.) 
— nicht dagegen als Anerkenntniss im Rechtssinn (es ist 
nicht die Feststellung eines Rechtsverhältnisses bezweckt; 
nuda ratio [d. h. Bucheintrag] non facit debitorem : 1. 49 
§ 2 D. de pecul. (15, 1); 1. 26 D. de donat. (39,5). 

3. Der Eintrag in das Handelsbuch eines am Prozess 
nicht betheiligten Dritten ist ein aussergerichtliches, un- 
beschworenes Zeugnis», über dessen Beweiskraft richter- 
liches Ermessen entscheidet. 

4. Werden behufs Kontrole des Abschlusses oder der 
Erfüllung von Rechtsgeschäften sog. Beibücher, Gegen- 
bücher, Einlage-, Kontobücher u. dgl. derart (z. B. bei der 
Bank, beim Detaillisten, der Sparkasse, dem Fleischer, 
Bäcker u. dgl.) geführt, dass der Eine das den Eintrags- 
vermerk des Anderen enthaltende Buch entgegennimmt, 
auch wohl die Richtigkeit des Eintrags durch Unterschrift 
bestätigt, so liegt in der widerspruchslosen Entgegennahme 
oder gar Bestätigung ein wahres Anerkenntniss der Rich- 
tigkeit des Eintrags, welches, jedenfalls in Handelsgeschäf- 
ten, einen selbständigen Verpflichtungs- oder Liberations- 
grund bildet: H.G.B. Art. 294 (s. unten §§ 86, 111). Sonst 
entscheidet das sehr streitige Zivilrecht: R.O.H.G I, 59; 
II, 273; XII, 70; XIV, 266; XV, 171; XXIII, 164 und 
sonst. B.E. § 684. 
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III. Vorlegung und Mittheilung. 
§ 32. 

Die Handelsbücher unterliegen der gewöhnlichen 
Editions-(Vorlegungs-) Pflicht der Urkunden — jetzt nach 
Massgabe der P.O. §§ 385 ff. — die davon abweichenden 
Bestimmungen des H.G.B. Art. 37 S. 2, Art. 39 sind 
aufgehoben: E.G. § 13. Das besondere römische Recht 
der argentarii ist antiquirt (anders noch Wetzell u. A.). 

Die Editionspflicht kann beruhen insbesondere darauf, 
dass die Handelsbücher ihrem Inhalt nach gemeinschaft- 
liche Urkunden für den Beweisführer und dessen Gegner 
(Prozessgegner oder einen Dritten) sind: Z.P.O. § 387 
S. 2 Art. 394 (nicht alle Handelsbücher sind zwischen 
allen Personen »gemeinschaftliche Urkunden*) — aber die 
Thatsache allein, dass der Beweisführer ein Interesse an 
der Einsicht des Handelsbuchs hat, begründet nicht dessen 
„Gemeinschaftlichkeit"; die Editionspflicht geht nicht so- 
weit als die Zeugnisspflicht. 1. 19 D. ad exhib. (10, 4). 
Vgl. auch R.G. XII S. 412 ff. (in dem von mir begut- 
achteten Falle). B.E. §§ 775, 776. 

Sie kann auch beruhen auf dem Recht des Beweis- 
führers an dem Handelsbuch oder dem Recht auf dieses, 
z. B. aus Eigenthum, Miteigenthum, Sozietät, Mandat u. a. ra. 

Abweichend jedoch vom bürgerlichen Recht gilt: 

1. Im Laufe eines Rechtsstreits und auf Antrag des 
Prozessgegners kann (nicht muss) der Richter, auch im 
Falle mangelnder Editionspflicht die Vorlegung der Handels- 
bücher anordnen : H.G.B. Art. 37 S. 1 (z. B. der Kom- 
mittent A. behauptet, dass Kommissionär B. ihm unrichtige 
Kurse angesetzt habe und beruft sich dafür auf die Handels- 
bücher des B., welche ergeben, dass derselbe zu gleicher 
Zeit für Andere andere Kurse angesetzt habe). 

2. Die Einsicht der Handelsbücher, weil zusammen- 
hängende Aufzeichnungen über den ganzen Geschäfts- 
betrieb, durch Andere ist gefährdend. Daher geschieht, 
sofern nicht eine weitergehende Editionspflicht besteht 
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(z. B. kraft Eigenthum, Miteigentum, Sozietät, Mandat), 
die Vorlegung nur dem Richter; der Gegner darf nur 
soweit Einsicht nehmen, als der Streitpunkt erfordert ; der 
Richter auch darüber hinaus, aber nur, soweit erforderlich 
ist, um die ordnungsmässige Buchführung zu prüfen: 
H.G.B. Art. 38. 

Nur in gesetzlich bestimmten Fällen darf der Richter 
von Amts wegen eine „qualifizirte" Edition der Handels- 
bücher anordnen, sog. Mittheilung (communication), behufs 
vollständiger Kenntnissnahme ihres gesammten Inhalts : 
nämlich der Bücher eines Gemeinschuldners in dessen Kon- 
kurs und in drei Fällen der Vermögensauseinandersetzung 
(Erbschafts-, Gütergemeinschafts-, Gesellschafts- Theilung) : 
H.G.B. Art. 40. Konk.O. §§ 112—114. Nur ähnlich : Z.P.O. 
§ 711 (Vermögensverzeichnissvorlegung dessen, der den 
Offenbarungseid nicht leistet). Vgl. B.E. § 777. 

3. Wer die gesetzlich zu führenden Bücher um des- 
willen nicht vorlegt, weil er dieselben nicht geführt oder 
nicht autbewahrt hat, wird, nach v. Hahn und R.O.H.G. 
XIII S. 340, demjenigen gleichgeachtet, der den Editionseid 
nicht leistet (Z.P.O. § 392) — indessen findet diese An- 
nahme in der geltenden Z.P.O. keinen Anhalt. 



Unerlaubte Handlungen von Vertretern und Gehtilfen. 

§ 37. 

In unerlaubten Handlungen gibt es keine Stell- 
vertretung, wohl aber kann bestehen eine stellvertretende 
Haftung. 

Die Aufstellung allgemeiner handelsrechtlicher Prin- 
zipien ist von der Nürnberger Konferenz abgelehnt. Die 
Systeme des bürgerlichen Rechts differiren sehr erheblich, 
am weitesten entfernt sich von den Prinzipien des gemeinen 
Rechts Ci. 1384. 

Nach gemeinem Recht sind scharf zu scheiden Stell- 
vertreter und Gehtilfe. 

1. Für Verschulden (dolus oder culpa) eines Stell- 
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Vertreters (Prokuristen u. s. f.) steht der Prinzipal 
schlechthin ex contractu ein, sofern dieses Verschulden 
vorliegt : 

a. Bei Eingehung eines den Prinzipal obligirenden 
Rechtsgeschäfts (in contrahendo): R.O.H.G.VI. 403 ff. (G.), 

b. Bei Erfüllung eines vom Stellvertreter eingegangenen, 
den Prinzipal obligirenden Rechtsgeschäfts — denn die 
actio institoria vel quasi umfasst die Gesammtheit der dem 
Vertreter obliegenden Leistungen: 1. 5 § 10 D. de inst, 
act. (14, 3) u. a. m. (v. Wyss, Goldschmidt). Dies dürfte 
auch nach heutigem Recht anzunehmen sein, weil mit den 
veränderten Prinzipien der Stellvertretung (vgl. §§ 35, 35a) 
nicht auch die auf besonderen Gründen beruhenden posi- 
tiven Konsequenzen dieser Prinzipien hinwegfallen (B.E. 
§ 224 Abs. 2). 

2. Für Verschulden (dolus oder culpa) von Ge- 
hülfen steht der Machtgeber unter Umständen ex con- 
tractu ein, aber nur, wenn dieses Verschulden begangen 
ist vom Gehülfen „in Ausführung" (nicht „bei Gelegen- 
heit") eines dem Gehülfen vom Machtgeber zur Aus- 
führung übertragenen Geschäfts, aus welchem der Macht- 
geber dem Verletzten obligirt ist — jedoch: 

a. Prinzipiell nur (R.G. XV, 121 ff. u. Cit. — all- 
gemein B.E. § 224 Abs. 2): 

a. soweit die eigene Schuld des Machtgebers (dolus 
oder culpa: in Auswahl, Aufsicht, Instruktion) reicht — 
er hat seine Schuldlosigkeit darzuthun. (Mindestens steht 
das römische Recht seit Julian nicht mehr auf dem ur- 
sprünglichen Standpunkt unbedingter Haftung — das über- 
sieht z. B. Rang) ; 

ß. bei unstatthafter Substitution (der Machtgeber sollte 
in Person thätig sein: B.E. §§ 226, 227); 

Y- bei Garantieübernahme für den Gehülfen — und zwar 
alsdann als Prinzipalschuldner. Die Garantieübernahme (s. 
Stammler, Arch. f. zivil. Praxis Bd. 69 S. 1 ff.) kann auch 
stillschweigend erfolgen : so meist, nach der Verkehrssitte, 
im heutigen Verkehr mit Gewerbtreibenden (Handwerkern, 
Fabrikanten, Banquiers etc.). Ob dies schon nach römi- 
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schein Recht allgemein bei der loc. conductio operis galt, 
ist streitig — weder 1. 40, 41 noch 1. 25, § 7 D. locati 
(19, 2) sind dafür beweisend — doch neigt dahin die 
Praxis: R.O.H.G. XIII, 76. R.G. X, 164. A.L.R. I, 11 §930. 

Abwegig ist der Gesichtspunkt des „Assekuranz- 
vertrags a (Ubbelohde), da eine „Prämie* nicht, auch nicht 
stillschweigend bedungen wird. 

b. Ausnahmsweise schlechthin, nämlich in den- 
jenigen gesetzlich bestimmten Fällen, in welchen nur der 
Nachweis „höherer Gewalt" (s. unten § 121) den Macht- 
geber befreit, da Schuld der Gehülfen niemals als solche 
gilt: 1. 3 § 1, vgl. 1. 1 § 8 D. nautae (4, 9). So in den 
Fällen des römischen receptum, des heutigen Fracht- 
vertrags schlechthin: H.G.B. Art. 395, 400, 607, des Post- 
beförderungsvertrags: Postges. §§ 11, 6. (Vgl. unten 
§§ 121, 127, 128, 147.) 

3. Auch auf ausserkontraktliches Verschulden von 
Stellvertretern und Gehülfen erstreckt sich: 

a. Die Haftung des „Unternehmers* im Falle der 
Tödtung oder Körperverletzung eines Menschen nach dem 
s. g. Haftpflichtgesetz vom 7. Juni 1871 (vgl. unten 
§§ 127, 130, 167b), jedoch verschieden: 

a. Der Unternehmer einer „Eisenbahn" (auch Pferde- 
bahn, Strassenlokomotivbahn) haftet schlechthin, sofern er 
nicht höhere Gewalt nachweist. 

ß. Der Unternehmer von Bergwerken (Steinbrüchen, 
Gräbereien) und Fabriken haftet nur im Falle gewisse 
Angestellte in Ausfuhrung ihrer Dienstverrichtungen den 
Unfall erweislich verschuldet haben. 

b. Die quantitativ beschränkte Haftung des Rheders für 
die Personen der Schiffsbesatzung (unten § 146). 

c. Die Haftung des Gewerbsunternehmers für seine 
Leute nach Zoll- und Steuergesetzen (D. de public. [39, 4] 
vgl. Z. XVI, 370. Verhandl. des VIII. Juristentags S. 399 ff. 
u. dazu: Reichsges. 8./7. 1878 § 18, 29./5. 1885 §34, 1./7. 
1886 § 5, 24./6. 1887 §§ 29, 30, 32, 9./7. 1887 §§ 52, 55, 58). 

Viel weiter geht B.E. §§ 710—713. 

4. Die Haftung des Prinzipals für Vertreter oder Ge- 
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hülfen kann im Voraus wegbedungen werden — nicht 
aber für eigenen Vorsatz oder (streitig: ß.E. § 225) für 
eigenes grobes Verschulden. Unwirksam ist jede derartige 
Befreiung bei einer im öffentlichen Interesse statuirten 
Haftung, z. B. Haftpflichtges. 7./6. 71 § 5 ; nur beschränkt 
statthaft im Eisenbahngüterverkehr: H.G.B. Art. 424 Abs. 3, 
vgl. Art. 427 Abs. 2 (s. unten §§ 126, 127, 129 ff.) — 
über den Seefrachtverkehr s. § 148. 



Die Handelsmäkler im engeren Sinn. 

Einzelne Rechtssätze. 
§ 39a. 

1. Handelsmäkler sind Beamte und als solche nicht 
Eaufleute — sie werden es aber durch verbotswidrigen 
Betrieb eines Handelsgewerbes. Ihre amtlichen, durch 
Reichs- oder Landesrecht ihnen zugewiesenen Geschäfte 
sind nicht Handelsgeschäfte, dagegen die daraus ent- 
springenden streitigen Rechtsverhältnisse „Handelssachen*, 
auch im prozessualischen Sinne (oben § 22): G.V.G. 
§ 101 Z. 3 f. 

Ihre Rechtsstellung normirt theils das H.G.B. (in 
Oesterreich das vielfach abweichende Ges. v. 4./4. 1875), 
theils ausschliesslich oder ergänzend das Landesrecht mit 
Einschluss örtlicher Verordnungen (insbesondere zahl- 
reicher Mäklerverordnungen — vgl. Z. f. H.R.) und des 
Ortsgebrauchs: H.G.B. Art. 84 S. 1, 2, Art. 82, 88; zahl- 
reiche Vorschriften des H.G.B.'s (nicht alle) dürfen sogar 
durch Landesrecht abgeändert werden: Art. 67, 70, 69, 
84 S. 3. 

2. Sie werden angestellt (in Preussen durch die Kauf- 
mannskorporation, ev. die Handelskammer, ev. die Bezirks- 
regierung, bestätigt durch die letztere) und beeidigt (in 
Preussen durch das Amtsgericht) nach Massgabe des 
Landesrechts: Art. 66, 84 (Preuss. E.G. Art. 9, Bayr. 
Art. 31, Württemb. Art. 26, 31 u. a. m.), für alle Handels- 
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geschäfte eines gewissen Bezirks oder, je nach Bedürfhiss, 
nur für gewisse, mitunter eng umgrenzte Arten (z. B. 
Waaren-, Fonds-, Wechsel-, Assekuranz-, Schiffs-Mäkler; 
noch enger: Getreide-, Spiritus-, Baumwolle-, Tabak-M. 
u. s. f.): Art. 67, 68, 70. Nur innerhalb ihres Amtskreises 
sind sie Handelsmäkler im Bechtssinne. 

3. Ihre Amtspflicht ist durch gesetzliche Gebote und 
Verbote normirt — deren Verletzung zieht nach sich 
öffentliche Geldstrafen (in Preussen von 75 — 1500 M.), 
Entsetzung, disziplinare Ahndung (Suspension, Verweis 
u. a. m.) nach Massgabe des Landesrechts : Art. 84, Preuss. 
E.G. Art. 9 § 5 u. a. m.; dazu Schadensersatzpflicht, so- 
fern zugleich eine Pflichtverletzung gegen die Parteien 
vorliegt: Art. 81. 

a. Die Verbote, Art. 69 Z. 1—3, Art. 67, bezwecken 
die Wahrung unparteiischer Vermittlerstellung. Sie be- 
treffen, unbeschadet der Gültigkeit des verbotswidrigen 
Rechtsakts : 

a. Das „Machen" von Handelsgeschäften, auch das 
nur mittelbare (z. B. als Kommittent) für eigene Rechnung 
oder im eigenen Namen (als Kommissionäre) für fremde 
Rechnung. 

ß. Die Uebernahme einer Bürgschaft oder ander- 
weitigen Garantie (Pfandbestellung) für das vermittelte Ge- 
schäft ; dagegen ist statthaft die auftragsgemässe Leistung 
oder Empfangnahme aus dem vermittelten Geschäft. 

7. Die Unterordnung unter Einen Prinzipal als Pro- 
kurist, Handlungsbevollmächtigter, Handlungsgehülfe — 
analog auch als Vorsteher einer Aktiengesellschaft, Ge- 
nossenschaft oder Liquidator einer Handelsgesellschaft 
(nach Oesterr. Ges. auch als Mitglied des Aufsichtsraths). 

8. Die Bildung gewerbemässiger Mäklergesellschaften 
(Koalitionen) — dagegen ist gemeinschaftliche Verafitte- 
lung einzelner Handelsgeschäfte unter Zustimmung der 
Auftraggeber statthaft. 

b. Die Gebote bezwecken die Sicherung ihrer Zu- 
verlässigkeit: Art. 69 Z. 1, 4, 5, 6, vergl. Art. 72, 73. 
Nämlich : 
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a. Persönlicher Betrieb der Mäklergeschäfte, sowohl 
bei Empfangnahme der Aufträge wie bei Ueberbringung 
des Konsenses (dagegen ist statthaft die Zuziehung von 
Gehülfen bei den Unterhandlungen, bei Zustellung der 
Schlussnoten u. dgl.). 

ß. Verkehr mit den nothwendig ortsanwesenden Par- 
teien oder deren ortsanwesenden Vertretern in Person 
(nicht brieflich, telegraphisch, durch Boten — das Oesterr. 
Ges. gestattet die Uebernahme brieflicher oder telegraphi- 
scher Aufträge von Ortsanwesenden). 

7. Verschwiegenheit über Auftrag, Verhandlung, Ab- 
schluss — soweit die Parteien sie davon nicht entbunden 
haben : gegen Dritte und, soweit thunlich, auch gegen die 
Parteien (nur anonyme Geschäftsabschlüsse sind un- 
statthaft). 

4. Besonders wichtig ist ihre, unter den gleichen Straf- 
und Ersatzandrohungen stehende Beurkundungspflicht, 
zu welcher, im Falle eines Kaufes nach Probe, die Auf- 
bewahrungspflicht für die Probe (Art. 80) hinzutritt. 
Die Beurkundung soll in dreifacher Weise geschehen: 

a. Unverzüglich und nur vorläufig in ein Handbuch 
(Taschenbuch, carnet), welches der Mäkler bei sich führt: 
Art. 71. 

b. Täglich und vollständig, unter täglicher Unter- 
zeichnung, in ein gehörig eingerichtetes, hinsichtlich der 
Zahl der Blätter amtlich beglaubigtes Tagebuch (Journal), 
welches nach dem Tode oder Ausscheiden des Mäklers bei 
der Behörde (in Preussen beim Amtsgericht) verwahrt 
wird: Art. 71, 72, 74, 75. 

c. In Form einer jeder Partei zuzustellenden Schluss- 
note, d. i. eines vom Mäkler unterzeichneten Scheines, 
welcher, gleich dem Tagebuch, die Namen der Kontrahenten, 
den Inhalt des Geschäfts, die Zeit des Abschlusses er- 
gibt. Unterzeichnung der Schlussnote durch den Gegen- 
kontrahenten des Empfängers kann verlangt werden, jedoch 
nur bei Geschäften, welche nicht sofort erfüllt werden 
sollen: Art. 73. 

Alle diese Aufzeichnungen sind blosse (schlichte) Be- 
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weisurkunden (s. § 82) für Abschluss und Inhalt des Ge- 
schäfts; dessen Perfektion bestimmt sich nach allgemeinen 
Grundsätzen (§§ 89, 90, 93 u. s. f.), sofern nicht ein an- 
derer Wille (z. B. dass erst mit Annahme der Schlussnote 
das Geschäft bindend sein solle) erhellt: Art. 76. Jedoch 
kann in Form der Schlussnote auch ein „kaufmännischer 
Verpflichtungsschein a ausgestellt sein, für welchen besondere 
Rechtssätze gelten (vgl §§ 82 ff.J. 

Ueber den „Schlussnotenzwang* s. § 90. 

Die Beweiskraft aller dieser Urkunden bestimmt sich 
jetzt nach freiem richterlichen Ermessen : E.G. zur Z.P.O. 
§ 13 u. Z.P.O. § 259; jedoch bildet, wie früher gesetz- 
lich, jetzt thatsächlich die volle Beweiskraft die Regel. 
Zur Aufklärung darf der Richter auch von Amtswegen die 
Vorlegung des Tagebuchs anordnen: H.G.B. Art. 79 S. 1. 

5. Der Handelsmäkler steht als solcher zu beiden 
Theilen in einem obligatorischen (nicht nothwendig Eon- 
trakts-) Verhältniss, auch wenn jede Partei einen besonderen 
Mäkler hat. Daraus folgt: 

a. Er ist jeder Partei zur Treue, insbesondere auch 
zur Verschwiegenheit verbunden (über Auftrag, Verhand- 
lung, Abschluss). S. oben 3 f. 

b. Er hat jeder Partei auf Verlangen einen von ihm 
beglaubigten Auszug aus dem Tagebuch und, unaufgefordert 
und ohne Verzug nach dem Abschluss, die Schlussnote zu- 
zustellen ; endlich der anderen Partei Anzeige zu machen, 
falls deren Annahme oder Unterzeichnung verweigert wird: 
Art. 73. 

c. Er haftet jeder durch sein Verschulden (omnis culpa) 
benachteiligten Partei auf vollen Schadensersatz: Art. 81, 
283; die Kreditwürdigkeit der Kontrahenten zu prüfen, ist 
er nicht verbunden: 1. 2 D. de proxenet. (50, 14). 

d. Er hat von jeder Partei die halbe Kourtage zu 
fordern; hat jede Partei ihren besonderen Mäkler, so er- 
hält jeder von seiner Partei die halbe Kourtage. Doch 
sind in erster Linie massgebend Vereinbarung, örtliche 
Verordnung, Ortsgebrauch: Art. 83. 

Die Kourtage ist verdient nur im Falle des Ab- 
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Schlusses (s. § 38) und erst nach Zustellung der Schluss- 
note — aber auch, falls der Mäkler nur zum Abschluss 
zugezogen war, bei bedingten Geschäften erst nach Ein- 
tritt der Bedingung. 

Sie besteht in einem gewissen Prozentsatz der stipu- 
lirten Geldsumme (Kauf-, Fracht-, Versicherungs-Summe). 
Es gelten dafür Taxen nach Ortsverordnung oder Orts- 
gebrauch (l°/o bis herunter zu l j%°joo u. weniger — s. z. B. 
Berliner Mäklerordnung 1866 § 9, Leipziger Mäklerordnung 
§ 5 — ), doch ist, soweit nicht das Landesgesetz prohibirt 
(in Hessen, Elsass- Lothringen), freie Vereinbarung statthaft. 

Im Uebrigen sind die allgemeinen Rechtssätze von 
Mäklern (§ 38) auch hier massgebend. — 



Die Agenten und andere s. g. Hülfspersonen. 

§ 40. 

Das H.G.B. enthält keine Bestimmungen. 

1. Der Ausdruck „ Agent *, d. h. Betreiber fremder 
Geschäfte, auch wohl „Repräsentant*, „Vertreter*, ist 
juristisch unbrauchbar, weil ohne feste technische Be- 
deutung (vgl. §§ 34— 35 a.) 

Genannt wird so : mitunter ein Handlungsgehilfe oder 
Handlungsbevollmächtigter, namentlich am auswärtigen 
Platz; häufiger: ein selbständiger Kaufmann, welcher ge- 
werbemässig in fremdem Namen Handelsgeschäfte ab- 
schliesst (Handelsbevollmächtigter) oder auch nur, wie ein 
Privatmäkler (§ 38), vermittelt oder einleitet — und zwar 
entweder für Jedermann, oder, noch häufiger, ständig für 
ein oder mehrere bestimmte auswärtige Handlungshäuser 
(so meist die sog. Provisionsreisenden, wandernden Agenten 
[§ 34] ; die Spezial- und Generalagenten der Versicherungs- 
gesellschaften [§ 27]). 

Zwischen ihnen und dem Auftraggeber besteht ein 
„Agenturvertrag*, d. i. ein freier Dienstvertrag (loc. cond. 
operarum — nach preussischem Recht : Vertrag über Hand- 
lungen), welcher nach Handelsgebrauch, subsidiär nach 
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bürgerlichem Recht beurtheilt wird. Ein solcher „Agent* 
bezieht meist Provision; welche er auch ohne Uebereinkunft 
in ortsüblicher Höhe, eventuell nach richterlichem Er- 
messen fordern darf: H.G.B. Art. 290, oder Gewinnanteil, 
möglicherweise zugleich festes Gehalt — wer nur letzteres 
bezieht, pflegt blosser Handlungsgehülfe zu sein. 

Seine etwaige „Vollmacht* ist stets eine Handels- 
vollmacht, deren Umfang in concreto und nach Handels- 
gebrauch zu ermitteln ist (sie hat nicht einen gesetzlich 
präsumtiven Umfang). 

Er hat als sorgfältiger Kaufmann zu handeln (Art. 282), 
steht aber an sich nicht del credere (§ 112). 

2. Andere, sog. „Hülfspersonen des Handels*, 
unterliegen mitunter der obrigkeitlichen Anstellung und 
Reglemeatirung, z. B. Auktionatoren, Schauer, Braaker: 
Gew.O. § 36. Sie zerfallen in zwei Kategorien: 

a. Besteht ihr Gewerbebetrieb in der Vermittelung 
von oder der Vertretung in Handelsgeschäften, so sind sie 
selbst Kaufleute: H.G.B. Art. 4, 272 Z. 4. So: 

a. Die Privathandelsmäkler (§ 38). Solche sind 
auch die sog. Güterbeförderer (Güterbestättiger, Fracht- 
bestätter, Güterschaffner — „Litzenbrüder* [in Hamburg]) : 
Mäkler für den Fluss- oder Landtransport; doch kommen 
sie auch als Spediteure vor: H.G.B. Art. 389. 

ß. Die sog. Schiffsabrechner (Schiffsprokureure) : 
Vermittler oder Vertreter für den Verkehr der Kaufleute 
mit Seeschiffern und Zollbehörden: H.G.B. Art. 70. 

7. Die gewerbsmässigen Waarenversteigerer 
(Auktionatoren , Auktions - Kommissarien , commissaires- 
priseurs — bei den Römern meist die argentarii). Sie 
sind meist Verkaufsbevollmächtigte, aber mit Beschränkung 
des Verkaufsmodus auf den Weg der Versteigerung (an 
den Meistbietenden). (G. I § 55 Not. 16.) 

b. Besteht ihr Gewerbebetrieb in blossen Hülfs- 
handelsgeschäften (oben §§ 16, 17), so sind sie nicht 
Kaufleute, aber ihre gewerblichen Verträge mit Kaufleuten 
können auf Seite der letzteren Handelsgeschäfte sein: H.G.B. 
Art. 273, 481, 731 (G. T § 55 Not. 19, § 57 Not. 35, 

Goldschmidt, System des Handelsrechts. 2. Aufl. 8 
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§ 62 Not. 52 ff., § 63 Not. 30 ff.). So z. B. die Unter- 
nehmer von Aufbewahrungsanstalten (Magazinen, Docks, 
Speichern: horrearii), Messer, Träger, Wäger, Tarirer, 
Schauer, Stauer, Probirer, Braaker, Packer, Schaffher 
(Träger, Dienstmänner — sofern nicht selbst Kaufleute: 
§ 119), Dispacheure, Lootsen, Unternehmer von Privat- 
telegraphenanstalten u. a. m. 



Die Veränderung des Grundkapitals. 

§ 61. 

Das statutenmässige Grundkapital (das gewollte Grund- 
vermögen des Aktienvereins — s. § 55) ist prinzipiell un- 
veränderlich ; seine Veränderung (Erhöhung, Herabsetzung) 
begründet juristisch eine partielle Neubildung des Aktien- 
vereins — aber diese ist gesetzlich erleichtert, gleich der 
„Erhaltung" der offenen Handelsgesellschaft trotz Aus- 
scheidens oder Hinzutritts von Mitgliedern (§ 46). 

1. Die Erhöhung, auch die im Statut vorgesehene, 
erfordert einen mit qualifizirter Mehrheit gefassten Be- 
schluss der Generalversammlung (§ 54). Der Beschluss 
ist unstatthaft vor der vollen Einzahlung des ursprüng- 
lichen Grundkapitals (andernfalls würde die Kapitals- 
aufbringung lediglich um der Agiotage willen inhibirt) — 
ausgenommen nach Statut bei Versicherungsgesellschaften 
(weil für diese das „ Grundkapital* wesentlich nur Garantie- 
fonds ist). 

Die Ausführung dieses Beschlusses erfolgt entweder: 

a. durch Zuschüsse auf sämmtliche Aktien — jedoch 
nur bei Einwilligung sämmtlicher Aktionäre : Art. 219; oder 

b. durch Vermehrung der Aktienzahl ; nämlich durch 
Zeichnung neuer (»junger*) Aktien, gemeiner oder privi- 
legirter (Prioritätsaktien — s. § 55). Ein Vorrecht auf 
den Bezug solcher „junger* Aktien (früher ein häufiges 
jjGrtindervorrecht*) kann, nach neuem Recht, vor dem Er- 
höhungsbeschluss nicht gültig bedungen werden. Für die 
neuen Aktien ist ein gesetzlicher Inhalt des Zeichnung»- 
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scheina, welcher aber auch hier Skripturakt ist (Art. 209 e 
Abs. 4) oder eine förmliche Konstituirung bei Successiv- 
zeichnung (s. oben § 53) nicht vorgeschrieben. Unter- 
pariemission ist auch hier unstatthaft, Ueberpariemission 
auch hier • zulässig (s. § 60). 

Der Erhöhungsbeschluss und dessen Ausführung durch 
Zeichnung u. s. f. sind zu registriren; die vorherige Aus- 
gabe neuer Aktienbriefe oder Interimsscheine ist verboten, 
aber nicht nichtig. 

Art. 215 a, b, c, 8. 3. 

2. Die Herabsetzung („Reduktion") erfolgt: 

a. Durch Minderung des Nominalbetrags bei unver- 
ändert bleibender Aktienzahl (1000 Aktien k 2000 M. 
werden auf je 1000 M. herabgesetzt) : und zwar entweder 
durch verhältnissmässige Liberirung (auf noch nicht voll 
eingezahlte Aktien) oder durch verhältnissmässige Rück- 
zahlung oder blosse Abschreibung (falls das thatsächliche 
Gesellschaftsvermögen unter das Grundkapital gesunken ist) 
auf jede Aktie. Der herabgesetzte Nominalbetrag darf 
nicht unter den gesetzlichen Minimalbetrag sinken. 

b. Durch eine Minderung der Aktienzahl bei unver- 
ändert bleibendem Nominalbetrage (1000 Aktien k 2000 M. 
werden auf 500 Aktien k 2000 M. reducirt). Diese Ver- 
nichtung einer Anzahl von Aktienrechten ist entweder 

a. s. g. „Amortisation* (nicht zu verwechseln mit der 
„Amortisation" verlorener oder vernichteter Aktienbriefe 
zur Erhaltung des Aktienrechts — s. unten § 83 ff.): der 
Verein erwirbt die zu „amortisirende" Aktie entweder 
durch freihändigen Ankauf oder durch „Einziehung" (mit- 
unter nach einem „Amortisationsplan"), unter Rückleistung 
der erfolgten Einzahlungen; oder 

ß. s. g. „Zusammenlegung" (es werden 2 Aktien k 
2000 M. in 1 Aktie k 2000 M. verwandelt). 

c. Durch Minderung der Aktienzahl und des Nominal- 
betrags (z. B. es werden 10 Aktien k 2000 M. zu 5 Aktien 
k 1000 M. „zusammengelegt"). 

Jede Art der Herabsetzung erfordert einen Beschluss 
der Generalversammlung, gefasst durch eine qualifizirte 
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Mehrheit (§ 54). Die Ausführung dieses Beschlusses 
unterliegt, im Interesse der Gläubiger, denjenigen gesetz- 
lichen Beschränkungen, welche für eine Vertheilung des 
Vereinsvermögens bei Auflösung des Vereins gelten (§ 62). 
Art. 248, 207 a ; 215 d. 

Eine „Amortisation" von Aktienrechten ist indessen 
auch ohne Beobachtung dieser Vorschriften statthaft; jedoch 
nur, wenn sie aus dem jährlichen Reingewinne erfolgt, und 
nur kraft Bestimmung des Statuts oder eines der Ausgabe 
dieser Aktien voraufgehenden Beschlusses der General- 
versammlung. Sie bezweckt eine allmähliche Auflösung 
des Aktienvereins. Zu diesem Zwecke ist mitunter ein 
besonderer 8 Amortisationsfonds* (s. § 55) gebildet. 

Art. 215 d S. 2 (in Entscheidung früherer Streitfragen). 

Ueber die indirekte Minderung des Grundvermögens 
oder doch Gesellschaftsvermögens durch Erwerb „eigener* 
Aktien s. Art. 215 d S. 1 (vgl. § 60 a. E.). 



Die Kommanditgesellschaft auf Aktien. 

1. Rechtliche und wirtschaftliche Natur. 

§ 63. 

1. Die K.G. auf Aktien (Aktienkommanditgesellschaft) 
ist eine Art der K.G., nicht der Aktiengesellschaft. Sie 
ist nicht eine Aktiengesellschaft mit hinzutretender un- 
beschränkter Haftung einer oder mehrerer Personen (so 
in England seit 1867 möglich, wesentlich auch nach 
neuestem französischen, belgischen, italienischen, schweizer. 
R.), sondern geschichtlich und noch jetzt in Deutschland 
eine K.G. mit Einem in Aktien (gleiche Grundquoten) zer- 
legten Kommanditkapital. Art. 173. Sie hat mehrere 
Kommanditisten („Aktienkommanditisten*), aber deren 
Gesammtheit steht dem Komplementär oder den mehreren 
Komplementaren als Ein Kommanditist gegenüber (bei 
2 Komplementaren hat die Gesellschaft 3 Gesellschafter) 
— und zwar nicht als selbständiger Aktienverein, sondern 
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als ein unselbständiger, dem Aktienverein nur ähnlicher 
„Mehrheitsverband« (G., Z. XXXV, 364 ff.) innerhalb der 
Kommanditgesellschaft (ganz verschieden von dem Falle, 
dass ein Aktienverein Kommanditist ist). Das Gesellschafts- 
vermögen gehört auch hier (vgl. oben § 49 ff.) dem Kom- 
plementär und dem Verbände der Kommanditisten. Sie 
ist modifizirte Sozietät, nicht juristische Person (oben 
§§ 42, 49), es gilt H.G.B. Art. 164, nicht Art. 213. 

2. Sie ist in ihrer gegenwärtigen Gestalt (über die 
„colonna* s. § 51) sicher bezeugt nicht vor Beginn des 
18. Jahrhunderts (in Frankreich) — scheint also jünger zu 
sein, als der reine Aktienverein. Ihrer Idee nach bietet 
sie grössere Garantien als dieser, weil neben dem Aktien- 
kapital die unbeschränkte Verantwortlichkeit des (der) 
Komplementars steht und weil dieser als Geschäftsherr das 
Unternehmen dauernd leitet unter Kontrole des Komman- 
ditistenverbandes. Thatsächlich ist sie einem doppelten 
Missbrauch ausgesetzt: die anscheinenden Geschäftsherren 
sind vermögenslos, häufig nur „ Strohmänner a der Kom- 
manditisten (Ohnmacht der Geschäftsherren) — oder um- 
gekehrt: das Kommanditkapital ist schutzlos in der Hand 
der Komplementare (Ohnmacht der Kommanditisten). 
Diese Missbräuche sind um so häufiger, falls der Aktien- 
verein konzessionspflichtig, die Aktienkommanditgesellschaft 
konzessionsfrei ist (wie früher in Frankreich, in Preussen 
und sonst), die letztere alsdann meist nur „verkappter Aktien- 
verein", nicht selten ein höchst unsolider. Diese Missbräuche 
führten in Frankreich 1838 zu dem (nicht durchgeführten) 
Versuch des gesetzlichen Verbots, später (Ges. v. 17. Juli 
1856) zu strengen gesetzlichen Normativbestimmungen. 

In Deutschland bestanden sie (selten) ohne gesetzliche 
Regelung; das D.H.G.B. kumulirte mit den Normati v- 
bestimmungen des französischen Gesetzes prinzipiell das 
Erforderniss der Staatsgenehmigung, jedoch unter dem viel- 
fach benutzten (so namentlich in Preussen) Vorbehalt der 
Freigebung durch Landesgesetz. Allgemein geschah diese 
Freigebung — soweit nicht das „Unternehmen* konzes- 
sionspflichtig ist (8. § 51) — durch die Aktiennovelle v. 11./6. 



- 118 — 

1870, unter gleichzeitiger Uebertragung ähnlicher „Nor- 
mati vbestimmungen* auf die Aktienvereine. Noch durch- 
greifender assimilirt beide das neue Aktiengesetz (s. § 51), 
verstärkt aber zugleich die Garantien für die materielle 
Verantwortlichkeit der Komplementäre durch die Vorschrift 
ihrer Kapitalsbetheiligung (§ 64). 

Auch nichtkommerzielle Gesellschaften dieser Art 
unterliegen — bereits seit der Novelle v. 1870 — dem 
gleichen Recht: H.G.B. Art. 5, 174. 

Indem das Gesetz zahlreiche, für Aktienvereine ge- 
dachte und auf die Aktienkommanditgesellschaft nur über- 
tragene Bestimmungen zunächst für diese formulirt und 
demnächst auf Aktienvereine für anwendbar erklärt 
(Art. 219—224, 232, 239 b), erschwert es das Verständniss 
der aufgestellten Rechtssätze. — 

2. Errichtung. Rechtsverhältnisse. 
§. 64. 

Es gelten Rechtssätze theils von der einfachen K.G., 
theils von der A.G., theils eigenthümliche. 

Ihre Organisation ist der der A.G. ähnlich. Aber die 
Komplementare sind nicht Beamte (absetzbare Vorsteher) 
der Kommanditisten, sondern Mitgeschäftsherren (Mit- 
prinzipale) ; die Generalversammlung und der Aufsichtsrath 
sind nicht Organe der Gesellschaft, sondern lediglich der 
Gesammtheit der Kommanditisten. Revisoren sind nie 
obligatorisch. 

Hauptpunkte : 

1. Die Errichtung (insbesondere auch bei „qualifizirter* 
Gründung, einschliesslich der „Nachgründung*) folgt den 
Regeln der Aktienvereine (§§ 53, 53 a). Die „Gründung* 
ist stets „Successivgründung* — Rolle und Verantwortlich- 
keit der „Gründer* haben die Komplementare: sie allein 
errichten das Statut, welchem die Kommanditisten durch 
„Aktienzeichnung* beitreten. Nach Zeichnung des „Ge- 
sammtkapitals der Kommanditisten* erwählen die Kom- 
manditisten den Aufsichtsrath und beschliessen in einer 



— 119 — 

zweiten, jedoch nicht gerichtlich berufenen und geleiteten 
Generalversammlung, auf Grund des vom Aufsichtsrath 
über den Gründungshergang erstatteten Berichtes, über die 
„Errichtung" der erst durch Registrirung zur rechtlichen 
Existenz gelangenden Gesellschaft (Art. 175 — 180 e), 

2. Abänderung des Statuts erfordert Uebereinkunft 
sämmtlicher Komplementäre und einen mit qualifizirter 
Mehrheit gefassten Generalversammlungsbeschluss der Kom- 
plementäre — beide in gerichtlicher oder notarieller Beur- 
kundung (Art. 180 f, g). 

3. Das Gesellschaftsvermögen (mit obligatorischem 
Reservefonds, Art. 185 b) umfasst: 

a. Nothwendig ein in vererbliche und regelmässig 
frei veräusserliche Aktien zerfallendes Kommanditkapital, 
an welchem auch die Komplementare sich betheiligen können. 
Für dessen Erhöhung und Herabsetzung, die Aktienrechte 
und deren Höhe, die (jetzt) auch auf Inhaber statthaften 
Aktienbriefe, die Uebertragung und die Verpflichtung zur 
Einzahlung, die Zahlung von Dividenden gilt als Recht der 
Aktienvereine — jedoch sind „Bauzinsen" unstatthaft 
(§§ 55, 61, 59, 60). 

Art. 173, 173a, 180h ; i, 181a— 184d ; 197, 204. 

b. Möglicherweise davon verschiedene Einlagen 
der Komplementare. Die ersten Komplementare 
müssen eine Einlage leisten — sei es durch Betheiligung 
am Kommanditkapital (worüber sie dann Aktien bezw. 
Interimsscheine erhalten), sei es anderweitig — und zwar 
mindestens x /io dieses Kapitals, sofern dieses aber 3 Mill. M. 
übersteigt, mindestens 1 jso vom Ueberschuss; jedoch nur 
in ihrer Gesammtheit oder durch einen (Einzelnen) für Alle. 
Diese Einlagen dürfen weder zurückgezahlt noch erlassen 
werden und die ihnen entsprechenden Antheile am Gesell- 
schaftsvermögen unterliegen sehr eigenthümlichen Ver- 
äusserungsbeschränkungen. Gleiches gilt bei einer „Nach- 
gründung" innerhalb 2 Jahren. 

Art. 174a, 175, 181, 180h. 

4. Die gesammte Geschäftsführung und Vertretung 
steht den Komplementaren zu — nach den Regeln der 
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einfachen K.G. — mit entsprechendem Konkurrenzverbot 
(§ 49). Sie sind einander und der Gesellschaft, d. h. der 
Gesammtheit der Kommanditisten, verantwortlich wie socii 
— den einzelnen Kommanditisten nur bei Verletzung ihrer 
Sonderrechte ; den Gesellschaftsgläubigern nur in gewissen 
gesetzlichen Fällen subsidiär ; sie unterliegen den gleichen 
Strafandrohungen wie die Vorsteher von Aktienvereinen (§ 56). 
Art. 185, 194, 195, 204, 249 ff., vgl. 158, 94. 

5. Die Kommanditisten üben ihre gesellschaftlichen 
Rechte nur gemeinschaftlich nach Mehrheitsbeschluss der 
Generalversammlung aus. Hinsichtlich der „Einzelrechte" 
gilt gleiches Recht wie bei den Aktienvereinen; dagegen 
bestehen von den „Minderheitsrechten* nur das An- 
fechtungs- und das Berufungsrecht (§ 59). Die Ausführung 
der Beschlüsse der Generalversammlung erfolgt gegenüber 
den Komplementaren (z. B. Kündigung, Ausschliessung, 
Prozessführung gegen solche) durch den Aufsichtsrath oder 
durch besondere (in der Generalversammlung erwählte, 
eventuell gerichtlich ernannte) Bevollmächtigte — stets 
durch letztere bei beschlossener Prozessführung wider den 
Aufsichtsrath. 

Art. 186, 190a, b, 194, 195, vgl. 188, 205. 

6. Hinsichtlich der, regelmässig durch die Komplemen- 
tare oder den Aufsichtsrath zu berufenden General- 
versammlung gilt die Besonderheit, dass das Recht auf 
ausserordentliche Berufung an den Minimalbesitz von x / 10 
des Kommanditkapitals geknüpft ist und dass für Aktien 
der Komplementare kein Stimmrecht besteht. 

Art. 187—190. 

7. Stellung, Verantwortlichkeit und Strafbarkeit des 
Aufsichtsraths sind die gleichen, wie in Aktienvereinen 
(§ 57). Er bildet das Kontrol- und Exekutivorgan 
für die Gesammtheit der Kommanditisten. Seine Mitglieder 
können nicht zugleich Komplementare sein. 

Art. 175e, 186, 191—194, 204, 249 ff., vgl. 175 f., 
176, 177, 180e, 185, 187, 190a, 206. 

8. Das Kommanditkapital darf nicht verkürzt werden 
durch Erlass rückständiger Einzahlungen, Zurückzahlung 
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von £inlagen ; Zahlung von sog. Zinsen oder von unver- 
dienten Dividenden ; es ist in der Bilanz im vollen Betrage 
als Passivum anzusetzen (cf. §§ 55, 61). 

Art. 184a S. 3, Art. 185a S. 5, Art. 197. 
Jeder Kommanditist haftet direkt den Gesellschafts- 
gläubigern; aber nur auf den Belauf rechtswidrig em- 
pfangener Zahlungen^ mit Ausnahme jedoch der in gutem 
Glauben bezogenen Dividenden (R.O.H.G. XXII, 343); 
auch cessirt hier die gemäss Art. 167 S. 3 eintretende 
unbeschränkte Haftung der Kommanditisten. 

Art. 196 S. 3, Art. 198, vgl. 165. 

3. Auflösung und Liquidation. 
§ 65. 

1. Es gelten hinsichtlich der Auflösung die Grundsätze 
von der einfachen K.G. (§ 49), nur mit folgenden Modifi- 
kationen : 

a. Die dem einzelnen Kommanditisten hinsichtlich der 
Auflösung zustehenden Rechte werden hier von der Ge- 
sammtheit durch Mehrheit sbeschluss geübt: Art. 186. 

b. Auch der Konkurs einer oder aller Kommanditisten 
bewirkt nicht die Auflösung und den Privatgläubigern der 
Kommanditisten steht nicht das Recht der Aufkündigung 
zu: Art. 200. 

c. Durch Uebereinkunft sämmtlicher Komplementare 
und des Kommanditistenvereins kann zwar auch hier 
(cf. § 46) der Fortbestand der Gesellschaft trotz Aus- 
scheidens eines oder mehrerer Komplementare bewirkt 
werden; sofern mindestens ein Komplementär in der Ge- 
sellschaft verbleibt: Art. 200, 127, 128, 132. Beruht 
jedoch dieses Ausscheiden auf gegenseitiger Uebereinkunft, 
so gilt, trotz entgegenstehender Vereinbarung, die Gesell- 
schaft als aufgelöst — nur kann, seit der deklarirenden 
Vorschrift der Novelle von 1870, das ursprüngliche oder 
gültig abgeänderte Statut auch für diesen Fall die Fort- 
setzung der Gesellschaft gestatten: Art. 199. 

2. Die theilweise Zurückzahlung, Herabsetzung, ganz- 
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liehe Vertheilung des Kommanditkapitals, die Amortisation 
von Aktienrechten und der Erwerb eigener Aktien unter- 
liegt den Grundsätzen der Aktienvereine (§§ 61, 62) bis 
auf zwei Modifikationen: Art. 201—203, 204 Z.5, Art. 184d. 

3. Den Gesellschaftsgläubigern haftet die Gesellschaft, 
solange noch ungetheiltes Gesellschaftsvermögen vorhanden 
ist und haften die Komplementare mit ihrem Privat- 
vermögen (§ 64), jedoch nur fünf Jahre nach registrirter 
Auflösung der Gesellschaft oder ihrem registrirten Aus- 
scheiden: Art. 172, 146. 

4. Liquidatoren sind sämmtliche Komplementäre und 
ein oder mehrere durch die Generalversammlung der 
Kommanditisten gewählte Personen. Im Uebrigen gilt 
entsprechendes Recht wie bei den Aktienvereinen, doch 
mit Besonderheiten hinsichtlich der richterlichen Ernennung 
und Abberufung: Art. 205, 206, 249 ff. 

5. Die Liquidation kann abgewendet werden (§§ 33, 
47, 62) durch Uebertragung des Gesellschaftsvermögens 
an einen Gesellschafter oder einen Dritten; durch Fusioni- 
rung (welche der gesetzlichen Regelung entbehrt) ; endlich 
durch Umwandlung in eine Aktiengesellschaft, in Gemäss- 
heit der sehr erschwerenden Vorschriften des Art. 206 a. 
In allen diesen Fällen ist während des Sperrjahres das 
Gesellschaftsvermögen unvermischt zu erhalten, unter Be- 
friedigung oder Sicherstellung der Gläubiger: argum. 
Art. 201, 202. 



Die Gegenseitigkeitsgesellschaft. 

§ 69. 

1. Die Gegenseitigkeitsgesellschaft ist eine Schadens- 
vertheilungsverbindung, nämlich mit dem einzigen Zwecke, 
die die einzelnen Mitglieder treffenden Schäden gewisser 
Art auf die Gesammtheit zu vertheilen. Sie ist „Ver- 
sicherungsverband* (§ 155 a), ihr Zweck ein „genossen- 
schaftlicher* : sie schliesst ihre Grundgeschäfte (Ver- 
sicherungsgeschäfte) mit ihren Mitgliedern. Da sie nicht 
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Gewinn bezweckt, so gehört sie nicht dem Handelsrecht 
an (G. I § 49) ; doch kann sie unter Kauf leuten als Ver- 
einigung zu einzelnen Hülfshandelsgeschäften vorkommen 
(§§ 16, 17, 70). 

2. In ihrer normalen Gestalt ist sie ein Verein zu 
dauerndem Geschäftsbetrieb von nicht geschlossener 
Mitgliederzahl. Sie hat, gleich den Aktien vereinen, 
eine von dem Gegenstand des Unternehmens hergenommene 
Gesammtbezeichnung („unechte Firma*, z. B. Gothaische 
Feuer- und Lebensversicherungsbank für Deutschland) und 
eine korporative Verfassung (Genossen Versammlung, Vor- 
stand, Aufsichtsrath [Ausschuss] u. dgl.). Aus den unter 
ihrem Namen eingegangenen Rechtsgeschäften wird nur die 
Gesammtheit berechtigt und verpflichtet — doch findet 
sich mitunter daneben eine solidare, meist nur subsidiäre 
Garantiehaft der Mitglieder (meist in älteren Verbänden). 

Von dem Aktienverein unterscheidet sie sich — und 
nähert sich der E. u. W.-Genossenschaft (§ 66 ff.) — vor- 
nehmlich in folgenden Punkten: 

a. Durch die nicht geschlossene Mitgliederzahl. 

b. Durch den Mangel eines festen, in gleiche Quoten 
zerlegten Grundkapitals. Das Vereinsvermögen besteht 
zunächst aus den etwaigen periodischen Beiträgen der 
Mitglieder — mindestens aber aus den Forderungen, 
welche der Verein gegen seine Mitglieder auf antheilige 
Deckung der Verluste hat. 

c. Das Mitgliedschaftsrecht wird erworben durch einen 
Versicherungsvertrag mit dem Verein (nicht durch einen 
blossen Sozietätsvertrag [Hinrichs, Laband u. A.]), welcher 
aber nur für die Dauer der Mitgliedschaft besteht 
(R.O.H.G. IV, 199, 211, 310; VIII, 180; XVIII, 112; 
R.G. III, 385 ; IV, 394). Es ist in der Regel unvererblich 
und unveräusserlich — dagegen ist Austritt, unter Um- 
ständen Ausschluss, und zwar im Zweifel ohne jedes An- 
recht an das Vereins vermögen, statthaft. 

d. Der Umfang der Deckungspflicht ist verschieden 
nach dem Mass der Betheiligung und der Zahl der Be- 
theiligten. Sie kann im Maximum begrenzt sein. Sie 
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wird erfüllt nach Massgabe periodischer Schädenumlage, 
in der Regel aber schon vorher durch vorläufige perio- 
dische Einschüsse (Jahresbeiträge, unechte „ Prämien a ) : 
nämlich mit eventueller Nachzahlungspflicht (zu s. g. 
„Nachschussprämien*) einerseits und eventuellem Rück- 
erstattungsrecht (von s. g. „Dividenden*) andererseits — 
nach Massgabe der definitiven Umlage. 

In dieser normalen Gestalt ist sie ihrem Wesen 
nach Korporation, und zwar gemeinrechtlich auch 
ohne spezielle staatliche Genehmigung (B.E. § 42). Nach 
preussischem Recht sind die nicht speziell gesetzlich 
geregelten oder allgemein als juristische Person aner- 
kannten Gesellschaften dieser Art nur „Sozietäten*, aber 
nach „innen* korporativ gestaltet: A.L.R. II, 6 §§ 11 ff.; 
25 ff.; I, 11 §§ 651, 652; II, 19 § 42 (R.O.H.G. VIII, 
183). Sie kann sich auch als eingetragene E. und W. -Ge- 
nossenschaft bilden. 

3. Die reichsgesetzliche Regelung fehlt. Nur das 
bayrische und das königlich sächsische Gesetz über die 
Vereine enthalten einige subsidiäre Rechtssätze. Aus- 
führlicher: Französisches Dekret v. 22./1. 1868 Z. Beilageh. 
zu XII, 135 ff.), italienisches H.G.B. Art. 239—245, belgi- 
sches Gesetz v. 11./6. 1874 Art. 2. 

Gewisse Arten sind landesgesetzlich geregelt, 
insbesondere die Knappschaftskassen der Bergleute (Preuss. 
Berggesetz §§ 165 ff., u. v. a.) ; andere reichsgesetzlich. 
So insbesondere die mannigfachen Unterstützungs- 
verbände der „arbeitenden Klassen" und gewisser 
anderer, allmählich gesetzlich gleichgestellter Berufszweige 
(der Beamten der Post-, Eisenbahn-, Telegraphenverwaltung, 
der Marine und des Heeres — der Arbeiter in forst- und 
landwirtschaftlichen Betrieben). Diese Unterstützungs- 
verbände (cf. auch § 167 b) sind von sehr verschiedener 
rechtlicher Struktur: 

a. Ohne selbständige juristische Persönlichkeit. So 
meist die Unterstützungskassen der Innungen: 
R.Gew.O. §§ 97a, 98c, 100c, 140. 

b. Freie Privatkorporation, aber unter Staatsaufsicht. 
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So die s. g. „eingeschriebenen Hülfskassen" zur 
Unterstützung der Mitglieder in Krankheitsfällen, jetzt 
ohne Beitrittszwang — eingetragen in ein von der Ver- 
waltungsbehörde geführtes Register. 

c. Korporationen mehr öffentlicher Art mit 
alternativem Versicherungszwang (bei der einen 
oder der anderen Kasse). Sie sind sämmtlich Kranken- 
kassen für gewisse Personenklassen: Ortskrankenkassen 
(d. h. der Gemeinden), Fabrikkrankenkassen (d. h. 
der Fabrikunternehmer), Baukrankenkassen (d. h. der 
Bauunternehmer). Sie werden geschaffen nicht durch 
freien Beitritt der Mitglieder, sondern durch die Gemeinde, 
die Fabrik- oder Bauunternehmer. Mitglieder sind die 
„versicherten Arbeiter*, und zwar eo ipso durch die 
Thatsache der Beschäftigung in einem gewissen Gewerbe. 
Die Arbeitgeber sind jedoch mitbeitragspflichtig (meist 
zu 1 j&) und haben gewisse Verwaltungsrechte. Subsidiär 
tritt ein die Gemeindekrankenversicherung. Die 
Versicheruug erstreckt sich überall nur bis zum Ablauf der 
13. Woche nach Beginn der Krankheit. 

d. Die Unfallversicherungsgenossenschaften. 
Sie bezwecken die Entschädigung gewisser Personenklassen 
und ihrer Hinterbliebenen (Wittwen, Kinder — in ge- 
wissem Masse auch der Aszendenten) für die durch „Ar- 
beitsunfälle*, d. h. Tödtungen und Körperverletzungen im 
Gewerbebetrieb herbeigeführten Schäden, jedoch mit Aus- 
nahme in der Regel der Krankheitskosten für die ersten 
13 Wochen. Sie sind wesentlich öffentlichrechtliche 
Zwangskorporationen der Arbeitgeber, d.h. der Unter- 
nehmer gewisser gewerblicher Betriebe (deren Stelle kann 
bei Reichs- bezw. Staatsbetrieb das Reich oder der Einzel- 
staat vertreten). Nur die Arbeitgeber bringen die Mittel 
auf, jedoch sind die Arbeiter für gewisse Zwecke mit- 
vertreten (Wahl von Beisitzern zum Schiedsgericht, Be- 
gutachtung von Vorschriften zur Verhütung der Unglücks- 
fälle). Die Verpflichtung der Genossenschaft gegen die 
Arbeiter ist eine gesetzliche, aber privatrechtliche, nur mit 
ausgeschlossenem Rechtsweg. Die Verpflichtung der Mit- 
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glieder der Genossenschaft gegen diese geht auf antheilige 
Aufbringung der von der Genossenschaft geleisteten Ent- 
schädigungen; sie wird in gesetzlich geordnetem jähr- 
lichem Umlageverfahren bewirkt und schliesslich durch 
Zwangsbeitreibung im Verwaltungswege durchgeführt. 
Entscheidung von Streitigkeiten findet nur durch die Or- 
gane der Genossenschaft statt, insbesondere durch ein 
Schiedsgericht ; in letzter Instanz durch das mit der Ober- 
aufsicht über das ganze Unfallversicherungswesen betraute 
Reichsversicherungsamt (bezw. das etwaige Landes- 
versicherungsamt des Einzelstaats). 



Geld. Münze. Rechnungsgeld. 

§ 80. 

1. Geld im Rechtssinne oder Währung (Staats- 
geld) ist nur dasjenige Tauschmittel, welches in einem 
gewissen Gebiete (Reich, Staat, Platz) nach Gesetz oder 
Gewohnheitsrecht allgemeiner Werthmesser (anders Hart- 
mann) und allgemeines, d. h. Zwangszahlungsmittel ist: 
„ Zwangskurs u (cours l£gal) hat. 

Ein internationales Geld („ Weltgeld*) im Rechtssinne 
gibt es nicht — thatsächlich fungirt als solches der un- 
gemünzte Edelmetallbarren und in weiten Kreisen manche 
Goldmünze. 

Tauschmittel, welche nur thatsächlich (wenn auch in 
weitesten Kreisen) wie Geld im Rechtssinne als Zahlmittel 
verwendet werden, mag man usuelles, unvollkommenes 
Geld nennen, z. B. auswärtige Münzen, Banknoten, s. g. 
Papiergeld ohne Zwangskurs (z. B. Deutsche Reichskassen- 
scheine); seine Hingabe ist nicht Zahlung, sondern Hin- 
gabe an Zahlungsstatt (datio in solutum), seine Annahme 
freiwillig. 

2. Die Währung ist: 

a. Münze, d. h. ein durch den Prägestempel als all- 
gemeines Zahlungsmittel staatlich beglaubigtes Stück Metall; 
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b. Münzzeichen (Metallgeldzeichen). So mitunter 
— nicht mehr in Deutschland — das ^Papiergeld* (s. § 81); 

c. Rechnungsgeld (es besteht eine „Rechnungs- 
währung*, „Bankwährung*, „Bank Valuta*), d. i. ein nur 
vorgestelltes, nicht als solches ausgeprägtes Quantum Edel- 
metall. So häufig im späteren Mittelalter, insbes. zum 
Schutz gegen Münzverschlechterungen — noch bis 1873 

die Hamburger Mark-Banko = -^ Pfd. fein Silber. 

Ot/,832 

(Man zahlt durch „Umschreibung* — s. § 118 — oder in 
so viel Münzen, als diesem Metallgeldwerth entsprechen, 

z. B. 1000 M. Bco in * 00 ° Pfd. fein Silber.) 

59,332 

Die staatliche Beglaubigung der Münze stellt fest 
(direkt oder indirekt) den Nennwerth, d. i. den gesetz- 
lichen Zahlungswerth, welcher der Münze nach dem Willen 
des Staates im Staatsgebiet zukommen soll — im Gegen- 
satz zu dem möglicherweise verschiedenen Metallwerth 
und dem möglicherweise von beiden verschiedenen Markt- 
preis oder Kurswerth (s. § 73), welche zu Tage tritt 
theils im Verkehr mit dem Ausland, theils in den (nicht 
etwa gleichzeitig gesetzlich fixirten) Waarenpreisen u. dgl. 

Die Münze ist Kourantmünze („vollwichtige*), so- 
fern ihr Nennwerth prinzipiell ihrem s. g. Feingehalt (Ge- 
wicht an Edelmetall) entspricht; Scheidemünze (Aus- 
hülfsmtinze), falls dies nicht zutrifft — diese ist daher in 
gewissem Sinne nur ein Metallgeldzeichen (§ 81). 

3. Währung (ätalon, Standard, Valuta) heisst auch 
dasjenige Metall, aus welchem die Kourantmünzen, welche 
Währung sind, geprägt werden. Nur die Staatskourant- 
münzen dieses Metalls haben unbeschränkten Zwangskurs 
und zwar, soweit nicht ein Anderes vereinbart ist, zum 
Nennwerth. 

Im Deutschen Reich besteht seit 1. Januar 1876 die 
Reichs-Gold- Währung (früher meist gemischte Wäh- 
rung, seit 1857 — ausgenommen Bremen — die reine 
Silberwährung; ebenso in England etc., dagegen in den 
Staaten des lateinischen Münzbundes : Frankreich, Italien, 
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Belgien, Schweiz die s. g. gemischte, Doppel-, Alternativ- 
Währung [die feineren Nuancen intereasiren hier nicht]); 
jedoch zur Zeit noch als „hinkende" (das Reichsges. 
v. 6. Januar 1876, welches die Einziehung aller älteren 
Silberm iinzen anordnet, ist nicht vollständig ausgeführt). 

Neben den Reichsgoldmünzen (Krone = — Pfd. 

1o«7,5 

fein Gold, Doppelkrone, Halbkrone) haben unbeschränkten 
Zwangskurs bis auf Weiteres auch die älteren Einthaler- 
stücke (3 M.) deutschen Gepräges und die in Oesterreich 
bis zum Schlüsse des Jahres 1867 geprägten Vereins- 
thaler. 

Alle übrigen älteren Münzen sind eingezogen. Jede 
seither geprägte Nichtgoldreichsmünze (in Silber, Nickel, 
Kupfer) ist Scheidemünze mit nur beschränktem Zwangs- 
kurs (bis zu 20 M. in Silber, 1 M. in Nickel oder Kupfer; 
auch 1 M. Silber ist prinzipiell nicht werth l jid9b Pfd. 
fein Gold) — ausgenommen gegen Reichs- und Landes- 
kassen, welche auch zu deren Umtausch in gewissen Minimal- 
beträgen gegen Reichsgold verbunden (privatrechtlich?) sind. 
Reichsmünzges. v. 9./7. 1873, Art. 1—3, 9, 10, 13. 

Die „bimetallistische* Agitation verfolgt die Tendenz, 
dem (seit 1871 in Folge sehr verschiedener Ursachen stark 
entwertheten) Silber die verlorene Stellung als koordinirte 
Ä Währung* wiederzugewinnen ; sie ist ohne den Hinzutritt 
Englands völlig aussichtslos und würde, isolirt durchgeführt, 
nur die Interessen Englands einerseits, der amerikanischen 
Silberbesitzer andererseits fördern, im Inlande aber eine 
gesetzliche Schuldherabsetzung (Seisachthie) zu Gunsten 
insbesondere des Grundbesitzes bewirken. 

4. Der Zwangskurs besteht nicht: 

Reichsges. v. 4./ 12. 1871 § 9, Reichsmünzges. 
Art. 2, 8, 10. 

a. Für durchlöcherte oder sonst gewaltsam beschädigte 
oder aussergewöhnlich im Gewicht verringerte oder ver- 
fälschte Münzen; 

b. Für Goldmünzen, welche zufolge mangelhafter Aus- 
prägung oder gewöhnlicher Abnutzung das s. g. Ä Passir- 
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gewicht* (Abweichung vom Normalgewicht: 5 /iooo bei 
Kronen und Doppelkronen, 8 /iooo bei Halbkronen) nicht 
erreichen — doch müssen Reichs- und Landeskassen auch 
diese zu vollem Nennwerth annehmen und dürfen öffentliche 
Kassen und Banken sie nicht wieder in Umlauf bringen. 

Für Reichsscheidemünzen ist kein Passirgewicht fixirt; 
doch sollen sie für Rechnung des Reichs eingezogen 
werden, falls sie in Folge längeren Umlaufs erheblich an 
Gewicht oder Erkennbarkeit verloren haben. 

c. Für solche Münzen, welchen durch Ausserkurs- 
setzung die Geldeigenschaft entzogen worden ist. Diese 
darf nur durch den Bundesrath erfolgen und nur mit 
öffentlich bekannt gemachter Einlösungsfrist von mindestens 
4 Wochen unter Angebot der Einlösung zum gesetzlichen 
Zahlungswerth. 

5. Ausländischen Münzen gegenüber hat jeder Staat 
freie Hand. Jedoch kann der Bundesrath (Münzges. Art. 13) : 

a. denselben einen „Kassenkurs" beilegen, d. h. be- 
stimmen, zu welchem Kurse sie von Reichs- und Landes- 
kassen in Zahlung genommen werden dürfen (nicht: 
müssen); 

b. dieselben tarifiren, d. h. ihnen einen Maximal- 
zahlungswerth beilegen ; 

c. ihren Umlauf ganz untersagen (z. B. V. v. 16./7. 88) 
— beides bei Strafe im Falle des Zuwiderhandelns. 

6. Die Geldschuld kommt in vierfacher Gestalt vor: 

a. Als Speziesschuld: auf Leistung individuell be- 
stimmter Geldstücke. (So in Commodat, Depositum re- 
guläre, Frachtvertrag u. s. f.). 

b. Als reine Sortenschuld (genus) : auf Leistung einer 
gewissen Quantität Münzen von einer abschliessend be- 
stimmten Gattung (z. B. Thaler, noch enger: Siegesthaler, 
Krönungsthaler etc.). 

c. Als reine Summen- oder Quantitäts - Schuld : auf 
Leistung einer gewissen Quantität gemünzten Edelmetalls 
in beliebiger Münzsorte, sofern und soweit solche am 
Zahlungsort Währung ist (bei Hinzufügung der Klausel 
s oder Werth*, „nach Kurs* u. dgl. auch ohne diese Be- 

Goldschmidt, System des Handelsrechts. 2. Aufl. 9 
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schränkung), gleichviel in welcher Münzsorte die Schuld aus- 
gedrückt ist (nur enuntiativ). Dieser Fall bildet die Regel. 
R.O.H.G. I. 277 (G.), IL 118, 121. 

d. Als gemischte Summenschuld, sofern auch die 
Sorte bedungen ist (z. B. 1000 M. in Goldkronen, in Na- 
poleond'ors, in <s £ > ). Als bedungen gilt die Zahlung in 
ausländischer Münzsorte nur bei unzweideutiger Ueberein- 
kunft (z. B. „effectiv«, „nur in ^ Ä ). 

W.O. Art. 37, H.G.B. Art. 336, B.E. § 215. 

7. Eine Unmöglichkeit der Leistung ist ausgeschlossen 
im Falle 6 c. In den Fällen a, b ist bei unverschuldeter 
Unmöglichkeit nichts zu leisten, im Falle d der ge- 
schuldete Geldwerth in anderer Geldsorte. Ist — in den 
Fällen c, d — eine Werthberechnung der Geldschuld nach 
Zeit und Ort wegen Zahlung in anderer Geldsorte (bezw. 
in derselben, aber im Nennwerth erhöhter oder herab- 
gesetzter Geldsorte) erforderlich, so entscheiden darüber die 
allgemeinen Prinzipien des Obligationenrechts (G.Hdb. I. 2, 
§ 105, B.E. § 216). Hat insbesondere eine Umwandlung 
des ganzen Währungssystems stattgefunden, so ist mass- 
gebend der Kurs von Silber zu Gold im Zeitpunkt des 
Uebergangs. Für das Deutsche Reich ist diese Werth- 
relation gesetzlich fixirt, entsprechend dem 1871 that- 
sächlichen Kurse von 1 : 15, 5 (5 Thaler, 7 1 /» Oesterr. fl., 
8 fl. 45 kr. Südd. W. = 15 M. Gold). 

Reichsges. v. 4./12. 1871 § 8. Reichsmünzges. 

Art. 14, 15, 17. 

Dieser Rechtssatz gilt auch für Schulden der Aus- 
länder, welche (sei es schlechthin, sei es nach Wahl des 
Gläubigers) in Deutscher Währung, insbesondere in Deutsch- 
land, zu zahlen sind. (So — gegen die Oesterreichischen Ge- 
richte — in den zahlreichen Prozessen über die auf frühere 
Deutsche Silberwährung gestellten Zinsscheine der Oester- 
reichischen Prioritätsobligationen die konstante Praxis des 
Reichsoberhandelsgerichts und Reichsgerichts — über R.G. 
XIV 154 s. Ladenburg u. Goldschmidt Z. XXXIII 246, 
250 — , zuletzt auch R.G. XIX 47 — mit Unrecht von 
Bekker und Anderen bekämpft.) 
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8. Von allem, auch nur „usuellem" Metallgelde (aus- 
wärtigen Münzen, Scheidemünzen) gelten zahlreiche Rechts- 
sätze. Insbesondere : 

a. Es ist nur Sache (materieller Werthträger) — nicht 
eine Ä Anweisung* auf andere Werthe, noch ^Repräsen- 
tant einer Forderung* (gegen wen?). Sein Werth beruht 
daher auch nicht auf „Kredit", sondern darauf, dass es 
allgemeines Tauschmittel ist (wie der Werth von Getreide, 
Zucker, Kaffee u. s. f. darauf, dass sie Nahrungsmittel sind). 
Daher ist sein definitiver Verlust oder seine Vernichtung 
definitiver Werth vertust: es gibt hier keine „ Amortisation" 
(§ 82 ff.). 

Seine Echtheit steht unter Garantie der Strafgesetze : 
Strafgesetzb. § 146 ff. 

b. Seine Vindikation bezw. sein Eigenthumserwerb 
unterliegt im Handel dem Art. 306 H.G.B. (§ 76) oder dem 
für den Erwerber noch günstigeren bürgerlichen Recht: 
78 D. de solut. 46, 3 1. (s. dazu J. Comte [Grundriss]); 
A.L.R. I, 15 § 45—47 u. a. m. B.E. § 879. 

c. Als „kostbares* Gut unterliegt es eigentümlicher 
Behandlung beim Frachtvertrag und im Falle grosser 
Haverei: H.G.B. Art. 395, 608, 674, 710, 725. (S. auch 
R. Koch in E.Hdb. II. 115.) 



Inhalt der handelsrechtlichen Verbindlichkeiten. 

§ 86. 

Massgebend sind die allgemeinen Rechtssätze des 
bürgerlichen Obligationenrechts, jedoch enthält das H.G.B. 
zahlreiche einzelne Rechtssätze (s. insbesondere v. Hahn, 
Kommentar II); vornehmlich: behufs Fixirung des Handels - 
gebrauchs, behufs Beseitigung nachtheiliger Prohibitiv- 
bestimmungen, behufs Entscheidung von Streitfragen, be- 
hufs Ausgleichung der divergirenden Zivilrechtssysteme. 
Ein grosser Theil dieser Rechtssätze wird aus dem H.G.B. 
ausscheiden mit der Einheit des bürgerlichen Rechts. 

Hervorzuheben : 
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1. Ueber die Auslegung der Handelsgeschäfte, ins- 
besondere unter Berücksichtigung des Handelsgebrauchs: 
Art. 278, 279 (B.E. § 73, 359) — s. oben § 12. 

2. Gemeinschaftlich oder durch einen gemeinschaft- 
lichen Bevollmächtigten übernommene Verbindlichkeiten 
gelten, nach altem Handelsgewohnheitsrecht (B.E. § 320, 
321, 714), in Zweifel als Solidar-, und zwar Korreal- 
schulden, jedoch nur für diejenigen Schuldner, auf deren 
Seite das Geschäft Handelsgeschäft ist: Art. 280, vgl. 269; 
W.O. Art. 81. 

Gesetzlich, zum Theil absolut, besteht Solidarhaftung 
aus Rechtsgeschäften und aus Delikten in zahlreichen 
Fällen des Sozietätsrechts (§§ 42 ff., 48 ff., 57 ff., 67 ff.) 
und für mehrere auf einander folgende bei demselben 
Transport betheiligte Frachtführer: Art. 401, 429 
(vgl. § 122). 

Den Solidarschuldnern, auch aus Delikten, steht ge- 
setzlich weder die Einrede der Theilung noch der Voraus- 
klage zu: Art. 281 (B.E. § 324); dies gilt sogar absolut 
für die Mitglieder einer offenen Handelsgesellschaft und 
Kommanditgesellschaft: Art. 112, 113, doch haften die- 
selben im Konkurse der Gesellschaft nur subsidiär mit 
ihrem Privatvermögen — noch beschränkter die Mitglieder 
einer Erwerbs- und Wirthschafts- Genossenschaft (§§ 45, 
47, 68). 

Teilzahlungen, zu deren Annahme der Gläubiger ge- 
setzlich gezwungen ist (B.E. § 228), mindern, bis zur 
Vollzahlung, nicht den Betrag der Forderung gegen die 
übrigen Solidarschuldner: 1. 37, 1. 5 § 1 D. de solut. 
(46, 3) — insbesondere im Konkurse eines Solidar- 
schuldners: Konk.O. § 61. Goldschmidt, Z. XIV, 424 ff. 
und Jahrb. f. Dogmatik XXVI, 379 ff.; R.G. II, 178. 

Das Rechtsverhältniss unter mehreren Solidarschuldnern 
bestimmt sich nach bürgerlichem Rechte (B.E. § 337, 338). 

3. Jeder Schuldner, auf dessen Seite das Geschäft 
Handelsgeschäft ist — in gewissen Fällen aber auch, wenn 
ein solches nur auf Seite des Gläubigers vorliegt (Art. 343, 
344, 464) — steht ein für jedes Verschulden (omnis 
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culpa) ; insoweit sind die Gradunterschiede beseitigt (R.G. 
XIII, 22, B.E. § 224, 144). Das Normalmass (dilig. boni 
patrisfamiliis) ist hier die Sorgfalt eines ordentlichen 
Kaufmanns, und zwar des betreffenden Geschäftszweiges 
(Kommissionärs, Banquiers, Frachtführers, Rheders etc.): 
Art. 282, 361, 367, 380, 399, vgl. 464, 478 (R.O.H.G. 
XXII, 140). Nicht dem Masse, aber der Art nach ge^ 
ringer ist die in gewissen Fällen zu prästirende Sorgfalt 
eines „ordentlichen Geschäftsmanns*: Art. 363, 204, 
226, 241. 

Ein nur relatives Mass der Sorgfalt (quam suis rebus 
adhibere solet) gilt unter Gesellschaftern: Art. 94. 

Die Beweislast trifft überall den Verpflichteten: 
Art. 363, 367, 369, 380, 387 (B.E. § 193, 239). 

Ueber die Haftung für Vertreter und Gehülfen s. § 37. 

Vertragsmäßige Erhöhung der Haftung ist schlechthin 
statthaft; Einschränkung insoweit, als nach bürgerlichem 
Recht (B.E. § 225); desgleichen vertragsmässige Aende- 
rung der Beweislast (Goldschmidt, Z. III, 104, 331). 

Ausnahmsweise gilt: 

a. Es besteht gesetzlich in gewissen Fällen Haftung 
auch für Zufall, aber nur bis zur Grenze der „höheren 
Gewalt*: s. über den Begriff und die Ausnahmefalle: 
§§ 123 ff., 147—149, und Haftpflichtgesetz v. 6./7. 1871 § 1. 

b. Die vertragsmässige Einschränkung der gesetz- 
lichen Haftpflicht, desgleichen eine dem Berechtigten nach- 
theilige Aendernng der Beweislast ist in gewissen Fällen 
unstatthaft: Haftpflichtgesetz v. 7./6. 1871 § 5, oder nur 
innerhalb gewisser gesetzlicher Grenzen statthaft : H.G.B. 
Art. 423 ff. (vgl. § 126). 

c. Es wird in gewissen Fällen nur für „bösliche 
Handlungsweise Ä , aber für diese absolut eingestanden: 
Art. 396, 427, 610 (vgl. über den Begriff und die Aus- 
nahmefalle: §§ 123 ff.), 180, 180a, 190b, 213b, 222a, 223. 

4. Die Verpflichtung zum Schadensersatz umfasst, 
ohne Rücksicht auf das Mass der Verschuldung, auch den 
entgangenen Gewinn. Sie findet auch keine Grenze in 
dem doppelten Sachwerth: Art. 283 (B.E. § 218—221). 
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Ausnahme hinsichtlich der Frachtführer: Art. 396 , 612 
bis 614. 

Ueber die Schadenshöhe entscheidet freies richter- 
liches Ermessen: Z.P.O. § 260, vgl. H.G.B. Art. 27, 888 
und hamburg. E.G. § 32. 

5. Von Konventionalstrafe und Draufgabe (arrha) 
gilt schlechthin das gemeine Zivilrecht: Art. 284, 285. 
(B.E. § 417—425). 

Ob die Konventionalstrafe den guten Sitten oder ab- 
solut rechtlich garantirter Freiheit (z. B. Gewerbefreiheit, 
Niederlassungsfreiheit) widerstreitet, ist quaestio facti 
(s. z. B. Entscheidungen des preuss. Obertribunals 80 S. 1 ; 
R.O.H.G. XVI, 161, XIX, 136 und Cit. R.G. I, 22, H, 
18; Mayer, Z. XXVI, 163; Ehrenberg, Z. XXVII, 25; 
Kohler, Gesammelte Abhandlungen I, 62 ff.). 

6. Beseitigt ist das gemeine Zivilrecht hinsichtlich 
der Anfechtung wegen laesio enormis, der lex Ana- 
stasiana, der querela non numeratae (solutae) pe- 
cuniae — und zwar im vollen Umfange: Art. 286, 299, 
295; E.G. zur Z.P.O. § 17. 

7. Ueber abstrakte Schuldversprechen, ins- 
besondere Schuld- und Verpflichtungs-Scheine s. § 83. 

8. Nicht gesetzlich entschieden ist, ob in dem Schuld- 
anerkenntniss, insbesondere in der Abrechnung, d.h. 
der vertragsmässigen Festsetzung des Gesammtguthabens 
zwischen Gläubiger und Schuldner, ein selbständiger und 
klagebegründender Verpflichtungsgrund liegt — doch neigt 
der Handelsgebrauch der Bejahung zu (s. Goldschmidt, 
Z. X 550 und Register zur Z. [von Gabriel] S. 206), und 
Art. 294 setzt diesen Rechtssatz voraus (s. auch oben § 31 
und unten § 111, B.E. § 683, 684). 

9. Die gewerbliche Thätigkeit des Kaufmanns für 
Andere (auch Nichtkaufleute) ist im Zweifel eine ent- 
geltliche. Daher gebührt ihm auch unverabredet (B.E. 
§§ 559, 567, 586) Vergütung: 

a. für geschäftliche Mühewaltung (z. B. auch durch 
Eröffnung des Kredits, Uebernahme eines „Risikos"), ins- 
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besondere sog. Provision, d. b. prozuental nacb dem 
Wertb des Vertragsgegenstands bemessen; 

b. sog. Lagergeld für Raumgewähr; 

c. ausserdem gesetzlicher Zins für Kapitalgebrauchs- 
aufwand (sog. „Vorschüsse", „Auslagen"), vom Tage der 
Aufwendung ab: Art. 290, 371, 381; W.O. Art. 50—52, 
65. Vgl. unten §§ 111, 136, 138, 196, 199, 200. 

10. Ueber Stellvertretung s. §§ 35, 36, 45, 56, 
67, 144, 145 u. a. m. 



Insbesondere von den Zinsen, Wucher. 

§ 87. 

.Der Begriff des „Wuchers" hat geschichtlich die 
eingreifendsten Wandlungen erfahren. 

DemHandelsrecht eigenthümlich ist einerseits die 
frühzeitige Beseitigung oder doch Modifizirung der gesetz- 
lichen Zinsbeschränkungen (sog. Wuchergesetze: Zinstaxe 
und Einschränkungen des Zinsenlaufs), andererseits die 
Erweiterung der gesetzlichen Zinspflicht nach Umfang und 
Entstehungsgrund. S. oben §§ 2 — 6. 

Dem Vorgang des Handelsrechts ist in der ersteren 
Richtung das bürgerliche Recht allmählich gefolgt (nur für 
den Handelsverkehr hat die Zinstaxe beseitigt das franzö- 
sische Gesetz v. 12./1. 1886 [Z. XXXIV, 464]): Art. 292 
S. 2 verb. Bundesgesetz v. 14./11. 1867 (dafür in 
Bayern: Gesetz v. 5./12. 1867, in Elsass-Lothringen noch 
französische Gesetze v. 3./9. 1807 und 19./12. 1850; 
österr. Gesetz v. 14./6. 1868). Das Bundesgesetz lässt 
die dem Gläubiger noch günstigeren Bestimmungen der 
Landesgesetze (Hamburg, Bremen, Lübeck, Frankfurt a. M., 
Oldenburg, thüringische Staaten) in Kraft. 

Unter diesem Gesetz war die wucherische Ausbeutung 
(weil contra £ bonos mores) zwar unerlaubt (das Aus- 
beutungsgeschäft ungültig), aber nicht strafbar. 

Das Reichsgesetz v. 24./5. 1880 (R.St.G.B. § 302 
a — d; schon früher österreichisches Gesetz für Galizien 
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und die Bukowina v. 19./7. 1877, jetzt österreichisches Ge- 
setz y. 28./5. 1881) stellt nicht die gesetzliche Zins- 
taxe wieder her, sondern fixirt den modernen Begriff 
des Wuchers (non quantitate pretii, sed qualitate facti 
aestimatur). „Wucherisch" ist jetzt das Rechtsgeschäft, 
sofern für ein Darlehen oder für die Stundung einer Geld- 
forderung Vermögensvortheile (Zinsen, Provision u. a. m.) 
versprochen oder gewährt sind: 

a. objektiv: unter derartiger Ueberschreitung des 
üblichen Zinsfasses; dass zwischen der Leistung und dein 
Entgelt ein auffalliges Missverhältniss besteht; 

b. subjektiv: unter „Ausbeutung" (d.i. bewusster 
Ausnutzung) der Nothlage (auch augenblicklicher Geld- 
verlegenheit) oder der geschäftlichen Unerfahrenheit oder 
des Leichtsinns eines Anderen. 

Das wucherische Geschäft ist: 

a. Strafbar — eine schwerere Strafe trifft den quali- 
fizirten, den gewerbemässigen, den gewohnheitsmässigen 
Wucher. Die gleiche Strafe trifft die „nachträgliche 
Theilnahme* durch Veräusserung oder Geltendmachung 
einer in Eenntniss des Sachverhalts erworbenen wuche- 
rischen Forderung. 

b. Absolut und in totum nichtig für alle Theile (vgl. 
Mandry a. a. O. S. 482 ff.). 

Soweit nicht der Thatbestand dieses Gesetzes vor- 
liegt, gilt Folgendes : 

1. Die Höhe der Eonventionalzinsen und deren 
Surrogate (Konventionalstrafe, taxirtes Interesse — dahin 
gehört nicht die lex commissoria für den Fall unterlassener 
Pfandeinlösung — s. § 78) ist frei (B.E. §§ 358, 455). 
Jedoch: 

a. Nicht für ge wer bemässige Pfand leih er und „Rück- 
kaufshändler*, d. h. Personen, welche gewerbemässig 
bewegliche Sachen ankaufen unter Gewährung des Rück- 
kaufsrechts (meist liegt ein verschleiertes Pfandgeschäft 
vor). Diesen darf durch Gesetz oder Verordnung ein 
Zinsmaximum vorgeschrieben werden, dessen Ueber- 
schreitung (auch ohne die Kriterien „wucherischer Aus- 
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beutung*) mit (geringerer) Strafe und Ungültigkeit der 
das gesetzliche Mass überschreitenden Zinszusage (nicht 
des ganzen Geschäfts) bedroht ist: 

R.Gew.O. § 34, 38; R.G. v. 24./5. 1880 Art. 2 
(Str.G.B. § 360 Z. 12); preuss. Gesetz v. 17./3. 
1881 u. a. m. 
b. Allgemein ist der Schuldner, welcher mehr als 6°/o 
Zins gewährt oder zusagt, nach Ablauf eines halben Jahres 
zur halbjährlichen Kündigung befugt. Von dieser durch 
Vertrag nicht zu beseitigenden, aber nach einzelnen 
Landesrechten (z. B. in Bayern) nicht bestehenden Be- 
schränkung (s. auch B.E. § 358) sind reichsgesetzlich 
ausgenommen : 

Gesetzlich statthafte Schuldverschreibungen auf den 
Inhaber (§ 85); alle Darlehensschulden eines Kaufmanns; 
alle Schulden eines Kaufmanns aus seinen Handels- 
geschäften; die Bodmereiprämie. 

Ges. v. 14./11. 1867 §§ 1, 2; H.G.B. Art. 292, 682. 

2. Die Höhe der gesetzlichen Zinsen, mit Ein- 
schluss der Verzugszinsen, beträgt, H.G.B. Art. 287, 6°/o 
(B.E. §§ 217, 248: 5°/o): für alle Schulden aus Handels- 
geschäften (auch nur auf Seiten des Gläubigers); für alle 
durch das H.G.B. ohne Bestimmung ihrer Höhe (z. B. 
Art. 93, 95, 688, anders Art. 106, 161) festgesetzten 
Zinsverbindlichkeiten ; für alle Wechselschulden (R.O.H.G. 
I, 251); nach einzelnen Landesgesetzen (z. B. preuss. E.G. 
Art. 14, mecklenburg. § 34) in allen „Handelssachen*. 

Der gültig bedungene höhere Zinssatz bleibt auch im 
Falle des Verzugs massgebend: R.G v. 14./11. 1867 §3; 
bayr. Gesetz Art. 3 (B.E. § 248.) 

3. Verzugszinsen laufen für überhaupt verzinsliche 
fällige Schulden: 

a. Vom Verfalltag ab (ohne Mahnung) unter Kaufleuten 
für Forderungen aus einem beiderseitigen Handelsgeschäft 
— nur muss im Falle der Holschuld (z. B. Wechselschuld) 
sich der Gläubiger beim Schuldner gemeldet haben. H.G.B. 
Art. 289 (B.E. § 245, 246). 

b. Spätestens vom Tage der (auch formlosen) Mahnung 
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— gegen das französische Recht — ab zu Gunsten des 
Gläubigers, auf dessen Seite das Geschäft ein Handels- 
geschäft ist. H.G.B. Art. 288 (B.E. § 245). 

4. Gesetzliche Zinsen von Geldaufwendungen 
im Handelsgewerbe laufen, auch ohne Mahnung, vom Tage 
ihrer Leistung oder Beschaffung an. H.G.B. Art. 290. 

5. Die Statthaftigkeit von Zinseszinsen bestimmt 
sich nach Landesrecht (ganz beseitigt ist das Verbot in 
Lübeck, modifizirt in Bayern und Frankfurt a. M.; ge- 
mildert: Ci. 1154 undA.L.R. I, 11 §§819—821, s. B.E. 
§§ 249, 358). Reichsgesetzlich laufen sie: . 

a. Unter Kauf leuten von dem durch gehörigen Rech- 
nungsschluss festgesetzten Kontokorrentsaldo: H.G.B. 
Art. 291 (s. § 111). 

b. Von der Bodmereischuld mit dem Verfalltage. 
H.GB. Art. 688. 

6. Das Verbot von Zinsen über die Kapitalshöhe 
hinaus gilt reichsgesetzlich nicht mehr für Schulden aus 
Handelsgeschäften: H.G.B. Art. 293, und ist durch die 
meisten Partikularrechte völlig beseitigt. 

7. Durch Ausgabe von Zinsscheinen auf Inhaber 
erleiden die vorstehenden Grundsätze (bis auf 2 b) keine 
Aenderung (vgl. § 82 ff.). 



Märkte, Messen, Börsen. 

§ 88. 

Das sog. Markt- ; Mess-, Börsenrecht umfasst Rechts- 
sätze des öffentlichen (Verwaltungs-) und des Privathandels- 
rechts. Die letzteren gehören überwiegend der Lehre von 
den Mäklern, von Werth, Preis, Kauf, Kommission und 
Zahlung an. 

Allgemein kommt nur in Betracht: 

1. Markt ist die regelmässige (periodische) Versamm- 
lung behufs Güteraustausches (Waaren-Geld-Handel) oder 
auch wohl behufs gegenseitiger Abrechnung (cf. § 118) an 
bestimmten, auch so benannten, allgemein zugänglichen 
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Orten. Ein vorzugsweise dem auswärtigen Grosshandel 
dienender Markt wird Messe genannt — doch schwankt 
der Sprachgebrauch (Wollmarkt — Tuchmesse). 

Ihre Zahl, Zeit, Dauer, desgleichen die Markt- oder 
Mess-Ordnung wird von der zuständigen Verwaltungs- 
behördefestgestellt, innerhalb der durch R.Gew.O. §§ 64—71 
gezogenen Grenzen. 

2. Ihre ehemals sehr zahlreichen Privilegien, ins- 
besondere der Messen (z. B. „Messfrieden , Arrestfreiheit 
der Messbesucher und Messwaaren, Suspendirung des Zunft- 
zwangs), sind grossentheils in Wegfall gekommen. Immer- 
hin ist auch jetzt noch hier die Verkehrsfreiheit strikter 
durchgeführt (vgl. § 22). 

Gemeinrechtlich bestehen noch besondere Bestimmungen 
über Markt- und Messwechsel: W.O. Art. 4, 18, 35, sowie 
über den Gerichtsstand und das Verfahren in sog. Mess- 
und Marktsachen: Z.P.O. §§ 30, 194, 234, 459; sie sind 
Feriensachen: G.V.G. § 202. 

3. Ein Spezialmarkt für den Grosshandel ist die 
Börse (bourse de commerce, borsa, exchange), von dem 
mittelalterlichen bursa, d. h. Geldbeutel (die in Brügge 
seit dem 13. Jahrhundert blühende Patrizierfamilie van 
der Burse, in deren Hause [ter burse] die regelmässigen 
Zusammenkünfte der italienischen Kaufleute stattfanden, 
führt den Geldbeutel im Wappen. Von Brügge hat sich 
die Bezeichnung nach Antwerpen verpflanzt, wo im Be- 
ginn des 16. Jahrhunderts die erste wirkliche „Börse*, d. h. 
ohne Beschränkung auf bestimmte „Nationen", vorkommt). 

Sie ist: 

a. Der zu regelmässigen Versammlungen der Kauf leute 
Eines Handelsplatzes und ihrer Hülfspersonen, sowie zur 
Bekanntmachung von Handelsnachrichten dienende öffent- 
liche (wenngleich mitunter nur gegen Eintrittsgeld und nach 
näherer Massgabe der Börsenordnung zugängliche) Ort. 

b. Die an diesem Ort an meist jedem Geschäftstage 
zu bestimmten Stunden (Mittagsbörse — auch wohl 
Abendbörse) gehaltene Versammlung, in welcher Ab- 
schluss der Grosshandelsgeschäfte stattfindet. Mitunter 
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besteben verschiedene Börsen für die verschiedenen Waren- 
arten (Fondsbörse, Produktenbörse, Waarenbörse — auch 
findet sich noch weitere Spezialisirung). Versammlungen 
zu gleichen Zwecken an anderen Orten sind sog. „Winkel- 
börsen" („coulisse* im Gegensatz zu ^parquet" ist ein 
eigentümlicher Gegensatz) und partikulär (z. B. in Frank- 
reich, Italien) untersagt. 

Ihre Errichtung bedarf der obrigkeitlichen Genehmi- 
gung (in Preussen des Handelsministers). Sie stehen unter 
Aufsicht und Polizei einer kaufmännischen oder kom- 
munalen oder Regierungsbehörde. Ihre Benützung wird 
geregelt durch Reglements, sog. Börsenordnungen, 
welche von der kaufmännischen Korporation oder einem 
besonderen Börsenverein (z. B. in Württemberg) unter 
Staatsgenehmigung (in Preussen des Handelsministers) er- 
lassen werden (s. z. B. Z. Register [v. Gabriel] S. 257 
und Z. XXXI 283). Privatrechtliche Bestimmungen dürfen 
dieselben nach preuss. E.G. Art. 3 nicht enthalten, ihre 
dem H.G.B. widerstreitenden Bestimmungen sind nichtig, 
soweit dasselbe nicht auf sie verweist (z. B. Art. 331). 

Das Ergebniss der hier geschlossenen Geschäfte be- 
stimmt den sog. Börsenpreis (s. § 73). 

Für Börsengeschäfte bestehen nur partikulär 
(namentlich in Oesterreich) eigenthümliche Rechtssätze, 
dagegen fast tiberall besondere ^Börsenusancen* (vgl. § 12). 

Für Entscheidung von Rechtsstreitigkeiten aus solchen 
bestehen häufig Börsenschiedsgerichte (cf. § 18). 

Einen besonderen Tarif der Reichsstempelabgaben stellt 
das Reichsgesetz v. 29./5. 1885 für die unter Zugrunde- 
legung von Börsenusancen , wenngleich nicht an der Börse 
geschlossenen „ Anschaffungsgeschäfte über börsenmässig 
gehandelte Waaren* ( 2 /io pro mille) auf. 

Die Form. — Börsensteuer. 

§ 90. 

I. Gegen römisches und germanisches Recht gilt im 
heutigen gemeinen Recht prinzipiell die formlose Verein- 
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barung als verbindlich, klagbar und beweisbar. Das zuerst 
für den Handelsverkehr anerkannte Prinzip („nudum 
pactum inter mercatores a , der stipulatio gleichgestellt — 
s. auch L. Seuffert, Zur Geschichte der obligatorischen 
Verträge, 1881) hat sich für diese, auch abweichenden 
neueren Gesetzgebungen (A.L.R., Ci.) gegenüber be- 
hauptet. Die prozessualischen Grundsätze, namentlich des 
französischen Rechts, über die Einschränkungen der Beweis- 
barkeit sind jetzt allgemein beseitigt: Z.P.O. § 259, E.G. 
§ 14. Hinsichtlich der Verbindlichkeit gilt, gemäss H.G.B. 
Art. 317 (s. jetzt B.E. § 91), die Regel der gesetzlichen 
Formlosigkeit: für jedes Handelsgeschäft, auch das nur 
einseitige, ja sogar für jede Willenserklärung, welche die 
Entstehung, Veränderung oder Aufhebung eines solchen 
betrifft (Antrag, Auftrag, Vollmacht, Konsens, z. B. des 
Ehemanns, Vorbehalt, ergänzende oder modifizirende oder 
aufhebende Abrede); dagegen für den selbständigen, 
wenngleich accessorischen Vertrag (Verbürgung, Pfand- 
bestellung) nur, falls dieser selbst Handelsgeschäft ist. 

Auch die gebotene „ausdrückliche* Erklärung, „be- 
sondere* Abrede (z. B. Art. 22, 24, 351) darf formlos, 
sogar durch unzweideutige Handlungen erfolgen. 

In dem blossen Stillschweigen kann eine An- 
nähme (von Anträgen), eine Genehmigung oder Billigung 
(von Geschäftsführung, Mandatsüberschreitung — mangel- 
hafter Waare, Rechnungsstellung u. s. f.) liegen, sofern 
nach Gesetz (Art. 323, 364, 347, 339) oder nach redlicher 
Geschäftssitte (Art. 279) bei Nichteinverständniss ablehnende 
Erklärung geboten war: R.O.H.G. I, 79 (G.) s. § 89. 

IL Die Regel erleidet gesetzliche Einschränkungen. 

a. Es ist zur Gültigkeit des Rechtsgeschäfts er- 
forderlich in gewissen Fällen: 

<x. Die einfache Schrift: H.G.B. Art. 175c. 209e; Ge- 
nossenschaftsgesetz § 2; H.G.B. Art. 683, 311 (vgl. 310) 
und für die nur mittelst „Werthpapier* zu begründenden 
Verpflichtungen (§ 82 ff.). 

ß. Die gerichtliche oder notarielle Beurkundung: 
Art. 175, 180 f., 209, 238a. — 182, 220. 
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7. Die Registrirung : Art. 178 ; 180 f., 211, 114; Ge- 
nossenschaftsgesetz § 5, 6 (s. oben § 26) — nur zur vollen 
Wirksamkeit: Art. 163 (vgl. § 49). 

b. Es besteht ein Rechtszwang zur Beurkundung 
des auch formlos gültigen Rechtsgeschäfts: 

a. Der eine Theil hat gegen den anderen (z. B. der 
Frachtführer gegen den Absender, der Ablader gegen den 
Schiffer, der Versicherungsnehmer gegen den Versicherer) 
oder jeder Theil hat gegen den anderen (bei Seefracht- 
vertrag ausgenommen über Stückgüter, bei Veräusserung 
von Seeschiffen oder deren Parten) das Recht auf Aus- und 
Zustellung einer Urkunde (Beweisurkunde oder Werth- 
papier): Art. 391, 644, 786. — 440, 558. 

ß. In allen Fällen vorgeschriebener Registrirung (Ein- 
tragung, Löschung) besteht gegen die dazu Verpflichteten 
ein auch durch Klage erzwingbares Recht auf die erfor- 
derliche Beurkundung (§ 26). 

7. Das R.G. v. 29./5. 1885 (Börsensteuergesetz — 
s. Kommentar von H. Neumann, 3. Aufl. 1885) statuirt 
im fiskalischen Interesse einen Rechtszwang : 

1. Zur Ausstellung gestempelter Urkunden, und zwar 
von Schlussnoten in zwei Exemplaren — für Minderkauf- 
leute genügt Ausstellung einer beiderseits unterschriebenen 
Urkunde — bei Strafe des fünfzigfachen Betrage* der 
hinterzogenen Abgabe, mindestens aber von 20 M. Der 
Stempel ist ein Werthstempel, nach zwei Kategorien: 
1 und 2 pro mille. Die Verpflichtung trifft den Mäkler, 
eventuell die Kontrahenten, insbesondere den Veräus- 
serer. 

2. Zur Aufbewahrung der nach der Zeitfolge nume- 
rirten Schlussnoten während der Dauer von fünf Jahren. 

Stempelpflichtig in diesem Sinne sind alle den Werth 
von 600 M. übersteigenden, an der Waaren- oder Effekten- 
börse üblichen, wenngleich ausserhalb derselben geschlos- 
senen sog. „Anschaffungsgeschäfte", d. h. Kauf- und ähn- 
liche Geschäfte (Lieferungs-, Tauschgeschäfte u. dgl. — 
s. G. Hdb. L, 544 ff.) über: 

a. ausländisches „Geld" (auch Banknoten — s. § 81), 
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sofern sie nicht „Kontantgeschäfte" sind, d. h. am Tage 
des Geschäftsschlusses zu erfüllen; 

b. über gewisse „Werthpapiere", insbesondere solche, 
welche „Handelspapiere" sind (s. § 82a) — mit Ausnahme 
jedoch der einem besonderen Stempel unterliegenden 
„Wechsel* (§ 179); 

c. über „Waaren", mit Ausnahme der im Inlande von 
einem der Kontrahenten erzeugten oder hergestellten, 
welche regelmässig „auf Zeit" veräussert werden (s. § 101), 
sofern über sie nach „Börsenusance" (s. § 12) kontrahirt 
wird. 

HL Ist die Abfassung des Vertrags in einer be- 
stimmten Form (schriftlich, notariell, gerichtlich) verein- 
bart oder doch von einem der Kontrahenten im Voraus 
(in den sog. „Vertragsbedingungen", z. B. durch Reglement 
der Eisenbahnverwaltung) vorgeschrieben, so bestimmt sich 
die Rechtswirkung solcher Vereinbarung oder Vorschrift 
(ob nur zum Beweise oder zur Gültigkeit — im letzten 
Fall, ob mindestens ein bindender Vorvertrag auf urkund- 
liche Abfassung vorliegt) lediglich nach dem aus der Ge- 
sammtheit der Umstände erkennbaren Willen der Kon- 
trahenten, unter Ausschluss jeder gesetzlichen Präsumtion 
(z. B. A.L.R. I, 5, § 117 — auch 1. 17 C. de fide instrum. 
[4, 21]? B.E. §§ 93, 94). H.G.B. Art. 278, 279 (Zweifel 
bei Regelsberger in E. Hdb. H, 465). 

4. Mündliche Vereinbarungen, welche der Beur- 
kundung voraufgegangen sind, ohne in die Urkunde auf- 
genommen zu sein, gelten im Zweifel als aufgehoben 
(Regelsberger in E. Hdb. n, 464 ff.). 

5. Einseitige Verträge werden schriftlich geschlossen 
durch Aushändigung der nur von dem Verpflichteten unter- 
zeichneten Urkunde; zweiseitige durch eine (mehrere) 
von beiden Theilen oder durch Austausch zweier, von je 
einem Theile unterzeichneter Urkunden (Brunner, Zur 
Rechtsgeschichte der Urkunde, 1880, S. 57 ff.). Als solche 
„Urkunden" gelten auch Briefe und sogar Telegramme 
(s. § 129), sofern nicht ein anderes vereinbart oder vor- 
geschrieben ist. Die jetzt regelmässig erforderliche Unter- 
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Zeichnung ist Unterschrift (so noth wendig beim Wechsel) 
oder Aufdrücken von Namen oder Firma mittelst mecha- 
nischer Vorrichtung (Stempel). Das blosse „Handzeichen" 
der schreibensunkundigen oder schreibensunfähigen Person 
erfordert gerichtliche oder notarielle Beglaubigung (W.O. 
Art. 96). S. auch B.E. §§ 92—94. 



Die Erfüllung. 

§ 91. 

Es entscheidet zunächst der erkennbare Wille der 
Betheiligten bezw. der Handelsgebrauch (s. §§ 12, 86). 
Nur subsidiär gilt: 

1. Hinsichtlich der Art der Erfüllung besteht Haftung 
für „Handelsgut" (s. § 96). 

2. Hinsichtlich des Erfüllungsorts ist das schwan- 
kende bürgerliche Recht gesetzlich fixirt: Art. 324, 325, 
vgl. 342 ; 370; Z.P.O § 29 (s. Keyssner, Z. XXVI, 550); 
hamburg. E.G. §§ 38, 39. (B.E. §§ 229, 230.) 

Erfüllungsort ist derjenige Ort, an welchem der 
Schuldner zu leisten verbunden ist. Er ist ein Platz (Ort- 
schaft, Gemeinde), innerhalb desselben möglicherweise ein 
bestimmtes Lokal: vgl. oben § 27. Er hat eine dreifache 
rechtliche Bedeutung: er begründet einen mit anderen 
Gerichtsständen des Schuldners konkurrirenden Gerichts- 
stand desselben; er bestimmt nach konstanter deutscher 
Praxis (§ 14) im Zweifel das örtliche Recht der Obliga- 
tion; nach Recht und Gebrauch des Erfüllungsorts bestimmt 
sich im Zweifel der unbestimmte oder zweideutige Inhalt 
der Verbindlichkeit (Mass, Gewicht, Münzsorte u. dgl.): 
Art. 326, 327. 

Es wird bestimmt: 

a. Durch die Natur des Geschäfts (z. B. der Buch- 
halter hat im Geschäftslokal des Prinzipals thätig zu sein). 

b. Durch den auch nur stillschweigend erklärten 
Willen der Kontrahenten, somit auch gemäss Geschäfts- 
gebrauch (z. B. nach den Usancen der Berliner Fonds- 
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börse werden Handelspapiere dem Käufer in dessen Ge- 
schäftslokal zugestellt). 

c. In letzter Linie durch das Gesetz. Nach diesem 
ist die Schuld in der Regel eine „Holschuld*: der 
Gläubiger hat bei dem Schuldner die Leistung abzuholen, 
und zwar an dem Orte, wo derselbe zur Zeit des Ver- 
tragsschlusses seine Handelsniederlassung (oben § 27), 
eventuell seinen Wohnsitz hatte. Ausnahmsweise gilt: 

a. Individuell bestimmte Sachen (oder Theile von 
solchen) sind da zu übergeben, wo sich dieselben zur Zeit 
des Vertragsschlusses mit Wissen der Kontrahenten be- 
fanden. 

ß. Geldschulden sind „Bringschulden* : sie sind dem 
Gläubiger an den Ort zu übermachen, an welchem dieser 
zur Zeit des Vertragsschlusses seine Handelsniederlassung, 
eventuell seinen Wohnsitz hatte, also auf des Schuldners 
Kosten und Gefahr (s. § 99). Dagegen tritt die Regel 
(„Holschuld*) wieder ein für Geldschulden aus „ Präsen- 
tationspapieren* (§ 83, z. B. Wechseln, Inhaberpapieren), 
und es bestimmt überhaupt der besondere Erfüllungsort 
der Geldschuld weder den Gerichtsstand noch das örtliche 
Recht der Geldschuld. 

Der Erfüllungsort fällt thatsächlich nicht nothwendig 
zusammen mit dem „Bestimmungs-* oder „Abnahme- 
ort*. Auf der Verschiedenheit von „Absendungs-* und 
von „Ablieferungsort* beruht das Wesen des Distanz- 
kaufs (s. § 95). 

3. Hinsichtlich der Erfüllungszeit gelten die zivil- 
rechtlichen Regeln: Art. 326, 342 (B.E. §§ 231, 232), 
jedoch : t 

a. Mit ergänzenden Rechtssätzen: über die Berech- 
nung von Erfüllungsfristen (Zeiträumen, z. B. nach 8 Tagen, 
3 Monaten u. s. f.) und über die Auslegung mehrdeutiger 
Zeitbestimmungen (z. B. medio, ultimo): Art. 327, 328; 
W.O. Art. 30, 32 (B.E. §§ 147-153). 

b. Mit einzelnen gesetzlichen, übrigens dem neuesten 
bürgerlichen Recht entsprechenden Modifikationen: Art. 328 
bis 334, vgl. 568, 595. Eine völlig unbestimmte Erfüllungs- 

G ol d schmidt, System des Handelsrechts. 2. Aufl. 10 
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zeit („nach Möglichkeit", „wie es mir passt* u. dgl.) ist 
vom Richter angemessen zu arbitriren. 

4. Ueber die Voraussetzungen und Wirkungen des 
Verzugs entscheidet das bürgerliche Recht (B.E. §§ 245 
bis 262). Jedoch gelten besondere Rechtssätze vornehmlich 
für Kauf, Kommission , Frachtgeschäft, Wechsel, See- 
versicherung. Die Zustellung einer Rechnung gilt für sich 
allein nicht als Mahnung: Art. 288. 



Uebersicht. 

§ 92. 

Vgl. die Klassifikation im Grundriss. 

Speziell gesetzlich geregelt sind nur : Kauf ; Kommis- 
sion, Spedition, Frachtgeschäft. 

Unbrauchbar ist die (Zukunftsrecht?) Kategorie 
„Arbeitsgeschäft* (Endemann, Gareis) — für solches be- 
stehen zur Zeit keine Rechtssätze: es kann vorliegen 
Dienstmiethe , bezw. Freidienstvertrag („Dienst vertrag* 
B.E. §§ 559—566), Werkverdingung („Werkvertrag* B.E. 
§§ 567—579), Mandat („Auftrag* B.E. §§ 585—603); 
demgemäss gelten die entsprechenden Rechtssätze. Was 
die Nationalökonomen und Sozialpolitiker (z. B. Brentano) 
„Arbeitsvertrag* nennen, ist lediglich der Lohndienst- 
vertrag, insbesondere der industriellen Arbeiter und wird 
nicht durch Handelsrecht, sondern durch anderweitiges 
„Gewerberecht* normirt (s. § 34 verb. § 22). 



Der gemeine Handelskauf. 

I. Perfektion. Waare und Preis. 

§ 93. 

1. Handelskauf ist der Kauf, welcher Handels- 
geschäft (objektives — subjektives, Grund-Neben-Geschäft, 
einseitiges — beiderseitiges, vgl. §§17 ff.) ist. Ob ein 
Vertrag „Kauf* ist, bestimmt sich nach bürgerlichem 
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Recht (vielfach abweichend vom gemeinen Recht z. B. das 
preussische, insbesondere die Kategorie „Lieferungsvertrag* : 
A.L.R. I, 11 §§ 981 ff., s. jedoch B.E. § 568). Indessen 
gilt reichsgesetzlich dafür das Umsatzgeschäft (Kauf und 
anderweitige „Anschaffung") über eine Quantität vertret- 
barer Sachen (§ 72) gegen Entgelt: Art. 338, mag der 
sog. „Lieferant* die Sache bereits besitzen oder erst an- 
schaffen oder anfertigen wollen (G. I, 577). 

Zwischen Tausch (baratto, change) und Kauf be- 
steht jetzt nur noch (s. jedoch B.E. § 502 verb. § 459) 
der eine Rechtsunterschied, dass beim Tausch beide Theile 
einander zum dare (Eigenthumsverschaffung) verbunden 
sind — daher der Empfanger, welcher nicht Eigenthümer 
geworden ist (jetzt selten: Art. 306), schlechthin auf Er- 
füllung bezw. Interesse klagen darf (Windscheid § 398). 

„Unechter Tausch* ist: der Kauf mit vereinbarter 
Hingabe einer Sache an Zahlungsstatt und der sog. 
„Doppelkauf* (doppelseitiger Kauf): es werden zwei 
Kaufgeschäfte geschlossen (Pelz gegen Pferd, beide zu 
200 M. angeschlagen) mit vereinbarter Kompensation der 
Kaufpreise bis zum entsprechenden Betrag. 

Das Geld wechslergeschäft (§ 105) kann sein: 

a. Einfacher Kauf — falls auf der einen Seite „Wäh- 
rung* (§ 80), auf der anderen Seite NichtWährung ge- 
leistet wird. 

b. Echter Tausch, falls auf beiden Seiten Währung 
oder NichtWährung. 

c. Doppelseitiger Kauf, falls auf beiden Seiten Nicht- 
währung, aber beide in Währung (deutschem Gelde) nach 
Kurs berechnet. 

Ueber die Grenze zwischen Kauf und Kommission 
s. § 130. 

2. Ueber Vertragsschluss und Form s. §§ 89, 90, 
über die Faktur s. § 75. 

3. Unter den Hoffnungskauf (emtio spei — Ab- 
grenzung von der emtio rei speratae versucht F. Ende- 
mann in Grtinhut's Z. XII, 345) fällt auch der Kauf völlig 
ungewisser Forderungen (z. B. von Dividendenscheinen vor 
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Feststellung der Dividende), insbesondere das wirtschaftlich 
dem Lotteriegeschäft nur verwandte sog. Heuer- oder 
Promessengeschäft (heuern = miethen, erwerben). Das- 
selbe ist nicht der Kauf eines bestimmten Looses oder des 
Antheils an einem solchen, sondern: die entgeltliche An- 
schaffung der blossen Gewinnhoffhung eines „Looses* (der 
Klassenlotterie oder einer Anlehenslotterie: Prämienanlehena- 
schein, s. § 107). Der Verkäufer heisst „Verheuerer*, der 
Käufer „Heuerer*, der Kaufpreis „Prämie*, der Kaufbrief 
„Heuerbrief, Promesse, Promessenschein* ; soll die Prämie 
ratenweise (z. B. monatlich, meist mit vereinbarter kassa- 
torischer Klausel: lex commissoria) gezahlt werden, so liegt 
ein sog. „Ratengeschäft* vor. „Waare* ist hier entweder 
der auf eine bestimmte Loosnummer oder deren Theil ( x /io, 
*/6o) in einer bevorstehenden Ziehung fallende Gewinn; 
oder dieses Loos (Loostheil) selbst für den Fall der Ge- 
winnziehung; oder, bei der sog. „Serienverheuerung*, irgend 
ein Loos (Loostheil) einer gewissen Serie, für den Fall, 
dass diese Serie bei der bevorstehenden Ziehung „heraus- 
kommt*. Häufig wird zugleich bedungen, dass der Heuerer, 
falls das bezeichnete Loos gezogen wird, dem Verheuerer 
dagegen ein noch nicht gezogenes Loos derselben Art zu 
liefern habe. 

In allen diesen Gestalten ist das Geschäft gemein- 
rechtlich gültig und klagbar; partikularrechtlich, weil häufig 
schwindelhaft und gefährdend (namentlich als „Raten- 
geschäft*) für strafbar (nicht nichtig) erklärt: preussische 
Kab.O. v. 27.J6. 1837 und V. v. 25./6. 1867 Art. IV 
Nr. 2; bei ausländischen Lotterieanlehen : Oesterr. Ges. 
v. 7./11. 1862, 30./6. 1878 u. 29./3. 1889. 

Veräussert der Verheuerer die Gewinnhoffnung eines 
ihm fremden Looses, d. h. welches ihm nicht gehört und 
auf welches er auch kein Anrecht hat, so liegt vor ein 
„unreelles Promessengeschäft*, d. i. ein spielartiges Speku- 
lationsgeschäft (von zweifelhafter Gültigkeit: 1. 5 D. de 
naut. foen. [22, 2] — nichtig nach Thöl, Cohn, E. Hdb. 
III S. 103). Die Praxis findet in demselben, ja sogar in 
jedem Promessengeschäft die nach R.Strafgesetzb. § 286 
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strafbare „ Veranstaltung einer ungenehmigten öffentlichen 
Lotterie«: z. B. R.G. in Strafsachen IX, 405, und oft — 
nicht ganz so weit, aber auch nicht zutreffend: R.G. in 
Zivilsachen XVIII, 79, vgl. XIV, 84. 

4. Ist zur Präzisirung des Kaufgegenstandes eine 
nähere Bestimmung der Qualität oder Quantität, insbeson- 
dere beim Gattungskauf, erforderlich, so kann der Handels- 
gebrauch ergänzend eintreten (§ 96), z. B. hinsichtlich der 
Klausel .circa«: G. I, § 63, Not. 23 ff. 

5. Ist ohne Preisabrede kontrahirt, aber doch er- 
sichtlich ein bindender Kauf gewollt (§ 89), so gilt als ge- 
meint der etwaige Marktpreis: Art. 353, oder der sonst 
übliche Preis (§ 73); fehlt solcher, ein angemessener Preis, 
welchen der Käufer nach Treu und Glauben billig anzusetzen 
hat (in Faktur, Nota u. dgl.), unter richterlichem Ermässi- 
gungsrecht bei Ueberforderung, aber ohne nachträgliche Er- 
höhungsbefugniss des Verkäufers. G. I, § 64b, Not. 15 ff. 



Der Kauf auf Probe oder auf Besicht. 

§ 94. 

Quellenwidrig ist der Ausdruck „emtio ad gustum*. 
Es sind zwei Arten scharf zu sondern; 

1. Der Kauf auf Probe oder auf Besicht im tech- 
nischen Sinne ist ein Kauf unter der in dem reinen Be- 
lieben des Käufers stehenden Bedingung, dass der Käufer 
die Waare billigen werde, ein Kauf nach Belieben. Der 
Käufer behält sich vor oder bei Abschluss des im Uebrigen 
perfekten Vertrags die nachträgliche Prüfung der Waare 
zu dem Zwecke vor, die wiederholte Ueberlegung des 
ganzen Geschäfts zu ermöglichen; gebunden ist nur der 
Verkäufer, Perfektion oder Bestand des Kaufes abhängig 
von der Willkür des Käufers (nicht von dessen billigem 
Ermessen: boni viri arbitrium). Die Bedingung ist eine 
Suspensiv- oder Resolutivbedingung (res si placuerit emta 
esto — si displicuerit inemta esto, reddatur, redhibeatur: 
„Nicht Konvenirendes darf zurückgegeben werden*). Es 
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liegt, auch im Falle suspensiver Bedingtheit, weder ein 
blosser Vertragsantrag noch juristisch (nach positiver Vor- 
schrift) ein blosser Vorvertrag vor; es findet nicht Klage 
auf Abschluss eines Kaufvertrags, sondern bei Eintritt der 
Bedingung auf Erfüllung des bereits geschlossenen Kauf- 
vertrags statt. 

In diesem Sinne werden im Zweifel verstanden die 
nach Verschiedenheit, der Waare üblichen Klauseln „auf 
Besicht*, „auf Probe*, „zum Besehen*, „zur Ansicht*, 
„zum Kosten*, „auf Versuch* u. dgl. m. Die Klausel 
„Nicht Konvenirendes darf umgetauscht werden* enthält 
eine potestative Resolutivbedingung, verbunden mit einem 
bedingten pactum de emendo und vendendo (nämlich mit 
der Beschränkung, „nur falls andere gleichwertige Waaren 
dafür gewählt werden*). 

Es gilt das bürgerliche Recht, jedoch mit gewissen 
näheren Bestimmungen und Modifikationen: Art. 339; 
Schweiz. O.R. 269—271. 

a. Es wird präsumirt die suspensive Bedingtheit (B.E. 
§ 471 Abs. 2). Das Gegentheil kann aus den Umständen 
erhellen. Der Verkäufer trägt daher die Gefahr auch nach 
der Uebergabe. Ueber den ropolutivbedingten Kauf fehlt 
gesetzliche Bestimmung. 

b. Die einseitige Gebundenheit des Verkäufers erlischt 
(condicio deficit), falls der Käufer sich innerhalb der ver- 
einbarten, ortsüblichen oder gesetzlichen Wartefrist nicht 
erklärt. Die letztere setzt sich zusammen aus einer den 
Umständen angemessenen Frist und demjenigen Zeitraum, 
welchen die sofortige Antwort des Käufers auf eine nach 
Ablauf dieser Frist an ihn ergehende Aufforderung des 
Verkäufers erheischt (B.E. § 473 Abs. 1). 

War jedoch die Waare dem Käufer behufs Prüfung 
übergeben (z. B. nicht etwa als Pfand, zur Aufbewahrung), 
so gilt im Zweifel dessen Schweigen über die Wartefrist 
hinaus als Genehmigung (condicio existit). (B.E. § 473 
Abs. 2.) Stillschweigende Genehmigung liegt in der Regel 
auch in der Konsumtion der ganzen Waare oder doch 
eines grösseren als zur Prüfung erforderlichen Theiles; in 
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der Weiterveräusserung; in der vorbehaltlosen Zahlung des 
Preises u. dgl. m. Durch die Genehmigung werden die 
Rechte des Käufers wegen verborgener Mängel nicht be- 
rührt: Art. 347 S. 4 (vgl. § 96). 

c. Hat der Käufer die Waare zurückzugeben, so haftet 
er für jedes Verschulden, bei ungewöhnlicher Benutzung 
sogar für den Zufall. Die gezogenen Früchte sind zu re- 
stituiren, dagegen besteht nicht Vergütungspflicht für ord- 
nungsmässige Benutzung in der Zwischenzeit« 

d. Nach Partikulargesetzen (z. B. Ci. 1587, Codice 
civile Art. 1452) und örtlichem Gebrauch (z. B. in Bremen) 
gilt der Prüfungsvorbehalt in diesem Sinne als still- 
schweigend vereinbart. 

2. Der Prüfungs vorbehält kann in dem engeren Sinne 
gemeint sein, die objektive Verwendbarkeit oder die 
Empfangbarkeit (§ 96) der Waare festzustellen. 
Auch solcher Kauf kann suspensiv- oder resolutivbedingt 
sein, aber durch die Verwendbarkeit oder Empfangbarkeit; 
der Käufer ist somit gebunden, falls diese vorliegt. In 
diesem Sinne ist zu verstehen die römische Klausel der 
Weinprobe (degustatio vini), desgleichen die hamburgische 
Klausel „auf Nachstechen" (bei Zucker), „auf Nachziehen" 
(bei Baumwolle) u. dgl. m. 

3. Von beiden Arten des Kaufs auf Probe unter- 
scheiden sich: 

a. Der Kauf mit der Klausel „nach Probe", Art. 340 : 
ein an sich unbedingter Kauf, aber mit zugesagten Eigen- 
schaften (§ 97). 

b. Der Kauf „zur Probe", Art. 341: ein unbedingter 
Kauf eines geringen Quantums mit der unverbindlichen 
Erklärung, mehr kaufen zu wollen, falls die „Probe" zu- 
sage. Damit kann verbunden sein ein Kauf auf Probe und 
er kann die Grundlage eines Kaufs nach Probe bilden. 

Die Prämiengeschäfte. 

§ 103. 
1. Das Prämiengeschäft (marcne* ä prime, libre — im 
Gegensatz zum marche* ferme) ist ein Zeitkauf mit dem 
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gegen Vergütung (Prämie) bedungenen Recht des einen 
Kontrahenten, einseitig von dem Vertrag zurücktreten oder 
dessen Inhalt ändern zu dürfen. Dieser Kontrahent hat 
somit ein Wahlrecht, und zwar: 

a. Des Rücktritts. Das Geschäft heisst einfaches 
Prämiengeschäft. Die Prämie heisst Vor- oder Liefe- 
rungsprämie, falls sie vom Käufer entrichtet wird (dieser 
hat das Wahlrecht) — Rück- oder Empfangsprämie, falls 
sie vom Verkäufer entrichtet wird (dieser hat das Wahl- 
recht). Es ist ein von einer resolutiven Potestativbedingung 
abhängig gemachter Kaufvertrag („ich darf zurücktreten, 
falls ich will*). 

b. Hinsichtlich der Verkäufer- oder Käuferrolle 
(zwischen liefern und nehmen). Das Geschäft heisst Stell- 
geschäft (Stellage, Schluss auf geben und nehmen). Die 
Prämie heisst Stellgeld. Der Prämiennehmer heisst Steller 
(Verkäufer der Stellage). Der Prämiengeber heisst „Wäh- 
ler" (Käufer der Stellage). Das Geschäft ist eine alter- 
native Verbindung von zwei potestativ bedingten Kauf- 
verträgen (ich kaufe, aber dieser Kauf soll aufgelöst sein, 
falls ich Verkäufer sein will — ; oder: ich verkaufe, aber 
dieser Verkauf soll aufgelöst sein, falls ich Käufer sein 
will). Das Stellgeld ist kombinirte Rück- und Vorprämie. 
Ein einfaches Rücktrittsrecht besteht nicht. 

c. Hinsichtlich der Quantität: sog. Optionsgeschäft 
im weiteren Sinne. 

a. Der Käufer darf zu dem gleichen Preise mehr ver- 
langen: sog. „Noch- oder Nachgeschäft*; oder der Ver- 
käufer darf zu dem gleichen Preise mehr liefern: sog. „Ge- 
schäft mit Ankündigung". 

ß. Der Käufer darf weniger (eine bestimmte Quote) 
beziehen, oder der Verkäufer darf weniger (eine bestimmte 
Quote) liefern: sog. „Schluss auf fest und offen*. 

d. Hinsichtlich der Zeit: sog. „Wandelgeschäft", 
(Eskomptegeschäft). Der Verkäufer darf früher liefern 
(„Kauf mit Ankündigung fix und täglich") oder der Käufer 
darf die Lieferung früher verlangen („Kauf auf fixe und 
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tägliche Lieferung"). Dies Geschäft kommt auch ohne 
Prämie vor (an der Berliner Börse). 

e. Es kommen , aber in Deutschland seltener (Thöl, 
welchem die meisten deutschen Schriftsteller folgen , stellt 
den älteren Pariser Börsengebrauch dar), Kombinationen 
vor. So namentlich: 

a. Das zweischneidige Prämiengeschäft, eine 
Kombination von Stellgeschäft und einfachem Prämien- 
geschäft: der Prämiengeber hat die Wahl zwischen der 
Verkäuferrolle, der Käuferrolle und dem Rücktritt (drei- 
faches Wahlrecht). 

ß. Das Zweiprämiengeschäft oder Doppelprämien- 
geschäft: eine Kombination zweier mit verschiedenen Per- 
sonen in entgegengesetzter Richtung geschlossener ein- 
facher Prämiengeschäfte. A verkauft an B und kauft 
gleichzeitig von C, behält sich aber gegen beide das Rtick- 
trittsrecht vor; oder gegen A behalten B und C sich das 
Rücktrittsrecht vor. 

2. Die Prämie wird gewährt: a) für das Wahlrecht 
(die Befugniss) bei Abschluss des Geschäfts oder hinterher 
(so in Berlin); möglicherweise b) auch nur für dessen Aus- 
übung (Gebrauch), und zwar bei dem einfachen Prämien- 
geschäft entweder für den gewählten Rücktritt oder für 
den gewählten Nichtrücktritt. Sie wird entweder besonders 
berechnet und bezahlt, oder sie steckt in dem bedungenen 
Preise. Der Wahlberechtigte heisst Prämiengeber, der 
andere Theil Prämiennehmer. 

3. Die Prämie ist nicht Konventionalstrafe, sondern 
wirthschaftlich eine Versicherungsprämie, indem der Prä- 
miengeber sich gegen eine nachtheilige Konjunktur durch 
feste Begrenzung seines Risiko sichert (festes Opfer bei 
höherer Gefahr); juristisch ist sie eine Vergütung für das 
einseitige Wahlrecht; wird sie für das ausgeübte Rück- 
trittsrecht entrichtet, so ist sie ein Reugeld (Wandelpön). 

4. Bei dem einfachen Prämiengeschäft hat über die 
Ausübung des Wahlrechts der Berechtigte sich nach Usanz 
häufig einige Zeit vor dem fixen Erfüllungszeitpunkte zu 
erklären (Tag der Prämienerklärung: in Berlin bei Ultimo- 
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geschäften der drittletzte Börsentag vor Ultimo des be- 
treffenden Monats, — in Wien am Fälligkeitstage bis 1 */* Uhr) ; 
schweigt der Berechtigte, so gilt der Kauf als resolvirt, 
sofern nicht der Kursstand als zweifellos ergibt, dass der 
Berechtigte auf Erfüllung besteht. 



Das Report-(Prolongations-, Kost-)Geschäft. 

§ 104. 

DasReportgeschäft,marchä£lreport(riporto)auch(in 
Süddeutschland) „Prolongation- oder Kost- Geschäft* 
genannt, besteht aus zwei Kaufverträgen entgegengesetzter 
Richtung mit verschiedener Erfüllungszeit über dieselbe 
Waare in Folge Eines Entschlusses, meist (nicht not- 
wendig — es gibt auch „glatte* Kostgeschäfte) zu ver- 
schiedenen Preisen eingegangen. Nämlich: 

1. aus einem Tages verkauf (also Baar-[Zug um Zug-] 
Verkauf) und einem Kauf auf Zeit; oder 

2. aus einem Tageskauf (also Kassakauf) und einem 
Verkauf auf Zeit (aber nicht auf „ Kredit*). 

Waare ist hier ausschliesslich ein zins- oder divi- 
dendentragendes Handelspapier (§ 82). Die regelmässige 
Preisdifferenz zwischen beiden Geschäften heisst a) „Re- 
port* (Kostgeld) — sofern, was die Regel bildet, der Preis 
beim Zeitkauf höher ist, als der Preis beim Tageskauf; 
b) Deport (Leihgeld) im entgegengesetzten Falle. Beide 
heissen auch Prolongationspreis („Prolongationssatz*). Die 
Veranlassung zum Reportgeschäft ist nämlich in der Regel: 
Verlängerung (Fortsetzung) einer Spekulation. Die Nor- 
malfälle (es gibt auch komplizirtere) sind: 

Ad 1. Der Spekulant X, welcher von Y per ultimo 
(Februar) gekauft hat, also per ultimo abnehmen und 
zahlen müsste, will nicht definitiv abnehmen und zahlen, 
weil er eine günstigere Konjunktur (das Papier ist stark 
gefallen) erwartet (er spekulirt R ä la hausse*); er ver- 
längert daher seine Spekulation, indem er die von ihm ab- 
zunehmenden Papiere an einen Dritten, Z, verkauft und von 
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demselben auf einen späteren Termin (ultimo März) meist 
um einen höheren Preis (er zahlt „Report") zurückkauft 
(er „gibt* die Papiere „in Kost* oder „herein*). Z nimmt 
dem Y die Papiere ab und bezahlt sie direkt an Y oder 
indirekt durch X ; hat aber später (ultimo März) an X die 
gleichen Papiere (d. h. derselben Gattung, nicht in specie) 
zu liefern. Z lukrirt also den etwaigen „Report* und die 
Zinsen der Zwischenzeit. 

Das gleiche materielle Ergebniss würde erzielt werden 
durch ein Gelddarlehen (verzinsliches), welches Z dem 
X gegen irreguläre Verpfandung der Papiere gewährt; der 
Report hat also wirtschaftlich die Funktion des Darlehens- 
zinses. Aber juristisch ist Z Käufer, Eigenthümer und Wieder- 
verkäufer der Papiere, der Report ist nicht Geldleihzins, 
sondern Differenz zwischen Verkaufs- und Wiederkaufspreis 
(cf. § 77, 107). Als Wiederverkäufer hat Z die gleiche 
Rechtsstellung wie bei anderen Zeitkäufen (cf. § 98, 101). 

Ad 2. Der Spekulant X, welcher an Y per ultimo 
(Februar) verkauft hat, also liefern müsste, will nicht de- 
finitiv liefern, weil er eine günstigere Konjunktur (das 
Papier ist stark gestiegen) erwartet (er spekulirt „ä la 
baisse*); er verlängert daher seine Spekulation, indem er 
die zu liefernden Papiere von einem Dritten, Z, kauft und 
an denselben zu einem späteren Termin (ultimo März), 
meist um einen niedrigeren Preis, wieder verkauft (er 
„nimmt* die Papiere „in Kost* oder „herein*). Z liefert 
die Papiere an Y gegen Empfang des Kaufpreises, darf 
aber später (ultimo März) von X dia Lieferung gleicher 
Papiere verlangen, lukrirt also den „Deport*. 

Das gleiche materielle Ergebniss würde erzielt werden 
durch ein Darleihen der Papiere gegen Papierleihzins. 
Juristisch aber liegen zwei Kaufgeschäfte vor, wie ad 1, 
nur in umgekehrter Folge. 

(Der Geschäftskomplex ist in beiden Fällen wirt- 
schaftlich ähnlich der „Wechselreiterei*: es wird aus dem 
Erlöse des zweiten Geschäfts das erste erfüllt u. s. f.) — 

Eine neue Konstruktion (Papiere und Geld seien dar- 
geliehen und verpfändet) versucht Adler, Z. XXXV. 418. 
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Ton den Banken. 

§ 105. 

Bankier (von banca = Geld tisch, wie TpaTrsCttTj«; von 
Tpowr^Ca) i&t der gewerbemässige Vermittler des Geld- und 
des Geldpapier- Verkehrs; der kleine Bankier pflegt „Wech s- 
ler a , „ Geldwechsler a zu heissen, der grössere, namentlich 
wenn Gesellschaft oder Korporation, „Bank*. 

Er vermittelt für eigene oder für fremde Rechnung 
(als Agent, Kommissionär): 

a. den Umsatz von Geld, ungemünztem Edel- 
metall (Barren) und Geldpapieren (im sog. Geldwechsel, 
im Kauf und Wiederverkauf von Geldpapieren u. dgl., 
vgl. oben §§ 80 ff. 93). 

b. Kreditgewähr: theils durch Intercession (er leistet 
Bürgschaft, insbesondere durch Accept, Giro, Aval von 
Wechseln — cf. unten § 192 und § 112); theils insbesondere 
dadurch, dass er einerseits fremde Kapitalien kredit- 
nehmend (entleihend im weitesten Sinne) sammelt (sog. 
„passives Bankgeschäft*, — z. B. Nehmen von De- 
positen, von Geldern in laufender Rechnung; Ausgabe von 
Banknoten, Geldentnahme auf längeren Termin, z. B. gegen 
Ausgabe von Pfandbriefen); andererseits kreditgebend 
dieselben vertheilt (sog. aktives Bankgeschäft: z. B. 
Diskontirung von Wechseln und anderen noch nicht 
fälligen unverzinslichen Geldpapieren, d. h. Ankauf um einen 
gegen die Zinsen der Zwischenzeit [Diskonto] geminderten 
Preis; Gewährung von verzinslichen Darlehen [Ausleihen 
insbesondere im sog. Lombard-, Depot-, Hypotheken- 
geschäft]; Uebernahme von Anleihen, Leistungen in laufen- 
der Rechnung u. s. f.). 

c. Geldzahlungen: er nimmt solche für Dritte an 
(sog. ^Inkassogeschäft*) oder leistet sie (z. B. als Trassat 
oder Acceptant, im Checkverkehr), beides häufig durch 
blosses Versprechen (Umschreiben im Giroverkehr, Kom- 
pensation etc.). 
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2. Bank- oder Bankier- Geschäfte sind alle Rechts- 
geschäfte, welche den vorbezeichneten Zwecken dienen, 
oder auch nur sonst gewerbemässig von „Bankiers" be- 
trieben zu werden pflegen; z. B. auch die entgeltliche Auf- 
bewahrung von Geld, Wertpapieren, Kostbarkeiten (Pre- 
tiosen, z. B. Juwelen) u. dgl. Art. 272 Z. 2. Nicht 
Bankier ist: 

a. Der gewöhnliche, wenngleich gewerbemässige „Geld- 
verleiher*, weil und insofern er nicht zugleich gewerbe- 
mässig fremde Kapitalien entleiht — auch nicht der ge- 
wöhnliche Pfandleiher und der Rückkaufshändler, 
(welcher kauft unter Gewährung des Rückkaufsrechts zu 
höherem Preise); ihre Geschäfte sind nicht bankmässige 
„ Lombard geschäfte a (cf. § 78). 

b. Die öffentliche Sparkasse (staatliche, kommu- 
nale, provinzielle) und Pfandleihanstalt (Leihhaus), weil 
und sofern sie nicht Gewinn bezwecken (s. oben § 21). 
Aeusserlich ist ihr Betrieb ganz dem der Banken gleich: 
sie nehmen fremde Gelder gegen Zins an und legen die- 
selben durch Ausleihen wieder an: aber der „Gewinn* soll 
nur die Verwaltungskosten decken, bezw. als Reservefonds 
dienen. Sie unterliegen den ihren Geschäftskreis normiren- 
den staatlichen Reglements und besonderen Gesetzen (z. B. 
die Sparkassen in Preussen dem Reglement v. 12./12. 1838, 
badisches Gesetz 9./4. 1880), im Uebrigen dem bürger- 
lichen Recht. 

3. Nach dem vorwiegenden Geschäftszweig fuhren 
die „Banken* verschiedene Namen; Depositen- und 
Girobanken (die ältesten), Diskonto- oder Wechsel- 
banken, Leib- oder Lombardbanken, Hypotheken- 
oder Bodenkreditbanken — alle Bankgeschäfte pflegen 
die „Handels- und Industriebanken*, „Kreditanstalten* 
im eminenten Sinne zu betreiben, „credits mobiliers*. 
Reine Zahlungsbanken (Girobanken im technischen Sinne) 
gibt es nicht mehr, cfr. § 80 (die letzte war die Ham- 
burger); blosse Noten-(Zettel)Banken gibt es nicht 
— (so genannt wird jede Bank, welche Banknoten aus- 
gibt). Flüssig ist der Unterschied von Privatbanken und 
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öffentlichen Banken (Art. 5 S. 2); für letztere gilt in 
erster Linie ihr Sonderrecht. Sie sind reine Staats- oder 
Kommunal- (Provinzial-, u. dgl.) Institute (z. B. die preus- 
sische Seehandlung seit 1810, gothaische Landeskredit- 
anstalt u. dgl., die russische Reichsbank), oder selbständige, 
wenngleich unter staatlicher bezw. kommunaler Leitung 
stehende, dem öffentlichen Interesse (z. B. flir Zahlungs- 
leistungen u. dgl.) dienende Antalten, insbesondere Aktien- 
vereine (z. B. die Bank von England, Frankreich, öster- 
reichische Nationalbank, auch die deutsche Reichsbank). 

Die deutsche Reichsbank ist eine selbständige 
juristische Person mit einem in 40,000 auf den Namen 
lautenden Reichsbankantheilen (ä 3000 M.) zerlegten 
Grundkapital (120 Mill. M.); das Reich ist nicht Aktionär, 
hat aber Antheil am Gewinn und Reservefonds. Die dem 
Reich zustehende Aufsicht führt ein Bankkuratorium unter 
Vorsitz des Reichskanzlers; die Verwaltung als Vorstand 
„das Reichsbankdirektorium a unter Leitung des Reichs- 
kanzlers ; ihre Beamten sind Reichsbeamte. Die Anteils- 
eigner und deren Organe (Generalversammlung, Central- 
ausschuss, Bezirksausschüsse und „Beigeordnete" bei den 
sog. Reichsbankhauptstellen) haben bei der Verwaltung 
wesentlich nur berathende Stimme und Kontrolbefugniss. 
Das Aktiengesetz findet auch nicht subsidiäre Anwendung. 

4. Der Betrieb aller Bankgeschäfte steht, bis auf die 
Notenausgabe (§ 81), Jedermann zu; jedoch sind Noten- 
banken zahlreichen Beschränkungen unterworfen, theils 
nach staatlicher Konzessionsurkunde, theils nach dem 
Reichsbankgesetz, unbeschadet der privatrechtlichen Gültig- 
keit der unstatthaften Geschäfte (es tritt Strafe, Verant- 
wortlichkeit der Zuwiderhandelnden, Entziehung des Pri- 
vilegs ein) Art. 11. Reichsgesetzlich gilt: der Geschäfts- 
kreis der Reichsbank ist begrenzt (Bankgesetz § 13); 
z. B. sie darf Wechsel diskontiren, aber mit höchstens 
dreimonatlicher Verfallzeit, Lombarddarlehen ertheilen, 
aber höchstens auf drei Monate u. dgl. ; sie darf für fremde 
Rechnung nur gedeckt kaufen oder verkaufen u. s. f. Ihr 
und allen Notenbanken ist verboten, Wechsel zu acceptiren 
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(Giriren ist statthaft), die Eingehung von Zeitkäufen oder 
Zeitverkäufen für eigene oder fremde Rechnung und die 
Verbürgung für solche: Bankgesetz §§ 7, 58. Notenbanken, 
welche sich den „Normativbestimmungen" nicht unterworfen 
haben (jetzt nur die braunschweigische), dürfen ausserhalb 
ihres Staates weder ihre Noten verwenden, noch Bank- 
geschäfte irgend welcher Art durch Zweiganstalten oder 
durch Agenten oder durch Betheiligung als Gesellschafter 
an Bankhäusern betreiben : Bankgesetz §§ 42 — 44, 56, 58. 



Das Darlehn. Insbesondere die öffentliche Anleihe. 

§ 107. 

1. Das Handelsdarlehn oder Anlehn (Vorschuss [viel- 
deutig]) ist regelmässig ein nur subjektives Handelsgeschäft 
(es wird von einem Kaufmann im Handelsgewerbe gegeben 
oder genommen); objektives ist nur das Bodmereidarlehn 
auf Seiten des Darlehnsgebers : Art. 271 Z. 4, und das 
Anlehn solcher (vertretbarer) Sachen, welche in der er- 
kennbaren Absicht der Weiterveräusserung entliehen sind : 
Art. 271 Z. 1. 

Für das Handelsdarlehn besteht kein gesetzliches 
Handelsrecht — bis auf einzelne Rechtssätze über die 
Zinsen (s. § 87) und die Rechtssätze von Bodmereidarlehn 
(s. § 150). 

2. Sind (vertretbare) Geldpapiere (s. § 82) zum Dar- 
lehen gegeben, so kann Gegenstand des Darlehns bilden: 

a. Deren Kauferlös — die Darlehnsobligation ent- 
steht erst mit Empfang des Erlöses. 

b. Das hingegebene Quantum Geldpapiere selbst — 
sind solche zur Rückzahlungszeit nicht vorhanden, so ist 
deren Einlösungswerth (nach A.L.R. I, 11 § 795 deren 
Kurswerth) zur Zeit der Hingabe zu restituiren. (Ueber 
die Streitfragen s. Q. Cohn, in E.Hdb. II, 847.) 

c. Die dem Nennwerth derselben zur Zeit der Hin- 
gabe entsprechende Geldsumme. 
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d. Die dem Kurswerth derselben zur Zeit der Hin- 
gabe entsprechende Geldsumme. Dies ist im Zweifel an- 
zunehmen. 

3. Anleihe wird ein grösseres Anlehn genannt, 
„öffentliche Anleihe* insbesondere ein solches, welches 
durch „öffentliches" Ausschreiben bei einer unbestimmten 
Personenvielheit (dem „Publikum") dergestalt nachgesucht 
wird, dass die Eine Anlehnssumme (z. B. 10 Mill. M.) 
von Vielen unter gleichen Bedingungen antheilsweise (z. B. 
10,000 Antheile ä 1000 M.) geleistet wird (so von Staat, 
Gemeinde, Aktien verein, aber auch von Grossgrund- 
besitzern, Grossindustriellen u. dgl.). Die Geschichte 
der öffentlichen Anleihen ist, zumal in juristi- 
scher Beziehung, noch zu schreiben. Ansätze dazu 
finden sich bereits im Alter th um, ihre Ausbildung haben 
sie vornehmlich in den Italienischen Kommunen erfahren. 

Die öffentliche Anleihe ist meist eine verzinsliche; 
doch vertritt mitunter die Stelle der Vertragszinsen ein 
Abzug (Diskonto) vom Nominalbetrag bei der Einzahlung 
(z. B. bei den deutschen Reichsschatzanweisungen) oder 
ein Zuschlag (Prämie) bei der Rückzahlung (mit 105,110 
ausloosbar, rückzahlbar). 

Sie ist eine tilgbare oder untilgbare, d. h. sie besteht 
mit oder ohne Tilgungspflicht des Schuldners (der Gläu- 
biger hat oder hat nicht ein Recht auf Rückzahlung). 

a. Die tilgbare ist entweder: 

a. in kurzer Zeit zu tilgen. Die Schuld ist eine 
„schwebende", blosse Vor wegnähme (Anticipation) alsbald 
erwarteter Einnahmen. Die über solche Anleihe aus- 
gestellten Schuldscheine werden gemeinhin „Schatzscheine*, 
„Schatzanweisungen* (Schatzkammerscheine) genannt. 

Z. B. Deutsche Bundesges. v. 9./11. 1867, 6./4. 
1870 u. a. m. 

ß. in längerer Zeit, jedoch trotz Verzinslichkeit und 
„Amortisationsplan* in der Regel mit jederzeitigem ein- 
seitigen Kündigungsrecht des Schuldners, denn diei ad- 
jectiopro reo est (anders A.L.R. I, 11 § 758, vgl 1 5 § 241 — 
s. aber B.E. § 231); selbstverständlich ist genaue Ermitte- 
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lung des Willens der Kontrahenten erforderlich, s. auch 
H.G.B. Art. 334. (üeber die Streitfragen s. Freund.) 

Die Schuldurkunden über Anlehen dieser Art, welche zu 
Unrecht für „abstrakte" Schuldurkunden erachtet werden 
(so Kuntze, Endemann, G.Cohn), heissen „Theilobligationen" 
(„Partialen"), solches Anlehen „Obligationsanlehen". 

Die Schuldurkunden pflegen Namen- (Rekta-) oder 
Inhaber-Papiere zu sein (oben § 82). 

Die Tilgung geschieht entweder mittelst beliebigen 
(„freihändigen ) Ankaufs zum jederzeitigen Kurse oder nach 
einem festen, Zeit und Quantum der Rückzahlung bestim- 
menden Tilgungsplan (Amortisationsplan), und zwar ent- 
weder durch freibändigen Ankauf zum jederzeitigen Kurse, 
oder durch Rückzahlung des Nominalbetrags oder mehr 
(110°/o u. dgl.) nach planmässiger Ausloosung. 

Wird zu dem Nominalbetrage noch ein mögliche^ 
Gewinn („Prämie") versprochen, entweder ein unbestimmter 
für alle Stücke oder ein bestimmter für die ausgeloosten 
Stücke, an Stelle von Zinsen oder neben solchen, so heisst 
das Anlehen Prämien- oder Lotterie-Anlehen und 
heissen die darüber ausgestellten Schuldurkunden Loose 
oder Prämienscheine. (Ueber das „ Heuergeschäft * s. § 93.) 
Im Deutschen Reich dürfen (trotz der zugelassenen Staats- 
lotterieen!) Prämienscheine auf Inhaber nur auf 
Grund eines Reichsgesetzes ausgegeben werden; die nach 
£rlass des Reichsges. v. 8./6. 1871 im Inlande und alle nach 
dem 30./4. 1871 im Auslande ausgegebenen dürfen nicht 
Gegenstand des Handelsverkehrs sein; Gleiches gilt von den 
vorher im Auslande ausgegebenen, sofern sie nicht bis zum 
15./6. 1871 in Deutschland gehörig abgestempelt sind. Die 
gesetzwidrig ausgegebenen oder in den Verkehr gebrachten 
sind nicht nichtig (so G. Cohn), aber auch nicht gültig, nur 
ohne Recht auf Verloosung (so Brunner), sondern müssen so- 
fort eingelöst werden. S. jetzt auch Oesterr. Ges. v.29,/3. 1889. 

b. Die untilgbare heisst Rentenanleihe oder 
Rentenschuld. Der Gläubiger hat ein Recht nur auf 
Rente, nicht auf Kapital und Kapitalszinsen — entsprechend 
dem germanischen „Rentenkauf". 

Goldschmidt, System des Handelsrechts. 2. Aufl. 11 
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Sie ist: 

a) eine ewige (jetzt selten), oder 

ß) auf Seiten des Schuldners tilgbar („census redi- 
mibilis"). Die Tilgung geschieht entweder durch frei- 
händigen Ankauf zum zeitigen Kurs oder durch Rück- 
zahlung des Nominalbetrags (oder mehr) nach Aufkündigung. 

Die darüber ausgegebenen Partialtheilschuldscheine 
lauten entweder auf die Kapitalssumme (in Deutschland, 
England), oder auf die Rente (z. B. in Frankreich : 20 Frs. 
3°/o Rente). 

Es besteht häufig ein Inscriptionssystem (Staats- 
schuldbuch): es werden die Antheile auf den Namen des 
Gläubigers eingetragen und auf den neuen Erwerber mit 
Novationswirkung umgeschrieben (oben §§ 82 ff.). Doch 
werden zugleich (Frankreich) oder statt dessen (England) 
auf den Namen oder auf Inhaber lautende Schuld- 
verschreibungen („Rententitel, titres, consols") ausgegeben, 
auf Grund deren die Umschreibung erfolgen kann. 

In Preussen ist (für die 4°/o consolidirte Anleihe) die 
Inscription fakultativ und die über die Eintragung aus- 
gegebenen Scheine sind blosse „Eintragsbenachrichti- 
gungen" : Preuss. Ges. v. 20./4. 1883 — s. auch K. 
Sachs. Ges. v. 25J4. 1884. 

4. Konversion, d. h. einseitige Aenderung des In- 
halts der Anleiheschuld (insbesondere Herabsetzung des 
Zinsfusses) und Konsolidation (d.h. einseitige Verwand- 
lung mehrerer Anleiheschulden, namentlich von ver- 
schiedenem Inhalt in eine einzige [s. g. „konsolidirte An- 
leihe" — consols]) sind unstatthaft ohne vertragsmässigen 
Vorbehalt des Schuldners oder Zustimmung des Gläubigers. 
Hat der Schuldner das Recht beliebiger Kündigung (oben 
3ß), so kann er selbstverständlich dem Gläubiger die Wahl 
zwischen Rückzahlung und Annahme des modifizirten For- 
derungsrechts stellen. 

5. Je nachdem über die öffentliche Anleiheschuld 
Namen- oder Inhaber-Papiere ausgegeben sind, gelten für 
diese die entsprechenden Regeln (oben §§ 82 ff.). Recht- 
lich unerheblich ist, ob die verschriebene Summe die em- 



— 163 — 

pfangene Anlehensvaluta („ Emissionspreis") oder Ces- 
sionsvaluta übersteigt, soweit nicht das kaum je anwend- 
bare Wuchergesetz (vgl. § 87) entgegensteht. 

6. Aus öffentlicher Anleihe entspringen entweder: 

a. Wahre Darlehnsforderungen, und diese werden 
vom Darlehnsgeber nicht gekauft, sondern durch Zahlung 
der Darlehnssumme erworben; oder 

b. Rentenforderungen , welche regelmässig gekauft 
werden. 

Die im Verkehr, mitunter auch in der Theorie und 
der Rechtsprechung (z. B. G. Cohn in E. Hdb. III, 864 ff.) 
begegnende Auffassung, dass die Anlehensauf nähme ein 
Verkauf der Anlehenspapiere sei, trifft juristisch nur für 
die Aufnahme von Rentenschulden zu. 

7. Die Anlehensaufnahme erfolgt regelmässig durch 
Begebung ( 9 Emission*) der Anlehenspapiere und zwar 
(Goldschmidt, Lucca Pistoja- Aktienstreit S. 13 ff.): 

a. Direkt durch den künftigen Schuldner: entweder 
unter der Hand (^freihändig*) oder mittelst öffentlicher 
Subscription, indem er das Publikum zur Betheiligung 
( w Zeichnung") bei s. g. 9 Zeichnungsstellen" in Gemässheit 
der „Emtesionsbedingungen" (leges contractus) auffordert. 
Die Zeichnungsstelle ist entweder blosser Unterhändler 
(cf. § 38) oder Bevollmächtigter (§ 35) und haftet als 
solcher dem Zeichner nur für dolus oder für Vollmachts- 
überschreitung. Die Aufforderung ist nur ^Ausgebot*, 
die Zeichnung der Vertragsantrag (oben § 89) ; Reduktion 
bei jjUeberzeichnung" ist selbstverständlich vorbehalten, in 
der Regel näher geregelt (oben §§ 53, 55). 

b. Indirekt durch Negotianten (Bankiers — cfc 
§ 105: einzelne oder ein j,Finanzkonsortium" cf. § 70), 
welche die „ Emission" im eigenen Namen besorgen 
(gEmissionsge schäft" im engeren Sinne), mitunter sogar 
die Anlehenspapiere im eigenen Namen ausstellen (nur auf 
diesen Fall will G. Cohn die Bezeichnung ^Emissions- 
geschäft" anwenden). Die Rechtsstellung des Negotianten 
kann eine sehr verschiedene sein. Insbesondere: 

a. Er ist blosser ^nlehenskommissionär (s. § 133): 
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die Begebung geschieht für Rechnung des Anlehens- 
schuldners, der Negotiant ist nur durch Provision oder 
anderweitige Vortheile (etwa durch Antheil an der Kurs- 
differenz) interessirt; oder 

ß. Er ist Verkäufer der Anlehenspapiere für eigene 
Rechnung: er gewährt selbst das Darlehn und bringt es 
weiter unter, so dass die Differenz zwischen der Anlehens- 
valuta und dem erzielten Verkaufserlöse nach plus und 
minus auf seine Rechnung geht. 

In beiden Fällen .haftet er dem Abnehmer der An- 
lehenspapiere als Verkäufer (cf. § 93 ff.), möglicherweise 
überdies als Bürge (cf. § 112) des Anlehensschuldners. 

7. Er ist selbst Anlehensschuldner seiner Ab- 
nehmer: es werden 2 Darlehen gegeben, das eine vom 
Negotianten an den Hauptanlehensschuldner, das zweite 
(genauer eine Vielheit von Darlehen) von den Abnehmern 
an den Negotianten. 

In allen diesen Fällen kann die weitere Begebung 
freihändig oder im Wege der Subscription geschehen. 

All dies komplizirt sich möglicherweise durch „Kon- 
sortialgeschäfte" (s. § 70). 

Mitunter (in Süddeutschland bei den s. g. „Ka- 
valierspapieren a , d. h. den Anlehenspapieren der Gross- 
grundbesitzer [Fürsten, Standesherren u. dgl.]) übernimmt 
zugleich der Negotiant die dauernde Vertretung des Haupt- 
anlehensschuldners hinsichtlich der Annahme der Ein- 
zahlungen, sowie hinsichtlich der Auszahlung von Zinsen 
und Kapital, ja sogar die dauernde Vertretung der In- 
haber der Anlehenspapiere gegenüber dem Hauptanlehens- 
schuldner, insbesondere mit Pflicht zur Eintreibung (In- 
kassovollmacht — s. § 113). 

Abgesehen von diesem Falle bilden jedoch die In- 
haber der Anlehenspapiere eine nur thatsächliche, nicht 
rechtliche „Interessengemeinschaft" und können nur durch 
einstimmigen Beschluss einen gemeinsamen Vertreter be- 
stellen, sind auch, in Ermangelung abweichender Verein- 
barung, einem Mehrheitsbeschluss nicht unterworfen. 
Durch Vereinbarung kann ein „Mehrheitsverband" 
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begründet werden (vgl. Goldscbmidt, Z. XXXV S. 364 ff.); 
zweckmässig ist solcher durch neuer*e Gesetze („Kuratoren- 
gesetze") geordnet: Oesterr. Ges. v. 24/4. 1874, 5./12. 1877, 
Schweiz. Ges. v. 24./6. 1874, Brsunschw. Ges. v. 30./3. 
1881, Coburg-Gothaisches Ges. v. 4/4. 1885. R.O.H.G. 
XXIV 168, R.G. I 59 (cf. § 55). Dieses Rechtsinstitut ist 
noch in der Entwickelung begriffen. 



Der Kontokorrentvertrag. 

§ Hl. 

1. Kontokorrentvertrag ist die (ausdrückliche oder 
stillschweigende) Uebereinkunft zweier Personen, sich ftlr 
einen gewissen Zeitabschnitt (Rechnungsperiode : 1 Jahr, 
*/» Jahr) hinsichtlich der (nicht nothwendig aller) während 
desselben stattfindenden Geldleistungen (bezw. zu Geld an- 
geschlagenen Leistungen) in der Art gegenseitig „Kredit* 
(Buch-) zu gewähren, dass nur der durch periodischen 
Rechnungsabschluss zu ermittelnde Saldo (die Differenz 
zwischen dem Gesammtkredit und dem Gesammtdebet) die 
Forderung des einen oder des anderen bildet. Er ist an 
sich nicht Vertrag auf einseitige oder gegenseitige 
Krediteröffnung im Sinne des § 110. Seine rechtliche 
Wirkung ist die periodische Gesammtkompensation 
(somit Ersparung von Geldzahlungen, Abwickelung ohne 
Geldgebrauch). 

2. Er ist bereits den römischen Bankiers bekannt 
(agere cum compensatione : Gaius IV, 64), ausgebildet im 
italienischen Gewohnheitsrecht des Mittelalters, zunächst 
nur zwischen Kaufleuten, dann auch zwischen Kaufmann 
und Nichtkaufmann, möglicherweise zwischen zwei Nicht- 
kaufleuten. Er untersteht wesentlich nur dem Gewohnheits- 
recht, Art. 1, bezw. faktischem Handelsgebrauch, Art. 279. 
Nur wenige auswärtige Gesetzbücher enthalten spezielle 
Vorschriften, z. B. Italien Art. 345 — 348, Chile u. a. m. 

3. Zwischen den Kontrahenten wird, behufs Ueber- 
sicht des Rechnungsverhältnisses, regelmässig eine 
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laufende, d. h. fortlaufende Rechnung (conto corrente, 
compte courant, account current) nach üblichem Schema 
unter Debet und Kredit (§ 30) geführt; mit besonderen 
Kolonnen für die Zinsberechnung, sofern diese nicht in 
einer Separatrechnung steht. Doch kann diese Rechnungs- 
form fehlen, und ihr Vorhandensein beweist nicht noth- 
wendig einen Kontokorrentvertrag, da sie auch sonst bei 
Geschäftsverbindung ohne regelmässige Baarzahlung vor- 
kommt und für sich allein keine eigenthümlichen Rechts- 
folgen begründet. 

4. Wird der Vertrag zwischen zwei Kaufleuten (ins- 
besondere Bankiers) eingegangen, so führen wohl beide 
die laufende Rechnung; mitunter nur der eine („Rech- 
nungssteller" im Gegensatz zum „Korrespondenten* ) ; 
wenn zwischen Kaufmann und Nichtkaufmann, meist nur 
der erste. 

5. Während der Rechnungsperiode begründet jede 
einzelne Geldleistung des einen oder anderen Theils 
einen blossen Rechnungsposten (nomen im Sinne der 
Buchführung — nur einen arithmetischen Faktor für das 
Schlussergebniss), nicht „Forderung* oder „Schuld* oder 
„Zahlung* im Rechtssinne. Es gibt juristisch nur Eine 
Schuld: die Saldoschuld, und nur Eine Klage: die Saldo- 
klage (ex postfacto [dem Rechnungsabschluss] apparebit, 
uter creditor sit debitorve). Daraus folgt: 

a. Jede Leistung, von welcher nicht ein Anderes be- 
dungen ist (R.O.H.G. III, 412), wird nur in laufender 
Rechnung „kreditirt*; so namentlich die sog. „An- 
schaffung* des Korrespondenten (Baareinzahlungen, Werth- 
sendungen oder „Rimessen*, insbesondere Wechsel [zum 
Diskontiren u. dgl.], Zinskupons u. dgl. m.). 

b. Die besondere Geltendmachung der einzelnen Kredit- 
posten durch Klage, Einrede, Zession, Beschlagnahme 
Seitens der Gläubiger ist ausgeschlossen — daher für 
keine derselben in so lange die Verjährung läuft („ruhende* 
Verjährung). Daher können auch Forderungen, insbesondere 
Regressforderungen aus Wechseln, welche im Kontokorrent 
kreditirt sind, nur dann mit besonderer Klage verfolgt 
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werden, wenn dies bedungen ist (Vermuthung dafür? 
R.O.H.G. III, 143; XXII, 326. ft aber Thöl, Levy-Riesser, 
Grünhut). 

c. Die zivilrechtlichen Regeln von der Anrechnung 
der Zahlungen auf mehrere Forderungen und von der 
Kompensation bleiben für die einzelnen, einander entgegen- 
stehenden Posten ausser Anwendung. 

d. Die blosse Aufnahme in den Kontokorrent bewirkt 
nicht eine Novation der einzelnen Forderungen (sie bleiben 
Forderungen aus Kauf, Darlehn, Wechsel, Kommission 
u. s. f.); es bleiben daher auch die Einreden aus dem 
ursprünglichen Rechtsverhältniss, insoweit bei der Geltend- 
machung des Saldo und vor der vollzogenen Abrechnung 
der einzelne Posten als Rechnungsfaktor in Betracht kommt 
(z. B. der kreditirte Kaufpreis — später hat sich die 
Waare als nichtempfangbar herausgestellt). Dagegen 
gehen die Vorrechte (z. B. Konkursprivilegien) und Acces- 
sionen (Pfand, Bürgschaftsforderung) der einzelnen Forde- 
rungen an sich nicht auf die Saldoforderung über. 

6. Für alle Posten laufen vom Tage der „Kreditirung" 
ab für den Kreditgeber von Rechtswegen handelsübliche 
Zinsen (§ 87) — jedoch pflegt sich der Rechnungssteller 
(Bankier) für seine Kreditposten höhere Zinsen zu be- 
dingen (z. B. mindestens 5°/e — während dem Korrespon- 
denten nur 2, 3°/o vergütet werden). Die Zinsen werden, 
um der leichteren Addition willen, in der Rechnung aus- 
gedrückt durch die sog. „Zinszahlen" oder „Zinsnummern* 
(z. B. 1000 M. auf 120 Tage „kreditirt" würden ä 4*/o 
ergeben 13 Vs M. — diese werden ausgedrückt durch die 

Zinszahl 1200: nämlich ^ , wobei der Zinsfuss 

4°/o subintelligirt wird; denn diese Zinszahl dividirt durch 
den auf jeden Tag fallenden Zinsbetrag ergibt den Zins- 
betrag: 4°/ Zinsen pro Jahr [360 Tage] ergeben pro Tag 
2 /9o M., also 1200 /9o = 137s). Es sind dafür verschiedene 
Rechnungsmethoden üblich, aber mit dem gleichen mate- 
riellen Resultat. 

Ausser den Zinsen berechnet der Rechnungssteiler sich 
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Provision (Ve /© — mehr oder weniger), entweder von seinem 
Saldo oder von dem Geldbetrag aller oder gewisser ein- 
zelner Posten (Auslagen, Inkassi u. dgl.), von der einen 
oder von beiden Seiten; berechtigt ist er dazu im Zweifel 
nur, soweit er besondere geschäftliche Arbeit (Zahlungs- 
leistung, Einkassirung u. dgl.) aufgewendet hat. 

7. Nach dem Gesetz wird alljährlich — soweit nichts 
Anderes vereinbart oder üblich ist — im Bank verkehr 
meist halbjährlich der Saldo gezogen und entweder bezahlt 
oder, bei Fortdauer des Verhältnisses, „auf neue Rechnung 
vorgetragen , als erster Posten der Debet- oder Kredit- 
seite. Mit dieser Vortragung verliert er seine selbständige 
Klagbarkeit; weitere Folgen, namentlich Novation, knüpfen 
sich daran nicht (anders R.G. X, 53; XVIII, 246). Er 
wird, wie ein neuer Posten, verzinst, obwohl in ihm Zinsen 
stecken — reichsgesetzlich nur unter Kaufleuten : Art. 291 ; 
nach Partikulargesetz und (allgemeinem?) Gewohnheits- 
recht schlechthin. Mitunter berechnet sich auch wohl der 
Bankier Provision für die Belassung des Saldo. 

8. In der Zustellung des Rechnungsauszugs, welcher 
gleichfalls ,, Kontokorrent" genannt wird, liegt eine den 
Rechnungssteiler einseitig bindende, nur durch den Nach- 
weis des Irrthums (mittelst condictio indebiti) anfechtbare 
Anerkennung: eine positive hinsichtlich der eigenen Schuld, 
eine negative (liberirende) hinsichtlich der Forderungen 
gegen den Korrespondenten (dass dem Rechnungssteiler 
nicht höhere Ansprüche zustehen). Selbstverständlich ist 
die übliche Klausel: „Irrthum und Auslassung vorbehalten" 
(8. e. & o.: sauf erreur et Omission, salvis erroribus et 
omissionibus). 

9. Bis zur Anerkennung des Saldo durch den Korre- 
spondenten muss der Rechnungssteller, welcher den ihm 
rechnungsmässig zukommenden Saldo einklagen will, die 
Saldoklage durch den Nachweis der Richtigkeit der einzelnen 
Debetposten des Korrespondenten begründen. Dagegen 
durch Anerkennung des Rechnungsauszugs seitens des 
Korrespondenten wird eine Abrechnung vollzogen. Die 
3 Anerkennung* erfolgt auch stillschweigend, insbesondere 
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durch vorbehaltlose Fortsetzung der Geschäftsverbindung, 
möglicherweise (nach Umständen) durch blosse Nichtmoni- 
rung (§ 90). 

Die Wirkung der Abrechnung ist eine doppelte: 

a. Positiv: sie begründet einen neuen selbständigen 
Schuldgrund, d. h. es ist die Saldoklage statthaft, ohne der 
Begründung durch die einzelnen Rechnungsposten zu be- 
dürfen. 

b. Negativ: sie schliesst aus alle in der Rechnung 
übergangenen Posten, welche hätten aufgenommen werden 
müssen, sowie alle Einreden gegen die einzelnen Posten, 
welche die arithmetischen Faktoren des Saldoanspruchs 
bilden. 

Sie enthält daher im Zweifel nicht eine blosse Schuld- 
an erkennung (accesBorische Stipulation), sondern einen no- 
vationsähnlichen, aus der Natur des Kontokorrentvertrags 
sich ergebenden Rechtsakt: es „ist Alles abgemacht". 
R.O.H.G. XI 276; R.G. XVIII 246 ff. 

Anfechtung dieser „Abrechnung* ist nur wegen dolus 
oder Irrthums (cond. indebiti) statthaft: Art. 294; nur in- 
sofern darf auf die einzelnen Rechnungsposten und die 
diesen entgegenstehenden Einwendungen zurückgegriffen 
werden. Accessorische Rechte, welche gerade für die 
Saldoforderung bestellt sind (z. B. aus Kreditbürgschaft, 
Kredithypothek, § 110), bleiben natürlich in Kraft. 

10. Die Kreditirung (Gutschreibung) nichtfälliger 
Werthpapiere (z. B. diskontirter Wechsel, Zinskupons u.dgl.) 
im Kontokorrent gilt im Zweifel als nur provisorische: 
nämlich unter Resolutivbedingung des „richtigen Eingangs*; 
daher die übliche, aber selbstverständliche Klausel: sauf 
encaissement, salvo incasso (§ 113). Daher dürfen bei 
Nichteingang diese kreditirten Posten nebst etwaigen Aus- 
lagen (Zinsen, Protestkosten, Porti) in das Debet gestellt 
werden: auch im Konkurse des Korrespondenten. 

11. Nach Endigung des Verhältnisses wird die Rech- 
nung geschlossen. Für die definitive Saldoforderung läuft 
die ordentliche (dreissigjährige) Verjährung vom Tage des 
Rechnungsschlusses ab. 
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12. Bei „laufender Rechnung* ohne Kontokorrent- 
vertrag (b. g. „offenes Konto*) treten die vorstehenden 
Rechtsfolgen (5 — 11) nicht ein, soweit sie nicht (aus- 
drücklich oder stillschweigend) vereinbart sind. Der Saldo 
ist hier das Ergebniss einzelner Kompensationen oder Ab- 
schlagszahlungen. Meist wird jedoch bei Jahresschluss ab- 
gerechnet. Hinsichtlich der Wirkung der Abrechnung und 
hinsichtlich der Verzinsung des vorgetragenen Saldo be- 
stehen auch hier gewohnheitsrechtlich gleiche Grundsätze 
wie die obigen (sub 7 und 9). 



Die Kreditsicherung. 

§ 112. 

Vgl. oben §§ 77—79, 106 (verb. §§ 23, 39, 68). 
Hauptpunkte : 

1. Die Intercession in Handelssachen kann selbst 
Handelsgeschäft sein: ein objektives, sofern sie gegen Ent- 
gelt und nach den Regeln der Assekuranz geschieht (Kredit- 
assekuranz gegen Prämie): Art. 271 Z. 3 (G. I, § 49 
Not. 6); ein subjektives, sofern sie von einem Kaufmann 
oder einem Kaufmann als solchen (im Handelsgewerbe) 
geleistet wird: Art. 272 Z. 2, Art. 273, 277. 

2. Die den Bürgen zustehende exe. excussionis und 
(auxilium) divisionis (s. jedoch B.E. §§ 324, 673) fallen 
fort, sofern die Verbürgung Handelsgeschäft ist oder die 
verbürgte Schuld auf Seiten des Hauptschuldners Handels- 
schuld: Art. 281. Dagegen haftet der sog. „ Schadlosbürge* 
nur bedingt: sofern und Boweit ein Ausfall sich ergibt 
(Z. XXVH, 59). 

3. Die entgeltliche Intercession im Handelsverkehr 
wird häufig genannt: del credere stehen, Delcredere- 
v er trag (du croire); die übliche, von dem intercedirenden 
Kaufmann im Zweifel zu beanspruchende Vergütung: Del- 
credereprovision („double provision*). Insbesondere wird 
diese Bezeichnung gebraucht, falls ein Mandatar (Agent, 
Kommissionär) oder Vermittler (Mäkler) gegenüber dem 



— 171 — 

Mandanten die Garantie aus dem von ihm geschlossenen 
oder vermittelten Geschäft übernimmt. Bei Ortsüblichkeit 
(z. B. häufig im Kommissionsgeschäft) geschieht sie still- 
schweigend: Art. 370, 69, 290. Der Intercedent ist nicht 
immer Bürge, häufig vielmehr Hauptschuldner (z> B. der 
Kommissionär, da der Kommittent gegen den Dritten keine 
Forderung hat: cf. § 134). 

4. Die Verbürgung in Mandatsform, der sog. Kredit- 
auftrag (Kreditmachen), fallt bei schriftlicher Ertheilung 
unter den weiteren Begriff des Kreditbriefs oder Ak- 
kreditivs, welches bald Kreditauftrag (B.E. § 680), bald 
Zahlungsauftrag ist. Im ersten Falle kreditirt der Man- 
datar, aber auf Gefahr des Mandanten; im zweiten Falle 
kreditirt er nicht, sondern zahlt für Rechnung des Man- 
danten (§ 117). Ist der Mandant Kaufmann, so erlischt 
im Zweifel der Auftrag durch dessen Tod nicht: Art. 297. 

5. Rath und Empfehlung sind an sich nicht Rechts- 
geschäfte, auch nicht auf Seiten eines Kaufmanns (sog. 
kaufmännische Empfehlung) — begründen daher nur Haf- 
tung ex dolo, auch wenn sie die Kreditwürdigkeit des 
Empfohlenen betreffen: 1. 2 § 6 D. mand. (17, 1), 1. 1 
% 14 D. depos. (16, 3). Pl.R.O.H.G. XIX, 196 ff. (B.E. 
§ 604). Die übliche Klausel „ohne Obligo, ohne Präjudiz" 
ist daher überflüssig. Doch kann in der Empfehlung 
liegen: eine wahre Intercession („auf meine Gefahr a — 
die erwähnte Klausel schliesst diese Deutung aus) oder die 
Ausführung eines wahren Erkundigungsauftrags, insbeson- 
dere falls die Auskunftsertheilung gewerbemässig (Erkun- 
digungs-, Nachwei8ungs-Bureaux) geschieht; alsdann haftet 
der Empfehlende als Mandatar wegen jeden Verschuldens: 
Art. 282; R.G. XIX 100. 

6. Ueber das Handelspfand, insbesondere Lom- 
bard- und Depotgeschäft s. § 78, über Kredithypo- 
thek und Kreditbürgschaft § 110. 
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Zahlungsgeschäfte. 

Uebersicht. 
§ 113. 

1. Geldzahlung (numeratio) erfolgt behufs Schuld- 
begründung (z. B. Einzahlung eines Darlehns, Depo- 
situm) oder behufs Schuld tilgung (solutio). 

Die Zahlung ist eine direkte oder eine indirekte, 
d. h. vermittelt durch einen dritten Zahlungsleister oder 
Zahlungsempfänger oder beides (3, 4 Personen sind be- 
theiligt statt 2: B soll zahlen an A; statt B zahlt D an 
A; statt an A zahlt 8 an G; statt B an A zahlt D an C). 

Der Eintritt des Dritten erfolgt somit durch Leistung 
oder durch Empfang: eines Zahlungsversprechens 
oder einer sofortigen Zahlung. Er wird in der Regel 
(aber an Stelle des B kann C auch ohne Willen des B 
zahlen oder expromittiren — an Stelle des A tritt durch 
Abpfandung dessen Gläubiger C) veranlasst durch ein 
Rechtsgeschäft : 

a. eine Kreditanweisung (delegatio, iussus, man- 
datum), d. i. die Weisung (Auftrag, d. h. Du sollst — 
Ermächtigung, d. h. Du darfst) zu versprechen oder sich 
versprechen zu lassen; 

b. eine Zahlungsanweisung (iussus, mandatum, 
auch wohl delegatio), d. i. der Auftrag oder die Ermäch- 
tigung zu zahlen (z. B. im „Ein- und Auszahlungsgeschäft* 
der Reichsbank, im s. g. „PostanweiBungsgeschäft"); 

c. eine Einziehungsanweisung (iussus, mandatum), 
d. i. der Auftrag oder die Ermächtigung zur Erhebung: 
Inkasso-, Einkassirungs- Mandat (z. B. im „Einziehungs- 
geschäft* der Reichsbank, im s. g. Ä Postauftragsgeschäft a ); 

d. eine Zahlungsanweisung im engeren Sinne 
(iussus, mandatum, auch wohl delegatio) vgl. §114; eine 
solche ist stets formell, in der Regel auch materiell, die 
Tratte (s. § 184); 

e. eine Cession. 
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2. Der Bestimmungsgrund (die cauaa) aller dieser 
Rechtsgeschäfte kann ein sehr mannigfaltiger sein: 

a. Zwischen dem Weisenden (Delegant, Jubent, 
Mandant) und dem für ihn Leistenden (Delegat, Man- 
datar). Der letztere soll oder darf versprechen oder 
zahlen z. B. : schenkungsweise ; kreditweise (mit oder ohne 
Deckung); zahlweise (solvendi causa), d. h. mittelst und 
zum Zwecke der Tilgung seiner Schuld gegen den 
Weisenden; aus den Mitteln des letzteren, indem der 
Leistende zur Verfügung des Weisenden stehende oder zu 
diesem Zwecke eingezahlte Geldbeträge des Weisenden in 
Händen hat: Depositengelder u. dgl. (bei Check, „Post- 
anweisung" u. a. m.). Es wird somit mandirt (assignirt): 
schenkungshalber, auf Kredit (gedeckten, ungedeckten), auf 
Schuld, auf Baarfonds u. s. f. 

Der etwaige Ersatzanspruch des Leistenden bildet 
den Inhalt der s. g. Ersatz- oder Revalirungs-Klage; er 
bestimmt sich nach dem s. g. „Deckungs vertrag" (be- 
steht z. B. nicht, falls geleistet ist donandi causa, dotis 
causa, auf Schuld, auf Baarfonds u. s. f.). Die Klage ist 
actio mandati contraria, möglicherweise (nach v. Salpius 
stets) condictio (z. B. D hat durch Leistung an A seine 
vermeintliche Schuld gegen B tilgen wollen). Ueber die 
Beweislast, s. § 184. 

b. Zwischen dem Weisenden und dem für ihn 
Empfangenden (Delegatar, Mandatar). Der letztere soll 
oder darf Versprechen (z. B. Anweisungsaccept, Wechsel- 
accept) oder Zahlung empfangen : um wiederherauszugeben 
(an den Weisenden oder an einen Dritten) oder um zu be- 
halten (als Schuldtilgung — kreditweise — schenkungs- 
weise etc.). Was der Empfanger etwa für diese Zuwen- 
dung dem Weisenden (als Gegenleistung) zu entrichten oder 
entrichtet hat, wird gemeinhin Valuta (d. h. Gegenwerth) 
genannt. Zwischen ihnen entscheidet somit der „Valuta- 
vertrag" (vgl. §§ 184, 185). 

Auch die Cession, obwohl Forderungsübertragung, 
kann den einzigen materiellen Zweck der Einziehung einer 
Forderung für Rechnung des Cedenten verfolgen — des- 
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gleichen das eigentliche Indossament (fiduciarische [nicht 
„simulirte*] Cession — fiduciarisches Indossament). Vgl. 
R.O.H.G. VI 54 (G.) R.G. II 168, G., Z. XXVIII 81. Regeis- 
berger, Arch. f. zivil. Praxis LXIÜ 180 (s. aber Dungs, in 
Rassow's u. Küntzel's Beitr. XXXII S. 8 ff.) — unten § 191. 

3. Die Zahlung von Geldschulden (solutio) erfolgt 
entweder baar, d. h. in Währung, oder der sonst bedungenen 
Geldsorte, oder es wird die stets kostspielige und lästige 
Metallgeldzahlung erspart durch eine surrogirende Til- 
gungsart („Geldsurrogat*): es wird kompensirt, novirt 
(auch stillschweigend: H.G.B. Art. 317), in Zahlung ge- 
geben : z. B. auch durch s. g. Papiergeld (ohne Zwangs- 
kurs), durch Banknoten u. s. f. (oben § 81). 

Reichsgesetzlich ist in gewissen Fällen nur Baar- 
zahlung oder eine derselben ausdrücklich gleichgestellte 
Zahlungsart (durch Reichskassenscheine, gesetzlich zu- 
gelassene deutsche Banknoten) statthaft, mindestens 
die Kompensation ausgeschlossen, z. B. H.G.B. Art. 176 
S. 3, Art. 210 S. 3, Art. 184c, 219, R.Gew.O. § 115. 

Im Uebrigen gilt zwar das bürgerliche Recht, jedoch 
sind folgende Punkte hervorzuheben: 

a. Bei offener Baarzahlung (Geld wird hingezählt) 
wird nur für erweislich nicht offenbare Mängel (falsche, 
abgenutzte Geldstücke — Kassenscheine u. dgl.) oder 
nicht offenbar fehlende Beträge („Manko") eingestanden. 

b. Bei verschlossener Zahlung (in geschlossenen 
Beuteln, Rollen, Packeten) hat der Zahler nur im Falle 
ungesäumter Rüge für Mängel und Manko einzustehen; 
die Beweislast trifft den Empfänger, sofern er nicht unter 
Vorbehalt angenommen oder der Zahler die Richtigkeit 
garantirt hat. Durch die Klausel „bei Empfang nachzu- 
zählen^ „ohne Vertretung* u. dgl. sichert sich der Zahler 
gegen jede Nachforderung, ausgenommen wegen Arglist. 
Dem weiteren Nehmer solcher Rollen (Packete) steht 
gegen den Ausgeber derselben ein direkter Ersatzanspruch 
nur partikulär (Sachs. B.G.B. § 987) oder nach erweis- 
lichem Handelsgebrauch zu, aber stillschweigende Cession 
der Ansprüche des Vormanns an seinen Nachmann u. s. f. 
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ist häufig zu unterstellen. Vgl. G. I, 2 § 102 Not. 15 ff. 
R. Koch, Bu. XXIX 343. 

c. Bei Baarzahlung unter Abwesenden treffen 
den Absender Gefahr (insbesondere Transportgefahr) und 
Kosten bis zur vollendeten Auszahlung am Erfüllungsort 
(s. § 91), soweit nicht aus der Vereinbarung oder nach 
der Natur des Geschäfts (z. B. R.G. II 117) sich ein An- 
deres ergibt: Art. 325. Der Empfanger, welcher ohne 
Vorbehalt annimmt, hat den Manko zu erweisen. 

d. Die Quittung beweist sofort (s. § 86) — sie ist 
aber im Zweifel nur Beweismittel, nicht liberatorischer 
Vertrag, obwohl der Handelsgebrauch der letzteren An- 
nahme zuneigt (B.E. § 269). 

e. Die s. g. „A conto-Zahlung* ist entweder Theil- 
zahlung auf eine bestimmte Schuld, oder indistinkte Zah- 
lung auf mehrere Schulden unter Anrechnung nach all- 
gemeinen, freilich streitigen Grundsätzen (Windscheid II 
§ 343, B.E. §§ 267, 268); oder blosse „Anschaffung« zur 
Gutschrift in laufender Rechnung (s. § 111). 

f. Nimmt der Gläubiger freiwillig statt Baarzahlung 
in der geschuldeten Münzsorte oder in Währung anderes 
„Geld* oder „Geldpapiere* (s. §§ 80, 81) in Zahlung, so 
ist zu unterscheiden: 

a. Wenn „Geld*, auch nur usuelles (z. B. auswärtige 
Münze, Papiergeld) oder Banknoten (s. § 81), so wird im 
Zweifel der Schuldner sogleich befreit: es liegt vor Hin- 
gabe an Zahlungsstatt, sofern nur die Stücke echt 
und umlaufsfähig sind. 

ß. Wenn andere Geldpapiere (Wechsel, Kupons, 
Checks, Aktien u. s. f.), so ist das Gleiche möglich: es 
kann gewollt sein Hingabe (insbesondere cessio — aber 
auch durch Konstituirung einer neuen Forderung — an- 
ders Dernburg, Pandekten II § 63) an Zahlungsstatt; 
oder eine Novation (z. B. „durch Accept beglichen") — 
was z. B. von Salpius, Schauberg, Kariowa für Tilgung 
durch „Wechsel* aus dem unzutreffenden Grunde geleugnet 
wird, dass die neue Forderung nicht eine abstrakte sein 
könne; oder eine Kompensation (z. B. der Gläubiger kauft 
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den vom Schuldner ausgestellten, acceptirten, girirten 
Wechsel und kompensirt seine Forderung mit dem für den 
Wechsel geschuldeten Kaufpreis [Valuta]. S. auch — unter 
Ausscheiden der Novation — B.E. §§ 264, 265). Im 
Zweifel jedoch wird subintelligirt der Vorbehalt 
richtigen Eingangs (sauf encaissement, salvo incasso): 
es wird nicht an Zahlungsstatt (oder negatorisch oder 
kompensatorisch), sondern nur 9 zahlungshalber a ge- 
geben und genommen (B.E. § 264). Der Gläubiger ist 
nicht bezahlt, er darf und soll sich aus dem Papier be- 
zahlt machen. Er darf daher, sofern ohne sein Verschulden 
(anders z. B. falls er die Einziehung, etwa des Checks, 
ungeschäftsmässig verzögert hat und inzwischen der As- 
signat zahlungsunfähig geworden ist) Zahlung (Honorirung 
des Wechsels u. s. f.) nicht erfolgt, auf seine nicht er- 
loschene Forderung zurückgreifen. Gleiches gilt, falls er 
zwar Zahlung oder sonstige Befriedigung (z. B. Valuta der 
verkauften Rimesse) erlangt hat, diese aber wieder heraus- 
geben muss (z. B. als Trassant oder Indossant im 
Wechselregress). Vermag er bei Geltendmachung der ur- 
sprünglichen Forderung das empfangene Geldpapier nicht 
in rechtlich unversehrtem Zustande zurückzugeben (gar 
nicht, nur amortisirt, präjudizirt u. dgl.), so haftet er, 
aber nur aus Verschulden, auf Schadensersatz; dieser 
Schadensersatz kann in dem Verlust der ursprünglichen 
Forderung bestehen. Enthält jedoch das Geldpäpier lediglich 
ein eigenes Leistungsversprechen des Schuldners (z. B. 
ein nichtindossirter eigener Wechsel), so ist der Rückgriff 
auf die ursprüngliche Forderung schechthin statthaft. 

R.O.G.H. VII 43 ff. (G.) u. v. a. R.G. IX 65, 
XIV 211. Hanseat. Gerichtszeitung 1887 S. 273. — 

Umschreibung (Girozahlung) und Skontration. 

§ 118. 

Ein nur rechnungsmässiger Geldumlauf (Giro, Giriren) 
zu Zahlungszwecken (auch schuld begründender numeratio) 
findet statt: 
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1. Bei der bereits dem Alterthum wie dem Italieni- 
schen Mittelalter bekannten Girozahlnng: Zahlung auf 
Girokonto (auch wohl per banco, virement). Das ist die 
übereinkunftsmässige (in älterer Zeit mitunter gesetzlich 
nothwendige) Zahlung durch Umschreibung oder Ueber- 
tragung, nämlich Ab- und Zu-Schreibung in den Büchern 
(conti, folia): 

a. einer gemeinschaftlichen Geldniederlage; 

b. jetzt in der Regel eines gemeinschaftlichen Bankiers 
oder sonstigen Kassenverwalters (Notars u. dgl.). Der 
Bankier verpflichtet sich jedem seiner s. g. „Girokunden" 
durch j, Giro vertrag" (Girokontoeröffnungs vertrag) zur Ab- 
und Zu-Schreibung auf dem einem jeden eröffneten 
^Girokonto" laut Auftrag des Zahlenden („Giroanweisung", 
„Bankozettel", „Umschreibungscheck" = „rother Check" 
der Reichsbank). Die Abschreibung nebst entsprechender 
Zuschreibung erfolgt von dem jederzeit verfügbaren „Gut- 
haben" des Kunden (in der Regel unverzinsliches „Bank- 
depOsit", „Girodeposit"). Durch die Umschreibung ist die 
Zahlung vollzogen und zwar delegationsweise: die Gut- 
schrift begründet eine selbständige schriftmässige Forde- 
rung des Gutschriftempfängers gegen den Bankier (ex 
scriptura). 

Formel des „Umschreibungschecks": 

Die Reichsbank wolle dem Konto von B 12500 M. 
zuschreiben und dafür belasten das Konto von A. 

A. 
Die Giroanweisung wird ersetzt durch anderweitige 
Zahlungsmandate, insbesondere (namentlich in Frankreich) 
durch Domizilirung von Wechseln u. dgl. bei dem betref- 
fenden Bankier; dieser zahlt den Betrag durch Gutschrift 
an den den Wechsel u. dgl. präsentirenden Kunden (s. 
unten § 204). 

Die Deutsche Reichsbank bewirkt durch Um- 
schreibung bezw. Domizilirung vermöge ihrer zahlreichen 
Zweiganstalten einen sehr erheblichen Theil der in Deutsch- 
land zu leistenden Zahlungen des Grosshandels. (Im Jahre 
1888 sind durch „Uebertragung auf Girokonto auf andere 
Goldsohmidt, System des Handelsrechts. 2. Aufl. 12 
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Bankstellen« gezahlt worden 8,833,420,164 M. ; „am Platze" 
11,327,991,119 M., durch Einlösung von Domizilwechseln: 
1,322,706,104 M. — d. h. zusammen gegen 21 l jt Milliarden 
R.M.) 

Ein Kontokorrentvertrag (§ 111) braucht mit dem 
Girovertrag nicht verbunden zu sein. (Verzinsung und 
periodische Saldirung sind dem letzteren nicht wesentlich.) 

Uebrigens werden die Ausdrücke „Girogeschäft", 
„Giroverkehr" auch (namentlich im Reichsbankverkehr) ge- 
braucht für alle mit der Girozahlung üblicherweise ver- 
bundenen Geschäfte: die Annahme (unverzinslicher) De- 
positen, das Einkassirungsgeschäft, sogar das Baarzahlungs- 
geschäft mittelst gewöhnlicher Checks, domizilirter Wechsel 
u. a. m. (im Jahre 1888 insgesammt gegen 32 Milliarden M.). 

2. Bei der Skontration (Inkontration, Riskontration 
= Begegnung [sc. der partitae], daher = Abrechnung, 
Saldirung, Arrangement, virement, Clearing [Bereinigung], 
Ueberweisung, Zahlung mit geschlossenem Beutel, In die 
partita gehen). 

Das ist die übereinkunftsmässige (kraft pactum de 
scontrando) Bewirkung gegenseitiger Geldzahlungen unter 
mindestens 3 Personen mittelst direkter oder indirekt 
herbeigeführter Kompensationen. 

Vermöge dieser Uebereinkunft bilden alle oder (in der 
Regel) gewisse Geldhandels -Forderungen und Schulden 
(aus Wechseln, Checks u. dgl.) der an dem „Skontroverband* 
betheiligten Personen (Gesellschaften, Anstalten) eine ein- 
zige Ausgleichungsmasse. Der bisher gar nicht erkannte 
juristische Grundgedanke ist folgender: Jedes Mitglied 
des Skontroverbandes gilt als gleich „gut* (solvent), daher 
jedes verbunden, sich erforderlichenfalls die Ueberweisung 
eines beliebigen anderen Schuldners aus dem Kreise der 
Betheiligten gefallen zu lassen (hier muss somit gelten der 
römische Satz: bonum nomen facit creditor qui admittit 
debitorem delegatum: 1. 26 § 2 D. mand. 17, 1.) 

Die mehreren (z. B. 3, 10, 20) Personen treten per- 
sönlich oder durch Bevollmächtigte zusammen und veri- 
fiziren die gegenseitig fälligen Forderungen (z. B. durch 
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Vorlegung der Wechsel, Checks ü. dgl.); soweit sie gleich- 
zeitig Gläubiger und Schuldner sind, kompepsiren sie 
direkt; der dadurch nicht getilgte Rest wird überwiesen: 

a. entweder von dem Gläubiger (der Forderungs- 
rest) durch Cession oder Delegation an einen anderen Be- 
theiligten — womöglich einen solchen, welcher Gläubiger 
dieses Gläubigers und Schuldner dieses Schuldners ist; oder 

b. von dem Schuldner (der Schuldrest) durch Dele- 
gation an einen anderen Betheiligten — womöglich einen 
solchen, welcher Schuldner dieses Schuldners und Gläubiger 
dieses Gläubigers ist. Diese Ueberweisung begründet 
Schuldtilgung, nicht durch Novation, sondern durch Schuld- 
übernahme. 

Je mehr Mitglieder der Skontroverband zählt, um so 
mehr kompensable Schuldverhältnisse pflegen zu bestehen, 
um so leichter ist somit die endliche Ausgleichung durch 
Kompensationen ohne jede Baarzahlung. (In dem ein- 
fachsten Falle hat z. B. A zu fordern von B 10,000, 
B von A 5000, Cf von A 10,000, A von C 5000, B 
von C 5000: A und B kompensiren direkt auf Höhe 
von 5000, desgleichen A und C; auf den Rest von 5000 
tiberweist A seinen Schuldner B an seinen Gläubiger C; 
B und C kompensiren, da B von C seinerseits 5000 zu 
fordern hat. Im Londoner Clearinghouse werden meist 
nur 5°/ nicht auf diese Weise ausgeglichen — bei einem 
durchschnittlichen Jahresumsatz [Anfangs der 80er Jahre] 
von etwa 128 Milliarden M.; noch höher in New -^Tork.) 

Stehen, was die Regel bildet, die sämmtlichen Mit- 
glieder des Skontroverbands mit der gleichen Bank im 
Giroverkehr (z. B. die Londoner mit der Bank von Eng- 
land, die Berliner mit der Reichsbank), so wird der durch 
Kompensation nicht getilgte Rest lediglich zu- und ab- 
geschrieben: Skontration verbunden mit Giro- 
zahlung ersetzt jede Baarzahlung. — 

Die Skontration findet sich zuerst nachweislich auf 
den mittelalterlichen Wechselmessen und geschah hier meist 
mit den fälligen (nicht vorher acceptirten) Mess- Wechseln 
(vgl. oben § 4 u. §§ 169, 170); später auf den grossen 
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Wechsel- und Börsen-Plätzen (Venedig, Augsburg, Frank- 
furt a./M. u. a. m.), wo mitunter besondere Saldir- oder 
Liquidations-Stellen (Skontroplatz, Saldosaal u. dgl.) dafür 
eingerichtet waren. 

Seit Ende des 18. Jahrhunderts haben sich für diesen 
Zweck feste Verbände unter den vornehmsten Bankiers 
eines Platzes mit ständigen Abrechnungsanstalten ge- 
bildet (so 1775 das zur Zeit 28 Banken der City umfassende 
Londoner Clearinghouse und viele andere — in Berlin der 
Berliner Kassenverein und [1883] die Berliner „Abrech- 
nungsstelle", umfassend die Reichsbank und 21 andere 
Bankhäuser). Der Skontroverband der Abrechnungsstelle 
bildet eine auf diesen Zweck beschränkte, eigentümlich 
organisirte Gesellschaft, welche formell als Zwischenglied 
zwischen die einzelnen Verbandsmitglieder tritt. Es wird 
nämlich bei der täglichen Abrechnung das Soll und Haben 
jeder betheiligten Bank gegenüber den anderen betheiligten 
Banken festgestellt; demnächst, nach Erledigung der direkten 
Kompensationen wird weiter festgestellt, wie viel jede be- 
theiligte Bank von der Gesammtheit der übrigen Banken zu 
fordern hat oder an die Gesammtheit der übrigen schuldet. 
Für den Restforderungsbetrag tritt die Abrechnungsstelle als 
Cessionar an die Stelle der einzelnen Gläubiger, für den 
Restschuldbetrag als Schuldüb ernehm er an die Stelle der 
einzelnen Schuldner und kompensirt „in sich" ; allein nur 
formell ; denn sie cedirt den Restgläubigern den nicht ge- 
tilgten Forderungsrest pro rata und lässt diesen Betrag den 
Gläubigern auf Girokonto (der Reichsbank) zuschreiben, 
den Schuldnern auf Girokonto (der Reichsbank) ab- 
schreiben. 

3. Eine Uebertragung dieser Grundsätze auf das 
Waarenzeitgeschäft (in Effekten, Getreide u. dgl.) 
findet statt bei den s. g. Liquidationsvereinen für 
Zeitgeschäfte (in Berlin, Wien und sonst). Behufs 
Vereinfachung der Abrechnung wird (meist einige Tage 
vor ultimo) ein s. g. Kompensationskurs oder Liquidations- 
kurs festgesetzt, zu welchem alle Ueberweisungen er- 
folgen (es wird fingirt, dass alle in Frage stehenden Kauf- 
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geschäfte zu diesem gleichen Kurse geschlossen seien), 
während die Differenz zwischen diesem Kurse und den 
wirklich bedungenen Preisen direkt zwischen den einzelnen 
Betheiligten durch Zu- oder Heraus-Zahlung (bezw. Um- 
schreibung u. dgl.) regulirt wird. 

Vgl. Z. IV 1, XXVin 504, XXI 270, XXIV 
527, 544, Beilageheft zu XXIII 295, 395. 
Hätte z. B. A an B per ultimo Februar ein Effekt 
zu 190, B an C das gleiche Effekt für den gleichen 
Termin zu 194 zu liefern, der Kompensationskurs wäre 
auf 191 festgestellt, so hätte A an C zu liefern zu 191, 
welche er von C empfangt, müsste aber an B herauszahlen 
1 und C müsste an B herauszahlen 3. 



Successive Frachtführer. Nachnahme. 

§ 123. 

1. Wird das Gut bis zu seinem thatsächlichen End- 
ziel durch mehrere auf einander folgende Frachtführer 
(Fuhrleute, Eisenbahnen, Schiffer, — Fuhrmann und Eisen- 
bahn — Fuhrmann und Schiffer — Schiffer und Eisen- 
bahn u. s. f.) befördert, so liegen stets mehrere Fracht- 
verträge vor, von welchen jeder an sich nur zwischen 
seinen Kontrahenten Rechte und Verbindlichkeiten er- 
zeugt. (Hat der „Absender" selbst diese Verträge mit 
den verschiedenen Frachtführern geschlossen oder in seinem 
.Namen schliessen lassen, so ist er selbst Kontrahent aller 
einzelnen Frachtführer; möglicherweise ist der zweite 
Frachtvertrag aber von dem ersten Frachtführer oder 
einem Spediteur geschlossen u. s. f.) Der erste Fracht- 
führer kann „Hauptfrachtführer" ; der zweite und weitere 
FrachfÜhrer kann „ Zwischenfrachtführer a genannt werden, 
richtiger wird unterschieden: 

a. er ist ein blosser Unterfrachtführer (Substitut), 
sofern der erste Frachtführer den Transport bis zum that* 
sächlichen Endziel übernommen hatte (das faktische 
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Endziel [z. B. von Berlin nach „Memel"] auch das recht- 
liche des ersten Transportvertrags ist); 

b. er ist ein Zwischenfrachtführer im technischen 
Sinne, sofern er erst da eintritt, wo die Transportpflicht 
des ersten endigt. 

Als „übernommen" gilt der Transport in der Regel 
bis zu dem im Frachtbrief oder sonst bezeichneten „Ab- 
lieferungsort", doch kann das Gegentheil ausdrücklich 
oder stillschweigend vereinbart sein (z. B. als „Abliefe- 
rungsort" des in Berlin auf der Spree versendeten Gutes 
ist Gotha bezeichnet). In diesem Falle sind die mehreren 
betheiligten Frachtführer blosse „ T hei 1fr acht fuhrer a . 

2. Ungeachtet der Mehrheit von Frachtverträgen wird 
es in gewissen Beziehungen gegenüber dem Absender 
bezw. Empfanger rechtlich so gehalten, als ob Ein Fracht- 
vertrag vorläge. Nämlich: 

a. Der erste Frachtführer (Hauptfrachtführer) steht 
dem Absender bezw. Empfanger schlechthin für seine 
Unterfrachtführer ein; dagegen für Zwischenfrachtfiihrer 
nur im Falle eigenen Verschuldens (in Wahl, Aufsicht, 
Instruktion u. s. f.). 

Art. 400, 401 Abs. 1, vgl. Art. 380, 431. 

b. Der Unterfrachtführer ist entweder Theilfracht- 
führer oder Gesammtfrachtführer (Frachtführer für den 
Gesammttransport). 

a. Im ersten Falle transportirt er auf Grund eines 
besonderen Unterfrachtbriefs (Theilfrachtbriefs). Alsdann 
steht nur der Hauptfrachtführer zum Absender im Vertrags- 
verhältniss und nur der letzte Unterfrachtführer tritt in 
ein direktes obligatorisches Verhältniss zum Empfanger 
(§ 132). 

ß. Im zweiten Falle übernimmt der Unterfrachtftihrer 
das Gut mit dem ursprünglichen (s. g. „direkten" oder 
„durchgehenden") Frachtbrief (er lässt sich nicht, auch 
nicht für seine Strecke, einen neuen Frachtbrief zustellen). 
Alsdann haftet er (und zwar jeder von mehreren) dem 
Absender bezw. Empfänger direkt und für den ganzen 
Transport, sowie wenn er selbst den ganzen Transport 
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vom Absendungs- bis zum Ablieferungs-Ort übernommen 
hätte (nicht allein für denjenigen Theil, welchen er selbst 
ausführt, sondern auch für diejenigen Theile, welche seine 
Vormänner und seine Nachmänner ausführen bezw. aus* 
führen sollen) — aber nur nach Inhalt des Fracht- 
briefs. Insoweit sind die mehreren Frachtführer 
Sammtfrachtführer, d. h. dem Absender bezw. Em- 
pfanger gegenüber Korrealschuldner für den Gesammt- 
transport (ungenau sagt das Gesetz: er haftet für die 
Verbindlichkeiten der Vormänner bezw. Nachmänner) und 
zwar ohne exceptio excussionis und divisionis. Dagegen 
unter ihnen entscheidet der jedesmalige besondere 
zwischen ihnen abgeschlossene Frachtvertrag, subsidiär 
das bürgert. Recht (z. B. inwieweit Regress statthaft ist 
wegen der von dem Einzelnen zu vertretenden Verzöge- 
rung, Beschädigung u. dgl, wegen zu viel oder zu wenig 
erhobener Fracht u. s. f. So würde der abliefernde 
Frachtführer, welcher dem Empfänger wegen Beschädigung 
hat Ersatz leisten müssen, sich an denjenigen Fracht- 
führer halten, welcher diesen Schaden gesetzlich zu ver- 
treten hat — aber dieser Regress fallt fort, falls etwa für 
diesen Fall durch gültige Vereinbarung die Ersatzpflicht 
ausgeschlossen ist). 

Art. 401 Abs. 2, vgl. Art. 429, 281. B.E. § 337. 

Ueber die Stellung des Rollfuhrmanns, welcher 
Transporte von und zur Eisenbahn ausführt, s. Schott 
a. a. O. S. 443 ff. 

3. Nach der Verkehrssitte zieht der letzte (ab- 
liefernde) Frachtführer schlechthin (nach v. Hahn II S. 666 
nur, wenn auf Grund eines durchgehenden Frachtbriefs 
transportirt wird) die Gesammttransportkosten an 
Fracht und Spesen von dem Empfanger ein und übt dafür 
erforderlichenfalls das gesetzliche Pfandrecht aus (§ 124). 
Dazu ist er berechtigt, sofern nicht der Frachtbrief das 
Gegentheil ergibt. Das Recht zur Einziehung gründet 
sich, Art. 410, vgl. 382, entweder: 

a. auf einen ertheilten oder gesetzlich subintelligirten 
Einkassirungsauftrag (mand. exigendi) der Vormänner: 
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die Vormänner „nehmen durch ihn nach". Gesetzlich 
subintelligirt wird dieses Mandat nur hinsichtlich der aus 
dem Frachtbrief sich ergebenden Forderungen der Vor- 
männer. 

b. auf die Thatsache, dass der letzte Frachflihrer 
seine Vormänner befriedigt hat: „die Vormänner haben 
von ihm nachgenommen a . Alsdann hat derselbe hin- 
sichtlich aller aus dem Frachtvertrag sich ergebenden 
Forderungen (nicht allein der frachtbriefmässigen) ein 
selbständiges und eigenes (nicht ein cedirtes Recht, wie 
der ungenaue Wortlaut des Gesetzes sagt) gesetzliches 
(ex lege) Recht, nämlich einen auf redlicher nützlicher 
Verwendung beruhenden Impensenanspruch mit eigenem 
Pfandrecht (somit auch, wenn er dem Vormann eine un- 
begründete Forderung aber doch bona fide gezahlt hat — 
der benachtheiligte Empfänger oder Absender mag von 
dem zu Unrecht bezahlten Vormann kondiziren. (Unzu- 
reichende Bedenken wider diese, von Laband Z. IX 467, 
vgl. v. Hahn II S. 667. R.O.H.G. XXIV 286, begründete 
Auffassung bei Schott, in £. Hdb. III 448 ff. und Cosack 
H.R. S. 363). 

4. Nachnahme (s. §§ 121, 138) ist eine aus Fracht- 
brief oder Ladeschein erhellende Auflage (legatum) einer 
Geldsumme auf das Frachtgut, mit der Rechtswirkung, 
dass der Frachtführer (Spediteur) zur Auslieferung des 
Guts ohne Zahlung dieser Geldsumme nicht befugt ist, 
widrigenfalls er dem Nachnehmenden bis zur Höhe des 
Werthes des Guts schadensersatzpflichtig wird. Ob die 
Nachnahme von dem Frachtführer an den Nachnehmenden 
vorausbezahlt ist oder erst nach Eingang herausgezahlt 
werden soll, ist für den Begriff unerheblich. Sie wird 
auferlegt entweder von dem Absender oder von einem 
(jeden) Vormann (insbesondere auch Spediteur) des letzten 
Frachtführers. Sie ist eine „Werthnachnahme" (z. B. der 
Verkäufer nimmt den nichtkreditirten Kaufpreis nach) oder 
eine „Fracht- bezw. Spesennachnahme* (z. B. seitens des 
Spediteurs für verauslagte Zölle, Reparaturkosten, für 
Provision u. dgL). 
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Erloschen der Ansprüche ans dem Frachtvertrag. 
Das Pfandrecht des Frachtführers. 

§ 124. 

1. Alle durch den Frachtvertrag begründeten An- 
sprüche wider den Frachtführer erlöschen theils nach den 
allgemeinen Rechtsprinzipien, theils (nicht aber auch andere 
Ansprüche, z. B. dingliche, Deliktsforderungen, die actio 
ad exhibendum) aus folgenden besonderen Rechtsgründen: 

a. Durch rechtsverbindliche Anerkennung der rich- 
tigen Ablieferung (liberatorischer Anerken nungs vertrag). Als 
solche gilt gesetzlich die Annahme des Guts in Verbindung 
mit Zahlung der Fracht, sofern beide vollständig nach be- 
endigtem Transport (nicht: bei Annahme von Frankosen- 
dung; nicht: bei voller Frachtzahlung ungeachtet ein selb- 
ständiges, im Frachtbrief individualisirtes Frachtstück 
[Collo u. dgl.] verloren gegangen war) durch den Em- 
pfänger oder einen gehörigen Vertreter desselben ge- 
schehen. 

Diese Rechtsfolge wird ausgeschlossen durch Verein- 
barung (insbesondere durch konsentirten, nicht einseitigen, 
Vorbehalt des Empfangers), durch wesentlichen Irrthum 
(z. B. Verwechslung von Colli), durch Arglist des Fracht- 
führers. 

Trotz der Anerkennung ist zu vertreten heimlicher, 
d. i. äusserlich nicht erkennbarer Manko oder Schaden, 
sofern er erweislich in die Transportzeit (zwischen Auf- 
und Auslieferung) fällt und dessen gehörige Feststellung 
durch gerichtlich ernannte Sachverständige unverzüglich 
nach der Entdeckung innerhalb der Verjährungszeit be- 
antragt ist. (Strenger nach Seerecht s. § 147.) 

b. Durch einjährige Verjährung, ausgenommen bei 
Veruntreuung oder Täuschung (Betrug im Civilrechtssinne) 
des Frachtführers oder seiner Leute (vgl. § 121). Die 
Frist beginnt mit Ablauf des Tages, an welchem die Ab- 
lieferung geschehen ist oder — im Falle völligen Ver- 
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lustes — hätte geschehen sollen. Die Einreden werden 
auf immer erhalten durch eine innerhalb dieses Jahres er- 
folgte Absendung der Anzeige von der betreffenden That- 
sache (Verlust, Beschädigung, Verzögerung). Vgl. oben § 96. 
Art. 408, 386 verb. Art. 349, 350. 

2. Zur Sicherung (Deckung) steht dem Frachtführer 
zu: unter den geeigneten Voraussetzungen das gemeine 
(civile) und das kaufmännische Zurückbehaltungsrecht (oben 
§§ 77—79), endlich das gesetzliche Pfandrecht (oben 
§§ 78, 79). Das letztere besteht an dem Frachtgut 
wegen aller durch den konkreten Frachtvertrag (nicht 
andere Frachtverträge) begründeten Forderungen (auch Aus- 
lagen, gutgläubig verauslagte Nachnahme u. s. f., s. § 121, 
123), auch wenn sie aus dem Frachtbrief nicht erhellen. 
Es unterliegt dem Rechtssatz „Hand wahre Hand" (oben 
§§ 76, 78), auch wenn der Absender Nichtkaufmann ist. 
Es besteht, solange das Gut von dem Frachtführer zurück- 
behalten oder deponirt ist; auch nach Ablieferung an den 
Empfänger, sofern es binnen 3 Tagen geltend gemacht 
wird und nicht inzwischen das Gut in dritte Hand (nämlich 
eines Nichtbesitzvertreters des Empfängers) gelangt ist. 

Dur Pfandverkauf geschieht nur insoweit, als zur 
Befriedigung des Frachtführers erforderlich ist; im Wege 
der Versteigerung, auf Verordnung des Amtsgerichts des 
Ablieferungsorts; nach Anhörung der am Ort anwesenden 
Gegenpartei. 

Unter mehreren so begründeten Pfandrechten geht das 
jüngere vor: huius enim pecunia salvam feoit totius pig- 
noris causam (1. 6 pr. § 2 D. qui pot. 20, 4); jedes der- 
selben geht vor allen anderen nicht durch den Transport 
entstandenen gesetzlichen Pfandrechten (s. §§ 136, 138). 

Hat der Frachtführer dem Empfänger kreditirt, d. h. 
abgeliefert ohne Bezahlung und ohne gerichtliche Geltend- 
machung des Pfandrechts innerhalb 3 Tagen, so kann er 
nur an diesen sich halten und nur soweit dieser dafür auf- 
zukommen hat (z. B. nicht wegen der nicht frachtbrief- 
mässigen Forderungen), behält indessen den Rückgriff 
gegen Absender und Vormänner soweit diese grundlos be- 
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reichert sind. (Ueber die Streitfragen s. Schott a. a. O. 
S. 454.) 

Art. 407, 409—412, 627. 
Ueber das Pfandrecht des Seeschiffers s. unten § 147. 



Der Ladeschein. 

§ 125. 

Der Ladeschein ist ein Binnenkonnossement (G. I. 2 
S. 767 ff.). Er ist üblich insbes. im Binnenschiffahrtsverkehr. 

Er ist Werthpapier ; wenn an Order gestellt, Orderpapier ; 
er ist Traditionspapier (vgl. oben §§ 82 ff. 75 — das Gegen- 
theil behauptet noch immer Gareis, H.R. S. 357, 483). 
Art. 419. 302, 303, 305. 

1. Sein Zweck ist, den Empfanger (Destinatar) gegen 
Verfügungen des Absenders über das Frachtgut (s. § 121) 
dadurch sicherzustellen, dass der Empfanger in direkte 
obligatorische Beziehung zu dem Frachtführer tritt und 
schon vor der Auslieferung die (mittelbare) Detention (unter 
Umständen juristischen Besitz, Eigenthum) des Frachtguts 
erlangt (oben § 75). 

2. Seine Ausstellung ist freiwillig (anders als von 
Frachtbrief und von Konnossement), aber im Falle der 
Ausstellung hat jeder Theil ein Recht auf den üblichen, 
gesetzlich normirten Inhalt. Die Stelle des neben ihm 
möglichen Frachtbriefs vertritt häufig eine vom Absender 
unterzeichnete, dem Frachtführer auf dessen Verlangen zu- 
zustellende Kopie des Ladescheins (doch kommen Lade- 
schein, Frachtbrief, Ladescheinskopie neben einander vor). 

Art. 413, 414. 

3. Er entscheidet nur für die Rechtsverhältnisse zwi- 
schen Frachtführer und Empfänger, nicht zwischen 
Frachtführer und Absender — kann aber auch zwischen 
diesen Beweisurkunde über den Inhalt des Frachtvertrags 
sein (es ist kein Frachtbrief ausgestellt — es ist der aus- 
gestellte Frachtbrief durch den nachher ausgestellten Lade- 
schein modifizirt). 
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4. Er untersteht den Grundsätzen des Konnossements. 
Er ist so wenig als dieses ein „Frachtguts Wechsel" (so früher 
Endemann, H.R. : die Restitutionspflicht unterliegt den ge- 
setzlichen Beschränkungen (§§ 121, 124); nur ist zu Gunsten 
des Empfangers lediglich der Inhalt des Ladescheins mass- 
gebend (soweit nicht etwa der Ladeschein auf den Fracht- 
brief oder Frachtvertrag verweist, z. B. „laut Frachtbrief*). 
Jedoch hat im Zweifel (sofern nicht örtlicher Handels- 
gebrauch eine unbedingte Verpflichtung statuirt) der Fracht- 
führer hinsichtlich der Richtigkeit des Empfangsbekennt- 
nisses (nach Quantität und Qualität) nur für gehörige Sorg- 
falt einzustehen, befreit sich somit durch den Nachweis 
seiner Schuldlosigkeit (auch ohne die hier nicht üblichen 
Klauseln: Inhalt, Mass, Gewicht u. dgl. unbekannt). Im 
Falle seiner Haftung darf er den Rückgriff gegen den 
Absender nehmen. 

Art. 415—418. R.G. V 79 ff. und dazu Gold- 
schmidt, Z. XXIX 18 ff. Schmidt Scharff (s. Grund- 
riss § 75). 



Der Transportrertrag für Personen und deren 
Reisegepäck. 

§ 127. 

1. Objektives Handelsgeschäft ist der reichsgesetzlich 
geregelte „Ueberfahrtsvertrag* zur See (vgl. § 149); nur 
subjektives Handelsgeschäft jeder anderweitige s. g. „Pas- 
sagiervertrag 4 ', und auch dies nur im Falle des Gross- 
betriebs (s. § 17: durch eine s. g. „Anstalt*, z. B. Eisen- 
bahn- [auch Pferdebahn-] Anstalt, meistens: Dampfschiff und 
Dampffahre, Omnibus u. dgl.). 

2. Er unterliegt, soweit die spezielle gesetzliche Re- 
gelung fehlt, nur den allgemeinen Grundsätzen von Handels- 
geschäften, subsidiär dem Handelsgebrauch, endlich dem 
bürgerlichen Recht von der locatio conductio operis, nicht 
rei (Werkverdingung, Werkvertrag: B.E. § 579). 

Ein solcher Vertrag wird auch geschlossen, soweit 
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Transportzwang besteht und die Beförderung lediglich nach 
Massgabe der gesetzlichen oder ein für allemal festgestellten 
„Bedingungen" erfolgt (es wird nicht, wie Schott a. a. O. 
m 525 ; 540 ausfuhrt, obligatio ex lege begründet). In 
erster Linie ist massgebend die besondere Vereinbarung, 
in zweiter das nach gesetzlicher Vorschrift oder doch in 
Allen zugänglicher Weise bekannt gemachte Reglement 
der Anstalt (vgl. Goldschmidt, Z. IV 594 ff.). 

3. Die Transportobligation wird reglementsmässig meist 
begründet nur durch Entnahme eines Fahrscheins mit 
Vorausbezahlung; die nur thatsächliche Benützung der 
Fahrgelegenheit begründet jedoch den Anspruch auf Be- 
förderung gegen Nachzahlung des Fahrgelds und regel- 
mässige Strafzahlung. 

4. Der Fahrschein ist ein regelmässig auf den In- 
haber (anders mitunter bei s. g. Rundreisebillets) lautendes 
Werthpapier (oben § 82 ff.), daher beliebig übertragbar; 
aber nicht mehr nach begonnenem Transport, sofern aus 
der Erklärung oder aus den Umständen hervorgeht, dass 
die Transportleistung als einheitliche für die ganze Strecke 
gemeint ist — insbesondere nicht, wenn, wie bei den s. g. 
5jRetourbillets a für die Gesammtstrecke ein geringerer 
Preis festgesetzt ist, als für alle einzelnen Strecken zu- 
sammengenommen. (Anders v. Ihering, Jahrb. f. Dog- 
matik 7CXITT 327 ff. — aus dem nicht entscheidenden 
Gesichtspunkt des „Inhaber papiers a .) 

Sehr detaillirte „Bedingungen" für den Personentrans- 
port auf Eisenbahnen enthält das Deutsche (bezw. Oester- 
reichische) Betriebsreglement (s. § 126) §§ 7—23. Her- 
vorzuheben : 

Der Fahrschein, d. h. der laut Fahrschein geschlossene 
Transportvertrag begründet den Anspruch auf Beförderung 
in der bezeichneten Wagenklasse des bezeichneten Zugs, 
auf Beförderung des Reisegepäcks und auf Benutzung der 
dem Passagier angewiesenen Bahnhofsräume (Wartesaal, 
Perron u. dgl.). Bei Raummangel in der betreffenden 
Wagenklasse ist dem Reisenden zeitweise ein Platz in einer 
höheren Wagenklasse anzuweisen, widrigenfalls derselbe 
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entweder eine niedrigere Wagenklasse gegen Erstattung 
der Differenz wählen oder Rückerstattung des Fahrgeldes 
verlangen darf. Wer ohne Fahrschein einsteigt, hat bei 
sofortiger unaufgeforderter Meldung einen um 1 M. er- 
höhten Fahrpreis zu zahlen; wird er erst bei der Kontrole 
ohne Fahrschein betroffen; den doppelten Fahrpreis für die 
von ihm, und falls dies nicht sofort erwiesen werden kann, 
für die ganze von diesem Zuge befahrene Strecke, min- 
destens aber 6 M., bei Vermeidung sofortiger Aussetzung. 
Verspätete Abfahrt oder Ankunft des Zuges begründet 
regelmässig (Ausnahme für Reisende mit „durchgehenden 
Billets*) keinerlei Anspruch; Ausfall oder Unterbrechung 
der Fahrt nur Anspruch auf Rückerstattung des Fahrgeldes 
für die nicht durchfahrene Strecke. 

5. Hinsichtlich derTödtungund Körperverletzung 
von Passagieren durch Eisenbahnunftlle ist massgebend 
(Preuss. Ges. v. 3./11. 1838 § 25, Preuss. Ges. v. 3/5. 
1869 und) Reichshaftpflichtges. v. 7./6. 1871 (vgl. oben 
§ 37), nebst entsprechenden Oesterreichischen, Ungarischen, 
Schweizerischen Gesetzen (letzteres* auch bei Beförderung 
auf Dampfschiffen). 

6. Hinsichtlich des Reisegepäcks ist zu unter- 
scheiden: 

a. Das gehörig zum Transport aufgegebene unterliegt 
den Rechtssätzen vom Frachtvertrag (§§ 119 ff., 126). Der 
Vertrag wird geschlossen durch Entgegennahme des „Ge- 
päckscheins" — dieser ist, trotz zweideutiger Fassung des 
Reglements, ein vollkommenes (nicht „hinkendes") Inhaber- 
papier (s. § 85). Die Eisenbahnverwaltungen dürfen ge- 
wisse Modifikationen der gesetzlichen Haftpflicht bedingen 
(durch Reglement und sonst), z. B. Normalentschädigungs- 
satz von 12 M. per Kilogramm und 20 Pf. Versäumniss- 
entschädigung per Tag und Kilogramm. 

Art. 425 Z. 2. Betriebsreglem. §§ 28, 29, 31. 

b. Das nicht gehörig aufgegebene, aber doch zum Trans- 
port angenommene (z. B. ohne „Expedirung" in den Wagen 
geschobene), desgleichen das in „Reisefahrzeugen* befind- 
liche Gepäck unterliegt den gleichen Grundsätzen; jedoch 
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darf die Eisenbahnverwaltung bedingen (durch Reglement 
oder sonst), dass sie für dasselbe nur bei erwiesenem Ver- 
schulden der Eisenbahnverwaltung oder ihrer Leute hafte. 

Art. 425 Z. 1. Betrfebsreglem. §§ 29, 38. 
c. Nicht aufgegebenes noch zum Transport angenom- 
menes, s. g. „Handgepäck" unterliegt nur (anders z. B. 
Thöl, H.R III S. 198. Eger, Frachtrecht III S. 293) den 
allgemeinen Regeln von Handelsgeschäften und subsidiär dem 
bürgerlichen Recht. Jedoch haftet die Eisenbahnverwaltung 
flir dasselbe schlechthin und absolut, sofern ihr oder ihrer 
Leute Verschulden erwiesen wird — nur darüber hinaus 
darf sie sich Befreiung bedingen (wichtig, falls civilrecht- 
lich auch hier die Rechtssätze vom receptum gelten). 

Art. 425 Z. 1. Betriebsreglem. §§ 24, 27. 



Geschäfte der Post 

§ 128. 

1. Die Deutsche Reichspost ist eine einheitliche 
Reichsverkehrsanstalt — doch bestehen noch Landes- 
posten in Bayern und Württemberg, aber nur für den 
inneren Verkehr dieser Bundesstaaten und flir deren un- 
mittelbaren Verkehr mit den nicht zum Reich gehörigen 
Nachbarstaaten. 

Reichsverfassung Art. 4 Z. 10. Art. 52 Abs. 2, 
3, vgl. Art. 48 Abs. 2. 

2. Die Staatspost ist, nach der in der Praxis herr- 
schenden, aber auf einer unzutreffenden Auslegung des 
H.G.B.'s wie auf einer unrichtigen Auffassung des Ge- 
werbsbegriffs (s. oben § 21) beruhenden Ansicht (s. G\ I 
2. Aufl. §§ 43, 44, 54 a. E.) Kaufmann, ihre s. g. „Gewerbs- 
geschäfte* wären demgemäss Handelsgeschäfte. Nach dieser 
Ansicht ergibt sich folgende Rangordnung der Quellen: 

a. In erster Linie gilt das besondere Postrecht, 
bestehend aus den Postgesetzen (vgl. Grundriss); der vom 
Reichskanzler als „lex contractus" (nach Schott III 2 
S. 533 ff. als „gesetzvertretende Verordnung*) erlassenen 
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Postordnung v. 8./3. 1879 mit Nachträgen (insbes. v. 12./3. 
1883) — für den inneren Verkehr von Bayern und Würt- 
temberg gelten besondere Postordnungen: l./l. 1876 und 
14./3. 1881 mit Nachträgen; aus Postverträgen zwischen 
dem Reich und auswärtigen Staaten, inbes. mit Oesterreich- 
Ungarn v. 7./5. 1872 und Weltpostvereinsvertrag (zuerst 
1874, zuletzt) 21./3. 1885. 

b. In zweiter Linie gilt schlechthin das H.G.B, subsidiär 
der Handelsgebrauch — nach der entgegenstehenden (von der 
Beichspostverwaltung und von mir vertretenen) Auffassung 
gelten nur die Art. 390 ff. und die Rechtssätze des Seerechts, 
gemäss positiver Bestimmung der Art. 421, 449 H.G.B. 

c. In dritter Linie gilt das bürgerliche Recht. 

3. Die Reichspost hat den Eisenbahnen gegenüber 
gesetzliche Rechte, zum Theil auf unentgeltliche Beför- 
derung: Reichsges. v. 20./12. 1875. 

4. Gegen sie besteht ein Rechtszwang zum Kon- 
trahiren bei Schadensersatzpflicht (oben § 89); für sie der 
s. g. Postzwang, d. i. ein Monopol, aber nur (noch) hin- 
sichtlich der entgeltlichen Beförderung nach anderen Orten 
(daher die s. g. „Privatposten* im „Lokal verkehr ) von 
verschlossenen Briefen, von unverschlossenen Briefen in 
Paketen (sofern nicht lediglich, wie Fakturen u. dgl., den 
Inhalt des Pakets betreffend) und von gewissen Zeitungen 
(politischen, sofern sie mehr als Imal wöchentlich erscheinen — 
auch für diese nicht im zweimeiligen Umkreise ihres Ur- 
sprungsortes). Jedoch ist auch insoweit statthaft die Be- 
förderung durch eigene zu diesem Zweck angenommene 
Boten (Expressen, auch Fuhren) Eines Absenders. 

5. Die Beförderungsgebühr (genannt Porto) ist theils 
gesetzlich (für Briefe, Pakete, Werthpapiere, Zeitungen), 
theils durch Reglement fixirt; bei deklarirten Sendungen 
tritt die s. g. „Versicherungsgebühr" (nicht Assekuranz- 
prämie, sondern blosser Frachtzuschlag) hinzu. 

6. Administrativ zerfallen die sehr mannigfaltigen 
Geschäfte der Reichspost in drei Zweige: Brief-, Paket-, Per- 
sonenbeförderung; juristisch in 5 Kategorien: 

a. Die Güterbeförderung, d. h. das Fracht- 
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ge schäft, umfassend auch Briefe, Postkarten, Geschäfts- 
anzeigen, Waarenproben, Zeitungen und sonstige Druck- 
sachen. Ein „Frachtbrief kommt nur bei Paketsendungen 
vor unter dem Namen „Begleitadresse". 

a. Die Verantwortlichkeit (für Verlust, Beschä- 
digung, Verzögerung) unterliegt eigentümlichen Rechts- 
sätzen. Insbesondere : 

1. Sie besteht überhaupt nur für Briefe mit Werth- 
angabe, für Pakete, für eingeschriebene und Eilboten- 
sendungen. 

2. Sie ist auch hier ausgeschlossen, sofern der Verlast, 
Beschädigung, Verzögerung herbeigeführt ist durch Schuld 
des Absenders, durch die natürliche Beschaffenheit des 
Guts, durch die unabwendbaren Folgen eines Naturereig- 
nisses (nur im internationalen Verkehr allgemein durch 
„höhere Gewalt", z. B. auch Raubanfalle, Plünderung, 
Aufruhr), endlich prinzipiell (abgesehen von ausdrücklicher 
Garantie), sofern sich der Schaden ausserhalb des deutschen 
Reichsgebiets ereignet hat. In Fällen des „Kriegs und ge- 
meiner Gefahr (Ueberschwemmung, Pest u. dgl.) darf 
die Reichspost jede Verantwortlichkeit ablehnen — so lange 
cessirt aber auch ihr Monopol. 

3. Der Ersatzanspruch wegen Verlustes (nicht wegen 
Beschädigung) ist ausgeschlossen, sofern Verschluss und 
Verpackung bei der Auslieferung äusserlich unverletzt sind 
und das Auslieferungsgewicht mit dem Einlieferungsge wicht 
übereinstimmt. 

4. Wegen Verzugs wird Schadensersatz geleistet nur 
bei gleichzeitiger dauernder Werthminderung (z. B. ver- 
dorbene Fische, Südfrüchte — „Saisonwaaren"). Bei Ver- 
lust oder Beschädigung werden höchstens 3 M. per 500 Gr., 
für eingeschriebene Briefe und Eilbotensendungen stets 
42 M., für eingeschriebene Pakete ausserdem (42 M. -f- x) 
der erweislich höhere Werth bis zur Grenze von 3 M. per 
500 Gr. vergütet. Bei „deklarirtem" Werth dieser, jedoch 
steht der Postverwaltung der Beweis des Minderwerths 
zu. Betrügliche Werthangabe verwirkt jeden Anspruch. 

5. Die Ersatzforderung steht nur dem Absender zu — 

Goldschmidt, System des Handelsrechts. 8. Aufl. 13 
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auch ein Recht auf Auslieferung hat der Adressat erst 
nach Ankunft der Postsendung am Bestimmungsorts bis zur 
Auslieferung (anders z. B. Laband, Staatsr. II S. 333. 
v. der Osten S. 45 ff.) darf der Absender widerrufen. 

6. Die Annahme des Empfängers ohne sofortige Er- 
innerung begründet eine Rechtsvermuthung für richtige 
Ablieferung (d. h. für äusserliche Unversehrtheit und G-e- 
wichtsübereinstimmung — s. sub 3). 

ß. Für den Porto an spruch haftet bei Annahme der 
Sendung ausschliesslich der Empfänger — bis dahin der 
Absender. Die Reichspost ist gesetzlich verpflichtet, Briefe 
und Pakete unfrankirt zu befördern — für unfrankirte 
oder ungenügend frankirte erhebt sie „ Zuschlagsporto a 
(10 Pf.); für andere Sendungen besteht Frankaturzwang 
(Vorausbezahlung) , für Drucksachen und Waarenproben 
wird bei nicht gehöriger Frankirung das ^Briefporto* er- 
hoben. 

Das gesetzliche Pfandrecht wegen des Porto wird 
durch Privatverkauf realisirt — der etwaige Ueberschuss 
des Erlöses der Postunterstützungskasse überwiesen. 

Der Portoanspruch erlischt: wenn die Sendung auf der 
Post verloren oder ihre Annahme wegen vertretbarer Be- 
schädigung verweigert ist, endlich durch 1jährige Verjährung 
vom Tage der Aufgabe ab. 

Er geniesst das Vorrecht exekutivischer Einziehung, 
vorbehaltlich der Rückforderung (condictio) gegen die zu- 
ständige Oberpostdirektion. 

b. Bei Personenbeförderung wird für aufgegebenes 
Reisegepäck gleiche Entschädigung geleistet wie für Fracht- 
gut, keine für Handgepäck; keine für Körperbeschädigung 
bei Beförderung durch Extrapost; nur Ersatz- der Kur- 
und Verpflegungskosten bei Beförderung durch die „ordent- 
liche" Post, und auch dies nicht, sofern der Unfall durch 
höhere Gewalt oder durch eigenes Verschulden des Be- 
schädigten herbeigeführt ist. 

c. Zahlungs-, somit Bankgeschäfte (vgl. oben § 105, 
113). Nämlich: 

a. Das s. g. „Postan Weisungsgeschäft a . Die Reichs- 
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post besorgt die Auszahlung von Geldsummen (bis 400 M. 
auf 1 Anweisung) an den Adressaten. 

ß. Das s. g. „Postvorschuss" oder Nachnahme-Geschäft. 
Das ist ein mit Einkassirungsmandat verbundenes Fracht- 
geschäft (oben § 121, 123). Die Post zahlt dem Absender 
die auf das Gut „ nachgenommenen a Geldbeträge nach 
deren Einkassirung vom Empfanger aus. 

Y- Das s. g. „Postauftragsgeschäft". Sie besorgt das 
Inkasso von Rechnungen, Anweisungen und Wechseln, 
auch das Accept von Wechseln, auf Verlangen zugleich 
unter Sorge für Protesterhebung (nicht diese selbst — s. 
§ 183). 

Für die zur Auszahlung empfangenen und für die ein- 
kassirten Gelder (a — 7) haftet sie unbedingt (sie trägt das 
periculum casus: locatio conductio irregularis). 

d. Das Zustellungsgeschäft: ein modifizirtes Fracht- 
geschäft. Nämlich die Beförderung von Schreiben mit 
„Behändigungsschein" und von Einschreibesendungen gegen 
„Rückschein" (Empfangsschein des Adressaten). Ersteres 
namentlich flir gerichtliche u. dgl. Verfügungen: Z.P.Ü. 
§ 176—180. 

e. Der Zeitungs- und Zeitschriftendebit (s. g. 
„Zeitungsspedition"). Nämlich Annahme und Ausführung 
von „Abonnements* auf Zeitungen und Zeitschriften: eine 
Kombination von Frachtgeschäft und Besorgung von Ver- 
käufen, sowie Ausführung derselben einschliesslich An- 
nahme der Kaufgelder, Namens der Verleger (vgl. § 131 a. E.). 
R.O.H.G. XXIII 9. 

f. Verkauf von Wechselstempelmarken u. dgl. 

In England, Oesterreich und sonst auch die Vermitte- 
lung von Sparkassen-, Lebensversicherungs-Geschäften u. a. m. 

7. Alle Ansprüche gegen die Reichspostverwaltung 
verjähren in 6 Monaten (vom Tage der Einlieferung, 
Beschädigung u. s. f.). Die Verjährung wird unterbrochen 
durch Erhebung der Klage (Z.P.O. E.G. § 13) oder durch 
Reklamation bei der zuständigen Oberpostdirektion. 



Geschichte und Quellen des Seerechts. 

§ 140. 

Die Sammlungen (Pardessus — ergänzend Tra- 
vers Twisg) und Einzelausgaben wichtigster Seerechte 
s. Grundriss. 

Eine durchaus genügende äussere und innere Ge- 
schichte fehlt — jedoch hat R. Wagner eine sehr ver- 
dienstliche Darstellung gewisser Hauptmomente der Ent- 
wicklung wie eine kritisch zuverlässige Uebersicht der 
Quellen gegeben ; unzutreffend ist der Ausgang vom mittel- 
alterlichen; statt von dem reifer und reicher durchbildeten 
antiken Seerecht. Die Hauptmomente sind folgende: 

1. Von dem Seerecht der orientalischen Völker, 
auch der Phönizier, ist nichts bekannt. Das hellenische 
(attische , rhodische) Seerecht ist theils aus griechischen 
(namentlich Reden des Demosthenes), theils aus römischen 
Quellen zu entnehmen. Seine Hauptinstitute sind das See- 
darlehen (s. § 150) und die grosse Haverei (s. § 151). 

2. Das römische Spezialseerecht ist überwiegend 
griechischen Ursprungs. Denn die prätorischen Institute 
der actio exercitoria, des receptum nautarum und der Pönal- 
klagen gegen nautae sind, obwohl flir den Seeverkehr 
gedacht, doch auf jeden Schiffahrtsbetrieb (auch auf Binnen- 
gewässern) zur Anwendung gelangt ; andere wichtige That- 
bestände der Seeschiffahrt unterliegen dem nicht modifizirten 
gemeinen bürgerlichen Recht (der locatio conductio, so- 
cietas, lex Aquilia u. a. m.). In den Basiliken hat das 
53. Buch (welches noch Cujaz gekannt hat) die Seerechts- 
sätze zusammengestellt, ist aber nur in Auszügen und 
einer unvollständigen lateinischen Uebersetzung (des Floren- 
tiners Francesco Venturi um 1604, ed. Zachariae v. Lingen- 
thal 1882) auf uns gelangt. Das pseurhodische See- 
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recht (vofios PoStoav vatmxöe — bei Pardessus I, auch 
Heimbach, Basiliken V. S. 119 ff.) ist eine umfangreiche 
Sammlung Justinianischen Seerechts und vielleicht schon 
älterer Seerechtsgebräuche des östlichen Mittelmeeres ; unter 
seinen 3 Theilen, von welchen die beiden ersten wohl erst 
später hinzugefügt sind, wird der dritte wichtigste für ein 
Kaisergesetz aus der Mitte des 8. Jahrhunderts gehalten. 
(So Zachariae v. Lingenthal, Geschichte des griechisch- 
römischen Rechts. 2 Aufl. [1877] S. 11, 294). Es bedarf 
noch eingehender kritischer und sachlicher Behandlung. 

3. Das sehr umfangreiche Spezialseerecht des 
Mittelalters ist überwiegend partikuläres Gewohnheitsrecht 
und Statutarrecht, in der Praxis insbesondere der Seegerichte 
(der Innungs- und der auswärtigen Konsulargerichte wie 
der Staatsgerichte — s. oben § 4) ausgebildet. Doch 
finden sich häufig Uebertragungen (Reception pisanischen 
Rechts in Marseille, hamburgischen Rechts in Lübeck und 
sonst). Der Quellenkreis ist verschieden für die romani- 
schen, unter römisch- byzantinischem Einfluss stehenden. 
Mittelmeergebiete und für die germanischen Länder 
des Westens und Nordens — vgl. Goldschmidt, Z. XXXV 
321 — 325. Jedoch erlangen einzelne Seerechts Samm- 
lungen (gleich den deutschen Ä Rechtsbüchern a des späteren 
Mittelalters) eine nahezu gemeinrechtliche, genauer inter- 
nationale Geltung. 

a. Im Westen und Norden die ganz auf germanischer 
(fränkischer) Grundlage ruhenden Urtheile des Seegerichts- 
hofs der Insel 01e*ron bei La Rochelle: La charte d'Ole*- 
roun, auch rolles oder roulles des jugemens d'Ol^ron, 
jugemens de la mer (von den Pergamentrollen, rotuli, auf 
welchen die Urtheile verzeichnet wurden). Die älteste, 24 Ar- 
tikel umfassende gaskognische Redaktion gehört wahr- 
scheinlich dem 12. Jahrhundert an; dazu spätere (namentlich 
in der Normandie, Bretagne und in England entstandene) 
Zusätze — eine weitverbreitete jüngere, normannisch-bre- 
tonische Redaktion enthält sogar 47 Artikel. (Ausgaben 
bei Pardessus, Schlyter, vervollständigt bei Tr. Twiss.) 

b. Im Südwesten (später auch in Italien, Holland, 
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England und sofort verbreitet) das Konsulat der See 
(costumes de la mar, seit der Mitte des 15. Jahrhunderts 
libro de consolat del mar genannt, weil in den Seegerichten, 
von den consules maris, angewendet): ein umfangreiches 
Rechtsbuch, in seiner jetzigen Gestalt etwa 1370 in Bar- 
celona in katalanischer Sprache aus der seegerichtlichen 
Praxis zusammengestellt, aber auf Grundlage einer älteren, 
jedenfalls in das 13. Jahrhundert hinaufreichenden Samm- 
lung von Seerechtsgebräuchen, welche schon in dem Stadt- 
recht von Tortosa 1279 — 1294 benutzt ist (Oliver, historia 
del derecho en Catalüna, 4 t. Madrid 1881). Neben den 
Ausgaben von Capmany, Pardessus, Tr. Twiss ist eine neue 
kritische Ausgabe dringend erforderlich. 

c. Im Norden und Nordosten das s. g. Wisby'sche 
Seerecht. Es besteht aus 2 Haupttheilen und späteren 
Zusätzen, nämlich 1) einer vlämischen Uebersetzung der 
24 ältesten Artikel der rolles d'01e*ron (s. g. Flandrisches 
Seerecht, auch Seerecht von Damme [bei Brügge]) und 
2) der s. g. „Ordinancie" (auch Schiffsrecht von Amster- 
dam, von Nordholland u. s. f.), d. i. einer wahrscheinlich 
(R. Wagner) 1407 zu Amsterdam erfolgten Feststellung von 
Seerechtsgrundsätzen für das Hansische Eomptoir zu Brügge 
(verfasst durch Eaufleute und Schiffer, unter Assistenz von 
Deputirten des Hansischen Eomptoirs zu Brügge). Diese 
kombinirte Sammlung, unter dem Namen „Waterrecht 
im ganzen Norden verbreitet, wurde erweitert durch Zu- 
sätze, insbesonders aus dem Lübischen Stadtrecht (zuletzt 
14), in verschiedenen Redaktionen, wahrscheinlich auch in 
Wisby, gebraucht und zuerst 1505 in Kopenhagen als 
„Got ländisch es Wasserrecht a gedruckt. (Gute Ausgabe 
von Schlyter, die einzelnen Theile auch bei Pardessus und 
namentlich bei Tr. Twiss.) 

d. Neben diesen 3 Sammlungen sind besonders wichtig 
die zum Theil älteren partikulären Statutar- und See- 
Rechte. So: 

a. Im Mittelmeere insbesondere die Statuten der 
Stadt und der Seegilde von Pisa: constitutum usus (Pro- 
log von 1161/60, letzte Redaktion 1233) nebst breve 
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curiae maris 1305 und breve dell' ordine di mare 1332; 
Venedig: capitulare nauticum 1255; Genua (13. u. 14. 
Jahrhundert); Trani (angeblich 1063 — wahrscheinlich 
im 14. Jahrhundert, es ist nur italienische Uebersetzung 
aus dem Anfang des 16. Jahrhunderts erhalten); Amalfi 
(s. g. tabula Amalfitana, 65 Kapitel, die ältesten 21 latei- 
nischen Kapitel wohl dem 12. Jahrhundert, die jüngeren 
italienischen erst dem 14. Jahrhundert angehörend); Sta- 
tuten von Marseille (1255, zum Theil Pisanisch), von 
Tortosa, Barcelona, Valencia (13. — 15. Jahrhundert) 
u. a. m. 

Auch das Gesetzbuch des Königreichs Jerusalem 
enthält in den s. g. assises de la cour des bourgeois 
(wahrscheinlich Ende des 12. Jahrhunderts) seerechtliche 
Bestimmungen, aber überwiegend germanischen (fränkischen) 
Ursprungs. 

ß. Rein germanische Quellen bilden insbesondere 
die reichhaltigen Skandinavischen (Isländischen, Nor- 
wegischen, Schwedischen) und Hansischen. Die letzteren 
sind theils in besonderen Schiffsrechten, theils in Abschnitten 
der Stadtrechte enthalten (vornehmlich des Hamburgischen 
von 1292, in Lübeck 1299 recipirt), theils in Hansischen 
Recessen (s. oben § 5). Eine Zusammenfassung des Han- 
seatischen Rechts mit Einschluss zahlreicher Bestimmungen 
des Wisbyschen Seerechts erfolgte insbesondere in dem 
Recess von 1591, endlich 1614: s. g. „Hanseatisches 
Seerecht*. 

4. Seit dem Ende des 15. Jahrhunderts bildet sich, 
unter dem Einfluss des auch in die Statutarrechte (z. B. 
Hamburg 1497) eindringenden römischen Rechts, des in 
weiten Kreisen recipirten Konsulats und der Europäischen 
Rechtswissenschaft (s. § 141) ein allgemeines, wenn- 
gleich partikulär vielfach auseinandergehendes Europäi- 
sches Seerecht. Ein wichtiges Rechtsbuch ist der gegen 
Ende des 16. Jahrhunderts zu Rouen von einem unbe- 
kannten dogmatisch geschulten Schriftsteller verfasste 
Guidon de la mer. Er liegt zu Grunde der höchst ein- 
flussreichen Ordonnance de la marine 1681, welche in 
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der Hauptsache in den geltenden und daher vielfach ver- 
alteten code de commerce franfais übergangen ist. 

Andere wichtige Seerechte s. Grundriss. 

5. Zur Zeit bestehen auch hier (s. § 8) 3 Haupt- 
gruppen : 

a. Das in den Haupttheilen nicht kodifizirte Eng- 
lisch-Amerikanische Seerecht. Unter den Englischen 
Seegesetzen ist besonders wichtig die Kauffahrteischiff- 
fahrtsakte v. 10. August 1854 (the merchant shipping act) 
nebst zahlreichen Ergänzungen. 

b. Die Gruppe des Französischen Seerechts. Eine 
Revision des Code de commerce ist im Gange (v. Duhn, 
Z. XIV). Jedoch haben Spanien und Portugal sowie deren 
Kolonialländer vielfach älteres Recht des Konsulats und 
der Ordonnanz von Bilbao beibehalten, Italien und Bel- 
gien nähern sich neuerdings dem Deutschen Recht. 

c. Das Deutsche Seerecht (H.G.B. Art. 432—911 
nebst ergänzenden und abändernden [insbesondere See- 
mannsordnung v. 27./12. 1872] Gesetzen), dessen breite 
Ausführlichkeit auf der Tendenz beruht, auch den Kauf- 
leuten, Schiffern, Konsuln als Instruktion zu dienen. 
Demselben haben sich bisher Schweden (1864), Finland 
(1873) und der Skandinavische Seegesetzentwurf (1887) 
angeschlossen. In Oesterreich-Ungarn gilt noch das 
Edict von 1774 nebst Ergänzungen, subsidiär der Code de 
commerce fran<jais. — 

Eine Unifikation* des Europäischen Seerechts er- 
streben die Kongresse von Antwerpen (1885) und von 
Brüssel (1888). 

Die Schiffsmannschaft. 

§ 146. 

1. Die für den Seeschiffs dienst (den nautischen 
Dienst) angestellten Personen, mit Ausnahme des Schif- 
fers, bilden die Schiffsmannschaft (Schiffsvolk, Schiffs- 
kinder — nautae — Equipage — crew), nämlich: 

a. Die Schiffs Offiziere: der Steuermann oder die 
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Steuermänner (Ober-, Unter-Steuermann, Untersteuer- 
männer); der Bootsmann, sofern er Steuermannsdienste 
verrichtet — nach Lokalgebrauch auch wohl schlechthin, 
desgl. der Zimmermann, Segelmacher u. a. m. 

b. Die Matrosen (Voll-, Leicht-Matrosen). 

c. Die Schiffsjungen. 

Die Schimimannschaft bildet einen Theil der Schiffs- 
besatzung (s. § 143), welcher auch angehören das Ma- 
schinenpersonal auf Dampfschiffen (Ingenieure, Maschini- 
sten, Heizer), der Zahlmeister, Proviantmeister, der Arzt 
und mancherlei nicht nautisches Dienstpersonal, wie Koch, 
Auf wärter u. dgl. 

Ihre und der sonstigen Schiffsbesatzung Rechtsverhält- 
nisse regelt umfassend, auch nach der polizeilichen und 
strafrechtlichen Seite, die Seemannsordnung (S.O.), an 
Stelle der Art. 528—551 H.G.B. 

Ihre Obliegenheiten sind regelmässig nur faktische: 
sie sind Gehülfen, nicht Bevollmächtigte des Rheders, es 
sei denn im Auftrage oder in Vertretung des Schiffers 
(so schon 1. 1 § 2 D. de exerc. act. [14, 1], 1. 1 §§ 2, 3 
D. nautae [4, 9]). Jedoch ist der Steuermann gesetz- 
licher Vertreter des Schiffers in Behinderungsfällen, auch 
allgemein zur Empfangnahme und Auslieferung der ab- 
geladenen Güter ermächtigt: Art. 484, S.O. § 2. 

2. Sie stehen unter besonderer Aufsicht und Schutz des 
Staats, nämlich einer nichtrichterlichen Landesbehörde, gen. 
Seemannsamt. Seemannsämter sind die s. g. „Muste- 
rungsbehörden* der Seeplätze (meist ein Staats- oder Ge- 
meindebeamter [Polizeirath, Zollinspektor, Bürgermeister, 
Stadtrath, Landrath, Wasserschout] mit nautischen Bei- 
sitzern), unter Aufsicht der oberen Landesbehörden (K. 
Regierung — Landdrostei — Deputation für Handel und 
Schifffahrt [Hamburg]). Im Auslande sind es die Reichs- 
konsulate. S.O. § 4. 

3. Sie werden vom Schiffer „geheuert*.' Der Heuer- 
vertrag (S.O. §§ 5—23) ist formlos gültig, jedoch darf 
im Reichsgebiete der Dienstantritt bei Strafe nur nach 
Ausfertigung eines „Seefahrtsbuchs" durch das Seemanns- 
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amt erfolgen. Das Seefahrtsbuch enthält; ausser Namen, 
Heimath ; Alter, Militärverhältnissen und früheren Dienst- 
verhältnissen, Vermerke: 

a. Ueber die s. g. „Anmusterung", d.i. die vor- 
geschriebene Verlautbarung (Erklärung zu Protokoll unter 
amtlicher Prüfung von Statthaftigkeit und Sachgemässheit) 
der geschlossenen Heuerverträge durch Schiffer und Schiffs- 
mannschaft in Person vor dem Seemannsamt. Das Muste- 
rungsprotokoll, welches die Heuerverträge enthalten soll, 
heisst „Musterrolle" (r6le des £quipages) und ist öffent- 
liche Beweisurkunde, insbesondere auch über die Nationalität 
der Mannschaft. 

b. Die s. g. Abmusterung, d. i. die entsprechende 
Verlautbarung der erfolgten Auflösung des Dienstverhält- 
nisses nach dessen thatsächlicher Beendigung. 

Unter mehreren, von demselben Schiffsmann für die 
gleiche Zeit geschlossenen Heuerverträgen geht der ältere 
vor, dagegen der jüngere, falls die Anmusterung hinzu- 
getreten ist: Seemannsordn. § 26. 

Antritt und Fortsetzung des Dienstverhältnisses können, 
unbeschadet des Rechtsweges, durch das Seemannsamt er- 
zwungen werden: S.O. §§ 29, 15, 106. 

4. Das Dienstverhältniss ist locatio conductio operarum 
(„Dienstvertrag"), jedoch modifizirt durch ausgedehnte 
Disziplinargewalt des Schiffers (bis zur Schmälerung 
der Eost — Fesselung) und durch zahlreiche absolute Ge- 
setzesvorschriften, vgl. S.O. §§ 24 ff. Insbesondere: 

a. Im Falle schwerer Pflichtverletzung (Meuterei, De- 
sertion u. a. m.) werden sogar öffentliche Strafen verfügt, 
jedoch durch Urtheil des Heimathsgerichts, zum Theil nur 
auf Antrag (vgl. auch Strafgesetzb. § 298). Andererseits 
treffen auch den Schiffer öffentliche Strafen, insbesondere 
bei Missbrauch der Disziplinargewalt oder sonstiger gröb- 
licher Pflichtverletzung (z. B. ungenügender Verprovianti- 
rung des Schiffs, Zurücklassung von Schiffsleuten im Aus- 
lande etc.). 

b. Streitigkeiten zwischen Schiffer und Schiffsmann- 
schaft werden vom Seemannsamt (Reichskonsul) gütlich 
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ausgetragen, auch vorläufig, unbeschadet des Rechtsweges, 
entschieden und vollstreckt. Vor- fremdem Gericht darf 
der Schiffsmann — ausgenommen nach erfolgtem Zwangs- 
verkauf des Schiffs — den Schiffer nicht belangen bei 
Schadensersatz und Verlust der Heuer: S.O. §§ 104—106. 

c. Aus gewichtigen Gründen ist einseitige, auch vor- 
zeitige Auflösung des Dienstverhältnisses statthaft: S.O. 
§§ 34, 54—57, 61, 62, 64, 71. 

d. Der Schiffsmann bezieht Beköstigung, Logisraum, 
Heuer — auch wohl statt der letzteren oder daneben An- 
theil an Fracht oder sonstigem Reisegewinn (oben § 34). 
Die Heuer ist im Zweifel erst bei der Entlassung zu 
zahlen, doch sind Handgeld und Vorschuss ortsüblich. 
Endigt das Dienstverhältniss vorzeitig, so wird in der 
Regel (nicht bei Desertion) die verdiente Heuer entrichtet — 
ausserdem, nach Verschiedenheit der Fälle, Unterhalts-, 
Verpflegungs-, Heilungs-, Rückbeförderungs-Kosten. S.O. 
§§ 34—46, 48—51, 58—60, 63, 65—70. 

e. Gegen Gewissenlosigkeit der Rheder schützt, auf 
Beschwerde Eines Seeoffiziers oder mindestens 3 Schiffs- 
leute, amtliche Untersuchung (durch Seemannsamt, Reichs- 
konsul) der Seetüchtigkeit des Schiffes und dessen Ver- 
proviantirung — jedoch wird auch nur leichtfertige De- 
nunziation bestraft. S.O. §§ 47, 94, 97. 

f. Nach mittelalterlichem Seerecht hatten Schiffer und 
Schiffsleute ein Recht auf s. g. Führung (port^e) oder 
Pacotille (Beigepäck), d. h. sie durften für eigene oder für 
fremde Rechnung als Kommissionäre (s. g. Pacotillevertrag 
— eine Art commenda — s. oben §§ 4, 48) ein gewisses 
Güterquantum frei mitführen. Dies ist — wegen zahlreicher 
Missbräuche — gegenwärtig sogar verboten, bei Strafe und 
Schadensersatz. S.O. §§ 75—77. Strafgesetzb. § 297. — 

Der Personentransport zur See. 

§ 149. 
Vgl. oben § 127. 
Der formlos gültige (Art. 271 Z. 4, Art. 317) Trans- 
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portvertrag heisst Ueberfahrtsvertrag; der wesentlich 
den Rechtssätzen von der Fracht (§ 147) unterliegende 
Beförderungslohn: Ueberfahrtsgeld: Art. 678, 906, 908, 
909. Der Transportunternehmer wird auch hier (unrichtig) 
„ Verfrachter * genannt. 

Die Rechte der im Ueberfahrtsvertrag genannten 
Reisenden sind unübertragbar (auch Inhaberfahrscheine im 
Zweifel nicht tibertragbar nach Antritt der Reise): Art. 665. 

Während der Ueberfahrt ist der Reisende der Schiffs - 
Ordnung (Art. 666) unterworfen. Die Entscheidung von 
Streitigkeiten gehört ausschliesslich vor die Gerichte, in 
der Regel vor das Amtsgericht. G.V.G. § 23. 

1. Der Schiffer darf ohne dringende Notwendigkeit 
den normalen Reisekurs nicht ändern und ist dazu niemals, 
auch nicht auf Verlangen sämmtlicher Reisenden, ver- 
pflichtet. (Anders vielfach nach mittelalterlichem See- 
recht: „Schiffsrath*. Vgl. G. Z. XXXV 368 ff.) 

2. Reiseeffekten darf der Reisende nur insoweit, 
als der Ueberfahrtsvertrag (bezw. das massgebende Regle- 
ment) gestattet, an Bord bringen, insoweit aber im Zweifel 
ohne besondere Vergütung. Die vom Schiffer oder dessen 
Vertreter übernommenen gelten als Frachtgut (vgl. § 147); 
andere unterliegen nur einzelnen Rechtssätzen des Fracht- 
vertrags, doch haftet der Transportunternehmer auch für 
diese bei eigenem und der Schiffsbesatzung Verschulden. 
An allen, so lange sie zurückbehalten oder deponirt sind, 
besteht für das Ueberfahrtsgeld das gesetzliche Pfand- 
recht: Art. 674, 675, 451. 

3. Der Vertrag erlischt nach Analogie des Seefracht- 
vertrags — auch hier findet sich eine Art von „Faut- 
fracht" (halbes Ueberfahrtsgeld — sofern vor Antritt der 
Reise der Passagier zurücktritt oder stirbt oder durch einen 
Zufall an der Reise verhindert wird). Besonders gilt bei 
zeitweiser Fahrtunterbrechung (Schiffsreparatur): Art. 666 
bis 672. 

4. Hat der Rheder das Schiff ganz oder zum Theil 
an einen Unternehmer, s. g. „Expedienten" verfrachtet, 
welcher dasselbe für . eigene Rechnung zum Personentrans- 
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port verwendet; so besteht zwischen' Rheder und Ex- 
pedienten ein Frachtvertrag, zwischen den Expedienten 
und den Reisenden der Ueherfahrtsvertrag : Art. 677. 

5. Die Beförderung auf Postschiffen regelt sich in 
erster Linie nach dem Postrecht (§ 128): Art. 449, auf 
Auswandererschiffen in erster Linie nach den meist 
absoluten Landesgesetzen, welche einschneidende Vor- 
schriften zum Schutze der Auswanderer einerseits, schärfere 
Disziplinarvorschriften gegen dieselben andererseits ent- 
halten: Preuss. Ges. v. 7. Mai 1853, Hamburg. V. v. 30. April 
1855 und 20. April 1868 mit Nachträgen, Bremische V. 
v. 9. Juli 1866 mit Nachträgen u. a. m., möglicherweise 
zugleich nach auswärtigem Recht, welchem das Schiff 
überhaupt oder hinsichtlich des Bestimmungshafens unter- 
worfen ist, z. B. Amerikanische Kongressakte v. 2. August 
und 7. August 1882. 

Eigenthümlich ist die Rechtsstellung der s. g. Aus- 
wanderungsexpedienten, auch wenn dieselben nur Ver- 
treter oder Agenten des Rheders sind. Sie sind konzes- 
sions- und kautionspflichtig, haften — neben dem Schiffer 
bezw. Rheder — dem Reisenden persönlich für gehörige 
Einrichtung, Ausrüstung, Verproviantirung und haben im 
Interesse der Reisenden, auf deren Kosten, „ Versicherung 
der s. g. Passagegelder" zu nehmen, um bei Eintritt von 
Unfällen die Ausführung der Reise zu ermöglichen (R.O.H.G-. 
VII 402, XVII 343). 



Pfandrecht und Verjährung. 

§ 154. 

1. Den Schiffsgläubigern (vgl. § 142) steht ein 
privilegirtes Pfandrecht an dem „ See vermögen a des Rhe- 
ders (Schiff und Fracht) zu. Ihm stehen nach alle etwa 
sonst nach Landesrecht zulässigen vertragsmässigen (z. B. 
nach Preuss. R. die in das Schiffsregister eingetragenen 
— s.. B.E. §§ 1196—1205) oder gesetzlichen Pfandrechte 
am Seevermögen. 



■— 206 - 

Ihre Pfandrechte beruhen, ausgenommen das Pfandrecht 
der Bodmereigläubiger, auf Gesetz. Sie zerfallen in 
10 Klassen: Art. 757, 758, mit gesetzlich geregelter Rang- 
ordnung: Art. 770 — 773, und zwar gilt die doppelte Regel: 
dass die aus Verwendungen für das Schiff entstandenen 
Forderungen den übrigen vorgehen (z. B. die Kosten des 
Zwangsverkaufs, die öffentlichen Abgaben, Forderungen 
aus Dienst- und Heuerverträgen, Bergungs- und Hülfs- 
Kosten, Beiträge zur grossen Haverei, Bodmereiforderungen 
— gehen vor den Forderungen wegen Verlustes oder Be- 
schädigung von Gütern, aus Delikten der Schiffsbesatzung) 
und dass unter Forderungen aus verschiedenen Reisen die 
Forderungen aus der jüngsten denen aus der älteren und 
sofort vorgehen. 

Das Pfandrecht erstreckt sich auf das Schiff, dessen 
Zubehör und die verdiente (also möglicherweise nur Di- 
stanzfracht oder Fautfracht — s. § 147) Bruttofracht (d. h. 
ohne Abzug von Unkosten und der etwaigen Antheile von 
Schiffer oder Mannschaft) der betreffenden Reise; das 
Pfandrecht des Bodmereigläubigers geht auf das ver- 
bodmete Objekt: Art. 758, 759, 761, 762. Die Ent- 
schädigungsansprüche aus grosser Haverei oder aus Ver- 
schuldung dritter Personen, nicht aber die Versiche- 
rungssumme, gelten als Surrogate der Pfandobjekte: 
Art. 778. 

Das Pfandrecht wird durch Pfandklagen gegen den 
Rheder oder Schiffer (nach Wahl des Gläubigers) realisirt 
und ist auch gegen dritte Besitzer des Schiffes un- 
beschränkt verfolgbar: Art. 764, 765, 758. 

Es erlischt: 

a. Durch gerichtlichen Zwangsverkauf des Schiffes 
im Inlande: Art. 767, vgl. Z.P.O. §§ 828 ff. Preuss. 
Subhastationsordnung v. 13./7. 1883 §§ 163 ff. 

b. Durch statthaften Nothverkauf Seitens des Schif- 
fers: Art. 767. In beiden Fällen tritt der Erlös an die 
Stelle des Schiffes. 

c. Landesgesetzlich auch bei freiwilliger Veräusserung 
nach gerichtlichem Aufgebot der unbekannten Schiffs- 
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gläubiger, durch Ausschlussurtheil wider die nichtangemel- 
deten : Art. 768, Prenss. E.G. Art. 58 u. a. m. 

d. Durch Untergang der Forderung, insbesondere 
durch Verjährung: in der Regel einjährige (in 2 Fällen 
2-jährige) — sie erstreckt sich auch auf das Landvermögen 
des Rheders und das. Vermögen einer Person der Schiffs- 
besatzung: Art. 906—908. 

2. Auch unter den privilegirten gesetzlichen Pfand- 
rechten an dem Seevermögen der Ladungsbetheilig- 
ten (vgl. § 145: wegen Fracht, Bodmereigeber, Haverei- 
gelder, Bergungs- und Hülfs-Kosten) besteht eine Rang- 
ordnung. Pfandrecht und der darüber hinausgehende per- 
sönliche Anspruch erlöschen durch einjährige Verjährung. 
Das Pfandrecht wegen Fracht und Ueberfahrtsgelder geht 
gar nicht gegen den dritten Besitzer, die übrigen gesetz- 
lichen Pfandrechte gehen gegen den dritten unredlichen 
Besitzer. Hinsichtlich anderweitiger Pfandrechte und 
deren Rangordnung entscheidet das Landesrecht: Art. 781, 
909, 911, vgl. 624, 697, 727, 753. — 



Die juristische Natur des Versicherungsvertrags. 

§ 158. 

Der Versicherungsvertrag (s. § 155) ist ein proprium 
genus contrarius, d. i. er bildet eine Vertragskategorie für 
sich, fällt insbesondere nicht etwa unter die in der älteren 
Theorie und Praxis (s. § 156) unterstellte Kategorie des 
Hoffnungskaufs (emtio spei). Denn der Versicherte er- 
kauft nicht ein erhofftes künftiges Gut des Versicherers, 
sondern will sein eigenes Gut durch die (gar nicht er- 
wünschte) Leistung des Versicherers decken» 

Insbesondere : 

1. Er ist, isolirt vom Standpunkt des Versicherers 
betrachtet, ein aleatorischer Vertrag („gewagtes Ge- 
schäft ') und wird unter diese Kategorie in neueren Ge- 
setzen gestellt (A.L.R. I. 11 §§ 527 ff. 546. Oesterr. 
b.G.B. § 1269. Code civil Art. 1964, Ital. Codice civile 
Art. 1102). Indessen einmal ist gemeinrechtlich dieser 
Begriff nichtssagend, da es für „gewagte Geschäfte" nicht 
gemeinschaftliche Rechtssätze gibt (anders, aber unzweck- 
mässig, nach neueren Gesetzen, z. jB. A.L.R.); sodann 
unterscheidet er sich gerade von den wichtigsten Arten 
der s. g. „gewagten Verträge* (Spiel und Wette) durch 
seinen wirthschaftlichen, d. h. nützlichen Zweck : ein Ver- 
sicherungsvertrag um der Wagniss willen (si in aleae 
speciem cadit: 1. 5 pr. D. de naut. foen. [22,2]) ist eine 
unechte, s. g. Wettassekuranz. Endlich ist er in dem 
regelmässigen Zusammenhang zumal des gewerblichen 
Betriebs (s. § 155) für den Versicherer keineswegs „ge- 
wagt", vielmehr sehr sicher, da die Vielheit der von dem 
gleichen Versicherer geschlossenen Versicherungsverträge 
einen zur durchschnittlichen Deckung der „Risiken" aus- 
reichenden Fonds beschafft. 
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2. Er enthält nicht ein zwar bedingtes, aber 
doch sonst abstraktes Geldzahlungsversprechen, 
s. g. „ Summen versprechen *, d. i. ohne Rücksicht auf 
Schaden und Interesse (so Endemann). Diese geschicht- 
lich wie dogmatisch gleich grundlose Auffassung ist ab- 
strahirt aus der unrichtig verstandenen Lebensversicherung 
(vgl. §§ 166 ff. G.Z. XXXV S. 280 ff. — ); widerstreitet 
durchaus dem Zweck und Inhalt der „ Versicherung*, welche 
ein „ versicherbares Interesse* erfordert, widrigenfalls sie 
„Wettassekuranz* ist (s. §§ 160 ff.) und wird gestützt auf 
die irrige Annahme, dass die „ wahre* Assekuranz sich 
unter der Herrschaft des „Canonischen Wucherrechts* 
nicht habe frei entfalten können. 

3. Er ist überhaupt nicht ein „bedingter Ver- 
trag* (so v. Gerber). Denn die „Bedingung*, unter 
welcher allerdings der Versicherer verspricht, gehört zum 
Wesen dieses Vertrags, ist eine „conditio iuris*. (Solche 
„Bedingung* inhärirt jeder Erbeinsetzung, Zuwendung von 
Todeswegen [Vermächtniss , Schenkung auf den Todes- 
fall], der Mitgiftbestellung vor eingegangener Ehe u. s. f.). 
Nur ist, wie bei dem bedingten Vertrag, ungewiss: ob, 
wann, wieviel zu leisten ist — oder doch eines oder das 
andere. 

4. Er ist, weil gegenseitig, ein diskreter (individua- 
lisirter), nicht abstrakter Vertrag (jeder Theil verspricht 
ob causam: um der zugesagten Leistung des anderen 
willen). Die Vertragsurkunde, Polize, ist daher niemals 
Urkunde über eine „abstrakte* Obligation (anders Kuntze). 

5. Er ist Konsensualvertrag, und zwar in dop- 
pelter Richtung: 

a. Sein Abschluss ist gemeinrechtlich formlos (noth- 
wendig schriftlich nach Preuss., Französ. R. und sonst) — 
reichsgesetzlich, sofern der Vertrag Handelsgeschäft ist: 
H.G.B. Art. 317, 788. E.O.H.G. V 9 (G.). 

Der Vertragsantrag pflegt von dem Versicherungs- 
nehmer auszugehen — meist durch Ausfüllung und Unter- 
zeichung einer von dem Versicherer formularmässig fest- 
gestellten „Deklaration*. Allgemein üblich ist die Zu- 

G ol d Schmidt, System des Handelsrechts. 2. Aufl. 14 
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Stellung einer vom Versicherer einseitig ausgestellten und 
unterzeichneten Vertragsurkunde, genannt Polize (po- 
lizza, pulizza von polliceri), Versicherungsbrief — ge- 
setzlich ist zu deren Zustellung der Seeversicherer ver- 
pflichtet: H.G.B. Art. 788 (ausführlich z. B. A.L.R. II. 8 
§ 2068—2099). Sie enthält, ausser dem wesentlichen 
Inhalt des Vertrags (betr. Gegenstand, Art und Dauer der 
Gefahr, etwaige Versicherungssumme, Prämie — sofern 
solche nicht anderweitig feststeht), alle besonderen Ver- 
sicherungsbedingungen und verweist in der Regel auf die 
s. g. „allgemeinen Versicherungsbedingungen 44 
(dieses oder vieler Versicherer). Die Verweisung ist nicht 
erforderlich, sofern der Versicherungsnehmer die Ver- 
sicherungsbedingungen kennt oder kennen muss (sofern 
notorisch dieser Versicherer nur so versichert). 

Diese Versicherungsbedingungen — mitunter Zeug- 
nisse bestehenden oder doch werdenden Gewohnheitsrechts, 
mitunter auch wichtige Interpretationsmittel des gesetz- 
lichen Rechts, welches zum erheblichen Theil nur fester 
Niederschlag (gesetzliche Formulirung) der üblichen Ver- 
tragsklauseln ist — an sich nur ausdrückliche oder still- 
schweigende Vertragsabreden (leges contractus) für den ein- 
zelnen Versicherungsvertrag, H.G.B. Art. 278, 279, sind 
nur absoluten Gesetzesvorschriften gegenüber unwirksam. 
Daher gilt praktisch überwiegend nicht das gesetzliche 
Recht, sondern die vereinbarte (vertragsmässig kodifizirte) 
Norm (z. B. der Inhalt der „Allgemeinen Seeversicherungs- 
bedingungen" v. 1867, nicht der Inhalt des Handelsgesetz- 
buchs). Sie sind für zahlreiche Gesellschaften und An- 
stalten gleichheitlich fixirt (z. B. alle Norddeutschen See- 
versicherer, mit Ausnahme der Bremischen, kontrahiren 
nach den Hamburger „Allgemeinen Seeversicherungs- 
bedingungen " ; die Bremischen nach den „Bremischen See- 
versicherungsbedingungen 1875* ; viele Lebens-, Feuer- 
versicherungsgesellschaften u. a. m. nach gleichheitlichen). 
Vgl. G. § 35 Z. XVIII 533. XX 538. XXXIII 545. 

Bestimmen die „Versicherungsbedingungen*, dass vor 
Aushändigung der Polize kein Theil oder doch der Ver- 



i 
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sicherer nicht gebunden sei, so wird der Vertrag nur 
durch Geben und Nehmen der Polize errichtet: die Polize 
ist alsdann eine „Dispositivurkunde" (oben § 82). 

b. Der Vertrag wird perfekt ohne vorgängige 
oder gleichzeitige Zahlung der Prämie — doch 
war früher vielfach gesetzlich (z. B. schon in den Ordon- 
nanzen v. Barcelona 1458) und ist jetzt häufig in den 
„Bedingungen* das Gegentheil vorgeschrieben. Entweder 
in dem Sinne, dass vorher nicht der Versicherer oder dass 
vorher auch der Versicherungsnehmer (häufig bei der 
Lebensversicherung) nicht gebunden ist. Eine Rechts- 
vermuthung dafür besteht nicht. S. auch R.G. III. 104. 

6. Er ist bonae fidei Vertrag. Sein Inhalt, ein- 
schliesslich der „Versicherungsbedingungen*, ist nach der 
Sitte des redlichen Verkehrs auszulegen; der zwei- 
deutige oder unklare, vom Versicherer einseitig formulirte 
Inhalt gegen diesen. Daher sind die s. g. „Bedingungen* 
für den Fortbestand der Versicherung oder für den 
Schadensersatzanspruch im Zweifel nicht als nackte con- 
ditiones (bei welchen lediglich Geschehen oder Nicht- 
geschehen entscheidet) zu behandeln; vielmehr ist deren 
Nichtinnehaltung unschädlich, sofern der Versicherte ausser 
Stande war, denselben nachzukommen (z. B. die Polizei- 
behörde weigert die innerhalb 3 Tagen zu bewirkende Auf- 
nahme des Protokolls über den Brandunfall, lebensgefähr- 
liche Erkrankung des Versicherten hindert daran u. dgl.). 

G. I § 34, Not. 14, 14a u. Cit. R.G. I 196. III 
108, 109. X 158. XVI 121. XVIII 142. XIX 132. 

7. Er ist Handelsgeschäft oder Nichthandels- 
geschäft. Nämlich : Der Versicherungsvertrag gegen Prämie 
ist objektives Handelsgeschäft auf Seite des Versicherers, 
gar nicht oder nur subjektives auf Seite des Versicherungs- 
nehmers. Die Gegenseitigkeitsversicherung ist höchstens 
subjektives Handelsgeschäft. H.G.B. Art. 271 Z. 3, Art. 273. 
G. I § 49 Not. 22 ff. Dies ist theoretisch richtig, praktisch 
unzweckmässig. 

Die allgemeinen Prinzipien des Versicherungs- 
vertrags sind mit Vorsicht aus dem (in Deutschland) 
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allein kodifizirten Seeversicherungsrecht zu entnehmen — 
in erster Linie ist überall die besondere Natur des 
betreffenden Versicheruagszweiges und der für diesen 
etwa bestehende spezielle Handelsgebrauch (H.G.B. Art. 1) 
massgebend. Die häufige genealisirende Uebertragung 
von Rechtssätzen des Seeversicherungsrechts auf andere 
Versicherungszweige ist sehr gefahrlich. 



Uebergang der Rechte und Verpflichtungen aas dem 
Versicherungsvertrag. 

§ 161a. 

Ein Wechsel in der Person von Gläubiger oder 
Schuldner oder von beiden ist selbstverständlich möglich 
durch Novation: es wird der alte Versicherungsvertrag 
durch einen neuen ersetzt, sei es, dass ein anderer Versicherer 
oder ein anderer Versicherter vertragsmässig eintritt. 

Im Uebrigen ist zu unterscheiden: 

1. Es können, unter Fortbestand des Versiche- 
rungsvertrags in der Person des Versicherten, die 
bereits erwachsenen oder künftigen Schadensersatzansprüche 
auf einen Dritten übergehen, durch Erbfolge oder durch Ces- 
sion, während die Verpflichtungen bei dem Versicherten 
bleiben: H.G.B. Art. 896, somit ohne Genehmigung des 
Versicherers, aber der Erwerber ist den Einreden aus der 
Person des Cedenten nach allgemeinen Grundsätzen aus- 
gesetzt. Dies gilt sogar, sofern die Polize auf Inhaber 
lautet (da auch deren Erwerber höchstens als Cessionar gilt 

— vgl. oben §§ 82 ff., §§ 185 ff.); ist die Polize — was 
die thatsächliche Regel bildet — ein „Werthpapier a („nur 
gegen Polize zahlbar"), so hat der Erwerber stets die Po- 
lize beizubringen. 

Jedoch im Falle einer Seeassekuranzpolize an Order 

— welcher partikularrechtlich anderweitige (nicht übliche) 
Polizen an Order gleichstehen — ist der Erwerber ge- 
schützt gegen Einreden aus der Person des Versicherten 
(z. B. der Kompensation); dagegen nicht auch gegen asse- 
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kuranzrechtliche, sollten dieselben auch nicht aus der 
Polize erhellen (z. B. der Verletzung der Anzeigepflicht, 
der Deviation, der unterlassenen Prämienzahlung). So, 
trotz des anscheinend engeren Wortlautes der Art. 896, 
904 S. 4, Hamburger Prot. S. 3579 ff, 3640 ff. (Anders 
Voigt das D. Seeversicherungsrecht S. 71 u. Lewis, See- 
recht II S. 499 — obwohl sie anerkennen, dass bei ihrer 
Auffassung des Gesetzes die Orderpolize ein durchaus un- 
vernünftiges Institut wäre.) 

2. Veräussert der Versicherte den (mittelbaren) Ge- 
genstand der Versicherung (Schiff, Gebäude etc.), so 
erlischt von Rechtswegen das Forderungsrecht in der 
Person des Versicherten, weil diesem zur Zeit des Unfalls 
das versicherbare Interesse fehlt, und es geht nicht von 
Rechtswegen auf den neuen Erwerber über, zumal durch 
dessen Eintritt sich die Gefahr des Versicherers erheblich 
ändern kann. 

Die gegentheilige Annahme (Uebertragung von Rechts- 
wegen) wird zu Unrecht (z. B. Lipman, Jahrb. f. Dogmat. 
VII 21 ff., v. Vangerow, Pandekten III § 635 a. E., 
Kuntze, bei v. Holzschuher, Theorie und Kasuistik III 
825 ff., Endemann, H.R. § 110 Not. 8, § 175 Not. 18 — 
meist werden verschiedene Gründe promiscue geltend ge- 
macht — dagegen s. namentlich F. Mommsen, Erörterungen 
aus dem Obligationenrecht I 118 ff. König, in E. Hdb. 
III 771 ff.) gestützt : auf die präsumtive oder stillschweigende 
Zustimmung vom Versicherer und Versicherten ; oder darauf, 
dass der Versicherungsanspruch ein „Accessorium", „Surro- 
gat" der versicherten Sache sei (er ist aber nicht commodum 
ex re, sondern ex negotio, beruht auf einem selbständigen 
Rechtsgeschäft); oder auf den angeblichen Billigkeitsgrund- 
satz, dass demErwerber das Aequivalent der übergangenen 
Sache gebühre (das Gegentheil erweist 1. 21 D. de hered. 
vel act. vend. [18, 4]). 

Immerhin erscheint der Untergang des Versicherungs- 
anspruchs unbillig. Zu dessen Aufrechterhaltung in der 
Person des neuen Erwerbers werden verschiedene Wege 
eingeschlagen : 
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a. Laxes System: Der Erwerber tritt von Rechtswegen 
in die Stelle des Versicherten; sofern nicht durch seinen 
Eintritt die Gefahr erhöht oder verändert wird. So 
einzelne neuere Gesetze, z. B. Holl. 263, Ungar. § 484, 
auch, bei Feuerversicherungen, A.L.R. II 8 § 2163 (dagegen 
Munk, in Rassow u. Küntzers Beiträge XXVI 648 ff.) und 
die Bedingungen der öffentlichen Feuerversicherungsgesell- 
schaften: R.O.H.G. V S. 1, R.G. V S. 316 — s. aber 
auch z. B. Italien 439, 432. 

b. Strengstes System: Der Versicherungsvertrag er- 
lischt bei unterlassener Anzeige des Eigenthums wechseis; 
ist diese Anzeige erfolgt, so kann der Versicherer, auch 
wider den Willen des Versicherten, mit dem neuen Er- 
werber den alten Vertrag fortsetzen. So die (neuerdings 
gemilderte: es ruht nur die Versicherung bis zur schrift- 
lichen Genehmigung oder Wiederaufhebung des Eigen- 
thumswechsels) Praxis der deutschen Mobiliarfeuerversiche- 
rungsanstalten. 

c. Mittleres System: Hat der Versicherte seinen Ver- 
sicherungsanspruch auf den neuen Erwerber übertragen, 
so tritt dieser, auch ohne Zustimmung des Versicherers, 
an die Stelle des Versicherten, — jedoch wird der Ver- 
sicherer frei von jeder durch die Veräusserung bewirkten 
Erhöhung oder Aenderung der Gefahr, sofern er nicht der 
Uebertragung zugestimmt hat. So für Seeversicherungen : 
H.G.B. Art. 904 Abs. 1—3, Art. 805, Abs. 1 — ähnlich 
Belg. Versicherungsges. Art. 30, Zürcher b.G.B. § 1736 
(jetzt, neue Redaktion 1887, § 528). 

3. Das Pfandrecht an der versicherten Sache er- 
streckt sich im Zweifel nicht von selbst auf den Versiche- 
rungsanspruch bezw. die Versicherungsumme (der Pfand- 
gläubiger mag sich den Versicherungsanspruch bezw. die 
Polize verpfänden lassen oder selbst für sein Interesse 
Versicherung nehmen). 

So, mit der auch in der Doktrin herrschenden Mei- 
nung (anders Lipmann a. a. O. VII 29, Windscheid, Pan- 
dekten I § 298, Scheerer, Jahrb. f. Dogmatik XX 80): 
PL Preuss. Obertrib. XXVII 1 ff., R.G. XII 169, A.L.R. 
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I 20 § 309, Holl. H.G.B. Art. 297, 298. Doch gut viel- 
fach das Gegentheil nach den „Bedingungen" für die 
Feuerversicherung von Immobilien, insbesondere der 
öffentlichen Feuerversicherungsanstalten, vgl. auch Allg. 
Versicherungsbedingungen § 12 (Z. XXXIII 526) — ge- 
setzlich: für Gebäude, Früchte und bewegliche Zu- 
behör derselben (Vieh, verhagelte Früchte) nach Preuss. 
Ges. v. 5./5. 1872 § 30 (ebenso B.E. § 1067 Z. 5, vgl. 
§ 1070) und für Seeschiffe nach Französ. Ges. v. 10./12. 
1874 Art. 17. 



Die Wechselrechtsgebiete. 

§ 171. 

1. Die ältere deutsche Reichsgesetzgebung hat 
nur wenige Punkte deß Wechselrechts geordnet: J.R.A. 
1654 § 107 (NichtSuspensiveffekt der Appellation in Wechsel- 
sachen, falschlich „Reichswechselordnung" genannt) und 
nicht publizirter Reichsabschiedsanfang 1671 § 5 (Ver- 
bindlichkeit des Wechselaccepts). Das älteste Deutsche 
Partikulargesetz ist Tit. 7 Buch II des Hamburger 
Statuts v. 1603, modifizirt, unter Berücksichtigung des 
Antwerpener Stadtrechts (Rechten ende costumen van Ant- 
werpen: antiquae 1570, impressae 1582, compilatae 1608) 
in Titel 6 Buch II v. 1605. Noch im 17. Jahrhundert 
folgen 24 deutsche Wechselordnungen, darunter wichtig 
namentlich die Nürnberger 1654, Augsburger 1665, Frank- 
furter 1666, Leipziger 1682 — zum Theil später revidirt 
und ergänzt. Im 18. Jahrhundert folgen 51 deutsche 
Wechselordnungen, darunter insbesondere die Preussische 
v. 30./1. 1751 und A.L.R. II 8 §§ 713—1249; im 19. Jahr- 
hundert 18. Dazu kam im westl. Deutschland das Fran- 
zösische W.R. des Code de commerce. 

Noch 1847 galten in Deutschland 56 verschiedene 
Wechselordnungen (!) aus ganz verschiedenen Zeiten ; neue 
Entwürfe lagen vor namentlich im K. Sachsen (Redaktor 
Einert), Preussen, Braunschweig (Redaktor Liebe), Meck- 
lenburg (Redaktor Thöl). 

Diesem unerträglichen Zustand beschloss abzuhelfen 
die Zollvereinskonferenz 1846 (s. G. I § 11, 12). Unter 
Betheiligung Oesterreichs und anderer nicht zum Deutschen 
Zollverein gehörigen Deutschen Staaten trat am 25./10. 
1847 in Leipzig eine Kommission von Abgeordneten 
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nahezu aller Deutschen Regierungen (20 Juristen und 
10 Eaufleute) zusammen. Auf Grundlage eines von der 
Preussischen Regierung (Verfasser : Geh.-Rath Bischoff, 
f 1857) vorgelegten, mit vortrefflichen Motiven versehenen 
(letzten — es sind zahlreiche Entwürfe voraufgegangen) 
Entwurfs wurde in nur 35 Sitzungen am 9. Dezember 
1847 die Berathung beendigt. 

Der beschlossene Gesetzentwurf einer „Allgemeinen 
Deutschen Wechselordnung* wurde von der konsti- 
tuirenden Nationalversammlung zu Frankfurt a./M. un- 
verändert als „Reichsgesetz" angenommen und am 26. No- 
vember 1848 im „Reichsgesetzblatt* publizirt, hat aber, 
da das „Reich" nicht zu Stande kam, nur allmählich und 
nur landesgesetzliche Geltung durch Publikation in den 
Einzelstaaten erlangt (gar nicht in Luxemburg und Lim- 
burg, erst 1862 in Schaumburg- Lippe, bereits 1850 in 
Oesterreich, 1872 in Elsass-Lothringen). 

Unvollständige Sammlung der Einfiihrungsgesetze 
bei Kletke, Wechselgesetzgebung sämmtlicher Deut- 
scher Staaten 1854; nicht mehr vollständige Zusammen- 
stellung zu den einzelnen Artikeln der W.O. bei v. Sal- 
pius 1870 (oben § 7). 

Ergänzt und deklarirt ist die W.O. durch die s. g. 
Nürnberger Novellen, das sind 8, Beseitigung von Di- 
vergenzen der Landesgesetze und Entscheidung von Streit- 
fragen bezweckende Zusätze, im Auftrag der Deutschen 
Bundesversammlung von der Nürnberger Handelsgesetz- 
konferenz 1858 (erste Lesung) und 1860/61 (zweite veränderte 
Lesung) vorgeschlagen und allmählich in den einzelnen 
Bundesstaaten (nicht in Oesterreich — s. unten) zur landes- 
geeetzlichen Publikation gelangt. 

Endlich durch das Bundesgesetz v. 5./6. 1869, 
welches später auf die Staaten jenseits des Maines aus- 
gedehnt wurde, ist die W.O. nebst Novellen zum Bundes- 
bezw. Reichs- Gesetz erhoben. 

Sie gilt im Deutschen Reich ausschliesslich in dem 
Text des Bundesgesetzblattes v. 1869 Nr. 32. Landesgesetz- 
liche Abweichungen haben keine Geltung. Reichsgesetz- 
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lieh abgeändert ist seither qur Art. 80 der W.O. (vgl. 
§ 208). 

In Oesterreich dagegen ist zu unterscheiden: 

Im cisleithanischen Theil, mit Einschluss des sou- 
veränen Fürstentums Lichtenstein, gilt die Oesterreich. 
W.O. vom 25./1. 1850, d. h. die Deutsche W.O. mit 
2 Modifikationen (zu Art. 18 u. 35), sowie die modifizi- 
rende V. v. 3./7. 1852 (s. § 177) — und gelten statt der 
Nürnberger Novellen die Verordnungen vom 2./11. 1858 
(abweichend nur hinsichtlich des Zinsversprechens). 

Im Königreich Ungarn und dessen Nebenländem 
wurde die 1850 eingeführte Oesterr. W.O. 1861 .beseitigt, 
dagegen mit Aenderungen und Ergänzungen wiederein- 
geführt als Ungarisches Wechselgesetz 1876 (in Kraft 
seit l./l. 1877). 

Die Deutsche W.O. liegt zu Grunde: dem Schweizer. 
Bundesges. über das Obligationenrecht, der Skandinavi- 
schen W.O., derFinländischen W.O., dem Russischen 
Entwurf einer W.O. und dem Niederländischen Ent- 
wurf eines Ges. über Handelspapiere. — 

Zu ihrer Interpretation dienen insbesondere die 
Entwürfe (auch die älteren Preussischen, aus dem der 
letzte von 1847 hervorgegangen ist), die Motive, die Pro- 
tokolle der Leipziger Konferenz und für die Nürnberger 
Novellen die (nicht veröffentlichten) Protokolle der Nürn- 
berger Konferenz — (Auszüge s. Grundriss). 

2. Dem Deutschen Wechselrechtsgebiet steht gegen- 
über insbesondere: 

a. Das Gebiet des Französischen, enthalten im 
Code de commerce 1807/8 Art. 110 — 189, wenig modi- 
fizirt durch Ges. v. 19./3. 1817 u. S./5. 1862 (zu Art. 115, 
160, 166) — mit mehr oder minder Modifikationen in 
den meisten neueren europäischen und aussereuropäischen 
Handelsgesetzbüchern (s. § 8) als Theil derselben reeipirt 
— jetzt veraltet. So wesentlich auch noch das revid. 
Spanische H.G.B. 

Mehr vermittelnd zwischen französischem und deutschem 
System: Belgisches Wechselges. 1872; noch mehr nähert 
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sich dem letzteren das revid. Italienische H.G.B. (1882), Ru- 
mänische (1886), Portugiesische (1888), sowie das Serbische 
H.G.B. (1860). 

b. Das Englisch- Nordamerikanische. Dasselbe 
war (und ist noch jetzt in den Vereinigten Staaten von 
Amerika) in der Hauptsache ungeschriebenes Gewohnheits- 
recht (common law). Das Grossbritannische ist neuer- 
dings kodifizirt (1882), doch unter Abweichungen für 
Schottland. 

Sammlungen, Zusammenstellungen und En- 
cyklopädien s. Grundriss. 

Eine Ausgleichung der Hauptdifferenzen der 
3 Hauptsysteme (s. S. Borchardt, Samml. I S. IX bis 
XIII) wird erstrebt, insbesondere von der association for 
the reform and codification of the law of nations und 
dem institut de droit international, endlich von der Belgi- 
schen Regierung (Kongresse zu Antwerpen 1885, Brüssel 
1888). S. die Literatur im Grundriss. 



Internationales Wechselrecht. 

§ 173. 

Der Eine Wechselbrief kann Träger sehr zahlreicher 
und mannigfaltiger Wechselerklärungen (Wechselakte) sein, 
deren jede eine besondere, an sich selbständige Obligation 
erzeugt (s. §§ 175, 182). 

Jede dieser Obligationen kann ihren besonderen Ent- 
stehungs- und Erfüllungsort, jeder der mehreren Wechsel- 
verpflichteten sein besonderes Domizil (bezw. seine be- 
sondere Handelsniederlassung) haben (z. B. die Tratte wird 
ausgestellt in Berlin, ist zahlbar in London, wird acceptirt 
in Paris, indossirt in Mailand, Lyon, Liverpool, Kopenhagen, 
St. Petersburg, Rio Janeiro u. s. f.). Es ist so ein mehr- 
faches (vielfaches) örtliches Recht für den gleichen Wechsel- 
brief möglich. Das jedesmal zutreffende Recht bestimmt 
sich nach den Grundsätzen des internationalen Privatrechts 
(hier Wechselrechts). 
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Insbesondere: 

1. Hinsichtlich der Wechselfähigkeit. S. § 177. 

2. Hinsichtlich der Form der Wechselerklärungen. 
Dieselbe bestimmt sich schlechthin nach dem Recht des 
Ortes (lex loci), an welchem die betreffende Wechsel- 
erklärung (Ausstellung, Accept, Indossament etc.) erfolgt. 

Von diesem Prinzip bestehen zwei, die Gültigkeit der 
Wechselerklärungen begünstigende Ausnahmen: 

a. Ein im Auslande zwischen zwei Angehörigen des 
Deutschen Reichs eingegangener Wechselakt ist gültig, 
auch wenn er nur den Anforderungen des Deutschen 
Rechts entspricht (z. B. ein Accept durch blosse Namen- 
oder Firmenzeichnung, obwohl in Paris erfolgt). 

b. Die auf einen im Auslande, wenngleich zwischen 
zwei Nichtdeutschen ausgestellten, dort wegen Formwidrig- 
keit ungültigen, aber nach Deutschem Recht gültigen 
Wechsel in Deutschland gesetzten Wechselerklärungen sind 
gültig, sofern sie dem Deutschen Recht entsprechen (z. 6. 
auf einen in Paris mit der Bezeichnung „Wechsel*, aber 
ohne die Order- und Valuta- Klausel ausgestellten Wechsel 
werden in Köln Accepte oder Indossamente gesetzt, welche 
nach Deutschem Recht formgerecht sind). 

W.O. Art. 85. 

3. Die rechtliche Wirkung der Wechselerklärungen 
bestimmt sich nach konstanter Deutscher Praxis (s. z. B. 
R.G. VI 24) gemäss dem Recht desjenigen Ortes, an 
welchem die betreffende Wechselverpflichtung zu erfüllen 
ist: locus solutionis (z. B. ob der Regress mangels An- 
nahme auf Zahlung oder auf blosse Sicherstellung geht). 
Dieser Grundsatz gilt namentlich auch hinsichtlich der 
Dauer der Wechselverpflichtung (Verjährung — es ist 
durchaus unrichtig, dass die Verjährung sich nach dem 
Recht des zufälligen Prozessortes [lex fori] bestimme). 

4. Hinsichtlich der Rechtshandlungen, deren es zur 
Ausübung oder Erhaltung der Wechselansprüche — über- 
haupt oder in vollem Umfange — bedarf (Präsentation, 
Protesterhebung, Notifikation) ist zu unterscheiden: ob 
und welcher Handlungen es bedarf, bestimmt sich nach dem 
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Grundsatz ad 3; dagegen über die Form dieser Hand- 
lungen, einschliesslich der Zeit und Oertüchkeit, entscheidet 
das Recht des Ortes, an welchem die Handlung geschehen 
muss. W.O. Art. 86. 

Gesetze, welche die Verfallzeit oder Zahlungszeit eines 
Wechsels hinausschieben (Moratoriengesetze) und um des- 
willen die (rechtzeitige) Protesterhebung untersagen, sind 
nicht Gesetze, welche nur die „Form* der Handlungen 
betreffen (so die Französischen Moratoriengesetze 1870/1 — 
sofern sie nicht lediglich unter den Gesichtspunkt zeit- 
weiser Untersagung der Protesterhebung gestellt werden), 
binden also den auswärtigen Wechselgläubiger nicht: 
R.O.H.G. I 286 ff., XIX 203, R.G. IX 438. Anders die 
auswärtige Rechtssprechung, zum Theil unter dem Gesichts- 
punkt der nach Deutschem Recht einflusslosen (s. § 183) 
„höheren Gewalt«: Goldschmidt, Z. XVII 294, XVIII 
625, XXI 580, v. Salpius, Z. XIX. 1. 



Die Wechselfähigkeit, 

§ 177. 

1. Aktive Wechselfahigkeit hat, d. h. Gläubiger aus 
einem Wechselakt kann werden Jeder, der durch Verträge 
erwerben kann — somit Kinder unter 7 Jahren oder 
Geisteskranke nur durch ihre Vormünder. 

2. Passive Wechsel&higkeit, Wechselfähigkeit im 
technischen Sinne hat, wer durch einen Wechselakt ver- 
pflichtet werden kann. Sie war, zwar nicht gemeinrecht- 
lich, aber nach älterem Partikularrecht (z. B. A.L.R. II 
8 §§ 713 ff.) auf Kaufleute und gewisse denselben gleich- 
gestellte Personenklassen beschränkt. Nach neuerem 
Recht (jedoch im Französ. R., Co. 113, 114, mit Ausnahme 
der Frauen, welche nicht Handelsfrauen sind, und der 
nicht „emanzipirten" Minderjährigen — im Englischen R., 
Wechselgesetz 1882 s. 22, noch mit Ausnahme der ihrem 
Spezialrecht unterworfenen Korporationen — nach Deut- 
schem Recht ausnahmslos) reicht sie so weit, als die all- 
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gemeine Verpflichtungsfähigkeit durch Verträge: W.O. 
Art. 1 — inabesondere auch für juristische Personen des 
In- und Auslandes. 

Denn die Wechselverpflichtung ist ein wichtiges Kredit- 
sicherungsmittel, daher auch Krediterlangungsmittel, welches 
keinem Stande versagt werden darf; eine ständische Ab- 
grenzung (etwa Beschränkung auf registrirte Kaufleute 
u. dgl.) ist nicht mehr durchführbar, auch für die Umlaufs- 
fähigkeit der als internationales Zahlmittel verwendeten 
Wechsel gefährdend ; die strengen Rechtsfolgen der Wechsel- 
verpflichtung sind ausreichend bekannt, deren Unkenntnis» 
mindestens bei dem deutschen, das Wort „Wechsel" an der 
Stirne tragenden Wechselbrief unentschuldbar. Gegen 
Betrug, wucherische Ausbeutung u. dgl. mittelst der dazu 
allerdings besonders geeigneten Wechsel müssen strenge 
Strafgesetze (Strafgesetzb. §§ 301, 302, Reichsges. v. 24./5. 
1880 u. Oesterr. Ges. v. 28./5. 1881) schützen. Daher 
die wiederholten Einschränkungsversuche der „allgemeinen 
Wechselfthigkeit" (z.B. im Preussischen Herrenhause 1859, 
im Deutschen Reichstag 1879) erfolglos geblieben sind. 
Vgl. auch die Verhandl. des XV. Deutschen Juristentags. 

Hervorzuheben ist: 

a. Massgebend ist die allgemeine Vertragsföhigkeit, 
nicht die s. g. besondere, z. B. nicht die Fähigkeit zur 
Intercession, zur Aufnahme von Gelddarlehen u. dgl. Ist 
jedoch erweislich ein Wechselakt von einer den weiblichen 
Intercessionsbeschränkungen unterliegenden Frau, von einem 
dem S. C. Macedonianum unterstehenden Hauskind in Ver- 
letzung des Verbotsgesetzes eingegangen, so wird der be- 
treffende Wechselakt dem unmittelbaren Wechselnehmer 
gegenüber rescindirt (vgl. §§ 176, 209). 

b. Der Mangel der allgemeinen Vertragsföhigkeit ist 
unerheblich, soweit dieser Mangel nach bürgerlichem Recht 
durch Handeln (gestio) oder ergänzende Mitwirkung bezw. 
durch ergänzenden Consens eines Dritten gedeckt wird. 
So geht z. B. der Vormund ftir den Minderjährigen gültige 
Wechselverpflichtungen ein — nach Preuss. R. jedoch nur 
mit, wenigstens allgemeiner Genehmigung des Vormund- 
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Schaftsgerichts: Preuss. Vormundschaftsordn. v. 5/7. 1875 
§ 42 Z. 10, vgl. § 45 und Ges. v. 12./7. 1875 § 5 — 
vgl. B.E. § 1674 Z. 9 § 1694. 

So geht der Minderjährige seihst mit (voraufgehender 
oder nachfolgender) Genehmigung des Vormunds (und 
bezw. des Vormundschaftsgerichts), das hinsichtlich des 
nichtfreien Vermögens verpflichtungsunfähige, wenngleich 
grossjährige Preussische Hauskind mit Genehmigung des 
Vaters, die Preussische Ehefrau hinsichtlich des eingebrachten 
Gutes mit Genehmigung des Ehemanns gültige Wechsel- 
verpflichtungen ein. Auch braucht die erforderliche Ge- 
nehmigung nicht aus dem Wechselbrief durch Mitunter- 
schrift zu erhellen (anders Thöl), denn der Konsens ist 
nicht (gleich der römischen tutoris auctoritas) ein Bestand- 
teil der Willenserklärung. 

R.O.H.G. IV 265 (G.) II 177, VI 357, Gold- 
schmidt, Z. XIX 820, Reuling, Juristische Wochen- 
schrift 1875 Nr. 12, 13. 

Wiedereinsetzung ist auch gegen Wechselverpflich- 
tungen Minderjähriger nach allgemeinen Grundsätzen (nur 
beschränkt Thöl) statthaft — gar nicht mehr in Preussen : 
Ges. v. 12./7. 1875 § 9. 

Der Minderjährige, welcher ohne vormundschaftliche 
bezw. väterliche Genehmigung ein Handelsgewerbe be- 
treibt, wird dadurch weder Kaufmann im Rechtssinn (oben 
§ 24), noch wechselfähig, auch nicht hinsichtlich der als 
Handelsgeschäfte erscheinenden Wechselakte; eine beson- 
dere, auf H.G.B. Art. 274 gestützte „Kaufmannswechsel- 
föhigkeit* Minderjähriger (so Thöl) besteht nicht. 

c. Militärpersonen sind nach Partikularrecht nur 
beschränkt verpflichtungsfähig (Mecklenburg), also auch 
nur insoweit wechselfahig. Schlechthin wechselunfähig 
sind nach Oesterr. V. v. 3./7. 1852 alle aktiven Militär- 
personen und alle auch pensionirten Offiziere. 

3. Betreffs der Anwendung des örtlichen Rechts 
ist zu unterscheiden: 

a. Die Wechselfahigkeit der Inländer — d. h. der 
Angehörigen des Deutschen Reichs — bestimmt sich nach 
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gemeinem und Preuss. Recht gemäss dem örtlichen Recht 
ihres Wohnsitzes, nach Sächsischem und Französischem 
(Rheinischem) Recht gemäss den Gesetzen des Staats, 
welchen sie angehören, auch wenn sie im Auslande 
wohnen (vgl. oben § 14). 

b. Für Ausländer ist reichsgesetzlich massgebend 
das Recht des Staats, welchem sie angehören. Jedoch 
wird der nach diesem Recht nicht wechselfähige Aus- 
länder (z. 6. die Französin, welche nicht Handelsfrau ist, 
der 23jährige Oesterreicher) durch einen im Deutschen 
Reich eingegangenen Wechselakt verpflichtet, sofern er 
nach dem betreffenden Ortsrecht wechselfähig wäre: es 
wird somit auf den Ausländer — allgemein nach Prelis- 
sischem und Englischem R. — das der Verpflichtungsfähig- 
keit günstigere Recht des Vertragsortes angewendet: W.O. 
Art. 84, vgl. Schweiz. O.R. § 822, Skandinav. W.O. Art. 84. 

4. Wechselakte von Wechselunfähigen sind als 
„Wechsel" absolut nichtig — trotz Verzichts auf die An- 
fechtung, eidlicher Bestärkung, späterer Anerkennung 
(Genehmigung) u. dgl., doch können sie Bereicherungs- 
wie Schadensersatz-Klagen erzeugen. Der nichtige Wechsel- 
akt wird aufrechterhalten, je nachdem als Anweisung, 
Anweisungsaccept, Verpflichtungsschein, Schuldschein, so- 
fern er als solcher gültig wäre, sofern nicht der entgegen- 
gesetzte Wille erhellt (s. g. „Konversion*). 

Die Nichtigkeit Eines Wechselaktes lässt unberührt 
die Gültigkeit der übrigen Wechselakte (vgl. § 182). 
W.O. Art. 3. 

5. Die gültige Wechselschuld begründete nach älterem 
R. gleichzeitige Haftung mit Vermögen und Person : W.O. 
Art. 2 u. Nürnb. Nov. 1. Indessen war gegen gewisse 
wechselfähige Personen die Wechselhaft ausgeschlossen: 
theils durch W.O. Art. 2, theils durch Partikulargesetze, 
welchen Nürnb. Nov. 2 eine Maximalgrenze gezogen hatte. 
All dies ist antiquirt durch die allgemeine Beseitigung 
der Schuldhaft, auch der mannigfach ausgezeichneten 
„ Wechselhaft*. Bundesges. v. 29./5. 1868, vgl. Oesterr. 
Ges. v. 4./5. 1868. 
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Die StellYertretung bei Eingehung Ton Wechsel- 
verbindlichkeiten. 

§ 178. 

Es gelten die allgemeinen Prinzipien des heutigen 
Zivil- und Handels-Rechts (s. oben § 35 ff.).. In Betracht 
kommen vornehmlich 3 Fälle: 

1. Wer für fremde Rechnung, aber im eigenen Namen 
Wechsel „zeichnet*, haftet allein, sollte auch der Auftrag- 
geber in dem Wechsel bezeichnet sein, z. B. üblicher- 
weise in der s. g. „Kommissionstratte* (s. § 184). 

2. Wer in fremdem Namen (Firma) ohne Hinzufugung 
des eigenen Namens zeichnet, wird nicht wechselrechtlich 
verpflichtet (möglicherweise zivilrechtlich als falsus pro- 
centor, Fälscher). Der Benannte wird wechselrechtlich 
verpflichtet, wenn und soweit Vollmacht zur Wechsel- 
zeichnung bestand oder Ratihabition eintritt. 

R.O.H.G. V.S. 263. 

3. Wer in fremdem Namen, aber als Vertreter, somit 
unter Hinzufügung des eigenen Namens und einer Ver- 
tretungsnotiz (z. B. per, in Vollmacht, ppr.) zeichnet, wird 
nicht verpflichtet, sofern und soweit er dazu ermächtigt war, 
sondern nur der Machtgeber. Hat er jedoch ohne (handels- 
rechtlich oder zivilrechtlich, je nach Umständen) gültige 
Vollmacht gezeichnet oder mit Ueberschreitung der Voll- 
macht (z. B. der Handlungsbevollmächtigte, welcher nicht 
besonders zur Eingehung von Wechselverbindlickeiten er- 
mächtigt war), so haftet er selbst wechseln) ässig auf Er- 
füllung, jedoch nur soweit, als der angebliche Machtgeber 
gehaftet haben würde (z. B. der angebliche Vorsteher 
eines Aktienvereins nur auf Höhe des Vereinsvermögens). 
W.O. Art. 95 — s. jedoch H.G.B. Art. 211. — 



Goldschmidt, System des Handelsrechts. 2. Aufl. 15 
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Präsentation und Protest. PräJtdiäSirttng. 

§ 183. 

1. Jeder Anspruch aus einem Wechsel muss be- 
gründet werden durch Vorlegung (Präsentation) des 
Weohselbriefs. 

Nach Verschiedenheit dieser Ansprach« lassen sich 
verschiedene Arten der Präsentation unterscheiden: zur 
Zahlung, zur Annahme, zur Sicherheitsleistung, zur Ein- 
lösung, zur Auslieferung eines von mehreren Wechsel- 
exemplaren, zur Bestimmung der Verfallzeit eines Nachsicht- 
wechsels. Die Präsentation ist formlos. 

2. Der Protest (protestatio) findet sich in der älte- 
sten Italienischen Praxis (Protesturkunden seit 1339) als 
letzter Theil der aus 3 Akten (praesentatio literarum, re- 
quisicio [Begehren, Interpellation], protestatio) bestehenden 
Präsentation zur Zahlung, nämlich als feierliche Wahrung 
aller Schädenansprüche gegen den Trassanten und sonstige 
Vormänner (anders Thöl § 89 Not. 2 und Brunner in 
E. Hdb. II 158 Not. 15); vor Notar, später durch diesen. 
Diese „Wahrung* ist später als überflüssig hinweggefallen. 
Vgl. auch R.O.H.G. XIX 147. Gegenwärtig ist der 
Protest ein Zeugniss der Urkundsperson über die 
durch sie bewirkte Präsentation und deren Erfolg- 
losigkeit. 

Er ist eine Beweisurkunde, aber in gewissen Fällen 
als ausschliessliches Beweismittel vorgeschrieben, mithin 
gesetzlich nothwendiger Solennitätsakt. So: der Protest 
mangels Zahlung; der Protest mangels Annahme; der als 
Protest m. A. behandelte Protest zur Feststellung der 
Präsentation eines Nachsichtwechsels behufs Datirung; 
der s. g. Sekuf itätsprotest ; der einen Anhang zum Prot, 
m. Z. oder m. A. bildende s. g. Interventionsprotest; der 
Prot, wegen Nichtaushändigung eines Wechselexemplars. 
(Vgl. §§ 194-201.) 

3. DerProtesterlass begründet die Rechtsvermuthung, 
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dass die Präsentation (erfolglos) geschehen sei : W.O. 
Art. 42; im Uebrigen ist seine Wirkung verschieden. 
Der formlose Erlass (mündlich, durch besonderen Brief) 
ntitet nur demjenigen, gegen welchen der Erlass erfolgt 
ist — der Erlass auf dem Wechselbrief selbst gilt afe 
geschehen allen Nachmännern dessen, von welchem det 
Vermerk auf dem W. herrührt (somit, wenn vom Tras- 
santen, allen Wechselnehmern). 

Trotz gültigen Erlasses darf jedoch Protest erhoben 
und sogar Ersatz der Protes&osteto beansprucht werden. 

Uebliche Erlassklauseln sind: ohne Protest, ohne 
Kosten („o. K. a ), retour sans frais. 

4. Der „Protest wird erhoben" heisst: ^Urkunde über 
die erfolglose Präsentation wird ausgestellt („aufgenommen"). 
Der Terminus stammt von dem mittelalterlichen „car- 
taJm levare*, Aufheben des auf dem Boden liegenden 
Pergaments (carta), einem symbolischen Traditionsakt bei 
Grundstücken — später wurde die leere carta dorn Notar 
behufs Errichtung der Urkunde übergeben, endlich der 
Errichtungsakt der Urkunde so genannt. 

Nach geltendem Recht hat der Notar oder landes- 
gesetzlich zuständige Gerichtsbeamte (der Amtsrichter, 
Gerichtsvollzieher , Gerichtsschreiber des Amtsgerichts, 
z. B. Preuss. Ges. v. 24. April 1878 § 70, 74) sich auf 
Verlangen des Interessenten (des „Requirenten") zu dem 
s. g. „Protestaten* (Bezogenen, Acceptanten, Vörwahret* 
der Prima u. s. f.) zu begeben, denselben zu der betref- 
fenden Handlung unter Präsentation des Wechsels aufzu- 
fordern und, falls dieser Aufforderung nicht entsprochen 
wird, über diesen Akt eine von ihm unterzeichnete, mit 
seinem Amtssiegel versehene, datirte, eine vollständige 
Abschrift des Weohselbriefs enthaltende Urkunde aufzu- 
nehmen. Der Zuziehung von Notariatszeugen oder eines 
Protokollführers bedarf es nicht. Diese Original- 
urkunde ist der Protest. Sie wird abschriftlich in das 
Protestregister eingetragen. 

Der Protest ist ungültig auch bei dem geringsten 
Fehler oder der geringsten Un Vollständigkeit der Wechsel- 
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abschritt, sofern dieser Umstand zu Zweifeln über die 
Identität des Wechsels Anlass geben kann (dagegen ist 
z. B. nnnöthig mehrfache Abschrift von 2 oder mehreren 
völlig gleichlautenden Wechseln). R.O.H.G. XVII 289, 
348 n. Cit. Ergänzung oder Richtigstellung des Protestes 
durch anderweitige Beweismittel ist unstatthaft — da- 
gegen statthaft der Gegenbeweis der unrichtigen Be- 
urkundung (z. B. dass gar keine Präsentation erfolgt ist, 
dass der angebliche Protestat eine andere Person war 
u. dgl.). CP.O. § 380, 383. 

Verschulden der Urkundsperson verpflichtet dieselbe 
zum Schadensersatz gegen den Requirenten. — 

Wesentlich gleiche Grundsätze gelten nach auswärti- 
gem Recht. Das Englische Recht jedoch erfordert Protest- 
aufnahme nur bei foreign bills (vom Inlande auf das Aus- 
land oder umgekehrt gezogen : Wechselges. 1882 s. 4, 51). 
Das neue Belgische Recht (Z. Beilageh. zu XXIII 172. 
XXVI 124) gestattet Protestaufnahme auch durch Post- 
beamte (Briefboten) unter Staatsgarantie ; ferner (ebenso 
Ital. Art. 307) Ersatz des Protestes durch eine mit Zustim- 
mung des Wechselinhabers erfolgte urkundliche Privat- 
erklärung des Protestaten. 

Dagegen kann nach Deutschem (Postordn. v. 8./3. 1879 
§ 19 sub. XV, § 20 sub X), Englischem (Wechselges. 1882 
s. 41, 45, 51), Französischem (Ges. v. 5./4. 1879 verb. 
17./7. 1880) Recht nur die Präsentation, nicht die Protest- 
aufnahme durch Postbeamte gültig erfolgen. 

5. Für Präsentation und Protestaufhahme bestehen 
gemeinschaftliche Rechtssätze. Sie haben zu erfolgen: 

a. In der richtigen Ortschaft, nämlich dem Wohnort 
des Protestaten oder (zur Zahlung) in einem etwaigen 
Wechsel- Domizil (vgl. § 204). 

b. Mangels Zustimmung des Präsentaten (bezw. Pro- 
testaten) nur: 

a. An der im Wechsel etwa bezeichneten „Präsen- 
tationsstelle a (z. B. an der Kasse des Bankhauses X) 
event. in dem Geschäftslokal und, falls solches fehlt, in 
der Wohnung des Protestaten — sollte derselbe auch in 
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Konkurs gerathen sein (R.G. II 23, R.O.H.G. PI. XXIV 
22, R.O.H.G. XIV 118, XVIII 148, XXI 148). 

Ist die Präsentation unmöglich, so wird, unter An- 
führung dieser Thatsache, der s. g. Platz- (Wind-, Per- 
quisitions-, Nachforschungs-) Protest erhoben, nämlich 
beurkundet, dass der Protestat in seinem Geschäftslokal 
(sofern er solches nicht hat, in seiner Wohnung) nicht an- 
zutreffen gewesen sei; oder dass Nachforschung bei der 
Ortspolizeibehörde ergeben habe, dass derselbe in der be- 
treffenden Ortschaft weder Geschäftslokal noch Wohnung 
hat (niemals gehabt hat oder nicht mehr hat): R.O.H.G. 
XXII 401, R.G. II 59. 

ß. An einem Werktage, d. h. weder an einem Sonn- 
tag noch an einem allgemeinen christlichen Feiertag (nach 
Massgabe des Landsrechts). Fällt der äusserste zulässige 
Zeitpunkt der Präsentation oder Protesterhebung auf einen 
solchen Tag, so ist massgebend der nächstfolgende 
Werktag (vgl. § 196). 

7. In der ortsüblichen Geschäftszeit (nicht, wie 
Thöl meint, in jeder beliebigen Stunde — etwa um Mitter- 
nacht?!) — deren nähere Begrenzung durch die Landes- 
gesetze (in Preussen zwischen 9 U. Morgens und 6 U.Abends) 
ist nicht unstatthaft (anders Thöl). R.O.H.G. XVII 55. 
Vgl. auch Pappenheim (Grundriss). In dieser Zeit ist 
der ganze Akt, einschliesslich der Protestausfertigung, zu 
vollenden (die blosse „Protestnotirung", d. h. Aufnahme 
ohne Ausfertigung und Unterzeichnung, genügt nicht — 
anders Thöl). R.O.H.G. VII 183, X 110. 

6. Der völlig unterlassenen gesetzlich vorgeschriebenen 
Präsentation steht gleich der ursprüngliche Mangel der 
vorgeschriebenen, rechtzeitig und fehlerfrei aufgenommenen 
Protesturkunde (R.O.H.G. XXIV 410) — dagegen schadet 
deren späterer Verlust nicht schechthin. 

Unerheblich ist nach Deutschem Recht — anders nach 
Französischem und Englischem (so jetzt auch Antwerpener 
und Brüsseler Congress 1885, 1888) — ob der Fehler auf 
Schuld (des Wechselinhabers, eines Korrespondenten, der 
Urkundsperson) beruht oder auf Zufall, sogar auf „höherer 
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Gewalt" (Krieg, Pest, Ueberschwemmung, unzureichende 
Zahl von Urkundspersonen — etwa in einer Handelskrisis — > 
Herzschlag der protestirenden Urkundsperson u. dgl.). 

R.O.H.G. I 288, XIX 147 und Cit. Salpius a. a. O. 
Verhandl. des XIV. Juristentags. 

7. Fehlt der gehörige Protest mangels Zahlung, so 
heisst der Wechsel präjudizirt, d. h. es ist ausgeschlossen 
jeder Wechsel-Regressanspruch, in einem Falle (s. §204) 
sogar der direkte Wechselanspruch: W.O. Art. 31, 41, 
44, 98 Z. 5, Art. 99 (vgl. §§ 196, 204, 208). 

„Präjudizirung" im Sinne des Verlustes alier Wechsel - 
regressansprüche tritt ferner ein: 

a. falls ein Nachsichtwechsel nicht rechtzeitig zur An- 
nahme (d. h. hier zur Sicht) präsentirt ist; W.O. Art. 20; 

b. falls ein domizilirter Wechsel, in welchem die 
Präsentation zur Annahme vorgeschrieben ist, nicht zur 
Annahme präsentirt ist: W.O. Art. 24 (vgl. §§ 180, 
186, 204). 

Wechselbürgschaft und Aval. 

§ 192. 

1. Aval ist eine Wechselerklärung durch Mitunter- 
zeichnung eines andern Wechselaktes: der Ausstellung, 
des Accepts, eines Indossaments; so genannt, weil sie 
unter einer andern Wechselzeichnung (a valle, d. h. in 
loco inferiori) zu stehen pflegt (insbesondere unter der 
Unterschrift des Ausstellers, somit am Fuss des Wechsels). 

Der Aval enthält stets eine wechselmässige „Inter- 
cession", in der Regel eine wechselmässige „Bürgschaft". 
Er kann den Zusatz „als Bürge" „per aval" tragen; es 
kann die Namens(Firnja)zeichnung unter eine auf dem 
Wechselbrief stehende besondere Bürgschaftsurkunde ge- 
setzt sein (R.O.H.G. XII 148, XVIII 301, s. einschränkend 
Seuff. XXXVII Nr. 27) — es reicht aber aus die blosse 
Namens(Firma)zeichnung an irgend einer Stelle des Wech- 
sels und, falls der Aval für einen Indossanten geleistet 
werden soll, auch auf einer Kopie (§ 201) — und zwar 



— 231 — 

gleichviel; ob unter, über, neben dem Namen eines 
Wechselverbundenen, sofern sie nicht erkennbar einen an- 
deren Weehselakt (ein Accept, ein Indossament) enthält oder 
durch einen Zusatz jede Wechselverpflichtung ausschliesat 
(z. B. »als Zeuge*, „als Beistand", „genehmigt"). 

Für wen der Aval geleistet wird, ergibt sich aus der 
örtlichen Stellung der Mitunterschrift (R.O.H.G. XIX 89) 
oder aus dem sonstigen Inhalt des Vermerks (z. B. auf der 
Rückseite steht ein Vermerk des Nichtbezogenen „ac- 
ceptirt"). 

Der Aval ist gültig bei blosser Formrichtigkeit, nicht 
noth wendig zugleich materieller Gültigkeit derjenigen 
Wechselzeichnung, zu welcher er hinzutritt (also auch 
wenn diese von einem Minderjährigen herrührt oder ge- 
fälscht ist — nicht aber, falls ein Nichtbezogener acceptirt 
hat, falls die Unterschrift des analphabeten Trassanten 
nicht gehörig beglaubigt ist [R.O.H.G. XV 346], falls ein 
Aussteller fehlt und nur 2 Personen „als Bürgen" ge- 
zeichnet haben [R.G. X 1]). Vgl. § 182. 

Der Avalgeber haftet wechselmässig als prinzipaler 
Solidarschuldner desjenigen Wechselschuldners, für 
welchen er mitunterzeichnet hat — in gleichem Umfange 
wie dieser (nicht auf mehr — hat er eine beschränkte 
Haftung übernommen, nur in dem übernommenen Umfang); 
unter den gleichen Voraussetzungen (s. § 208), aber die 
zur Erhaltung dsft WeQbftel&n&ipiMchs erforderlichen Hand- 
lungen (Präsentation, Protesterhebung, Notifikation) sind 
ihm gegenüber nicht erforderlich ; ohne exceptio excussionis 
und divisionis. 

W.O. Art. 81. 

Die Ausgleichung unter den mehreren Mitunter- 
zeichnern bestimmt sich nach bürgerlichem Recht 
(s. B.E. § 337). Wechselmässigen Regress hat der 
Avalgeber auch wider denjenigen nicht, für welchen er 
sich verbürgt hat, sondern nur die civile actio mandati 
oder negot. gestorum contraria. Vgl. Lehmann W.R. 
§ 120 g. E. 

2. Alle Wechselrechtsakte (Ausstellung, Accept, 
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Indossament) können dem Zwecke der Intercession, ins- 
besondere der Verbürgung dienen: flir den Wechsel- 
schuldner oder Nicht Wechselschuldner: sie sind alsdann „ve r- 
kleidete, verdeckte* Bürgschaften und zwar (weil 
sie die causa intercedendi nicht angeben) die stärkste Form 
der Bürgschaft (§ 112). 

Unter Umständen kann jedoch diese causa des 
Wechselaktes eine Einrede gegen die Wechselklage er- 
zeugen (§ 209), z. B. für die ungültig intercedirende Frau ; 
für den Wechselschuldner gegen denjenigen Wechsel- 
gläubiger, dessen Bürge er geworden ist (Einrede: „Dir 
habe ich mich nicht obligiren wollen", z. B. X stellt einen 
Wechsel an die Ordre des A aus, um sich für A zu ver- 
bürgen); zwischen mehreren Mitausstellern, Mitacceptanten 
des Wechsels, welche nach der Einlösung gegen einander 
regrediren (Böhlau, Z. XVIII 404). 

3. Ausserhalb des Wechsels kann für Wechsel- 
schulden eine unverkleidete Bürgschaft übernommen werden: 
mündlich, durch besondere Urkunde. Diese begründet 
keine Wechselschuld. Sie folgt, falls sie selbst Handels- 
geschäft ist oder für eine Handelsschuld eingezogen, den 
Vorschriften des H.G.B. Art. 281, andernfalls dem bürger- 
lichen Recht (s. oben § 112). 



Die Zahlung. Verfalltag. Zahlungstag. 

§ 193. 

1. Die Verfallzeit ist stets wechselmässig bestimmt 
(§ 180). Eine vertragsmässige Hinausschiebung derselben 
(Prolongation), sogar durch Vermerk auf den Wechsel- 
brief, erzeugt nur eine Einrede des Wechselschuldners 
wider denjenigen, welcher dieselbe bewilligt hat (R.O.H.G. 
XXV 26 u. Cit.). In der Prolongation liegt zugleich Er- 
lass rechtzeitiger Protesterhebung. Die Wechsel Verjäh- 
rung läuft vom wechselmässigen Verfalltage ab (s. 
§ 208). 

2. Von dem Verfalltag kann der Zahlungstag, d. h. 
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der Tag, an welchem Zahlung geleistet werden muss, 
verschieden sein: 

a. Verfällt der W. an einem Sonntag oder allgemeinen 
Feiertag, so gilt als Zahlungstag der nächste Werktag. 
W.O. Art. 92. 

b. Bestehen an dem Zahlungsplatze allgemeine Zahl- 
tage; s. g. „Kassiertage*, so braucht die Zahlung eines 
zwischen zwei Zahltagen (z. B. Mittwoch und Samstag) 
falligen Nichtsichtwechsels erst am nächsten Zahltage ge- 
leistet zu werden. W.O. Art. 93. Solche Zahltage be- 
stehen im Deutschen Reich nicht mehr (aufgehoben für 
Augsburg: Ges. v. 13. März 1876, für Bremen Ges. v. 
23. April 1876). 

c. Respekttage (Respit-, Nach-, Ehren-, Diskretions-, 
Honor-Tage, jours de gräce) bestehen in Deutschland nicht 
mehr: W.O. Art. 33; wohl aber noch im Auslande: zu 
Gunsten des Wechselinhabers und des Bezogenen — der 
letzte Respekttag ist der eigentliche Verfalltag (so 3 Tage 
in England und Nordamerika); oder zu Gunsten nur des 
Bezogenen — der Inhaber muss am Verfalltag präsentiren, 
darf aber nicht vor Ablauf der Respektzeit Protest er- 
heben (so 1 Tag nach Code de com. Art. 161, 162: 
der Zahlungstag liegt 24 Stunden später als der Ver- 
falltag). 

Nicht wahre Respekttage sind die zu Gunsten nur 
des Inhabers bestehenden s. g. 2 Protesttage des 
Deutschen Wechselrechts: der Inhaber darf Präsentation 
und Protesterhebung bis zu ihrem Ablauf aufschieben (er 
darf am Verfalltage oder an einem der folgenden Tage 
präsentiren und protestiren; er darf das eine oder beides 
noch 1 oder 2 Tage hinausschieben). Diese beiden Protest- 
tage sind Werktage — die Frist verlängert sich um jeden 
Nichtwerktag. W.O. Art. 41, 92. Die gesetzliche An- 
ordnung beruht auf zwei Gründen : auf der Schwierigkeit, 
in kleineren Ortschaften, in Gebirgsgegenden u. dgl. 
jederzeit Urkundspersonen zur Hand zu haben; auf den 
früheren Hamburgischen Einrichtungen der Zahlung durch 
Girobank (vgl. § 118), da erst am folgenden Tage bekannt 
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wurde, ob die Zahlung (durch Ab- bezw. Zuschreibuug) er- 
folgt war. 

3. Ueber den Zahlungsort, d. h. die Ortschaft s. 
§§ 179, 183 — über die Zahlungsstelle, d. h. das Lokal 
s. § 183. 

4. Theiteahlung und Theilaccept (s. § 187) dürfen 
— singulärweise — nicht zurückgewiesen werden, Protest 
und Regress sind nur wegen des Restes statthaft. W.O. 
Art. 38, 22. 

5. Die im Wechsel angegebene Geldsorte (z. B. 
in 20-Markstücken, in Reichsbanknoten) gilt als bedungen; 
ist dieselbe jedoch eine ausländische, nur bei ausdrück- 
licher Festsetzung (Klausel „effektiv*, „nur in — a ) — 
andernfalls braucht die Zahlung nur nach dem Kurse in 
inländischer Währung zu erfolgen. W.O. Art. 37 (G. I 
2 § 80). 

6. Die Legitimation des Wechselinhabers zur Zah- 
lung muss aus dem Wechselbrief hervorgehen (s. §§ 188, 
190, 191) — jedoch ist statthaft der Nachweis, dass das 
Recht der wechselmässig legitimirten Person kraft Succes- 
sion (Erbfolge, Cession, Zwangsvollstreckung) oder ähn- 
licher Gründe (z. B. für den Indossatar, „Deutsche Handels- 
gesellschaft zu Frankfurt a. M. Agentur Bromberg" meldet 
sich zur Empfangnahme der Prinzipal der Hauptnieder- 
lassung) einer anderen Person zusteht. R.G. XII 131. 

7. Die Zahlung hat nur gegen Aushändigung des 
quittirten Originalwechsels zu erfolgen. Theil- 
zahlungen sind auf dem W. abzuschreiben. W.O. Art. 39 
R.G. IV 65. Ueber die Zahlungseinrede s. §209. — 



Die Wechselintervention. 

Uebersicht. 
§ 198. 

Die noch immer bedeutendste Darstellung dieser 
schwierigen Lehre bei Thöl W.R. §§ 131 — 141, an welche 
sich die jüngere Literatur anschliesst, entbehrt der durch- 



— 235 — 

sichtigen Anordnung nach einfachen praktischen Gesichts- 
punkten ; sogar den inneren Zusammenhang der Lehre igno- 
rirt Lehmann, W.R. §§ 119, 140. 

1. Eine Wechselintervention im technischen Sinne 
kann stattfinden, falls der Wechsel „Noth leidet*, d. h. 
falls einer der 3 Regressfalle vorliegt (Nichtaccept — Kon- 
kurs u. dgl. des Acceptanten bezw. Ausstellers des eigenen 
Wechsels — Nichtzahlung: §§ 194—196). Sie geschieht 
durch Accept, genannt Ehren an nähme im weiteren 
Sinne — eine Art von Intercession — oder durch Zah- 
lung, genannt Ehrenzahlung im weiteren Sinne. In 
diesem weiteren Sinne werden diese Ausdrücke in der 
D.W.O. angewendet. 

Der Intervenient heisst Honorant; derjenige, zu 
dessen „Ehren*, d. i. Gunsten, intervenirt wird, heisst 
Honorat. 

2. Zweck der Ehren annähme ist, einen oder meh- 
rere Wechsel verpflichtete, nämlich den Honoraten und 
dessen Nachmänner, von der drohenden Gefahr des Re- 
gresses m. A. zu befreien; Zweck der Ehrenzahlung 
ist, den Regress m. Z. zu deren Vortheil abzukürzen. 

Beide sind daher statthaft nur zu Ehren eines Re- 
gressschuldners (§§ 185, 186, 194—196, 203, 208): ent- 
weder zu Ehren des Trassanten (per onor di lettera) oder 
zu Ehren eines Indossanten (per onor di giro) — nicht 
zu Ehren des Trassaten, welcher nicht acceptirt hat — 
noch zu Ehren des letzten Indossatars (bezw. Wechsel- 
inhabers) — noch auch zu Ehren des Acceptanten (anders 
für gewisse Ausnahmsfälle Thöl S. 542 Not. 3. Dass die 
Ehrenannahme zu Gunsten einer nicht honorirungsfahigen 
Person nicht nichtig sei, sondern zu Gunsten der dem 
Honoraten „im Regresswege am nächsten stehenden Person" 
aufrecht erhalten werde, nimmt, gegen die strikte Natur 
der Wechselobligationen, Lehmann § 119 an). Ueber den 
Domizilwechsel s. § 204. 

Die Intervention geschieht: 

a. In Folge eines auf dem Wechselbrief stehenden 
Auftrags. Dieser Auftrag, ein bedingtes mandatum inter- 
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cedendi bezw. solvendi, heisst Nothadresse, die so be- 
auftragte Person: Nothadresse oder Nothadressat (le 
besoin — ein entsprechender englischer Ausdruck fehlt, 
Nothadressen sind in England wenig üblich), der Auftrag- 
geber Nothadressant. 

Die „Nothadresse" enthält eine zweite, nämlich eine 
eventuelle (subsidiäre) Tratte; der Nothadressat ist ein 
eventueller Trassat, nämlich für den Fall der „Noth tf . 
Nothadressant ist entweder der Trassant oder ein Indos- 
sant, Nothadressat eine beliebige Person — möglicherweise 
der Trassant oder ein Indossant; es ist auch Nothadresse 
„auf sich selbst 8 (Klausel „im Falle bei mir selbst u hinzu- 
gefügt vom Trassanten oder einem Indossanten) möglich: 
W.O. Art. 6, R.O.H.G. XX 164 u. Cit. 

Statthaft sind mehrere Nothadr essen, von derselben 
Person oder von verschiedenen Personen beigefügt. 

Thatsächlich pflegt die „Nothadresse" ein befreundetes, 
angesehenes Haus zu sein, von welchem die Honorirung 
zu erwarten steht. 

Der Form nach ist die Nothadresse ein Zusatz zur 
Adresse (oben § 179). Sie steht auf einem Original- 
exemplar, der Allonge oder Kopie (auf besonderem Adress- 
zettel [Thöl S. 524] ?), meist unter oder neben der Adresse. 
Ueblich sind die Klauseln „im Falle a (sc. der Noth); 
„nötigenfalls (ä d^faut, au besoin) bei Herrn V". Trägt 
sie keine Unterschrift, so gilt im Zweifel der Trassant 
(beim eigenen Wechsel der erste Indossant) als Noth- 
adressant. 

Sie ist wirksam (vgl. §§ 199, 200) nur, wenn sie auf 
den Zahlungsort des Wechsels lautet ; dies wird angenommen, 
sofern sie keinen andern Zahlungsort angibt (doch gelten 
Altona und Hamburg als 1 Ort: Preuss. E.G. für Schleswig- 
Holstein v. 13. Mai 1867 § 10, Hamburg. E.G. § 7). 
W.O. Art. 56, 62, R.O.H.G. XI 297. 

b. Ohne (jeden oder doch) wechselmässigen Auf- 
trag. Eine solche Intervention heisst Ehreninterven- 
tion im engeren Sinne. Ehrenintervenient dieser Art 
(Ehrenacceptant oder Ehrenzahler im engeren Sinne) kann 



— 237 — 

sein jede Person, welche Notbadressat sein kann (R.O.HG. 
XX 164) ; ausserdem auch der Trassat und (natürlich nur 
als Ehrenzahler) der Acceptant. Soweit jedoch der Inter- 
venient selbst aus dem Wechsel haftet; intervenirt er nur 
Ä zu eigenen Ehren* ; d. h. insoweit wird er durch die Inter- 
vention nur belastet; nicht wecbselmässig berechtigt (z. B. 
der Acceptant; der Trassant; der zu Ehren eines Nach- 
manns intervenirende Indossant: dolö facit qui petit quod 
redditurus est). S. § 200. 



1. Die Ehrenannahme. 

§ 199. 

Sie ist selbstverständlich nur bei der Tratte möglich 
— das Indossament eines eigenen Wechsels ist nicht 
Tratte im Sinne der D. W.O. (anders Schweiz. Obliga- 
tionenr. , daher Art. 827 Z. 8 nicht, wie Lehmann S. 473 
annimmt, auch für das Deutsche Recht richtig). 

1. Befinden sich auf dem W. Nothadressen, so ist 
der Regress m. A. und wegen Unsicherheit (§§ 194, 195) 
bedingt durch Nichthonorirung auch Seitens aller Noth- 
adressen. Diese Nichthonorirung ist durch einen Anhang 
zum Protest (mangels Annahme, mangels Sicherheitsleistung 
des Acceptanten) festzustellen. Mehrere Nothadressen sind 
in der aus dem W. ersichtlichen Reihenfolge um Accept 
anzugehen (die erste Nothadresse vor der zweiten Noth- 
adresse des Trassanten, die Nothadresse des Trassanten vor 
der des ersten Indossanten u. s. f.). Ist diese Reihenfolge 
nicht beobachtet und kein Accept erfolgt, so ist jeder 
Regress ausgeschlossen ; ist Accept erfolgt, so hat der Ho- 
norat (s. sub 4) nicht Regress gegen diejenigen Regress- 
pflichtigen, welche durch das Accept einer besseren Noth- 
adresse befreit worden wären. 
W.O. Art. 56, 29. 

Das Accept der Nothadresse erfolgt in der gewöhn- 
lichen Weise (oben § 187) — meist, aber nicht nothwendig 
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mit dem Zusatz, dass und zu wessen Ehren (s. sub 3) es 
geschieht. Der übliche Znsatz lautet : zu Ehren, pefr oaor, 
unter Protest, auch wohl S. P. (sopra protesto). Das 
Accept darf erfolgen auch zu Gunsten eines anderen 
Wechselverbundenen, als des Nothadressanten. 

2. Das Ehrenaccept im engeren Sinne (durch einen 
nicht als „Nothadresse" genannten Intervenienten) geschieht 
in gleicher Weise, meist mit einem die Intervention an- 
deutenden Zusatz und wird vorzugsweise „Acceptation 
S. P. Ä (sopra protesto) genannt, weil es (übrigens darin von 
dem Accept der Nothadresse nicht verschieden) einen 
Protestfall voraussetzt. 

Solches Acöejrt Aattf jedoch Aef Wechselinhaber zu- 
rückweisen, unbeschadet seines Regressrechts, denn es ist 
ihm nicht mit jedem Accept genügt. 
W.O. Art. 57. 

Jedes Ehrenaccept ist im Hauptprotest anhangs- 
weise oder in einefcn besonderen Anhangsprotest zu 
vormerken. Der Anhangsvettnerk wie der besondere An- 
hangsprotest heissen Interventionsprotest. Der Ehren - 
acceptant darf die Aushändigung des ganzen Protestes 
gegen Ersatz der Protestkosten verlangen. Das Ehren- 
accept gilt im Zweifel zu Ehren des Trassanten geleistet 
(weil durch dessen Honorirung die meisten Wechsel- 
verbundenen befreit werden). 

W.O. Art. 58 S. 1, Art. 59, Art. 88 Z. 5. — 

4. Die Wirkungen des (jeden) Ehrenaccepts sind 
geringer, als die des gewöhnlichen (§ 187), denn es ist 
wesentlich nur Uebernahme der Regressverbindlich- 
keit des Honoraten. 

a. Der Ehrenacceptant haftet nicht dem Honoraten 
und dessen Vormännern, denn ihnen hat er sich nicht ver- 
pflichtet, sondern sie nur von dem Regress ihrer Nach- 
männer befreien wollen; er haftet nur den Nach- 
männern des Honoraten. Daher haben die Nachmänner 
des Honoraten (ihnen ist acceptirt) keinen Regress; da- 
gegen der Honorat und dessen Vormänner (ihnen ist nicht 
acceptirt) haben den Regress bis hinauf zum Trassanten. 
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Ist zu Ehren des Trassanten acceptirt, so besteht keinerlei 
Regresspflicht. W.O. Art. 60, 61. 

b. Er haftet wie ein Regresspflichtiger, also nur für 
den Fall, dass der Trassat nicht zahlt (auch für den Fall 
der eigenen Unsicherheit, gemäss W.O. Art. 29? So, 
unter analoger Ausdehnung des singulären Art. 29, Leh- 
mann § 119 Not. 9). Daher ist die Zahlung bei Ver- 
fallzeit vom Trassaten zu begehren, bei Nichtzahlung gegen 
den Trassaten Protest m. Z. zu erhaben und demnächst, 
aber noch innerhalb der Protestfrist, der W. auch dem 
Ehrenacceptanten zur Zahlung zu präsentiren, unter Aus- 
lieferung des wider den Trassaten erhobenen Protestes m. Z. 
gegen Ersatz aller Protestkosten (nicht auch der Provi- 
sion) und zwar bei Verlust aller Rechte. W.O. Art. 60, 63. 

Gelangt der Ehrenacceptant nicht tsur Zahlung, weil 
der Trassat oder ein Intervenient zahlt, so darf er von 
dem Zahler ^/o Provision verlangen. W.O. Art. 65. 

c. Zu dem Honoraten steht der Ehrenacceptant in , 
dem rein zivilrechtlichen Verhältniss eines Mandatars oder 
unbeauftragten Geschäftsführers, zu den Vormännern des 
Honoraten in gar keinem Rechtsverhältniss. Er hat keinen 
Wechselanspruch gegen den Honoraten und haftet diesem 
nicht wechselmässig. Zu seinen unter Schadensersatz- 
pflicht stehenden Verbindlichkeiten gehört insbesondere, 
dass er sich von dem Wechselinhaber den Protest m. A. 
aushändigen, den Interventionsprotest aufnehmen lässt und 
innerhalb zwei Tage den Honoraten von der Acceptation 
unter Uebersendung des Protestes benachrichtigt. W.O. 
Art. 58. 



2. Die Ehrenzahlnng. 

§ 200. 

1. Ehrenzahlung ist die Wechselzahlung an Stelle 
eines regresspflichtigen Wechselschuldners. Sie 
ist möglich auch bei eigenen Wechseln. W.O. Art. 98 
Z. 7. Sie geschieht durch einen Ehrenacceptanten (gleich- 
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viel ob Nothadresse oder Dicht) oder durch einen Noth- 
adressaten, welcher nicht acceptirt hat, oder durch einen 
Ehrenzahler im engsten Sinne (vorzugsweise „Zahlung 
S. P. ft genannt). Sie erfordert in allen Fällen rechtzeitig 
(durch gehörigen Protest m. Z.) konstatirten Nothfall und 
muss stets angenommen werden. Jedoch ist zu unter- 
scheiden : 

a. Die Nothadressaten und den Ehrenacceptanten 
muss, sofern Nothadresse oder Ehrenaccept auf den Zah- 
lungsort lauten, der Wechselgläubiger zur Ehrenzahlung 
auffordern unter Vorlegung von Wechsel und, auf Ver- 
langen, auch von Protest (R.O.HG. XX 113 u. Cit.) und 
den Erfolg der Aufforderung noch innerhalb der Protest- 
frist im „Interventionsprotest" (Anhang zum Hauptprotest 
oder besonderer Anhangsprotest) vermerken lassen. Wird 
die angebotene Zahlung nicht innerhalb der Protestfrist 
geleistet, so ist auch diese Thatsache noch innerhalb der 
Protestfrist (so richtig: R.O.H.G. XI 303 XX 113) durch 
eine Vervollständigung des Protestes (gemeinhin „Kontra- 
protest" genannt) festzustellen. Uebrigens ist statthaft, 
dass erst nach vollendeter Umfrage der Protest m. Z. 
gleichzeitig mit dem Interventionsprotest durch den Ehren- 
zahler erhoben wird. 

Unterlassung rechtzeitiger Aufforderung, desgleichen 
Zurückweisung gehörig angebotener Zahlung zieht den 
Verlust des Regresses nach sich, jedoch nur gegen den 
Nothadressanten und dessen Nachmänner (nur diese hatten 
ein Recht auf Annahme solcher Zahlung), im Falle des 
Ehrenaccepts gegen den Honoraten und dessen Nach- 
männer. 

W.O. Art. 62, 88 Z. 5. 

b. Meldet sich ein Ehrenzahler im engsten Sinne, 
so verliert der Wechselgläubiger durch Annahmeverweige- 
rung auch hier den Regress (denn es kann ihm gleich- 
gültig sein, von wem er bezahlt wird), aber nur gegen die 
Nachmänner dessen, für welche der Intervenient zahlen 
wollte (des „Honoranden* — das Gesetz sagt ungenau 
«Honoraten" — dieser Honorand hatte kein Recht auf 
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Annahme solcher Zahlung). Die geleistete Ehrenzahlung 
ist in dem rechtzeitig aufgenommenen Interventionsprotest 
zu vermerken. 

W.O. Art. 62, 88 Z. 5. 

2. Erbieten sich mehrere Intervenienten zur Ehren- 
zaMimg, so darf der Wechselgläubiger beliebig Zahlung 
nehmen — aber der Zahler (welcher sich zur Zahlung „ge- 
drängt" hat) hat nicht Regress wider diejenigen Wechsel- 
schuldner, welche ersichtlich durch Zahlung eines besseren 
Intervenienten (z. B. zu Ehren des Trassanten) betreit 
worden wären. W.O.. Art. 64. 

3. Der Ehrenzahler tritt durch Aushändigung von 
quittirtem Wechsel und Protest, auch ohne Indossament, 
von Rechtswegen an die Stelle (nicht in „die Rechte*, wie 
das Gesetz sagt — er ist nicht Cessionar) des bezahlten 
Wechselgläubigers wider den Honoraten, dessen Vor- 
männer und den Acceptatrten oder Ehrenacceptanten — 
dagegen werden die Nachmänner des Honoraten frei. Der 
H onorat (nicht auch dessen Vormänner) haftet somit dop- 
pelt: der Wechselregressklage und der civilen actio man- 
dati oder negot. gestorum contraria — sein Vortheil be- 
steht in der Abkürzung, nicht in der Abschneidung des 
Regresses. W.O. Art. 63. 

H onorat ist die in dem Protest als solche bezeich- 
nete Person: W.O. Art. 88 Z. 5 — fehlt diese Bezeichnung, 
so gilt dafür der Trassant: Argum. Art. 59 (Thöl § 136 
will dem Ehrenzahler die Wahl unter allen Wechsel- 
verpflichteten geben). Der in Ansprach genommene Ho- 
norat kann weiter regrediren. 

Ist der Zahler selbst „Honorat" (Intervention zu 
„eigenen Ehren"), so erlangt er aus der Intervention 
keine neuen Rechte, konservirt höchstens die ihm zu- 
stehenden. 

4. Nicht „Ehrenzahlung" ist die einem jeden 
Wechselschuldner zeitlich unbeschränkt zustehende 
Einlösung des Wechsels (durch Zahlung von Wechselsumme 
etc.) von dem nichtbezahlten Wechselinhaber : W.O.Art. 48. 
Bei Annahmeverzug hat der die Einlösung anbietende 

Goldschmidt, System des Handelsrechts. 2. Aufl. 16 
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Wechselschuldner Anspruch auf Erfüllung und Schadens- 
ersatz, aber der Annahmeverzug hat nicht Verlust des Re- 
gresses gegen die Vormänner zur Folge (s. § 196). — 



Verlängerung nud Vervielfältigung des Wechselbriefs. 

§ 201. 

1. Verlängert wird ein Wechselbrief durch die s. g. 
„Allonge", d. i. ein mit dem Wechselbrief (Hauptwechsel) 
verbundener Papierstreifen. Zu solcher Verlängerung ist 
jeder Inhaber des Wechsels befugt. Sie dient für die auf 
dem Wechselbrief nicht mehr anzubringenden Indossamente 
und Avalvermerke. (Vorsichtigerweise wird das erste In- 
dossament der Allonge zum Theil noch auf den Haupt- 
wechsel gesetzt.) W.O. Art. 11. 

2. Vervielfältigt wird der Wechselbrief: 

a. Durch Duplikate, d. i. mehrere gleichlautende 
Originalexemplare, welche im Eontext als Prima, Secunda, 
Tertia u. s. f. (premifere, seconde, troisiöme de change) be- 
zeichnet werden. Von diesen ist jedes für alle wechsel- 
rechtlichen Akte gleich tauglich und kann jedes nur von 
dem Aussteller (Trassanten) angefertigt werden. Bei 
eigenen Wechseln sind sie nicht zugelassen: R.G. IX 113. 

b. Durch blosse Abschriften (Kopien). Diese haben 
nur sehr beschränkte Funktionen, können aber von jedem 
Inhaber angefertigt werden. 

W.O. Art. 66, 70, 98 Z. 8. 

3. Die Ausstellung von Duplikaten geschieht zum 
Zwecke der Sicherheit oder zum Zwecke der Bequemlich- 
keit des Inhabers oder zu beiden gleichzeitig. 

Zur Sicherheit (so z. B. schon 1359: Archivio Veneto 
XIV 378; 1395, Biener; Wechselr. Abhandl. S. 107), da- 
mit der Inhaber nicht durch Verlust des einzigen Exem- 
plars (z. B. bei der Versendung) in Schaden gerathe, 
allenfalls zu dem langwierigen Mortifikationsverfahren (§ 202) 
genöthigt werde. 

Zur Bequemlichkeit: um während der Einholung des 
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Accepts den Wechsel begeben zu können (so seit 17. Jahrh.); 
meist wird die „Prima a zum Accept versendet und die 
Ä Secunda a , auf welcher vermerkt steht, wo sich die Prima 
befindet („Prima zum Accept — acceptirt — bei N. N. a ), 
durch Indossament begeben. 

Der Remittent hat einen gesetzlichen Anspruch (ex 
lege) gegen den Trassanten auf Ausstellung mehrerer (bis 
zu 3) Duplikaten, der Indossatar gegen seinen Vormann 
auf 1 Duplikat; dieser mag dann auf seinen Yormann u. s. f. 
bis zum Trassanten hinaufgehen, der Trassant das Duplikat 
dem Remittenten zustellen und nun dasselbe seinen Weg 
durch sämmtliche Indossanten, von welchem jeder sein 
Indossament auf dem Duplikat wiederholt, zurücknehmen. 
W.O. Art. 66 S. 1, 3. Art. 68 S. 1. 

4. Der legitimirte Inhaber (Remittent, Indossatar) des 
nicht zum Accept dienenden Exemplars („Secunda") hat 
ein doppeltes Recht: 

a. Gegen den Verwahrer des zum Accept versendeten 
Exemplars (Prima) eine actio ad exhibendum (nicht 
rei vindicatio, auch nicht einen obligatorischen Anspruch 
aus einem zu seinen Gunsten geschlossenen Vertrage [so 
Dernburg, Preuss. Privatr. II § 265]) auf Herausgabe der 
Prima, event. auf vollen Schadensersatz. Dieser Anspruch 
erlischt, sobald der Verwahrer der Prima vor der Meldung 
des Inhabers der Secunda den Besitz der Prima in gutem 
Glauben aufgibt (z. B. dieselbe an den Eigen thümer zu- 
rücksendet). 

W.O. Art. 68 S. 2. R.O.H.G. IX 398 (G.), R.G. 
IX 56. 

b. Statt dieser Klage die gewöhnlichen Wechsel- 
Regressansprüche (§ 194 ff.) unter folgenden 3 Voraus- 
setzungen: dass ihm die Herausgabe der Prima verweigert 
ist ; dass er auf die Secunda Annahme oder Zahlung nicht 
erlangt hat; dass beides durch gehörigen Protest fest- 
gestellt ist. W.O. Art. 69. R.O.H.G. XI 135. 

5. Die mehreren Duplikate gelten zusammen nur 
für Einen Weciselbrief, aber jedes ist der ganze 
Wechselbrief. Die Wechselobligation ist nur ein- 



— 244 — 

mal vorhanden (gleichsam aktive Korrealität der legiti- 
mirten Inhaber der mehreren Exemplare); durch die ge- 
hörige Einlösung Eines Exemplars verlieren alle übrigen 
von Rechtswegen ihre Kraft. W.O. Art. 67 S. 1. Dies 
gilt indessen: 

a. Nur sofern diese Zusammengehörigkeit aus jedem 
Exemplar durch dessen Bezeichnung als „Duplikat" (Prima, 
Secunda, Tertia — „gegen diesen meinen ersten Wechsel- 
brief*) ersichtlich ist, widrigenfalls jedes Exemplar, trotz 
wörtlicher Uebereinstimmung mit dem anderen, als selb- 
ständiger Wechselbrief gilt. Ueblich, aber entbehrlich 
(anders Code de comm. Art. 147) ist die kassatorische 
Klausel: „gegen diese Prima, Secunda und Tertia nicht* 
(„gegen diese Secunda — Prima und Tertia nicht* u. s. f.). 
W.O. Art. 66 S. 2. 

b. Nur soweit die Identität der Wechselakte reicht. 
Daher : 

a. Hat ein Nehmer (Remittent, Indossatar) die meh- 
reren Exemplare an verschiedene Personen indossirt, so 
haftet er allen seinen Nachmännern auf den mehreren 
Exemplaren wie aus verschiedenen Wechseln; desgleichen 
haften seine Nachmänner aus ihren Indossamenten; dagegen 
seine Vormänner haften nur einmal (ihnen gegenüber sind 
die Inhaber der mehreren Exemplare nur Solidargläubiger). 
W.O. Art. 67 8. 2 Z. 1. 

ß. Hat der Bezogene, wenngleich nur aus Versehen, 
sein Accept auf mehrere Exemplare gesetzt, so haftet er, 
nach gesetzlich bestätigtem Gewohnheitsrecht, gutgläubigen 
Nehmern wie aus verschiedenen Wechseln. W.O. Art. 67 
S. 2 Z. 2. 

b. Blosse Kopieen dienen nur zur Weiterbegebung 
und zur Avalgebung (W.O. Art. 81 — s. oben § 193); 
nicht zum Accept, noch kann auf sie allein Accept oder 
Zahlung verlangt oder mit ihnen allein unbeschränkt Re- 
gress genommen werden. Der Wechselinhaber darf selbst 
eine als solche bezeichnete Abschrift nehmen, welche den 
derzeitigen Inhalt des Wechsels vollständig wiedergibt. 
Die auf diese Abschrift nunmehr gesetzten Original- 
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Indossamente und Original mitunterschrif ten (Aval vermerke) 
haben die gleiche Rechtswirkung, als ständen sie auf dem 
Wechsel. Behufs ihrer Unterscheidung von den nur ko- 
pirten Indossamenten (oder Avallen) hat am Schlüsse der 
Abschrift zu stehen „bis hieher Kopie" oder „von hier ab 
Original u. dgl. 

Auf der Kopie soll (unbeschadet der Gültigkeit) ver- 
merkt werden, bei wem sich das Original befindet. Gegen 
den Verwahrer des Originals hat der legitimirte Inhaber 
der Kopie die actio ad exhibendum auf dessen Heraus- 
gabe; im Weigerungsfälle hat er darüber Protest zu er- 
heben und darf nunmehr den Regress (m. Z. u. s. f.) wider 
diejenigen Vormänner nehmen, deren Originalindossa- 
mente bezw. Originalavalvermerke sich auf der Kopie 
befinden (zur Geltendmachung anderer Wechselansprüche 
bedarf er des Originalwechsels). W.O. Art. 70—72, 81. 
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